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Nach $$. 6 und 7 der Bibliotheks-Ordnung ist jedes aus- 
gehobene Werk nach 14 Tagen wieder an die Bibliothek zu- 
rückzustellen, und eine etwaige längere, dem Bibliothekar an- 
zuzeigende Benützung nur insoferne zulässig, als das Werk 
nach Ablauf der ersten 14 Tage nicht von einem anderen 
Vereinsgliede begehrt wird, Erfolgt nach Ablauf dieser Zeit 
die Zurückstellung nicht, so urgirt es der Bibliothekar. Ver- 
fliessen weitere 4 Wochen fruchtlos, so wird das Werk auf 
Kosten des säumigen Vereinsgliedes neu angeschafft. 
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Dritte vermehrte und verbeſſerte Auflage. 


——.—. . ͤ—ö⅛ñ—ę—¼ ʃ—ͤ..—.0.ͤͤ——ꝛ 
rag, 


gedruckt in der Commerfchen Buchdruckerei, im ehemaligen 
Annakloſter Nro. 948. 


1834. 


Quia mandatum Jucerna est, et lex lux, et via vitae 


increpatio disciplinae: 
Prov, 6. 23. 


Admone illos, principibus et potestatibus subditos 
esse, dicto obedire, ad omne opus bonum pa- 
ratos esse. 


Til. 3, 1. 


Vorerinnerung. 


Von welchem practiſchen Intereſſe eine ſyſtemati⸗ 
ſche Zuſammenſtellung der den öconomiſchen Theil 
der Kirche betreffenden Vorſchriften ſei, hat der 
überaus ſchnelle Abſatz der beiden Auflagen gegen— 
wärtigen Werkes gezeigt. Während die erſte Auf— 
lage beinahe gleichzeitig mit ihrem Erſcheinen ver- 
griffen wurde, war von der zweiten nach Verlauf 
eines Jahres gleichfalls kein Exemplar mehr vor- 
handen. Sieben Jahre verfloßen, ohne daß ich den 
vielfältigſten Aufforderungen Folge zu leiſten, zur 
Bearbeitung der dritten Auflage zu ſchreiten im 
Stande war. Dieſe erſcheint nun; ob allen Erwar— 
tungen entſprechend, müſſen diejenigen, für die ich 
ſchrieb, Seelſorger, Wirthſchaftsämter und politi— 
ſche Behörden, welche ſich mit den, das Kirchenver— 


ar mögen betreffenden Gegenſtänden häufiger zu befaſ— 


ſen haben, entſcheiden. 
Ich hatte keine Vorgänger in meiner Arbeit 
und keine Nachfolger, wenn nicht etwa der woͤrtliche 
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Abdruck derſelben in andern Werken und unter einem 
andern Titel den Auctor zu einem ſolchen machen ſoll. 
Ich hatte mühſam zu ſammeln, und das Geſammelte 
noch mühſamer zuſammen zu ſtellen, da mir auch 
keine Schrift vorlag, die ich in Abſicht auf Plan 
und Ordnung hätte prüfen, oder für meinen Zweck 
benützen können. Das gewählte Syſtem ſchien mir 
unter allen gebildeten der Natur der Sache am mei— 
ſten zuzuſagen; nach dieſem mußte die ganze Ab— 
handlung in zwei Theile gebracht werden. Habe ich 
in den einen Theil oder Abſchnitt Verordnungen 
aufgenommen, die in den andern Theil oder einen 
andern Abſchnitt gehören: ſo geſchah es des Zuſam— 
menhanges und der Verſtändlichkeit wegen. Insbe- 
ſondere war dieſes der Fall bei den Stiftungen, wohin 
manche Verordnung bezogen werden mußte, die in 
den Abſchnitt von der Erwerbung gerade nicht ein— 
ſchlägt. Die Vorſchriften, welche in der Abhandlung 
von den kirchlichen Gebäuden vorgekommen ſind, ha— 
be ich in die gegenwärtige nicht mehr aufgenommen, 
ſondern mit gehöriger Verweiſung bemerket. Die 
übrigen, in der einen oder andern Beziehung das 
Kirchenvermögen betreffenden, landesfürſtlichen Ver⸗ 
ordnungen aber glaube ich mit möglichſt getreuer 
Beibehaltung der geſetzlichen Worte, und mit Be⸗ 
nennung und Datum der Decretation ſo vollſtändig 


zuſammen geſtellt zu haben, als es bei einer Privat- 
Arbeit möglich war; es iſt mir hierin auch der k. k. 
Herr Hofrath Dolliner mit ſeinen Materialien ge— 
fälligſt zu Hülfe gekommen. Ich habe ſelbſt die äl— 
tern nicht mit Stillſchweigen übergangen, theils der 
Geſchichte, theils der Wiſſenſchaft wegen, daß ſie 
zwar beſtanden, aber außer Anwendung getreten 
ſeien; ſie ſind deshalb nur kurz, und ſo viel es ſich 
thun ließ, vor den wirklich in Kraft beſtehenden Ver— 
ordnungen angeführt. Dieſes geſchah auch mit den 
Verordnungen des gemeinen Kirchenrechtes, welche 
an den zukommlichen Orten in ſo weit eingereihet 
worden ſind, als ſie in dem Oeſterreichiſchen Staate 
noch gegenwärtig verbindliche Kraft oder geſchicht— 
lichen Werth haben. 

Bei der vorliegenden Auflage konnte ich keine 
Hauptveränderungen veranſtalten; es erlaubten mir 
ſolches weder das nothwendige Anſchließen beider 
Theile an die Abhandlung von den kirchlichen Gebäu— 
den und an jene von den heiligen Handlungen, den 
heiligen und religibſen Sachen, welche zuſammen die 
Lehre von den ſämmtlichen kirchlichen Sachen erſchö— 
pfen ſollten, noch die häufigen Eitationen in meinen 
übrigen kirchenrechtlichen Werken, als welche ſonſt 
Beirrungen veranlaſſen würden. Daß ich aber die 
Brauchbarkeit meines Werkes zu erhöhen bemüht 
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war, davon zeigt der Inhalt. Es gibt keinen Para⸗ 
graph, ja keine Seite, welche nicht einen Zuſatz, eine 
Verbeſſerung oder Berichtigung durch Einſchaltung 
neu erſchienener und mehrerer ältern, mir inzwi— 
ſchen erſt zugänglich gewordenen Verordnungen, 
oder durch Feilung im Style erfahren hätte. Auch 
haben die Noten weſentliche Zuſätze erhalten durch 
Beirückung der Daten der Geſetze identiſchen In— 
haltes und durch Angabe der Geſetzſammlung, aus 
welcher das citirte Geſetz entlehnt, oder der Ge— 
ſchäftszahl, unter welcher es erſchienen iſt. Ich hatte 
mich gegen deren urſprüngliche Aufnahme in der 
Vorrede zum zweiten Theile der frühern Auflage er— 
klärt; ich wollte keine übermäßige Vergrößerung der 
Noten herbei führen. Allein der allgemeine Wunſch, 
der ſich darnach ausſprach, die Anfragen, die mir 
um das eine und das andere Geſetz nicht blos münd— 
lich, ſondern auch ſchriftlich aus entfernten Provin— 
zen zukamen, und das mitunter mühſame Nachſu— 
chen, welches deren Löſung mir verurſachte, ſtimm— 
ten mich dazu. Ich bemerke hierbei nur, daß die 
Bedeutung der Abbreviaturen folgende ſei: Gout. 
Gouta, Sammlung der ſämmtlichen politiſchen und 
Juſtiz⸗Geſetze; Jak. Jakſch, Geſetz- Lexicon in 
geiſtlichen Sachen; J. G. S. Juſtiz-Geſetzſamm⸗ 
lung oder Geſetze und Verordnungen im Juſtiz— 


fahe vom Sahre 1780 angefangen; Krop. Kro⸗ 
patſchek, Handbuch aller unter KK. Joſeph, Leo— 
pold und Franz ergangenen Verordnungen und Ge— 
ſetze; Pol. Geſ. Politiſche Geſetze und Verord— 
nungen auf allerhöchſten Befehl unter der Aufſicht der 
Hofſtellen herausgegeben; Prov. Geſ. Geſetzſamm— 
lung der betreffenden Provinz; Roth „Auszug als 
ler im Königreiche Böhmen beſtehenden Geſetze von 
Roth, neu herausgegeben von Blaſek; Schwerdl. 
Schwerdling, Practiſche Anwendung der Geſetze 
in geiſtlichen Sachen; Thereſ. Sammlung aller 
Verordnungen und Geſetze von K. M. Thereſia 
vom Jahre 1740 anzufangen in chronologiſcher 
Ordnung; Trat. Vollſtändige Sammlung aller un⸗ 
ter K. Joſeph II. ergangenen Verordnungen und 
Geſetze, bei Joh. Edl. von Trattnern; Wagner, 
Zeitſchrift für Oeſterreichiſche Rechtsgelehrſamkeit 
von Dr. Wagner vom Jahre 1825 angefangen. — 
Die Beirückung dieſer Daten bei allen Citaten nach— 
zutragen, erlaubte mir die Zeit nicht; bei einigen 
bin ich es weder im Stande, weil ich dieſelben aus 
den von dem k. k. Herrn Hofrathe mir mitgetheil— 
ten und längſt zurückgeſtellten, oder aus meinen 
eigenen Materialien entnommen habe, welche ich 
in den verſchiedenen Fächern der Jurisprudenz ſchon 
ſeit meinen Studien⸗Jahren blos für meine Privat— 
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Notiz, und ohne an eine wiſſenſchaftliche Bear— 
beitung gedacht zu haben, einſammelte, und noch 
täglich aus jedem Buche, das ich leſe, eintrage. 
Die nöthigen Formulare zur Verfaſſung der Stift— 
briefe, Kirchenrechnungen und periodiſchen Einga— 
ben habe ich ſo, wie ſie beſtehen, oder vorgeſchrie— 
ben wurden, im Anhange angeſchloſſen, um ſich in 
vorkommenden Fällen darnach benehmen, ſonſt aber 
die Sache verſinnlichen zu können. 

Möge dieſes Handbuch recht viel beitragen, 
das Gute zu fördern, die trefflichſten Anordnun— 
gen und Einrichtungen in Anwendung zu bringen, 
und die höhern Behörden von den läſtigen Anfra— 
gen, Verweiſungen und Republicirungen bereits - 
beſtehender Geſetze zu befreien! 8 
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Einleitung. 


&. 1. 
Begriff und rechtliche Eintheilung der Sachen. 


Unter Sache (res) verſteht man im rechtlichen Sinne 
Alles, was von Perſon verſchieden iſt, und zum Gebrauche 
der Menſchen dient. 

Die Sachen ſind nach dem Unterſchiede ihrer Be— 
ſchaffenheit entweder körperliche (corporales), welche 
in die Sinne fallen, oder unkörperliche (incorporales), 
welche ſinnlich nicht wahrgenommen werden können, und 
anders Rechte (jura) heißen. 

Die körperlichen Sachen heißen bewegliche (mobi- 
les), wenn ſie ohne Verletzung ihrer Subſtanz von einer 
Stelle zur andern verſetzt werden können; unbewegliche 
(immobiles), wenn fie entweder gar nicht, wie liegende 
Gründe, oder doch nicht ohne ihre Zerſtörung, wie Gebäude, 
eine Veränderung ihrer Stelle zulaſſen. Körperliche Sa— 
chen, die an ſich beweglich ſind, werden im rechtlichen Ver— 
ſtande für unbeweglich gehalten, wenn ſie vermöge des Ge— 
ſetzes oder der Beſtimmung des Eigenthümers das Zugehör 
einer unbeweglichen Sache ausmachen. Unter Zugehör 
(pertinentia) aber verſteht man Alles, was mit einer 
Sache in fortdauernde Verbindung geſetzt wird, es mag 
dieſes durch die Kräfte der Natur bewirkt werden, wie der 
noch nicht abgeſonderte Zuwachs, oder durch eine Verfügung 

I. Theil. 1 
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des Geſetzes oder des Eigenthümers geſchehen, wie dieſes 
der Fall bei Nebenſachen iſt, ohne welche die Hauptſache 
nicht gebraucht werden kann, und bei Sachen, die eigens 
zum fortdauernden Gebrauche der Hauptſache beſtimmt 
worden ſind a). 

Die unkörperlichen Sachen oder Rechte ſind entweder 
dingliche (jura in re, in rem oder qura realia), wenn 
ſie über eine Sache ohne Rückſicht auf gewiſſe Perſonen, 
oder perſönliche (jura ad rem oder personalia), wenn fie 
nur gegen gewiſſe beſonders verbundene Perſonen zu ei— 
ner Leiſtung, d. i. einem Geben, Thun, Unterlaſſen oder 
Leiden zuſtehen 5). 
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Dingliche Sachenrechte. 


Gattungen der dinglichen Sachenrechte ſind: 

1) Der Beſitz (possessio), worunter man im ju— 
ridiſchen Sinne die Inhabung einer Sache verbunden mit 
dem Willen, ſie als die ſeinige zu behalten, verſteht. Der 
Beſitz heißt rechtmäßig, wenn er auf einem zur Erwer— 
bung tauglichen Rechtsgrunde beruht, im entgegengeſetzten 
Falle unrechtmäßig; redlich, wenn man die Sache, 
die man beſitzt, aus wahrſcheinlichen Gründen für die ſei— 
nige hält, unredlich, wenn man weiß, oder aus den 
Umſtänden vermuthen muß, daß die Sache, die man be— 
ſitzt, einem Andern zugehöre; echt, wenn er weder durch 
Gewalt erlangt, noch durch Liſt oder Vitte heimlich erſchli— 
chen worden iſt, unecht, wenn eines dieſer drei Gebre— 
chen eintritt. Erworben wird der Beſitz bei körperlichen 
Sachen durch Uebergabe oder Ergreifung, bei Rechten durch 
den Gebrauch derſelben im eigenen Namen a). 

2) Das Eigenthum (dominium) Eigenthum 
heißt Alles, was jemanden zugehört, alle ſeine körperlichen 

a) B. G. B. ö. 285, 291—294. 


b) Ebend, 85. 307 u. 801. 
a) B. G. B. $$. 309, 312, 316, 321, 326, 345. 


a Ser 


Sachen und alle feine Rechte; das Eigenthumsrecht aber 
iſt die Befugniß, mit der Sache nach Belieben zu ſchalten. 
Es iſt vollſtändig und ungetheilt, wenn das Recht 
auf die Subſtanz der Sache mit dem Rechte auf die 
Nutzungen in einer und derſelben Perſon vereinigt iſt; 
unvollſtändig und getheilt, wenn der einen Perſon 
nur ein Recht auf die Subſtanz, der andern dagegen nebſt 
einem Rechte auf die Subſtanz das ausſchließende Recht 
auf die Benützung der Sache zuſteht. Das in einem ſol— 
chen Falle der erſten Perſon zuſtehende Hauptrecht heißt 
Obereigenthum (dominium directum), das der letz— 
tern Nutzungseigenthum (dominium utile). Un⸗ 
vollſtändig iſt das Eigenthum: a) bei einem Erbpacht— 
gute, d. i. einem Gute, welches gegen eine jährliche, im 
Verhältniſſe zu dem Ertrage beſtimmte, und unveränder— 
liche Abgabe erblich überlaſſen wird; b) bei einem Erb— 
zins gute (emphyteusis), welches gegen eine zwar gleich— 
falls jährliche, jedoch nur geringe, und bloß zur Anerken— 
nung des Obereigenthums zu entrichtende, Abgabe beſtellt 
wird; c) bei einem Bodenzins gute, welches gegen 
einen jährlichen Zins zur bloßen Benützung der Oberfläche 
verliehen wird; endlich d) bei einem Lehen, d. i. einem 
Gute, welches unter der gegenſeitigen Verbindlichkeit zu 
einer beſondern Treue gegeben und empfangen wird 5). 
Das vollſtändige Eigenthum ſowohl als das unvollſtändige 
heißt unbeſchränkt, wenn der Eigenthümer frei dar— 
über verfügen kann; beſchränkt, wenn er in der freien 
Ausübung ſeiner Rechte durch das Geſetz, durch einen Ver— 
trag oder eine letztwillige Anordnung gehindert iſt c). Er— 
worben wird das Eigenthum an herrnloſen, niemanden zu— 
gehörigen, Sachen durch Zueignung, an Früchten und 
Nebenſachen durch Zuwachs, an ſchon eigenthümlichen 
Sachen durch Uibergabe, und an denjenigen insbeſondere, 


6) Ebend. $$. 353, 357, 359, 1122, 1123, 1125. 
e) Ebend. $$. 362364. 
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welche einen Gegenſtand der öffentlichen Bücher ausma— 
chen, durch Einverleibung in dieſelben dk). 

3) Das Pfand (pignus). Dieſes iſt das Recht des 
Gläubigers, an einer fremden Sache wegen einer Forde— 
rung Sicherheit zu haben, und aus der Sache, wenn die 
Verbindlichkeit des Schuldners zur beſtimmten Zeit nicht 
erfüllet wird, die Befriedigung zu erlangen. Es heißt 
Hand- oder Fauſtpfand oder Pfand in der engern 
Bedeutung, wenn die verpfändete Sache beweglich; Grun d— 
pfand oder Hypothek, wenn ſie unbeweglich iſt. Er— 
ſteres wird durch Uebergabe, letzteres durch Einverleibung 
in die öffentlichen Bücher erworben e). 

4) Die Dienſtbarkeit (servitus) oder das Recht 
des Einen, zu verlangen, daß der Andere in Rückſicht ſei— 
nes Grundſtückes zum Vortheile des Erſtern etwas dulde 
oder unterlaſſe. Sie iſt beja hend, wenn die Verbind— 
lichkeit des Letztern im Dulden, verneinend, wenn ſie 
im Unterlaſſen beſteht; perſönlich, wenn ſie blos zum 
perſönlichen Vortheile ohne Rückſicht auf ein Grundſtück, 
eine Grunddienſtbarkeit, wenn ſie zur vortheilhaf— 
teren und bequemeren Benützung eines Grundſtückes des 
Erſtern beſtellt iſt. An den in öffentlichen Büchern ein— 
verleibten Grundſtücken wird ſie gleichfalls nur durch Ein— 
verleibung, ſonſt aber, wie der Beſitz eines Rechtes, durch 
die Ausübung im eigenen Namen erworben /). 

5) Das Erbrecht (haereditas), d. i. das Recht, 
die Verlaſſenſchaft eines Verſtorbenen, oder einen in Be— 
ziehung auf das Ganze beſtimmten Theil derſelben aus— 
ſchließend in Beſitz zu nehmen. Davon unterſcheidet ſich 
das Vermächtniß (legatum), worunter ohne Rückſicht 
auf den Werth im Verhältniſſe zur ganzen Verlaſſenſchaft 
Alles verſtanden wird, was jemanden zugedacht, aber nicht 


d) Ebend. II. Thl. III. IV. V. Sptſt. 
e) Ebend. 99. 447, 448, 451. 
F) Ebend. $$. 472, 473, 481. 
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als Erbtheil hinterlaſſen wird; alſo eine einzelne Sache, 
eine oder mehrere Sachen von gewiſſer Gattung, eine 
Summe, oder ein Recht. Der Regel nach kann ein Ver— 
mächtniß nur aus einer gültigen letztwilligen Anordnung, 
das Erbrecht aber aus einer gültigen letztwilligen Anord— 
nung, aus einem zuläſſigen Erbvertrage oder aus der un— 
mittelbaren Verordnung der Geſetze erlangt werden g). 


§. 3. 
Perſönliche Sachenrechte. 

Gattungen der perſönlichen Sachenrechte ſind: 

1) Die Rechte unmittelbar aus einem Geſetze. 
Dieſe Rechte kommen in den beſondern Geſetzen, durch 
welche ſie ertheilt werden, vor. Dahin gehören die Rechte 
der Kirche gegen die Verwalter ihres Vermögens oder den 
Geſchäftsführer ohne Auftrag, die Forderungen derſelben 
als Vermächtnißnehmerinn gegen den erklärten Erben a) 
u. ſ. w. 

2) Die Rechte aus einem Vertrage. Vertrag 
heißt jedes angenommene Verſprechen einer Leiſtung. Er 
iſt entweder ein ausdrücklicher, wenn er durch Worte 
oder allgemein angenommene, ſchon für ſich bedeutende, 
Zeichen geſchloſſen wird, oder ein ſtillſchwei gender, 
wenn die Einwilligung aus ſolchen Handlungen abgenom— 
men wird, welche mit Uiberlegung aller Umſtände keinen 
vernünftigen Grund, daran zu zweifeln, übrig laſſen; ein 
einſeitiger, wenn nur ein Theil verſpricht und der 
andere annimmt, oder ein zweiſeitiger, wenn beide 
Theile einander Rechte übertragen und wechſelſeitig an— 
nehmen; ein wohlthätiger, unentgeldlicher, 
wenn er ohne Gegenleiſtung, oder ein läſtiger, ent— 
geld licher, wenn er mit einer Gegenleiſtung geſchloſſen 


8) Ebend. $6. 532, 535, 533, 647. 
4) B. G. B. H. 307, 859, 860, 283, 1035 u. f. 801. 
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wird. Der Form nach iſt er ein mündlicher oder 
ſchriftlicher, gerichtlicher oder außergerich tz 
lich er, je nachdem er auf die eine oder die andere Art 
errichtet wird 5). 

3) Die Rechte aus einer erlittenen Beſchä⸗ 
digung, worunter man jeden Nachtheil verſteht, der 
jemanden zugefügt wird, mit Ausſchluße alſo und im Ge— 
genſatze des Entganges eines Gewinnes, welchen jemand 
nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge zu erwarten hatte. 
Die Beſchädigung entſpringt entweder aus einer wider— 
rechtlichen willkührlichen oder unwillkührlichen Handlung 
oder Unterlaſſung eines Andern, oder aus einem Zufalle, 
der wieder rein oder gemiſcht iſt, je nachdem er ohne frem— 
den Einfluß entſtanden, oder durch das Verſchulden eines 
Andern herbeigeführt worden iſt c). 


§. 4. 
Kirchliche Sachen und Kirchenvermögen. 


Nach der Verſchiedenheit des Subjectes, dem die 
Sachen zugehören, ſind ſie entweder weltliche Sachen, 
wenn ſie weltlichen phyſiſchen oder moraliſchen Perſonen, 
oder kirchliche Sachen, wenn ſie der Kirche, d. i. der 
religiös = moralifhen Vereinigung der Bekenner derſelben 
Glaubens- und Sittenlehren gehören. Im weiteſten Ver— 
ſtande begreift man daher unter kirchlichen Sachen (res 
ecclesiasticae) Alles, was von kirchlichen Perſonen un: 
terſchieden iſt, und zur Erreichung des Kirchenzweckes bei— 
trägt (§. 1); mithin auch das, was unmittelbar göttlicher 
Einſetzung iſt, wie die Sacramente, und alle Handlungen 
des äußern Gottesdienſtes, die geiſtigen Güter (res spi- 
rituales), fo wie die Sachen, welche zur Unterhaltung 
und Verrichtung des äußern Gottesdienſtes gehören, die 


5) Ebend. dd. 307, 359, 861, 863, 854, 883. 
e) Esend. %. 307, 859, 1393, 1394, 1311. 
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eigentlichen Kirchenſachen oder materielen Kirchengüter 
(res eeclesiastieae im weiten Verſtande). 

Von dieſen heißen jene, welche nach vorher gegangener 
Einweihung oder Einſegnung als Mittel zur Verrichtung 
des Gottesdſenſtes gebraucht werden, oder Werkzeuge und 
Geräthſchaften dabei abgeben, heilige Sachen (res 
sacrae), und jene, mit deren Erträgniſſen und Nutzungen 
die Koſten ihrer Anſchaffung und Erhaltung, dann die 
Koften des äußern Gottesdienſtes ſelbſt beſtritten werden, 


kirchliche Sachen (res ecclesiasticae im engern 


Verſtande), eigentliche Kirchengüter (bona ecclesias- 
tica). Letztere werden wieder in das Kirchenvermö— 
gen (peculium ecclesiae), d. i. Kirchengüter, aus des 
nen lediglich der eigentliche kirchliche Aufwand beſtritten 
wird, und Beneficial-Güter (bona beneficialia, 


— 


benefieium), welche für den Unterhalt des zum Dienfle < 


der Kirche bleibend angeſtellten Geiſtlichen gewidmet ſind, 
unterſchieden. 


$. 5. 
Kirchenvermögen im alten Bunde. 


Welcher Geſetze und Verfahrungsweiſe zur Beſtrei— 
tung des gottesdienſtlichen Aufwandes ſich die heidniſchen 
Völker bedient haben, laſſen wir an ſeinem Orte geſtellt 
ſein; uns gehen nur jene der Kirche Chriſti näher an. 
So wie aber dieſe durch die von Gott den Stammeltern 
gemachte Verheißung des künftigen Meſſias, und den von 
ihnen und ihren frommen Nachkommen darauf geſtützten 
Glauben vom Anfange bis zum Ende der Welt eine ein— 
zige a), nur in der Verfaſſung nach den verſchiedenen 
Zeitaltern verſchiedene, Kirche iſt: ſo haben auch die Kir— 
chengüter gleichen Urſprung mit der Kirche, mit der Reli— 
gion, mit der Welt. 


a) Rechberger jus. eccl. Aust. P. 1. 5. 9. 10. Sauler- 
jus, ecel, cath, F. 9. 


. 

Die erſten Kirchengüter waren äußerliche, in zeit⸗ 
lichen Dingen beſtehende Opfer, welche Gott ſelbſt theils 
auf feine ausdrückliche Anordnung, theils mit feiner Gut— 


heißung dargebracht wurden 5). Andere 53 und ein 


anderes Vermögen erforderte die Beſchaffenheit des Got⸗ 
tesdienſtes nicht. Als aber eigene Prieſter beſtellt wurden, 
welche für die übrigen Gläubigen die Opfer entrichteten, 
mußte für deren Opfergaben und Unterhalt auf eine be— 
ſondere Art geſorgt werden. Dieſe mag wohl anfangs 
nur in dem doppelten Theile der Erbſchaft beſtanden ſein, 
welchen ſie als Erſtgeborne, und in dieſer Eigenſchaft ſeit 
Noe zur Würde des Prieſterthums Berechtigte, vor den 
übrigen Erben erhielten c); es kam jedoch ſehr bald eine 
zweite Art des Einkommens in den Zehenten hinzu, wel— 
che, wie uns die Schrift lehrt, bereits Abraham von der 
gemachten Beute an Melchiſedech entrichtet hatte d). Nach 
dem Auszuge aus Egypten befahl der Herr, zu dem Baue 
des Tabernakels Materialien und die Erſtlinge, und zum 
Gebrauche desſelben Oehl und Geld darzubringen, und im 
Angeſichte Gottes nicht leer zu erſcheinen e); und die Ju— 
den befolgten dieſe Gebote ſehr genau. Wir leſen, daß 
die Gotteskäſten ſehr reich, und die Schätze des Taberna— 
kels, des Salomoniſchen und Zorobabelſchen Tempels un— 
ermeßlich geweſen ſeien f). Zum Unterhalte der zum Dienſte 
des Tabernakels berufenen Leviten wurde, außer den in dem 
fruchtbaren Canaan ſehr beträchtlichen Zehenten von allen 
Früchten der Erde, und von dem unter dem Hirtenſtabe 
ſich befindlichen, nach Andern ſogar von allem Viehe, das— 
jenige angewieſen, was Gott nach ſeinem Befehle geopfert 


5) Gen. IV. 3. 4. 
c) S. Hieronym. in trad. hebr. cum comm. interpret. 8. 
Thom, 2. 2. d. 87. art. 1. ad 3. 
d) Gen. XIV. XXVIII. 
e) Exod. Levit. Num. 


7) Molitor Abhandl. v. d. Macht der Kirche über Kirchen⸗ 
güt. c. 1. u. 4. 
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werden mußte, was an beweglichen oder unbeweglichen 
Gütern freiwillig verlobt und um bares Geld ausgelöſet, 
oder geſchenkt wurde 3), und was als Strafgeld für be— 
gangene Sünden und Verbrechen einging A); welches Al— 
les zuſammen genommen ihr Einkommen über das eines 


jeden andern weit größeren Stammes um ein Sechstel 
höher ſtellte. 


6. 6. 
Kirchenvermögen zu den Zeiten Chriſti. 


Im neuen Bunde legte den erſten Grund zum Kir— 
chenvermögen Chriſtus ſelbſt, ob er ſchon die Armuth fo 
ſehr geliebt hatte, daß er in derſelben nicht nur geboren 
und erzogen werden wollte, ſondern ſie auch jedermann 
beſonders anrieth, und zwar gleich zu Anfange ſeines Lehr⸗ 
amtes. Man lieſt nicht, daß er ehevor Geld und Beutel 
gehabt habe; ſo bald er aber ſeine Kirche zu ſtiften an— 
fing: ſo hat er auch das ihm von ſeinen Anhängern dar— 
gebrachte Geld gütig angenommen, und in einen gemein— 
ſchaftlichen Säckel gelegt, deſſen Führung und Verwaltung 
er einem feiner Apoſtel, dem verrätheriſchen Judas über— 
ließ. Der Gebrauch, den er davon machte, war dreierlei, 
zu ſeinem und der Seinigen Unterhalte, zur Unterſtützung 
der Armen, und zur Feierung der Feſttage a). Hier— 
mit wollte Chriſtus, wie der heilige Auguſtin und der ehr— 
würdige Beda 5) bemerken, wiewohl er den Dienſt der 
Engel nach ſeinem Belieben zu Handen gehabt, und ſich 
alſo nie in der Nothwendigkeit befinden konnte, eine Bör— 
ſe zu führen und Geld darin aufzubewahren, ſeiner Kir— 


2) Josue XIII. Levit. XVIII. 

h) Num. XVIII. 9. 

a) Joan. IV. 8. XII. 6. XIII. 29, 

6) S. August. Tract. 62. in Joan. n. 5. Tract. 50. u. 11. 
Gratiau, can. 12. 17. caus. XII. q. I. Venerab. Beda 
lib. 4. c. 54. in Luc. XII. 


1 
che ein Beiſpiel zu ihrem Benehmen für die Zukunft er— 
theilen, und dieſe hat auch beſtändig dafür gehalten, daß 
jener göttliche Unterricht die Form des kirchlichen Vermö— 
gens ſowohl in Abſicht auf Erwerbung, als auf Verwal— 
tung und Verwendung beſtimme. Mit Recht verdammte 
daher P. Johann XXII. diejenigen, welche behaupteten, 


Chriſtus und feine Apoſtel hätten nichts Eigenthümliches 


beſeſſen, und kein Recht auf das gehabt, was ſie wirklich 
beſeſſen hätten c). Nur ſo weit darf die Vergleichung 
nicht geſteigert werden, daß, weil Chriſtus nur wenig 
Geld in den Säckel gelegt hatte, die Kirche ebenfalls ein 
Mehreres nicht beſitzen ſolle. Denn die Abſicht des Hei— 
lands war hierbei blos, ſelbſt den Schein, als habe ſich 
ſeine Kirche nur durch zeitliche Güter und Reichthümer ge— 
hoben, zu vermeiden, und auf dieſe Weiſe der Verdunke— 
lung ihres göttlichen Urſprungs zu begegnen. Wenn zu— 
nehmende Bedürfniſſe der Kirche einen mehreren Beſitz ge— 
boten, und die größere Freigebigkeit der Gläubigen ſolchen 
möglich machte: ſo kann derſelbe dermalen weder getadelt, 
und noch weniger als zuläſſig beſtritten werden. 


§. 7. 
Zu den Zeiten der Apoſteln. 


Das Kirchenvermögen vermehrte ſich bereits unter 
den Apoſteln. Es geſchah dieſes vorzüglich durch die Lie— 
besgaben der Gläubigen. Die Juden-Chriſten wußten 


aus dem Geſetze, daß Verlobungen zeitlicher Güter Gott 


gefällig, und ſolche Opfer von ihm ſelbſt angeordnet ſeien; 
ſie konnten im Chriſtenthume in dem, wozu ſie im Juden— 
thume verbunden waren, nicht zurück bleiben, ſondern 
wollten ſich vielmehr in ihrem vollkommenern Zuſtande 
übertreffen a). Sie verlobten und verkauften daher alle 


c) cap. 4. 5. int. Extrav. Joan. XXII. de verb. siguif. 
(14.) 
a) Fleuri iustit, jur. cau, P. II. c. 10. n. 3- \ 
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ihre Habſeligkeiten, und legten das daraus gelöjte Geld zu 
den Füßen der Apoſtel 5). Außer dem Ananias und deſ— 
ſen Gattinn Saphira war nicht leicht ein Gläubiger zu fin— 
den, der hierin zu viel zu thun gemeint hätte, und die 
Apoſtel hatten dieſen fromm ſittlichen Eifer nicht nur nicht 
gemißbilligt; ſondern Peter hat vielmehr jenes Ehepaar, 
welches einen Theil des Kaufſchillings für den von ihm 
Gott verlobten Acker unterſchlagen wollte, mit jähem To— 
de beſtraft c). Die Heiden-Chriſten wollten nicht hinter 
den Juden-Chriſten bleiben, zumal als es ſchon vermöge 
der heidniſchen Religionsgeſetze Pflicht war, den Göttern 
zu opfern, und den Prieſtern Schenkungen zu machen. 
Es kam demnach, da unter den Neubekehrten ſich viele 
Reiche befanden, eine Menge Geldes zuſammen, und der 
heilige Chryſoſtomus hält dafür, daß damit den Apoſteln 
das Hundertfältige, welches ihnen noch auf dieſer Erde 
verheißen war d), vergolten worden ſei e). Die Verwal— 
tung dieſes Vermögens beſorgten die Apoſtel anfangs ſelbſt; 
da ſie aber wahrnahmen, daß bei der Austheilung unter 
den Gläubigen Murren und Zwiſtigkeiten entſtanden, fie 
ſelbſt auch neben dem Lehren und Predigen die Verthei— 
lung nicht vollkommen abwarten konnten: ſo beſchloſſen 
ſie, das Lehr- und Predigeramt für ſich zu behalten, und 
die Verwaltung der zeitlichen Güter andern, von der gan— 
zen Gemeinde auszuerſehenden, Perſonen zu überlaſſen. 
Es waren dieſes die von dem Volke gewählten, und von 
ihnen ordinirten ſieben Diaconen H. In der Verwen— 
dung verfuhren die Apoſtel nach dem Beiſpiele ihres Mei— 
ſters; unter die Gläubigen theilten ſie nach eines jeden 
Nothdurft aus 3). Sie ſelbſt führten ein gemeinſchaftli— 
% 

5) Act. II. 44. 45. IV. 34—37. 

c) Ibid. V. 1— 11. 

d) Marc. X. 30. 

e) S. Chrysost. hom. 7. in cap. 3, ad Rom. 

PD Act. VI. 1—6. 

4) Ibid. Iv. 34— 37. 


8 


ches Leben in freiwilliger Armuth, eben da im Beſitze von 
Allem, wo fie nichts hatten A). Andern bei den Gemein— 
den angeſtellten Lehrern, Vorſtehern und Dienern aber 
ließen ſie eine Beſoldung verabreichen, indem dieſe, wie 
der heilige Paul erklärt, ein Recht hätten, von den Ge— 
meinden für ihren Dienſt eine Zahlung zu fordern, und 
von ihnen kein Schluß auf andere gemacht werden dürfe i). 


$. 8. 


In den drei erſten Jahrhunderten. 

Nachdem ſich die Kirche allmählich immer mehr aus— 
breitete, fo konnte das gemeinſchaftliche Leben nicht allge— 
mein fort beſtehen. Zwar fuhren die Biſchöfe und die Geiſt— 
lichen fort, ohne beſonderes Eigenthum von den Opfern 
der Gläubigen zu leben; auch brachten noch zuweilen Neu— 
bekehrte nach dem Beiſpiele der erſten Chriſten alle ihre 
Habſchaften in Geld verwandelt als Liebesgabe in den Kir— 
chenſchatz; allein die übrigen Gläubigen behielten ihr Ver— 
mögen als ein abgeſondertes Eigenthum für ſich, und opfer— 
ten blos davon unter dem Gottesdienſte auf den Altar, in 
die Opferkäſten und die Wohnung des Biſchofs, oder brach— 
ten ſpäter am erſten Tage der Woche, welcher Tag des 
Herrn genannt wurde, oder am Schluſſe des Monates 
dasjenige zur Gemeinkaſſe (corbona), was ſie die Woche 
oder das Monat über zum Beſten der gemeinſchaftlichen 
Bedürfniſſe bei Seite gelegt hatten a). Dieſe Opfer und 
Gaben waren ſehr anſehnlich, und reichten nicht blos für 
den einheimiſchen Bedarf hin; ſondern es konnte davon 
auch auswärtigen Ländern und armen Kirchen mitgetheilt 


„) 2. Cor. VI. 10. 

1) 1. Cor. IX. 1. Tim. V. 17. 

a) 1. Cor. XVI. 2. 3 2. Cor. IX.; Can, Apost, can. 3. 4.; 
Tertull. apolog. c. 39. Cypr de oper. et eleemos. 
Hieronym, comment. in Ezech. c. 18. ; Couc. Matiscon. 


II. de an. 585. can. 4. 
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werden )). Insbeſondere war dieſes bei der Römiſchen 
Kirche der Fall, welche nach den Sendſchreiben des Dio— 
nys von Corinth an P. Soter, und des Dionys von Ale— 
randrien an P. Stephan faſt alle Kirchen des Orients bis 
Syrien und Arabien reichlich unterſtützt hatte. Kam eine 
beſondere Noth aus, ſo kündigten die Biſchöfe außerordent— 
liche Collecten an. Gläubige, welche lau waren, und 
nur karg oder gar nicht opferten, wurden von den Kir— 
chenvorſtehern zuerſt an ihre Pflichten erinnert, bei einer 
Widerſpänſtigkeit aber beſtraft. Es geſchah ſolches von ei— 
nem Irenäus, Cyprian c) und andern heiligen Biſchöfen, 
welche ſich für überzeugt hielten, daß dieſe Gaben die 
Stelle der Zehnten des alten Bundes einnähmen, und von 
ihnen daher nicht minder, als von den Leviten gefordert 
werden könnten; ſie gingen hierbei von der Betrachtung 
aus, daß jenes Geſetz ſich auf das natürliche Recht grün— 
de, und als ein bloſes Ceremonial-Geſetz im neuen Bun— 
de nicht abgeſchafft worden ſei. Als aber dieſe unbeſtimm— 
ten Opfer immer geringer einkamen: ſo fingen Hierony— 
mus, Auguſtin und andere an, die Entrichtung einer be— 
ſtimmten Gabe, der Zehenten (decimae) und der Erſtlinge 
(primitiae), einzuführen und zu betreiben d). Jene ſoll— 
ten in der Ablieferung des zehnten Theiles von allem dem, 
was erzielt würde; dieſe in den erſten gewonnenen Früch— 
ten, d. i. der erſten Thierbrut, den erſten Früchten von 
Neubrüchen und in dem beſtehen, was als erſtes Erträg— 
niß jedes Jahr darböte. 

Zu Anfang beſtand das Kirchenvermögen nur in Geld 
und beweglichen Sachen. Die Apoſtel und mit ihnen die 


5) Act. XI. 25—30. XXIV. 17. Rom. XV. 25. et sed. 
1. Cor. XVI. 1—3. 2. Cor. VIII. 1—4. Gal. II. 10. 

ce) Iren. I. 4. e. 34. Cypr. I. 1, epist. 7. et serm. de eleemos, 

d) Hıeroym. comment. in Malach. c. 3. etepist. ad Fabiol. 
de veste sacerd. Chrisost. hom. 5. iu epist, ad Eplies. 
Augnst. in psalm. 146. et germ, 219. de temp. 
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Gläubigen achteten unbewegliche Güter geringer als be— 
wegliche. Es kam dieſes theils daher, weil ſie allernächſt 
das Ende der Welt erwarteten, da ſie Chriſtus der Herr 
hierüber ungewiß ließ; theils weil ihnen die unbeweglichen 
Güter in dem Streben nach Heiligung, nach den himm— 
liſchen Gütern hinderlich ſchienen. Vielleicht trugen auch 
die ſtrengen Vorſchriften des Heilandes bei, in Folge derer 
fie nur mit Noth und Dürftigkeit ausgerüſtet zum Predi⸗ 
gen des Evangelium ſich aufmachen ſollten e); vielleicht 
auch der Umſtand, daß ſie vorherſahen, die Kirche werde 
nicht in Judäa bleiben, ſondern unter die Heiden verſetzt 
werden 7). Später durfte die Kirche, als eine bei den 
Heiden nicht beſtätigte Gemeinheit, liegende Güter nicht 
einmal erwerben oder beſitzen. Wann hierin Veränderun— 
gen vor ſich gingen, und der Beſitz von unbeweglichen Ver— 
mögen den Anfang genommen habe, läßt ſich mit Gewiß— 
heit nicht angeben. Wahrſcheinlich fanden Acquiſitionen 
erſt am Ende des dritten Jahrhunderts Statt g), da bei 
der Verwirrung, in welche das Römiſche Reich ſeit der Ge— 
fangennehmung Valerians gerieth, die Geſetze frei über— 
treten werden konnten. Daß die Kirche um das Jahr 
300 unbewegliche Güter beſeſſen habe, iſt gewiß; denn 
im Jahre 302 wurden ſie von den Kaiſern Diocletian und 
Marimian eingezogen, und fünf Jahre hernach von 
Manxentius ihr wieder zurück geſtellt. 

In der Verwaltung des Kirchenvermögens wurde die 
von den Apoſteln getroffene Einrichtung befolgt. In wie 
weit ihr die Biſchöfe nicht ſelbſt vorſtehen konnten, nahmen 
ſie ſich Gehülfen, jedoch keine andern als geiſtliche, Prie— 
ſter und Diacone, auf. Es war unter der Strafe der 
Excommunication verboten, ſich in die Verwaltung des 
Kirchenvermögens zu miſchen, ohne von dem Biſchofe 


e) Math, 2. * 9. 10. 1 Luc. 1% 5 


F) can. 15. caus. XII. d. 1. 2 
g) Thomasin, vet, et nov. ecel, discipl, P. III. Iib. 1. e. 2. 3. 


dazu berufen zu fein A), Die Verwendung geſchah wie 
bisher; nur erhielten ſeit der aufgehobenen Gütergemein— 
ſchaft die Gläubigen, welche nicht dürftig waren, keinen 
Antheil mehr. 


$. 9. 
Unter Kaiſer Conſtantin und deſſen Nachfolgern. 


Am ſtärkſten nahm das Kirchenvermögen ſeit K. 
Conſtantin zu. Kaum hatte dieſer große Kaiſer vom 
P. Sylveſter die heilige Taufe erhalten, ſo beeilte er ſich 
auch ſchon, das viele Unrecht und die großen Drangſale, 
welche die Kirche von ſeinen Vorfahren zu ertragen hatte, 
auf alle mögliche Art gut zu machen. Er erbaute die 
prachtvollſten Kirchen, und dotirte dieſelben mit liegenden 
Gütern; er verehrte den ſchon geſtifteten Kirchen die reich- 
ſten Geſchenke a), und geſtattete jedermann, Güter aller 
Art und von jedem Werthe an die Kirche zu übertragen 5). 
Nach Euſeb ſoll K. Conſtantin ſogar verordnet haben, 
daß in Ermangelung eines geſetzlichen Erben die Erbſchaft 
an die Kirche zu fallen habe c). Zwar entzog ihr der 
abtrünnige Julian aus einem vorgefaßten Haſſe alle Be— 
ſitzungen wieder, und beraubte ſie überdies der gottes— 
dienſtlichen Gefäße d); allein K. Valentinian gab den 
Verordnungen K. Conſtantins neue Kraft und Wirkſam— 
keit, und wenn er ſelbſt das der Kirche Entzogene nicht 
thätig zurückſtellte: ſo lag die Urſache davon lediglich in 
dem damals erſchöpften Staatsſchatze. Im fünften Jahr— 
hunderte erkaltete wohl noch einmal der Eifer der chriſtli— 


Ah) Cone. Gangr. can. 8. 28. Antioch. II. can. 25. — can. 
13. 16. 22. 26. caus. XII. . 1. 

a) can. 15. caus. XII. d. 1. 

f 5) const. 1. C. de 88. eccles. (1. 2.) 

€) Euseb. lib. 2, de vita Constant. M. c. 55. 

d) Sozom. lib, 5, hist. eccl. c. 5. 


— 6 


chen Kaiſer für Kirche und Kirchenvermögen; indeſſen er: 

ſetzten ihre Großen, was ſie ſelbſt zu wünſchen übrig 

ließen. K. Juſtin I. zeigte ſich wieder freigebig e), und 

eben ſo K. Juſtinian, welcher, mit Aufhebung aller die 

Rechte der Kirche beſchränkenden Geſetze, die von ſeinen 
Vorgängern ertheilten Vorrechte beſtätigte F), und durch 

ihre Aufnahme in ſeine Rechtsſammlung zu allgemeinen 
Rechts-Normen erhoben hat, von denen ſeine Nachfolger 

nicht ferner abgewichen ſind. Seine Vorſchriften und Ein— 

richtungen wurden ſogar im Occidente gangbar, nachdem 
er, mit der Beſiegung der Oſtgothen im Jahre 935, ſei— 

nen Rechtsſammlungen auf italieniſchem Boden geſetzliches 
Anſehen zu verſchaffen wußte. Die Geſetze, welche die 
Deutſchen nach ihrer Bekehrung zum Chriſtenthume er— 

laſſen hatten, wichen davon nicht ab, und eine Verord— 

nung, welche uns von dem Könige Dagobert vom J. 630 
aufbewahrt wurde, gebot ausdrücklich, daß jeder Deutſche 
fein Vermögen der Kirche zuzudenken ungehindert die Be— 
fugniß haben ſoll g). Die Acquiſitionen dieſer Periode un= 

terſchieden ſich von jenen der frühern Zeiten blos in der 

Modalität, indem die frommen Gläubigen ihre Schenkun— 

gen und letztwilligen Anordnungen zu Gunſten der Kirche 

nun nicht mehr ſchlechthin machten, ſo, daß das Zugedachte 
der gemeinſchaftlichen, zu den Ausgaben für alle from— 
men Werke beſtimmten, Maſſe einverleibt werden konnte; 
ſondern mit Angabe eines Zweckes, wozu es verwendet, 

oder mit Beſtimmung einer Verbindlichkeit, die deshalb 

geleiſtet werden ſollte, errichteten. 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens wurde ſeit 
dem fünften Jahrhunderte anders eingerichtet. Es mochte 
ſchon einige Zeit vor dem Kirchenrathe zu Chalcedon in 


e) Liuckii tract. de jur. templ. c. 11. n. 120. 121. 

J) const. 12. 16. 21 — 23. C. de SS. eecles. 

g) Leg. Bajuviar. cap. 1. Leg. Aleman. cap. 1. apud 
Baluz. tom, I. p. 95. 
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der orientaliſchen Kirche zur Gewohnheit geworden ſein, 
die Verwaltung des Kirchengutes beſondeten, unter den 
Namen Oeconomen aufgeſtellten Perſonen zu überlaſ— 
ſen. Dieſe Gewohnheit erhob jener Kirchenrath aus Ge— 
legenheit einer zwiſchen Ibas, Biſchof zu Edeſſe, und ſei— 
ner Cleriſei wegen der Verwaltung vorgefallenen, Strei— 
tigkeit zu einem Canon 7), in der Abſicht, damit es auf 
die Einrichtung aus den Zeiten der Apoſtel zurück käme, 
die Biſchöfe der Seelſorge ungeſtört nachhängen könnten, 
und dem Verdachte einer eigennützigen Verwaltung ent— 
gingen. Die Oeconomen waren keine Laien, ſondern wur— 
den aus der Cleriſei erwählet 1), und ſtanden gänzlich un— 
ter der Aufſicht des Biſchofs, welcher ihnen die Verwal— 
tungsweiſe vorſchrieb, und von ihnen Rechnungen for— 
derte k). Da einige Metropoliten und Biſchöfe die Chal— 
cedoniſche Satzung vernachläſſigten, fo erneuerte fie der 
zweite Kirchenrath von Nicäa unter der Strafe der De— 
volution 7). — In der occidentaliſchen Kirche wurden die 
Oeconomen ſpäter, vielleicht aber doch ſchon mit der Ein— 
führung der Juſtinianiſchen Rechtsbücher, in denen ſehr 
oft von ihnen Meldung geſchieht m), unter dem Namen 
Vicedome der Biſchöfe (Vice-domini) aufgeſtellt; ſie 
ſcheinen indeſſen nicht gleichen Wirkungskreis mit den 
orientaliſchen gehabt zu haben; denn obſchon ſie auch zu 
andern Geſchäften gebraucht wurden, ſo verwalteten ſie 
doch beſonders jenen Theil der Kirchengüter, der, wie wir 
gleich hören werden, dem Biſchofe zukam, und beſorgten 
davon die Hospitalität des Biſchofs. Auch ſie ſollten nur 
Geiſtliche fein, und von dem Biſchofe, oder bei deſſen 


h) Cone. Chalced. can, 26, apud Gratlian. can. 4, Dist 
LXXXIX. 

i) Ibid et coue. Ephes. in epist. de deposit. Nestor. act. 1. 

k) Thomasin, P. III. lib. 2. c. 2. u. 2. 

4) Cone. Nie. II. can. 11. 

n) z. B. const. 14. C. de SS, eceles. 
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Weigerung von feiner Cleriſei beſtellt werden n). Die 
Laien hatten weder in der orientaliſchen, noch in der occi— 
dentaliſchen Kirche auf die Verwaltung einen Einfluß ge— 
nommen; es wurde ihnen hierüber auch niemals Rechen— 
ſchaft abgelegt. Vielmehr übten die Biſchöfe in Betreff 
dieſer Verwaltung unabhängig die geſetzgebende und rich— 
terliche Gewalt aus 0). 

Bis zum fünften Jahrhunderte gab es keine andere 
Theilung des Kirchenvermögens, als die Theilung des ge— 
ſammten Einkommens unter die einzelnen, mit einem ei— 
genen Vorſteher in der Perſon des Biſchofs verſehenen, 
Kirchen. Die Particular-Kirchen, welche neben der bi— 
ſchöflichen in der Stadt und auf dem Lande beſtanden, 
hatten eben ſo wenig etwas Eigenes, als ſie eigene Geiſt— 
liche hatten; zu ihrem Dienſte wurden Geiſtliche von der 
biſchöflichen Kirche, welcher der Clerus der ganzen Diö— 
ceſe einverleibt war, geſchickt. Ihre Unterhaltung hing 
ſelbſt noch, als ſie mit bleibend angeſtellten Geiſtlichen 
verſehen wurden, von der Mutterkirche ab. Der Biſchof 
vertheilte, und zwar, wie es ſcheint, alle Monate p) das 


Einkommen aus dem Vermögen feiner Kirche, ohne hier- 


bei einer andern Vorſchrift, als ſeinem Gutachten nach 
den verſchiedenen Bedürfniſſen der einzelnen Theilnehmer, 
unterworfen zu ſein. Das erſte Zeugniß einer beſondern 
ordentlichen Vertheilung unter den Biſchof, feinen Clerus, 
die Armen und die Kirche für ihren Aufwand kommt um 
die Mitte des fünften Jahrhunderts in einem Briefe des 
P. Simplicius vor 2); gegen das Ende des fünften Jahr— 
hunderts ſpricht P. Gelaſius I. davon ſchon als von ei— 


ner längſt eingeführten Sache r); allgemein will man fie 


n) can. 2. 5. Dist. LXXXIX. can. 22. caus, XVI. d. 1. 
con. Tolet. IV. can. 48. 

o) Molitor v. d. Rechte d. Kirche üb. Kirchengüt. o. 2. u. 28. 29. 

p) Cypr. epist. 34. i 

9) can. 28. cus. XII. g. 2. 


r) can, 27. ibid. 
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aber dem heiligen Gregor zuſchreiben 8s). Sie hatte zur 
Abſicht, für die Unterhaltung der gottesdienſtlichen Per— 
ſonen, die Beſtreitung des kirchlichen Aufwandes und die 
Ernährung der Armen eine beſtimmte Fuͤrſehung zu tref— 
fen; deshalb ſie auch nicht arithmetiſch oder nach gleichen 
Theilen, ſondern vernunftmäßig gemacht, und wie das 
Bedürfniß es erforderte, bald den Armen, bald dem Cle— 
rus ein größerer Theil zugedacht wurde. Die Beſtim— 
mung der einzelnen Theile ſtand dem Biſchofe zu, wel— 
chem auch, das dem Clerus zufallende Viertel unter die 
einzelnen Cleriker nach eines jeden Verdienſt t), und das 
Armenviertel unter die einzelnen Armen nach deren Be— 
dürfniſſe und Würdigkeit zu theilen, vorbehalten war u). 

In dieſe Theilung folglich auch Verwendung waren 
alle Kirchen einverſtanden, wenn gleich außer den italieni— 
ſchen Kirchen dasſelbe Verhältniß nicht überall, und ins— 
beſondere in der ſpaniſchen Kirche nicht zur Anwendung 
kam; denn hier war pro fabrica ecelesiae, worunter 
man nicht blos das auf den Bauaufwand nothwendige 
(fabrica im engern Sinne), ſondern das zur Beſtreitung 
der Koſten für den Cultus und das Kirchenbauweſen über— 
haupt angewieſene Vermögen (fabrica im weitern Sinne) 
zu verſtehen hat, ein Drittel des kirchlichen Einkom— 
mens gewidmet 16). Sie änderte die Natur des Kir: 
chenvermögens in nichts, da ihr nur das kirchliche Ein— 
kommen unterworfen war; die Kirchengüter blieben der 
Subſtanz nach für die einzelnen Kirchen immer unver— 
theilt, bis im ſechsten Jahrhunderte das Pfründen— 
weſen eine Aenderung machte. Weil nämlich den Bi— 
ſchöfen die Verwaltung weit entlegener Kirchengüter oft 


5) can. 29, 30. ibid. 

t) Greg. M. lib. 7. epist. 8. 

14) Idem lib. 9, epist. 29, 

20) can. 10. caus. X. . 1. Couc, Bracar. I. de au. 561. 
can, 7. apud Harduin, tom. III. conc, p. 351. 
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beſchwerlich war, oft auch von denſelben verdienſtvolle 
Prieſter ausgezeichnet werden wollten, ohne ihnen gerade 
bei der Vertheilung einen reichlicheren Antheil zuzu— 
weiſen: ſo überließen ſie ihnen das Einkommen bei ih— 
ren Kirchen, oder den Genuß der in ihrem Bezirke ge— 
legenen Kirchengüter &), jedoch fo, daß fie die Uiber— 
laſſung nach Belieben widerrufen konnten. Nach und 
nach geſchah die Verleihung auf Lebenslang, und zuletzt 
wurde ein ordentliches Recht daraus, unabhängig von dem 
Biſchofe die zur Kirche gehörigen Güter zum Unterhalte 
dergeſtalt zu genießen, daß der Genuß ohne canoniſche Ur— 
ſache weder vorbehalten, noch entzogen werden durfte. 
Dieſes iſt der Urſprung unſerer heutigen Pfarr-Bene— 
ficien )). Sie wurden weder auf einmal und in allen 
Kirchen zu gleicher Zeit eingeführet, noch ihre Einfüh— 
rung durch eine Kirchenſatzung geboten; allein, da wo ſie 
eingeführt wurden, ging eine Scheidung der Beneficial— 
Güter von dem eigentlichen Kirchenvermögen vor ſich, 
welche eine Theilung der zu den einzelnen Kirchen gehöri— 
gen Güter der Subſtanz nach bewirkte. Eine Verwen⸗ 
dung zu andern als den angeführten Zwecken hat man 
von jeher für verboten gehalten. Nicht einmal zu Staats— 
zwecken glaubte man eine Benützung machen zu dürfen 
Kaiſer Conſtantin G. erklärte die Kirchengüter von aller 
Staatsauflage fo frei, wie feine eigenen Krongüter 2), 
und K. Juſtinian wollte ſie ſogar als res divini juris 
betrachtet wiſſen, und ſtellte die kirchlichen Einkünfte den 
Beſoldungen der landesfürſtlichen Beamten in der Art zur 
Seite, daß ſie wie dieſe ohne Abzug verabreicht werden 
ſollten u). 


x) Conc. Aurel. I. de an, 511. can. 23. Aurel, IH. de 
an. 538. can. 5. 

y) Dolliner v. d. Errichtung u. Umänderung d. Benefic. §. 3. 

3) const. 1. C. Theod. L. 14, tit. 1. 

4) const. 12. 21. 22. C. de SS. eceles, const. 1. 2. C. de 
episcop. (1. 3.) 
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Wegen Veräußerung des Kirchenvermögens wurden 
erſt in dieſer Periode Beſtimmungen erlaſſen; alle aber 
lauten dahin, daß keiner Veräußerung Statt zu geben 
ſei. Die erſte Satzung deshalb iſt in dem Kirchenrathe 
von Ancyra im Jahre 313, oder wie andere wollen, 314 
gemacht worden, jedoch nur des Inhaltes, daß es dem 
Clerus verboten ſei, bei erledigtem biſchöflichen Sitze eine 
Innovation vorzunehmen, und daß, wenn etwas veräu— 
ßert worden wäre, dem Biſchofe frei ſtehe, den Vertrag zu 
annülliren, und das Veräußerte zu entrücken 5). Das 
Veräußerungsbefugniß des Biſchofs hob der Kirchenrath 
von Ancyra eben fo wenig auf, als jener von Antiochia, 
welcher den Biſchöfen blos eine ſorgfältige Verwaltung 
und Aufſicht empfahl c). Erſt der IV. Kirchenrath von 
Carthago gegen das Ende des vierten Jahrhunderts un— 
terſagte den Biſchöfen, Kirchengüter zu veräußern, ohne 
die Beiſtimmung des Clerus d), und wie es im V. heißt, 
ohne die Genehmigung des Primas der Provinz, oder bei 
Gefahr am Verzuge, die Meinung der nächſten Biſchöfe 
eingeholet zu haben e). In den übrigen, im vierten 
Jahrhunderte abgehaltenen, Concilien kommt von einem 
ähnlichen Verbote nichts vor, daher es den Anſchein erz 
hält, daß die africaniſchen Väter die erſten waren, welche 
ihren Kirchen dieſes Geſetz gegeben haben. Unter den 
weltlichen Regenten war Leo der erſte, der im Jahre 470 
für die Kirche von Conſtantinopel das Geſetz erließ, daß 
ihr Vermögen nicht veräußert werden ſollte F. Anaſta⸗ 
ſius beſtätigte es, und dehnte es auf die Diöcefe von Con— 
ſtantinopel aus g). Allgemeine Verbindlichkeit wurde ihm 


5) Conc. Ancyr. can. 15. vel ut alii, 14. 
c) Conc. Antioch. can. 24. 
d) Conc. Carthag. IV. can. 32, 
e) Cone. Carchag. V. can. 4. in Cod. can. eccles. Alric, 
can. 26. 33. 
7) const. 14. C. de SS. eccles. 
g) const. 17. I. c. 
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erſt vom K. Juſtinian beigelegt 7), und ſeitdem wurde es 
als ſolches in allen Kirchen beobachtet 7). Als eine Ver— 
äußerung wurde auch die Verwendung zu öffentlichen Zwe— 
cken angeſehen. Johann der Almoſengeber widerſetzte ſich 
deswegen dem Landpfleger von Egypten Nicotas aus allen 
Kräften *), und der II. Kirchenrath von Nicäa verbot den 
Biſchöfen die Uebertragung des Kirchenvermögens an welt— 
liche Fürſten unter der Strafe der Abſetzung 2). Dage— 
gen wurde die Uebertragung der Nutznießung, ja ſelbſt des 
Nutzeigenthumes an weltliche Perſonen, wenn ſich hierbei 
für die Kirche ein Vortheil offenbarte, für keine Veräuße— 
rung, ſondern für eine erlaubte Handlung angeſehen. 
Dieſes war der Fall bei den Precarien und bei Emphy— 
teuſen. Precarien, Präſtarien, Betgüter, Herren— 
gnade waren Güter, an denen jemanden für eine an die 
Kirche gemachte Schenkung der Fruchtgenuß mit der Ver— 
bindlichkeit zugeſtanden wurde, daß der darüber abgeſchloſ— 
fene Contract alle fünf Jahre erneuert werde. Wahr: 
ſcheinlich ſchreibt ſich ihre Entſtehung aus dem fünften 
Jahrhunderte von der Verordnung her, in welcher die KK. 
Leo und Anthemius den Oeconomen der Conſtantinopoli— 
taniſchen Kirche erlaubt hatten, dem Schenker zur Ver— 
geltung einer an die Kirche gemachten Schenkung, den 
Nutzgenuß an der verlobten und wohl ſelbſt einer andern 
kirchlichen Sache zu überlaſſen m). Allgemein wurden fie 
aber erſt durch K. Juſtinian eingeführt, der dieſe Erlaub— 
niß allen Oeconomen ertheilte, und eben dadurch auch je— 
nes Geſetz bei andern Kirchen zur Anwendung kommen 


h) Nov. 7. 

1) Linckii tract. de jur. epise. cap. 10. u. 24. et seqgq. 

*) Anmerk. d. Pfarr. zu S. A. über Lochſteins geiſtl. Immu⸗ 
nit. I. Abthl. & 9. 

?) Conc. Nic, II. can. 12. 

m) coust. 14. $- 5. C. de S8. eccles. Nov. 7. in praef. 
Nov. 120. c. 2. 
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ließ u). Sie wurden an unbeweglichen und beweglichen 
nicht vertretbaren Sachen, unentgeldlich und gegen eine 
gewiſſe jährliche Zahlung (pensio), immer jedoch unter ge— 
höriger Sicherſtellung beſtellt o), und dürfen mit den Gü— 
tern, welche durch einen libellariſchen Contract hintan ge— 
geben wurden, nicht verwechſelt werden. Denn letztere 
wurden mittelſt einer ſchriftlichen Urkunde (libellus) gegen 
einen auf der Stelle zu erlegenden Preis und eine jährli— 
che Penſion, zwar auch mit der Verpflichtung weg gege— 
ben, daß der Contract nach Verlauf der feſt geſetzten Zeit 
um jenen frühern oder einen andern Preis erneuert wer— 
de; allein bei ihnen erlangte man mit dem Fruchtgenuße 
zugleich das Recht, die Sache ſelbſt ohne Zuziehung des 
Eigenthümers zu veräußern. Dieſe Verleihung, aus wel— 
cher der Kirche bei der Veräußerung an einen Dritten 
immer ein Nachtheil zuging, war verboten, jene dagegen 
erlaubt, da die Kirche aus ihr ſich ſogar Vortheile ver— 
ſprechen konnte p). — Der Begriff der Emphyteuſis iſt be= 
reits oben ($. 2 n. 2 lit. b.) angegeben worden. Die 
Emphyteutiſirung kirchlicher Güter war durchgängig er— 
laubt ), und bei den kirchlichen Emphyteuſen traten alle 
Beſtimmungen ein, welche bei weltlichen galten, nur daß 
den Kirchen noch einige Vorrechte, in Abſicht auf Einzie— 
hung des Gutes bei nicht ordentlich bezahltem Canon und 
bei Verſchlimmerungen desſelben 7), früher auch in Ab: 
ſicht auf Vererbung s), eingeräumt waren. Sie hatten 
mit den kirchlichen Zinsgütern eine Aehnlichkeit, indem 
von dieſen gleichfalls ein jährlicher Zins gezahlt werden 


n) Nov. 7. c. 4. 
0) I. c. — Liuckii tract. de jur. templ. cap. 11. u. 73 
— 101. 
p) Linckii tract. I. c. n. 102 — 105. 
q) Nov. 7. Nov. 120. 
„) Kaufmaun Röm. Recht $, 115 lit. B, E. 
Nov. 7. c. 3. pr. et c. 7. Nov. 120. c. 6. 5. 1. 
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mußte. Da indeß dieſe Zinszahlung nicht zur Anerken= 
nung des Obereigenthums, ſondern blos in Folge der Con— 
tracts-Beſtimmung geleiſtet wurde, überdies der Beſitzer 
eines kirchlichen Zinsgutes nicht blos das Nutzungs-, ſon— 
dern das volle und ungetheilte Eigenthum an dem Zins— 
gute hatte, fo blieb zwiſchen beiden noch immer eine auf- 
fallende Verſchiedenheit 2). 


$. 10. 
Unter den fränkiſchen Königen und deutſchen Kaiſern. 


K. Carl G. ſtand in der Freigebigkeit gegen die 
Kirche ſeinem Vorfahren K. Conſtantin nicht nach. Auch 
er erbaute Kirchen von ungemeiner Größe, und ſchmückte 
ſie auf das prächtigſte aus. Er ſtiftete viele Bisthümer 
und dotirte fie alle reichlichſt, und noch in feiner letztwilli— 
gen Anordnung vertheilte er alles Gold und alle Koſtbar— 
keiten, die er beſaß, unter die Kirchen a). Sein Sohn 
Ludwig ererbte mit dem Scepter die Freigebigkeit des Va— 
ters. Er ſah in dem Glanze der Kirche und ihrer Diener 
ſeinen eigenen, er erkannte in der Verherrlichung derſel— 
ben die Stütze feines Thrones, und feine heilige Gottes- 
furcht erwarb ihm den Beinamen des Frommen. Nach 
ſeinem Tode hatten zwar die Sarazenen das kirchliche Ein— 
kommen vorzüglich in Spanien, Frankreich, Italien und 
Sizilien äußerſt verringert; fo wie die Normänner, die 
geſchwornen Feinde der Chriſten, die Kirchen gänzlich be— 
raubt, vom Grunde aus zerſtört, und dabei auch das Hei— 
ligſte nicht geſchont haben. Allein unter den Ottonen kam 
das Kirchenvermögen nicht nur zu ſeiner vorigen Größe 
zurück; ſondern es vermehrte ſich noch insbeſondere durch 
die reichſten Schenkungen von Otto G. dergeſtalt, daß die 
geiſtlichen Fürſten an Macht und Anſehen bei dem kaiſer— 
lichen Hofe die weltlichen weit hinter ſich ließen. Es be- 


£) Linckii tract. J. c. n. 72. 


a) Linckii tract. de jur. episc. cap. 14. u. 155—157. 
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ſtanden die Schenkungen nicht mehr blos in einzelnen 
Grundſtücken, Zehenten und Einkünften; ſie umfaßten 
ganze Herrſchaften, Grafſchaften, Herzogthümer, ja ſelbſt 
landesfürſtliche Regalien 5). Die Großen des Reiches lie— 
ßen es gleichfalls nicht an Beiträgen fehlen. Mehrere 
von ihnen widmeten ſich dem geiſtlichen Stande, und weih— 
ten mit ihrer Perſon ihr ſämmtliches Hab und Gut dem 
Dienſte der Kirche c). Andere ſchenkten ihr einen Theil 
ihres Vermögens für eine von Gott erlangte Gnade, oder 
verlobten ein Gut für den geſegneten Ausgang einer Un— 
ternehmung, oder vererbten und vermachten ihr den Nach— 
laß zur Rettung ihrer Seele. Wieder andere trugen ihre— 
Güter der Kirche zu Lehen auf, theils aus Frömmigkeit, 
theils um eines durch beſtändige Anfeindungen, Befeh— 
dungen und Beraubungen unſicher gemachten Zuſtandes 
los zu werden, und unter kirchlichem Schutze wenigſtens 
das Nutzungseigenthum in Ruhe und Frieden zu genießen, 
da ohne ſolchen ſowohl dieſes, als das Obereigenthum prefär 
war. Zwar bekam die Kirche dadurch zunächſt nur das 
Obereigenthum dieſer Güter; allein in den damals unru— 
higen Zeiten war dieſes verbunden mit dem Rechte zu 
vaſallitiſchen Dienſten nicht ohne Bedeutung, und ſie 
hatte die Hoffnung, mit dem Ausſterben der Familie des 
Offerenten das Obereigenthum mit dem Nutzungseigen— 
thume für ſich zu conſolidiren d). Zu dieſen Schenkun— 
gen, Vererbungen, Lehenauftragungen hatte jeder freie 
Mann die Befugniß. Von einer Beſchränkung der Frei— 
heit der Kirche, zu erwerben, war nie, wohl aber ſehr oft 
von der Vermehrung des Vermögens derſelben die Rede e); 
daher die Verordnungen, daß die Kirche in die Verlaſſen— 


5) Linckii tract. de jur. templ. cap. 11. u. 124 — 129. 

c) Ziegler de jur. Majest. lib. 1, c. 27. g. 30. 

d) Lincke J. e. n. 158. 

e) Capitul. reg. Fraue. lib. V. e. 208. lib. VI. c. 218. 
lib. VII. c. 207. 
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ſchaft der Biſchöfe und Prieſter Erbe fein f), daß der 
Clerus das Volk öffentlich ermahnen ſoll, damit es die 
Erſtlinge aller Früchte opfere, den Zehenten von allen 
Früchten und Jungen entrichte, und von den übrigen neun 
Theilen fleißig Almoſen gebe g). Uiberhaupt geſchieht in 
den Capitularien von nichts häufiger Erwähnung, als von 
den Vorrechten, Freiheiten und Privilegien der Kirche, 
welche bei jeder Gelegenheit beſtätiget wurden, und in alle 
Zukunft auf das heiligſte gehalten werden ſollten A), Mon— 
tesquieu behauptet, daß die Schenkungen an die Geiſtlich— 
keit auf dieſen verſchiedenen Wegen ſo viel betragen haben, 
daß ſie unter allen drei Linien der fränkiſchen Könige 
wohl mehrmal alle Güter des Königreiches bekommen ha— 
ben müſſe 1). Eine Aenderung machte hierin erſt das 
Amortiſations-Geſetz, welches in den verſchiedenen Staa— 
ten und zu verſchiedenen Zeiten, ſicherlich aber in keinem 
vor dem vierzehnten Jahrhunderte eingeführt wurde, um 
welche Zeit dieſes Geſetz auch in Deutſchland vorkommt k). 

Die Adminiſtration des Kirchenvermögens geſchah 
nach der in der vorigen Periode eingeführten Weiſe. Die 
oberſte Aufſicht ſtand den Biſchöfen zu ); die unmittel: 
bare Verwaltung blieb den Oeconomen überlaſſen m). 
Letztere ſollten auch bei einer Sedisvacanz aufgeſtellet wer— 


J) bid. lib. V. o. 327. 

g) Capitul. excerpt. ex Leg. Longobard. Car. M. an, 
801. c. 42. lib. V. c. 94. lib. VI. c, 29. 192. 299. 
Addit. III. e. 33. 100. 

4) Capitul, Clotar, au. 560. cap. 12. Capit. II. Car. M. 
au. incerli c. 6. 7. Capit. III. c. 8. 10. Capit. Iugi- 
leuheim. c. 7. Iib. VI. o. 426. lib. VII. e. 338, 

1) Montesquieu Geiſt der Geſetze 4. Bd. 31. Buch. 10. Cap. 

k) Neuberger Einkünft. d. Klöſt. I. Thl. o. 4. §. 3. Scheukl 
iustit. jur, ecel. P. I. $. 356. not, 

7) Capitul, III. Car. M. an, incerti o, 3. 11. lib. VII. 
0. 261. 

»ı) Capitul, Ayuisgran, Car. M. c. 21. lib. II. c. 29. 
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den u). Ihr Wirkungskreis wurde aber in dem Maße 
beſchränkter, als die kirchlichen Beneficien ſich mehr aus— 
breiteten und ausbildeten. Zur Uiberſicht der kirchlichen 
Beſitzungen und Einkünfte wurden eigene Grundbücher, 
Erbregiſter, Urbarien (polypticha) angelegt 0). Auf die 
Sicherſtellung des Kirchenvermögens war man zwar von 
jeher bedacht; allein in dieſer Periode wurde man es mehr, 
da es ſelbſt bei der thätigſten Sorgfalt der Biſchöfe nur 
zu oft geſchah, daß die Kirchen um das Ihrige kamen. 
Mächtige fielen ſie nicht ſelten gewaltſam an, und beraub— 
ten ſie im wehrloſen Zuſtande, oder verwickelten ſie in 
Streitigkeiten und Prozeſſe, zu deren Ausführung die in 
weltlichen Geſchäften ganz unwiſſenden Oeconomen und 
Biſchöfe nicht geeignet waren. Es waren daher noch an— 
dere Perſonen nöthig, welche beides zu leiſten vermöchten, 
die Kirchen und das Kirchenvermögen mit kräftigem Arme 
ſchützten, vor Gerichte aber ihre Händel austrügen; und die— 
ſes waren die Vögte (advocati). Die erſte Einführung 
derſelben will man zwar ſchon auf das Jahr 400 zurück 
verſetzen, und aus einer Anordnung der KK. Arcad, Honor 
und Theodos herleiten, in welcher dieſelben dem Concil von 
Carthago die um ihre Einführung geſtellte Bitte gewähr— 
ten p); indeſſen iſt es doch gewiß, daß ihr Einfluß erſt 
ſeit den, von den fränkiſchen Königen an die Kirchen ge— 
machten, reichen Schenkungen zugenommen hat. Sie 
wurden von den weltlichen Fürſten aufgeſtellt; allmählig 
aber wurden einige Biſchöfe vorzugsweiſe berechtiget, ſich 
ſelbſt Vögte zu wählen, bis zuletzt alle Biſchöfe dieſes Rech— 
tes theilhaftig geworden ſind. Hierüber enthalten die Ca— 
pitularien der fränkiſchen Könige mehrere Vorſchriften, 
welche vorzüglich darauf gerichtet ſind, daß alle Biſchöfe 
Vögte haben, daß dazu nur ſolche Leute gewählet werden 


n) Capitul, Car, Calv, tit, 48. C. 14. 
0) Capitul, Car. Cal v. an, 864. tit. 36. c. 29. 
y) coust. 38. C. Theod, de episc. et cler. (10. 1.) 


ſollen, welche im Lande begütert, geſetzkundig, gerecht, 
wahrheitsliebend und von einem ſanften und leutſeligen 
Character ſind; daß zur Wahl der Clerus und das Volk 
gezogen werden ſolle, und dergleichen mehr 3). Fromme 
Stifter haben bisweilen ſich ſelbſt und ihrer Nachkommen— 
ſchaft das Vogteirecht erblich vorbehalten, und im Mittels 
alter, wo man um Lehen-Objecte verlegener wurde, iſt das 
Vogteirecht von den Kaiſern ſowohl, als von den Biſchöfen 
nicht ſelten auch zu Lehen verliehen worden r). Der Wir— 
kungskreis der Vögte war aber nicht immer von gleichem 
Umfange. Manche hatten blos das Befugniß und die Ver— 
bindlichkeit, die Kirche und ihr Vermögen zu ſchützen 
(advocati sagati, armati, protectorii); andere konnten 
in dem biſchöflichen Sprengel auch die Gerichtsbarkeit aus— 
üben, welche die Biſchöfe überkommen hatten, nach dem 
ſie ſelbſt von der Gerichtsbarkeit der Herzoge und Grafen 
los geworden waren (advocati togati, Gerichtsvögte). 
Nur mit der Verwaltung des Kirchenvermögens ſollten ſie 
ſich nicht befaſſen, und auch keine Rechnung legen. Da 
ſie aber gleichwohl darob ſein mußten, daß dasſelbe keinen 
Eintrag litte, daher auch ohne ihre Beiſtimmung keine 
Veräußerung vor ſich gehen, und ohne ihr Vollwort kein 
wechſelſeitig verbindlicher Vertrag geſchloſſen werden durf— 
te s), überdies bei erledigtem biſchöflichen Stuhle alle Wach— 
ſamkeit auf die Erhaltung des Kirchenvermögens vorzugs— 
weiſe ihnen oblag: ſo konnte es nicht fehlen, daß ſie ſich 


9) Capitul. I. an. 809. c. 22. Capit. II. an. ejusd. c. 11. 
Capit. II. an. 811. c. 6. Capit. I. au, 813. c. 13. Ca- 
pit. II. au. ejusd, c. 14. 21, Capit. II, an. 819, c. 2. 
Capit. Car. M. excerpt. ex Leg. Longobard, c. 22. 
Ludovici Pii excerpta ex ead. c. 2. Pipini excerpta 
ex ead, c. 29. Capit, Lib. III. c. 11. 56. Lib. V. e. 
253. lib. VII. c. 392. 

r) Linckii tract, de jur. episc. cap. 14. u. 180 — 183. 
de jur, templ. cap. 4. n. 120, et sed. 

5) Matthaei de nobil, lib. II. cap. 29. p. 503. 
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nach und nach zu nicht geringem Nachtheile der Kirchen 
der ganzen Adminiſtration bemächtigten, Plünderer und 
Räuber der ihrem Schutze übergebenen Kirchen wurden, 
Güter und Einkünfte derſelben an ſich rießen oder mit ih— 
ren Familien aufzehrten, und durch ſchlechte Haushaltung 
die Kirchen außer Stande ſetzten, ihren Bedarf ferner zu 
beſtreiten, ſo daß es die Biſchöfe als eine große Gnade an— 
ſehen mußten, wenn ſie der Kaiſer von der Laſt, einen 
Schutzherrn zu haben, befreite; wo ſie aber dieſes zu er— 
reichen nicht vermochten, Alles aufzubieten genöthiget wa— 
ren, um ihren gefährlichen Einfluß ſo viel als möglich zu 
vermindern und unſchädlich zu machen t). 

Die Immunität von landesfürſtlichen Abgaben blieb 
der Kirche ungekränkt, und wurde von Zeit zu Zeit durch 
landesfürſtliche Verordnungen beſtätiget u), und durch 
Satzungen der Kirche verwahrt w). Eines beſondern Ge— 
richtsſtandes, des geiſtlichen Forum, jedoch hatten ſich die 
kirchlichen Güter noch nicht zu erfreuen, wie ſolches aus 
dem erhellet, daß in den Capitularien häufige Beſtimmun— 
gen vorkommen, nach denen die weltlichen Richter bei der 
Adminiſtrirung der Gerichtsbarkeit über die Kirche und 
ihre Angelegenheiten vorgehen ſollten, namentlich, daß ſie 
dieſelben alles Fleißes zu unterſuchen, und vor allen andern 
zu entſcheiden hätten &). In den Diöceſan-Synoden wurde 


t) Paulin. tract. de oeconom, et advocat. Linckii tract. 
de jur. episc, cap. 14. n. 182; de jur templ. cap. 
4. n. 135. 

u) Epist. Car. M. ad fil. Pipiu, reg. Ital. de an. 807. 
Capit. Car, Calv. tit. 40. c. 1. Schulzen wider Loch⸗ 
ſteins geiſtl. Immun, cap. VII. §. 14. u. 4. 

20) Anmerk. des Pfarr. z. S. A. über Lochſteins geiſtl. Immun. 
II. Abtheil. §. 2. u. f. 

*) Capitul. synod. Vernens. an. 755. c. 23. Capit, Car. 
M. an, incerti c. 59, lib. III. c. 2. lib. V. c. 207. lib. 

VI. c. 245. 247. 268. lib. VII. c. 150. 
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nur das ausgemacht, was die Religlon anging ). Erſt 
im eilften Jahrhunderte wurde dem Kirchenvermögen auch 
dieſe Exemtion zu Theil, und dasſelbe, wie die geiſtlichen 
Perſonen, der geiſtlichen Jurisdiction unterworfen 2). 

Die Vertheilung der kirchlichen Einkünfte währte un— 
ter den fränkiſchen Königen nach den früheren Beſtimmun— 
gen fort a), und die Bifchöfe wurden mehrere Male ans 
gewieſen, daß ſie von den kirchlichen Einkünften ſich ſelbſt 
nur dann zutheilen könnten, wenn, und nur ſo weit, als 
ſie eines Antheiles bedürften; daß ſie den Clerus betheilen 
ſollten; daß das Kirchenvermögen auch den Armen gehöre, 
daher auch dieſe daran Theil nehmen, dagegen jene, welche 
ſonſt zu leben hätten, ausgeſchloſſen fein ſollten 5); daß 
derjenige, der an die Kirche eine Schenkung machte, auch 
die Vertheilung beſtimmen könnte, und daß, wenn er die— 
ſes nicht gethan hätte, die Armen zwei, der Clerus einen 
Theil davon erhalten ſollten c). Man will den Fortbe— 
ſtand der viergliedrigen Vectheilung ſogar noch bis in das 
zwölfte Jahrhundert behaupten, weil Gratian, der es 
ſich zum Geſchäfte machte, die ſich widerſprechenden Cano— 
nen zu vereinigen, die dieſen Gegenſtand betreffenden Ver— 
ordnungen in ſeine Compilation ſchlechthin aufgenommen, 
ſie folglich mit dem, was ſeiner Zeit galt, im Einklange 
gefunden habe d). Indeſſen ſcheint es richtiger zu fein, 
daß ſie bei der allmähligen Ausbildung der Kirchenpfründen 
außer Gebrauch gekommen iſt, und nach und nach ganz 
aufgehört hat. Nach der Errichtung von Beneficien gab 


) Capitul, lib. VI. c. 113. 

2) Van Es peu. jus eccl. P. III. tit. II. de caus, ecel. 
cap. 3. n. 3. 

a) Capit, excerpta ex Leg. Longobard, an, 801. c. 44. 
Capit. Car, Calv. tit. 46. c. 1. 

5) Capit. lib. VII. c. 76, Addit. III. o. 77. 113. 114. 

c) Capit. lib. I. c. 83. . 

d) Van Espen. jus ecel, P. II. cap. 5. F. 7. I. e. 
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es keine andere Theilung mehr, als etwa jene, welche im 
eilften Jahrhunderte, nachdem die Canonici das bisherige 
gemeinſchaftliche Leben verlaſſen hatten, und ein von dem 
Biſchofe abgeſondertes Collegium auszumachen anfingen, 
mit den biſchöflichen Gütern zwiſchen dem Biſchofe und 
dem Capitel vorgenommen wurde. Allein dieſe Verthei— 
lung hat die Kirche eben ſo wenig jemals ausdrücklich ge— 
nehmiget, als die Losſagung von dem gemeinſchaftlichen 
Leben; ſie hat ſie nur diſſimulirend in Uibung beſtehen 
laſſen e). 

Die Veräußerung des Kirchenvermögens, ſie mochte 
was immer für einen Namen haben, und was immer 
für ein Recht oder Sache betreffen, war unter der Stra— 
fe verboten, daß der Erwerber das Veräußerte ohne Ent— 
geld zurück geben; der Oeconom allen aus der vorgenom— 
menen Veräußerung bezogenen Gewinn an die Kirche ab— 
treten, allen der Kirche zugegangenen Schaden erſetzen, 
und ſeines Amtes verluſtig und auf immer hierzu unfä— 
hig werden; der Tabellio, der das Veräußerungs-Inſtru— 
ment geſchrieben, exilirt; der Magiſtrat endlich und die 
Beamten, die eine ſolche Handlung zugelaſſen, oder jenes 
Inſtrument zur Einverleibung angenommen, ihres Amtes 
entſetzt, und mit der Vermögens-Confiscation beſtraft 
werden ſollten. Die Verbindlichkeit zur Zurückſtellung 
und zum Schadenerſatze ſollte ſogar auf die Erben über— 
gehen 7). Dieſes galt nicht blos Laien, ſondern auch 
Geiſtlichen; und damit letztere nicht etwa unter dem fälſch— 
lichen Vorwande eine Veräußerung vornähmen, als ſei 
ein Nothfall zu Kirchen-Reparaturen, zur Auslöſung von 
Gefangenen u. ſ. w. vorhanden gewefen: fo war noch 


e) M. Abhandlg. Von den Rechten der Biſchöfe. Prag, 1832 
8. 108. 

7) Capit. lit. II. e. 29. Addit, III. e. 56. Capitul. Car. 
Calv. tit,. 4. e. 3. tit. 43. e, 8. tit. 53, e. 1. Hlotar. 
3. e. 21. . 5. e. 43. I. udov. tit, 3. c. 6. 11. 
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weiter geboten, daß ſie vorläufig die Anzeige des Nothfalls 
an den Biſchof oder doch mehrere andere Geiſtliche zu ma— 
chen verbunden ſein ſollten g). Mit der Emphyteutiſi— 
rung und der Verleihung zu Precarien wurde fortgefah— 
ren. Es wurden ſogar dieſe als die einzigen Wege erklärt, 
auf welchen Laien in den Beſitz kirchlicher Güter kommen 
könnten, daher auch die Umſtände, unter denen insbeſon— 
dere Precarien errichtet werden dürften, genau angegeben, 
und dem Nachfolger im Bisthume freigeſtellt, die während 
des erledigten biſchöflichen Stuhles von dem Clerus über— 
haupt, ſo wie die von ſeinem Vorfahren ſonſt widerrecht— 
lich verliehenen Precarien aufzuheben, ohne jenen nach— 
theiligen Folgen zu unterliegen, welche auf den Fall der 
Aufhebung ſtipulirt wären. Dabei wurde auch noch die 
Erneuerung von fünf zu fünf Jahren oftmals eingeſchärft, 
theils um die Kirche an ihrem Einkommen nicht ſchmälern 
zu laſſen, theils um ſie ihres Eigenthumsrechtes wegen ge— 
hörig ſicher zu ſtellen 7). 

Die Lehenverleihung, welche als eine beſondere Ver— 
äußerungsart in der gegenwärtigen Periode ſehr ſtark im 
Gebrauche war, machte von dem allgemeinen Veräuße— 
rungsverbote keine Ausnahme, und war daher nicht un— 
bedingt, ſondern nur damals gültig, wenn dieſelben Er— 
forderniſſe eintraten und dieſelben Feierlichkeiten beobach- 
tet wurden, welche im Allgemeinen zur Vornahme einer 
Veräußerung vorgeſchrieben waren. Der Urſa chen, wel— 
che ſie rechtfertigen konnten, gab es mehrere. So konnte 
oft eine Schuld nicht anders getilgt, eine Streitigkeit nicht 
anders beigelegt werden, als durch Beſtellung eines Le— 


2) Capit. Lib. VII. c. 27. 214. 416. 

h) Capit. Car. M. addit. ad Leg. Longobard. an. 801. 
c. 1. Capit. Aquisgran. an. 803. c. 3. Capit. III. e. 
1. Cap. VIII. Capit. III. an. incerti e. 1. Addit. III. e. 48. 
lib. V. c. 198. lib. VI. c. 425. lib. VII. e. 142. Capit. 
Car. Cal v. tit. 7. c. 21. 22. Hlotar, tit. 3. c. 21. 


hens an einem Kirchengute. Noch öfter aber ſah ſich die 
Kirche zu Lehenbeſtellungen genöthigt, um in den Stand 
geſetzt zu ſein, die vaſallitiſchen Verbindlichkeiten, die ſie 
für die von den Großen des Reiches überkommenen Lehen 
übernommen hatte, zu erfüllen, oder ſich in den Zeiten 
der Anarchie den Schutz ihres Vermögens zu erkaufen. 
Lehenverleihungen, welche außer ſolchen Veranlaſſungen 
geſchahen, oder wobei kein kirchlicher Endzweck befördert 
wurde, hat die Kirche allezeit eben ſo für nichtig angeſe— 
hen, als ſie diejenigen, welche einige fränkiſche Könige, 
beſonders Carl Martel, in Zeiten der Noth an ihre Sol— 
daten machten, niemals genehmiget, ſondern vielmehr 
alles angewendet hat, um dieſe Lehen ihren Beſitzern zu 
entreiſſen, oder als kirchliche Lehen wenigſtens in den Be— 
ſitz ihrer Geiſtlichen zu bringen 7). 


§. 11. 
Seit dem Trienter Kirchenrathe. 


In ihrem größten Glanze ſtand die Kirche vor den 
Zeiten des Trienter Kirchenrathes. Luthers Irrlehren 
machten mehrere Gemeinden von dem Glauben ihrer Vä— 
ter abwendig, und brachten die Kirche um einen großen 
Theil ihres Vermögens. Von neuen Erwerbungsarten 
war gar keine Rede mehr, und durch die bisher beſtan— 
denen konnte ſich das Kirchenvermögen nur um weniges 
vermehren, da das Amortiſations-Geſetz immer weiter um 
ſich grief. In den Oeſterreichiſchen Provinzen geſchah die 
erſte diesfällige Einſchränkung durch K. Carl IV., K. Ma: 
rimilian I. und K. Ferdinand J., welche die Uebertragung 


1) Capit. Car. M. de an. 801. e. 42. de an, 813. c. 24. 
Capit. lib. III. c. 82. IIb. V. c. 3. 333, Capit. Car. 
Calv. tit. 27. c. 7. de an. 868. apud Baluz. tom. II- 
p. 205. de an. 877. ibid. p. 109. 257. 

I. Theil. = 


Re 
unbeweglicher Güter an die Geiftlichkeit wider Wiſſen und 
Willen des Landesfürſten verboten a). K. Leopold I. un⸗ 
terſagte den Weltlichen unter der Strafe der Ungültigkeit 
(in der Landesordnung für Troppau und Jägerndorf un— 
ter der Strafe des Verfalles), unbewegliche Güter ohne 
landesfürſtliche Bewilligung an die Geiſtlichkeit zu verkau— 
fen, zu verſetzen, zu verſchenken, zu vermachen, oder 
auf was immer für eine Art zu veräußern, zu übertra⸗ 
gen und zu verwenden, ohne ſie eben dadurch von je⸗ 
der Erwerbung auszuſchließen, indem er ihr vielmehr 
jährliche Penſionen und Zinſen zu überkommen erlaub— 
te 5). K. Carl VI. beſtätigte dieſe Verordnungen ch, 
und machte, weil früher häufig dagegen gehandelt wor— 
den war, ihre Befolgung den Grundbüchern zur beſon— 
dern Pflicht; der Geiſtlichkeit aber trug er auf, die ſeit dem 
Leopoldiniſchen Verbote vom Jahre 1669 an ſich gebrach— 
ten Grundſtücke innerhalb eines Monates ſo gewiß wie— 
der an weltliche Perſonen zu veräußern, als nach deſ— 
fen Verlaufe gegen fie das Einſtandsrecht einzutreten hät⸗ 
te d). Sodann erklärte er, daß unter dieſen Verordnun— 
gen auch die Beſitzübernahme über drei Jahre, das Un— 
geld und andere dergleichen trockenen Gefälle, welche un— 
beweglichen Gütern gleich gehalten werden, begriffen fein 
ſollten e). K. Maria Thereſia endlich ließ nicht nur in 
Abſicht auf die, wider das Pragmatical-Geſetz erworbenen, 
Güter gleichfalls von dem Einſtandsrechte Gebrauch ma— 


a) S. Dolliner, Recht d. geiſtl. Perf. §. 77, dann böhm. Hof: 
lehntafel-Quatern N. I. pag. 28 verb. Lem notan- 
duım. 

5) Reſol. v. 5. Oct., 4. Dec. 1669, 5. März 1670, 27. Zu: 
ni 1673 im Cod. Ferd. Leop. Jos. Car. S. 369 a, b, 
371 a, 395 a; Dolliner a. a. O. 

c) Reſol. v. 12. Sept. 1716. 

44) Reſol. v. 12. Aug. 1720. 

e) Reſol. v. 20. Febr. 1736. Dolliner a. a. O. Neuberg v. 

d. Einkünft. d. Klöſt. II. Thl. e. 2. 88. k, 6. 


— 35 — 


chen Y; fondern ſetzte ſogar nach einem, ſchon vom Her— 
zoge Albert II. für Oeſterreich erlaſſenen, aber wenig beach— 
teten Geſetze der freien Erwerbung von beweglichem Ver— 
mögen Beſchränkungen (§ . 16, 17, 22, 24, 25, 30). 
Die Verwaltung des Kirchenvermögens, welches ſeit 
der vollkommenen Ausbildung der Pfründen nicht mehr 
eine Maſſe bildete, oder ein gemeinſchaftliches Eigenthum 
der Diöceſe war, konnte nicht ferner die frühere ſein. Je⸗ 
de Kirche hatte ihr abgeſondertes Vermögen, und der dabe 
angeſtellte Geiſtliche die Verwaltung desſelben. Dem Bi— 
ſchofe ſtand nur die Aufſicht über die Verwaltung des 
Vermögens aller einzelnen Kirchen zu. Oeconomen wur— 
den nicht weiter, als bei einer Sedisvacanz beſtellt; für 
dieſe aber mußten ſie von dem Capitel unter der Strafe 
der Devolution aufgeſtellt werden g). Dagegen erlangten 
neben den Kirchenvögten auch die Kirchen-Patronen ein 
Aufſichtsrecht. Zum oberſten Schutz- und Schirmherrn 
endlich erklärte fi der Landesfürſt 7). — Die Kirchen: 
güter konnten verpachtet werden, jedoch nicht zum Nach— 
theile des Nachfolgers in der Pfründe, und nicht auf lan— 
ge Zeit. Geiſtliche Gerichtsbarkeiten aber waren von jeder 
Verpachtung ausgeſchloſſen 7). Zur gehörigen Sicherſtel— 
lung des Kirchenvermögens wurden mit der Einführung 
öffentlicher Bücher die unbeweglichen Güter der Kirche 
denſelben, und zwar als Dominical-Gründe der Landta— 
fel, einverleibt x), das bewegliche Vermögen aber nach den 
canoniſchen Satzungen verſichert, und insbeſondere den 


F) Hofd. v. 20. März 1778, Verord. 9. März 177). 
g) Couc. Trid. sess. 21. cap. 16. de reform. Reſol. v. 5. 
Mai 1675 im angef. Cod. S. 413 a. 

Ah) Verneuerte Landesord. f. Böhm. A. 26, für Tropp. v. 27. 
Juni 1673 u. 7. Jan. 1688 im angef. Cod. S. 39) a 
510 a. 

2) Couc, Trident. sess. 25, cap. 11. de reform. 


) Reſol. v. 19. Juli 1628 im angef. Cod. S. 140 b, u. f. 
Der 
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Obrigkeiten zur Pflicht gemacht, für die richtige Abliefe⸗ 
rung frommer Legate zu ſorgen 7); in Concurs-Fällen 
war dieſen eine Priorität eingeräumt m). Die Erhaltung 
der geiſtlichen Immunität und der, durch frühere Syno— 
dal⸗Schlüſſe der Kirche zuerkannten oder beſtätigten, Frei— 
heiten empfahlen zwar die Trienter Väter den katholiſchen 
Fürſten mit der Weiſung, darüber zu halten, daß ſie auch 
von ihren Beamten nicht im mindeſten verletzt würden n), 
und eben ſo wurde das privilegium fori den Kirchen 
ausdrücklich zugeſtanden o). Allein ſchon K. Ferdinand II., 
der doch ſonſt die Kirche bei ihren Freiheiten durchaus er— 
halten wiſſen wollte p), befahl, daß die Geiſtlichkeit bei 
dinglichen Klagen und in ſolchen Fällen, wo es ſich um 
unbewegliche Sachen handelte, den andern Ständen des 
Landes gleich zu ſtellen ſei 3). K. Leopold verordnete 
noch, daß ſie auch in perſönlichen Klagen, und wo es 
überhaupt um Vermögen zu thun wäre, vor den weltlichen 
Richtern Rede und Antwort zu geben habe ). K. Jo— 
ſeph ſetzte endlich feſt, daß ſie die gemeinen Laſten mit 
den übrigen Bürgern tragen ſolle s). 

Ueber die Verwendung der Kirchengüter zu dem Ge— 
brauche, welchen die frommen Stifter ihnen angewieſen 
hatten, wurde ſtrengſtens gehalten. Eben ſo war verbo— 
ten, geiſtliche Güter, Stiftungen, oder was immer für 
Namen habendes Einkommen der Kirche ohne landesfürſt⸗ 
lichen Conſens zu veräußern, zu verſchenken, zu verpfän— 


7) Con. Trid. sess. 22. cap. 11. de reform. St. R. E 
58, 59. 
m) Verneu. Land. O. für Böhm. L. 25. 
n) Conc. Trid, sess. 25. cap. 20. de reform. 
o) Reſol. v. Donnerstage nach St. Mathias 1459 im angef, 
Cod. S. 5 b. 
p) Land. O. O. 46. 
9) Ebend. B. 11. g 
r) Reſol. v. 30. Juni 1698 im angef. Cod. S. 614 b. 
3) Reſol. v. 15. Oct. 1707 im angef. Cod. S. 658 a, b. 
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den oder wie immer ſonſt zu verwenden. Jede diesfällige 
Handlung ſollte nicht nur nichtig, ſondern auch der Kauf— 
ſchilling dem Fiscus verfallen ſein, und die Kirche wegen 
der bezogenen Nutzungen oder des erlittenen Schadens in 
den vorigen Stand verſetzt werden t). Precarien und 
neue Lehenbeſtellungen ſind von ſelbſt außer Gebrauch ge— 
kommen. Anfangs ſollten Kirchenſachen nicht einmal ver— 
jährt werden können, und weltliche Perſonen, welche Gü— 
ter, die von alten Zeiten her zu Bisthümern, Prälaturen, 
Pfarren oder geiſtlichen Stiftungen gehört hatten, beſaßen, 
ohne einen gültigen Titel ihres, wenn auch noch ſo langen, 
Beſitzes angeben zu können, mußten ſie der Kirche zurück 
ſtellen, und konnten ſich mit keiner Einwendung der Er— 
ſitzung im Beſitze behaupten u). Weil aber die Aufhe— 
bung aller Verjährung zu den beſchwerlichſten Prozeſſen 
und vielen Beirrungen Anlaß gegeben hatte: ſo wurde 
ſpäter nach dem Vorbilde des gemeinen Rechtes eine hun— 
dertjährige und eine unvordenkliche Verjährung geſtat— 
tet w). Dagegen ſollten Zinſungen, welche an die Kirche 
von je her bezahlt worden waren, ſelbſt dann, wenn zum 
Beweiſe ihrer Richtigkeit keine Urkunden aufgebracht wür— 
den, immer fort bezahlt, und bei einer dreijährigen Ver— 
weigerung der Grund, von dem ſie zu zahlen waren, ein— 
gezogen werden W). Der Kirchenraub war für einen 
Gottesraub erklärt, und mit dem Anatheme, ja ſelbſt dem 
Tode beſtraft worden ). 


2) Verord. v. 14. April 1545, 31. Oct. 1552, 20. Dec. 
1567, 1. Juli 1568, Land. O. A. 25, 26. Reſol. v. 19. 
Juli 1628, Erklär. d. Tropp. Land. O. v. 27. Juni 1673 
u. 7. Jan. 1688 im angef. Cod. S. 141 a, 392 2, 520 a. 
u) Reſol. v. 9. März 1634. 
20) Refols v. 24. Sept. 1704. 
) St. R. F. 37 f. 2, F. 38, L. 9. Land. O. M. 26, P. 21, 25. 
* St. R. O. 15. 
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$. 12. 
Natur und Eigenthumsrecht des Kirchenvermögens. 


Welches die Natur der Kirchengüter ſei, und wem 
das Eigenthum daran zuſtehe, iſt oftmals gefragt, oft— 
mals beantwortet worden. Philoſophen und Theologen, 
Juriſten und Canoniſten, welche über das Kirchenvermö— 
gen oder einen verwandten Gegenſtand zu ſchreiben oder 
zu ſprechen Gelegenheit fanden, erſchöpften ihren Scharf: 
ſinn, ohne eine über allen Zweifel erhabene, von allem Wi— 
derſpruche freie Auflöſung geliefert zu haben. Schwerlich 
wird wohl auch mehr eine ſolche zu erwarten ſein, nach— 
dem die gehaltvolleren Gründe für die eine und die andere 
Meinung längſt erſchöpfend vorgelegt worden ſind. Da 
indeſſen dieſe Fragen als Hauptfragen in unſerer Abhand— 
lung nicht übergangen werden können: ſo wollen wir uns 
bei deren Beantwortung, um den ſicherſten Weg einzuſchla— 
gen, mit Rückſicht auf die natürliche Beſchaffenheit jener 
Güter blos an das halten, was die heilige Schrift, die 
heiligen Väter, die Concilien und die erſten chriſtlichen 
Kaiſer ageben. 

Die erſte Frage geht vorzüglich dahin, ob die Güter, 
welche an die Kirchen kommen, zeitliche und irdiſche Dinge 
bleiben, oder durch die Uibertragung eine höhere Natur, 
eine Heiligung erhalten? Niemand hat noch bezweifelt, 
daß die Kirchengüter, ſo lang von ihrer phyſicaliſchen Be— 
ſchaffenheit die Rede iſt, nach wie vor der Uibertragung 
an die Kirche zeitliche und irdiſche Dinge ſeien; ſie behal— 
ten alle natürlichen Eigenſchaften, und ſind zu zeitlichen 
Zwecken noch eben ſo tauglich, wie andere Sachen gleicher 
Art, die nie an die Kirche gekommen ſind. Indeß erhellet 
gleichwohl ſchon aus der heiligen Schrift, daß durch jene 
Uibertragung eine Heiligung vor ſich gehe. Die Bücher 
Leviticus und Numeri enthalten mehrere Stellen, welche 
dieſes mit ausdrücklichen Worten ſagen ($. 6), und im neuen 
Bunde heißt der heilige Peter die Lüge, mit welcher Ana- 


nias und Saphira das Gott verlobte Geld entzogen hat- 
ten, eine Lüge in den heiligen Geiſt; ein Beweis, daß er 
dieſes Geld nicht für ein blos zeitliches, ſondern für ein 
Gott geheiligtes Gut angeſehen habe a). Desgleichen ſind 
auch die heiligen Väter darüber einig, daß die Kirchengüter 
Gott geheiligte Sachen ſeien. Denn Baſilius und Chryſo— 
ſtomus, Leo, Auguſtin, Julianus Pomerius, der Schüler 
des heiligen Auguſtin, fo wie P. Gelaſius u. a. bedienen 
ſich da, wo ſie von Kirchengütern, insbeſondere von dem 
Gelde des Ananias, von dem in den Säckel des Herrn 
hinterlegten, und den von dem heiligen Lorenz verwalteten 
Geldern, von den der Kirche geſchenkten Grundſtücken 
u. ſ. w. ſprechen 5), faſt nur dieſes Ausdruckes. Eben 
ſo nennen die Canonen der Apoſtel ſie Sachen, welche 
Gott geweiht find c). Nicht minder eignen ihnen eine 
ſolche Eigenſchaft die Concilien zu. Denn das Concilium 
zu Agde vom Jahre 506 verbietet ihre Veräußerung wegen 
der ihnen zukommenden Heiligung d); das Concilium zu 
Braga vom Jahre 675 zählt ſie zu den göttlichen Din— 
gen e); der III. Kirchenrath zu Carthago, der zu Rom 
unter P. Symachus, und viele andere, den Trienter nicht 
ausgenommen 7), erklären fie für göttliche Güter, oder 
gebrauchen ähnliche Ausdrücke. Die erſten chriſtlichen 
Kaiſer endlich führen vollkommen die Sprache der heiligen 
Väter und der Concilien. Honor und Theodos der Jün— 
gere heißen fie Sachen, die zum Gebrauche himmliſcher 
Geheimniſſe geheiliget find g); Juſtinian unterſcheidet die 


a) Act. V. — 

5) Basil. serm, 1. de instit, monach, Chrysost, hom. 12. 
iu Acta Apostol, Possid, in vita 8. August. c. 24. 
Julian, Pomer, I. 2. c. 16. Conc. tom, II. p. 923. 

c) Can, Apost. c. 37. 

d) can. 53, caus. XII. q. 2. 

c) Cone. tom. III. p. 1035. 

F) Cone. Trid. sess, 25. cap. 1. de reform. 

) const. 5. C. de 88, eccles, (1. 2.) 
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göttlichen von den menſchlichen Dingen 2); Carl G. recht: 
fertiget die Benennung, Gott geheiligte Güter, welche er 
ihnen ſelbſt gibt, mit Anführung einer Stelle aus der 
heiligen Schrift i), und noch Ferdinand II. heißt fie in der 
Landesordnung Güter, deren Eigenthum unſerm Herrn 
Chriſtus zuſteht K). — Mit dieſen Auctoritäten ſtimmt 
unſer natürliches Gefühl vollkommen überein. Befragen 
wir dieſes, ſo heißt es uns gleichfalls an jenen Gütern 
eine vornehmere Eigenſchaft würdigen, und was die Natur 
uns gelehrt hat, das hat ſie allen Völkern eingeprägt; denn 
wie uns Herodot, Virgil und andere Bürge find, haben ſelbſt 
die Heiden die Opfer, die ſie ihren Götzen dargebracht ha— 
ben, nie anders als für geheiligtes Gut angeſehen, welches 
nur zu heiligen Zwecken gebraucht werden dürfte. Es liegt 
in dieſer Heiligung irdiſcher Sachen auch nichts Unmögliches. 
Wenn von Kirchen und kirchlichen Gefäßen niemand zwei— 
felt, daß ſie heilige Sachen ſeien: warum ſollen zeitliche 
Dinge, welche zum Gottesdienſte, zum Unterhalte der 
Prieſter und der Armen, alſo zur Heiligung der Gläubigen 
gewidmet werden, durch Opferungen und Verlobungen der 
Gläubigen, durch die feierliche Uibergabe und die feierliche 
Annahme der Kirche nicht ebenfalls geheiliget werden, und 
ſo wie jene außer menſchlichem Verkehre, d. i. außer aller 
Verwendung zu profanen, zu andern als den beſtimmten 
Zwecken kommen können? Der Unterſchied zwiſchen beiden 
in Abſicht auf Weihe und feierliche Beſtimmung iſt nicht 
weſentlich. Die Weihe heiliget nicht als Weihe, ſonſt 
müßte auch das geweihte Oſterei eine heilige Sache ſein; 
ſondern in wie weit mit ihr eine feierliche Beſtimmung 
zu einem blos heiligen Zwecke verbunden iſt; und zweifelt 
niemand, daß ein Laienbruder durch die Ordens-Profeß, 
d. i. ſeine Verlobung, eine Gott geheiligte Perſon werde, 


2) 95. 7. 8. J. de rer. divis, (2. 1.) fr. 1. 6. 9. D. eod. 
tit. (1. 8.) const. ult. C. de SS. eccles. 

2) Capitul. lib. VI. c. 370. 405 et sedd. 

) Landesord. für Böhm. v. 10. Mai 1627 A. 26. 
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ob er gleich nicht conſecrirt wird: warum follte denn ge— 
rade bei Sachen, die Gott verlobt werden, eine Ausnah— 
me Statt finden? k 

Hiernach beantwortet ſich auch die zweite Frage, wem 
das Eigenthum an den Kirchengütern zuſtehe. Wenn es 
keinem Anſtande unterliegt, daß, ſobald eine Sache durch 
den Namen einer Perſon unterſchieden wird, ſie den Na— 
men von derjenigen entlehnt, welche das Eigenthum dar— 
über hat: ſo iſt es ausgemacht, daß das Eigenthum der 
Kirchengüter der Kirche gehöre. Die Concilien, die Kaiſer, 
die älteſte Gewohnheit belegen ſie mit dieſem Namen, 
und ſprechen eben dadurch das Eigenthum daran der Kir— 
che zu 7). In der heiligen Schrift wird einer unter den 
Apoſteln beſtandenen Gütergemeinſchaft gedacht; alle Lie— 
besgaben gehörten der chriſtlichen Gemeine ($. 8). Nach 
Aufhebung dieſer Gütergemeinſchaft und Einführung der 
Beneficien wurden die Güter den einzelnen Kirchen zuge— 
theilt, und die Legate und Verſchenkungen an dieſe ge— 
macht. Die einzelnen Kirchen kamen dadurch zu einem 
Patrimonium, von welchem vorzüglich in den Briefen 
des heiligen Gregor ſehr oft Erwähnung geſchieht, und 
welches gewöhnlich mit der Kirche von dem Heiligen, den 
ſie verehrte, den Namen erhielt. So heißen die Beſitzun— 
gen der Kirche zu Rom das Patrimonium des heiligen Pe— 
ter, zu Ravenna das Patrimonium des heiligen Apollinar, 
zu Mailand das Patrimonium des heiligen Ambros, zu 
Alexandria das Patrimonium des heiligen Marcus u. ſ. 
w. Wenn die Kirchengüter von den heiligen Vätern und 
den Concilien auch mit andern Benennungen belegt wer— 
den, ſo zeigt dieſes keineswegs von einer Verſchiedenheit 
der Anſicht. Die Ausdrücke Güter Chriſti, Patri— 
monium Chriſti, Chriſto zugehörige Sachen 
u. ſ. w. ſagen ſo viel, als Güter der Kirche, deren Haupt 
Chriſtus iſt. Hieronymus, welcher die Prieſter das Mehrere 


2) Euseb, in vita Constant, M. Lib. X. cep. 5. 
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den Armen geben heißt, damit das, was dem Herrn ge— 
hört, ſeinem Herrn zurück geſtellt werde m); Julianus 
Pomerius, welcher ſchreibt, daß das, was man der Kirche 
gibt, Gott gehöre, daß die geopferten Gaben nicht mehr 
unter die Güter dieſer Welt, ſondern unter die Güter 
Gottes gezählt werden müſſen n), und Johann der Almo— 
ſengeber, welcher die reiche Ausſpendung der Kirchengüter 
unter die armen Flüchtlinge aus Syrien damit rechtferti⸗ 
get, daß er Gottes Gebot erfülle, indem er das, was Gott 
gehört, den Seinigen mittheile o); die Canonen der Apo— 
ſtel p), der III. Kirchenrath zu Carthago, der Kirchenrath 
zu Gangres unter P. Silveſter, zu Rom unter P. Sy— 
mach, der III. Kirchenrath zu Tours vom Jahre 813, zu 
Aachen vom Jahre 816, zu Paris vom Jahre 829, und 
nebſt vielen andern der Kirchenrath zu Trient 4), welche 
ſämmtlich erklären, daß die Kirchengüter Gott zugehören, 
und Mißhandlungen und Diebſtähle an Kirchengütern als 
Gottesraub oder gottesräuberiſche Unternehmungen, und 
als den erſten unter dieſen den Eingriff des Judas in den 
Säckel des Herrn verdammen »), begründen keine verſchie— 
dene Lehre. Abgeſehen davon, daß dieſelben Väter und 
Concilien in andern, ja bisweilen in den nämlichen Stellen 
das Eigenthum den Kirchen zuſprechen s): ſo iſt Gott ſchon 


m) Hieronym. in cap. 46. Ezech. lib. 14, 

n) Julian, Pomer. de vita contempl. lib. 2. c. 16. apud 
Thomas. p. 3. I. 3. c. 28. u. 7. 

0) In vita Joan, apud Thomas, J. c. c. 30, u. 2. 

p) Can. Apost. c. 39. 

9) can. 1. cause. XII. d. 13. Cone. Gangr. can. 8. Syn. 
Rom. VI, tom. II. cone. p. 990. Cone, Trid, sess, 25. 
cap. 1. de reform. 

7) Basil. serm. 1. de instit. monach, Chrysost. hom. 12. 
in Acta Apost. August. tract. 50. in Joan, Goneil. 
tom. II. p. 928. 991. 1066. 

s) Chrysost. in 1. Cor. XI. August. tract. 50. in Joan. 
— can. 13. caus. XII. d. 1. can. 71. caus. XII. d- ?- 


ee 


Herr über die ganze Welt, und feine allgemeine Oberherr— 
ſchaft ſo erhaben und unendlich, daß ſie keinen Zuwachs 
erhalten kann; daher auch Gott eines beſondern Eigen— 
thumes, welches ihm jene Ausdrücke gleichſam beizulegen 
ſcheinen, eben ſo wenig als unſerer Opfer und Gaben be— 
darf, die ihm nicht einmal ſeinet-, ſondern unſert- und 
des Nächſten wegen verehret werden. Die Benennungen: 
vota fidelium, pretia peccatorum, patri- 
monium pauperum, welche vorzüglich in den Capi— 
tularien der fränkiſchen Könige häufig vorkommen t), find 
zufällig von der Entſtehungsart und der Zweckbeſtimmung 
dieſer Güter hergenommen. Vota wurden fie genannt, 
weil ſie großentheils aus Verlobungen entſtanden ſind; 
pretia peccatorum, weil die Gläubigen nach der göttlichen 
Lehre u) ſich damit von ihren Sünden loskaufen, und dieſe 
tilgen wollten; patrimonia pauperum, weil Chriſtus in 
ihrer Verwendung für die Armen verehret wird. Daß 
wegen des letzteren Ausdruckes insbeſondere den Armen das 
Eigenthum nicht zugeſprochen werden könne, iſt um ſo ge— 
wiſſer, als die Armen davon erſt dann betheilt werden ſol— 
len, wenn die Bedürfniſſe des Clerus gedeckt find w), und 
dieſe Güter nie res pauperum heißen, wie doch ſolches der 
Fall iſt, wenn ein Erblaffer namentlich den Armen etwas 
zudenkt ). 


$. 13. 
Eintheilung der Materie. 


Die Lehre von den Kirchengütern zerfällt nach ihren 
zwei Hauptarten, dem Kirchen- und dem Beneficial-Ver— 


7) Capitul. Car. M. an. incerti c. 3. Aquisgran. an. 803. 
c. 1. Aquisgran, an. 816. e. 1. lib. I. c. 77. lib. V. 
c. 208. Addit, III. c. 1. Capit. Car. Calv. tit. 3. c. 12. 
tit 27. c. 7. 

u) Osee. IV. 8. 

% can, 27. cus. XII. q. 1. 

=) Boetius Epo cap. 1. 2. de testam. u. 57. 
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mögen in zwei Theile, von denen der erſte die Vorſchrif— 
ten über das eigentliche Kirchenvermögen, der zweite jene 
über die Einkünfte der Geiſtlichen, ihre Abgaben und Ver— 
laſſenſchaften zum Gegenſtande hat. Das Kirchenvermö— 
gen iſt entweder ein einer beſondern Kirche eigenthümlich 
zugehöriges, oder ein allen Kirchen einer Provinz gemein— 
ſchaftliches Gut. Bei dem einen wie bei dem andern fal— 
len folgende Fragen auf: Wie wird es erworben? wie 
verwaltet? wie verwendet? wie kann es verloren gehen? 
Die Materie des erſten Theils unſerer Abhandlung ſcheint 
daher am angemeſſenſten in der Art zuſammen geſtellt zu 
werden, daß wir ſie in zwei Abtheilungen vortragen, von 
denen die erſte das Kirchenvermögen überhaupt in den vier 
Abſchnitten: 1) von der Erwerbung, 2) von der Verwal— 
tung, 3) von der Verwendung, 4) von der Veräußerung; 
die zweite nach demſelben Syſteme den Religionsfond be— 
handeln ſoll. 


8. 14. 
Literatur. 


Wenn es erlaubt iſt, von der Anzahl der Schriften 
auf die Wichtigkeit des Gegenſtandes zu ſchließen: fo be— 
darf der unſerige um ſo weniger einer beſondern Empfeh— 
lung, als die vielen ihm gewidmeten Abhandlungen nicht 
aus Gelegenheit einer Controverſe oder gleichzeitig hervor— 
gegangen, ſondern ſeit den großen Kirchenſchriftſtellern 
beinahe durch alle chriſtlichen Jahrhunderte von eben fo 
frommen Theologen, als ſcharfſinnigen Rechtsgelehrten 
niedergeſchrieben worden ſind. Als die vorzüglichſten, wel— 
che blos die Vorſchriften des gemeinen, oder auch zum 
Theile des deutſchen Kirchenrechtes aufgenommen haben, 
können hier, mit Rückſicht auf die von uns gewählte Ein— 
theilung, nach der Zeitfolge aufgeführt werden: 

M. B. de bonorum ecclesiasticorum natura et jure. Fra- 

neg. 1666. 


M. Ant. Marsilii Columnae Tract. de ecclesiasticorum 
reddituum origine et jure. Venetiis 1757. 
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ecclesiasticorum. Berol. 1619. 
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Fr. Xa v. Zech de jure rerum ecclesiasticarum ad Ger- 
maniae catholicae principia et usum. Ingolst. 1758, 

Abhandlung von den Rechten der Staatsgewalt über das Kirchen: 
gut. Frankf. 1805. 

Jo. Campegius de immunitatibus ecelesiac. Tr. Tr. IX, 

Boetius Epo de ecclesiasticae immunitatis jure. L. III. 
Duaci 1588. 

Mar, Italia de immunitate ecelesiae Romanae, Panorm. 
1646, 

Chr. Kuhne de immunitatibus praediorum ecelesiasti- 
corum a muneribus. Jenae 1684, 


Be VA.» Ass 


Jo, Maria Syord de privilegiis bonorum ecelesiastico- 
rum, Argent. 1733, | 

Benno Ganſers verſchiedene Fragen an Veremund von Loch— 

ſtein über die geiſtliche Immunität. Straßb. u. Münch. 
1766. 

Veremund von Lochſteins Gründe ſowohl für als wider 
die geiſtliche Immunität. Münch. 1766. 

Desſelben Antwort auf die Fragen eines Ungenannten wegen 
der geiſtlichen Immunität. Münch. 1767. 

Anſelm Zacherl Fragen über Veremund von Lochſteins Gründe 
für und wider die geiſtliche Immunität. Augsb. 1767. 
Desſelben neu verſprochene Fragen über Veremund von Loch— 

ſteins geiſtliche Freiheit.... .. 1767. | 

Anſelm Molitor von der Macht der Kirche über Kirchengü— 
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Von dem Rechte des Landesfürſten, geiſtliche Perſonen und Güter 
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norum ecclesiasticorum, Halae 1702. 

Jo. Brunnemann Disp. de administratione bonorum ec- 
clesiae temporali. Frankf. 

Uiber das Verwaltungsrecht der Kirchengüter. Im Archiv f. d. 
kath. Kirche u. Sch. 2. Bd. 2. Stk. 

Fr. Br. Mainon seusus ecclesiae de juribus et officiis 
clericorum intuitu bonorum ecclesiasticorum. Aug. 
Vindel, 1783. e 

Georg. Henr, Ayreri progr, de nexu bonorum eccle- 
siasticorum feudali, Goett, 1752. 

Guil, Rodanui Tract, de rebus ecclesiae non alienandis, 
Placent, 1512. 

Guil, Redoanus de non alienandis rebus ecclesiae, 
Venet, 1572. 

Bened, Canophilus de rebus ecclesiae nun alienan- 
dis. Venet, 1587. 

Mart. Navarrus de alienatione rerum ecelesiasticarum 
ei de spoliis clericorum, Rom, 1590. 


Jo, Lauterbach de bonis ecclesiae, an a laicis recte 
possideantur, Viteb, 1596. 
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Al ph. Villagat de rebus ecclesiae male alienatis resti- 
tuendis, Colon. 1599. 

Ejus d. Tract, de rebus ecclesiae non rite alienatis recu- 
perandis, Colon, 1603. 

Ejusd, Tract, de rebus ecclesiae non rite alienatis recu- 
perandis et in integrum restituendis. Colon, 1609. 

Solennis Tractatus de alienatione bonorum ecclesiastico» 
rum. Colon, 1616. > 1 

Ferd, Munnoz de rebus ecclesiae alienandis vel non, 
Bonon, 1622. 

Stephani Quaranta Tract,de rebusecclesiae non alic- 
naudis. Lugd. 1622. 

Petr. Rebuffus de alienatione rerum eeclesiasticarum. 
Lugd. 1622. 

Leo, Fr. Sack de prohibita rerum ecclesiasticarum alie- 
natione, Erf. 1672. 

Bern. Schulz Diss, de alienatione bonorum ecclesiasti- 
corum, Rintel, 1672. 

Burc, Heur, Tilemann de alienatione et profanatione 
bonorum ecclesiasticorum. Jen, 1677. 

Heur. Petreii Tract. cur res Deo semel dicatae ad usus 
profanos non sint transferendae? Inu Chph. Lehman- 
ui actis pac. rel. T. I. pag. 455. 

Jo. Cas p. Barthel de rebus ecclesias non alienandis, 
Viteb. 1769. 

Beſtimmung des Anfangs der Verjährung nichr ig veräußerter Kir— 
chengüter nach einer gewöhnlich überſehenen Geſetzesſtelle— 
In Martins Rechtsgutachten und Entſcheidungen der Spruch— 
Collegien in Heidelberg, 463. 


Diſputationen und Diſſertationen über das Kirchen— 
vermögen im Allgemeinen, oder das eine oder andere Recht 
daran finden ſich in Lipenii bibliotheca juridica ver: 
zeichnet. Außerdem haben alle dem Kirchenrechte über— 
haupt gewidmeten Werke auch der Lehre von dem Kir— 
chenvermögen den gehörigen Platz zugeſtanden. 


Von Schriften, welche ausſchließend oder doch vor— 
züglich die Verordnungen über das Kirchenvermögen in 


1 


den und für die Oeſterreichiſchen deutſchen Staaten brauch— 
bar zuſammen geſtellt haben, iſt uns, außer den drei Ab— 
handlungen in der Linzer theologiſch-practiſchen Monat— 
ſchrift: Uiber die Verwaltung des Kirchen vermögens 1. 
Jahrg. 1. Bd. S. 177, über Meß-Stipendien 2. Jahrg. 
1. Bd. S. 382, und über Stiftungen 4. Jahrg. 2. Bd. 
S. 187, nur Dominik Koſtetzky's practiſches Hand— 
buch der Geſetze in Stiftungsſachen für Böhmen, Prag 
1819, bekannt geworden. Andere Oeſterreichiſche Schrift— 
ſteller mögen ſich zu einer gleichen Arbeit vielleicht bloß 
deswegen nicht aufgefordert geglaubt haben, weil dieſe 
Verordnungen erſt ſeit der von der Großen Thereſia in 
kirchlichen Angelegenheiten begonnenen Reform häufiger 
geworden find. Die dem Oeſterreichiſchen Kirchenrechte ges 
widmeten Werke von Pehem, Cäſar, Rechberger, 
Guſtermann, Gärtner, dann die practiſche Anwen— 
dung der im geiſtlichen Fache ergangenen Verordnungen 
von Schwerdling, nehmen die das Kirchenvermögen 
betreffenden Geſetze mehr oder weniger auf. Der vom P. 
Peter Baldauf herausgegebene Leitfaden zur Verwal— 
tung des Pfarr- und Decanats-Amtes, Grätz 1828, hat 
unſere Abhandlung vom Kirchenvermögen in der erſten 
und zweiten Auflage, ſo weit es das Oeſterreichiſche Kir— 
chenrecht betrifft, von Wort zu Wort abgedruckt. Des— 
gleichen geben die vier Bändchen: „Der Pfarrer in ſeinem 
Amte“ und „Der Pfarr-Proviſor' von Severin Pfle— 
ger, Ritter von Wertenau, Wien 1830, lediglich einzel— 
ne Stücke oder Paragraphe von unſerer Arbeit abgeriſſen 
und zerſtreut wieder. — Dagegen iſt neu erſchienen und 
für die Oeſterreichiſchen Kirchenrechtsquellen überhaupt, 
beſonders aber in Böhmen wichtig: Peter Carl 
Jakſch, Geſetz-Lexicon in geiſtlichen, Religions- und 
Toleranz-Sachen für das Königreich Böhmen vom Jahre 
1601 bis 1800, 6 Theile und vom Jahre 1801 bis 1825 
4 Theile, Prag 1828 — 1830. 


Erſte Abtheilung. 


Von dem Kirchen vermögen. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Erwerbung des Kirchenvermögens. 
& 15. 
Allgemeine Erforderniſſe der Erwerbung. 


Jede Erwerbung eines Vermögens, folglich auch des Kir— 
chenvermögens fordert 1) eine erwerbfähige Perſon, 2) eine 
erwerbfähige Sache, 3) eine rechtmäßige Erwerbungsart, 
Die Kirche iſt eine moraliſche Perſon, vom Staate beſtä— 
tigt, und gleich den Einzelnen desſelben bürgerlichen Schu— 
tzes und derſelben bürgerlichen Rechte theilhaftig a). Sie 
erſcheint eben dadurch als eine erwerbfähige Per— 
ſon 5), und muß eine ſolche fein, wenn fie, was doch 
der Staat will, und woran ihm gar ſehr gelegen iſt, ihren 
Endzweck erreichen ſoll. Politiſche Anordnungen ſetzen 
indeß ihrer Erwerbung aus mehreren Rückſichten Beſchrän— 
kungen, welche wir an den zukommlichen Orten kennen 
lernen werden. Erwerbfähig iſt jede Sache, welche 
ſich in dem gemeinen und in dem beſondern Gommerze | 
der Kirche befindet. Erwerbungsart heißt jede Hand— 


- a) fr. 1. pr. D. Quod cujusc. univers. nom, (3. 4.) B. 
G. B. % 26. 
5) const. 1. C. de 55, eccles. (1. 2.) can. 15. caus. XII. 
g. 1. B. G. B. 83. 26, 310, 355, 356, 538, 539, 865. 
I. Theil. 4 
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lung, wodurch ein Eigenthum wirklich erlangt wird. Je 
nachdem dieſe entweder eine Handlung unter Lebenden 
(actus inter vivos), oder eine Handlung auf den Todes— 
fall (actus mortis causa), oder bald von der einen, bald 
von der andern Art iſt, wollen wir drei Arten, wodurch 
die Kirche erwerben kann, unterſcheiden, und zur erſten die 
Verträge, Erſitzung, Opfer, Almoſen, Stole und Zehen— 
ten; zu der zweiten Erbſchaften und Vermächtniſſe; zu 
der dritten Schenkungen auf den Todesfall und Stiftun— 
gen rechnen; die übrigen Erwerbungen aber, welche nur 
vorübergehend waren, wie jene, die für arme Kirchen nach 
den aufgehobenen Klöſtern und geſperrten Kirchen und 
Capellen Statt hatten, dann diejenigen, welche ungewöhn— 
licher ſind, und ganz nach den allgemeinen, für dieſe Er— 
werbungsarten beſtehenden, Vorſchriften beurtheilet wer— 
den, wie die Zueignung u. ſ. w. mit Stillſchweigen über: 
gehen. 
§. 16. 


Erwerbung A) durch Handlungen unter Lebenden: 
1) Verträge. 


Unter den Verträgen, durch welche die Kirche erwer— 
ben kann, ſtehen oben an die Schenkung und der Kauf. 

Die Schenkung iſt ein Vertrag, durch welchen der 
Kirche das Eigenthum einer Sache unentgeldlich überlaſſen 
wird a). Nach dem gemeinen Rechte hat ſich die Kirche 
bei Schenkungen der beſonderen Begünſtigungen zu ers 
freuen, daß ſchon das Verſprechen ohne Annahme verbind— 
lich und wirkſam iſt 5); dann, daß ſie das Eigenthum der 
geſchenkten Sache ohne Uibergabe erwirbt c). Nach den 
vaterländiſchen Geſetzen haben dieſe Begünſtigungen auf: 


a) pr. J. de donat. B. G. B. $. 938. 

5) fr. 1 — 3. D. de pollicit, (50. 12.) fr. 23. D. de 
excep. (24. 1.) 

c) const. 23. C. de 88. eceles. 
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gehört. Ohne Annahme ſindet überhaupt kein Vertrag 
Statt; und Schenkungen insbeſondere find nur dann gül— 
tig, wenn die geſchenkte Sache zugleich übergeben, oder 
wenigſtens über den Vertrag eine ſchriftliche Urkunde aus— 
gefertigt worden iſt d). Uiberdies iſt es unterſagt, unbe— 
wegliche weltliche Güter oder trockene Gefälle, Kuxen oder 
Bergantheile ohne landesfürſtliche Bewilligung an Kirchen 
zu verſchenken, oder auf was immer für eine Art auf 
länger als drei Jahre in den Beſitz zu überlaſſen e). Die 
Kirchen der geiſtlichen Orden und Klöſter können von ihren 
Novizen keine höhere Mitgift als im Betrage von 1500 fl., 
und nur jene der gering dotirten Ordens-Inſtitute, welche 
ſich mit dem Unterrichte oder der Krankenpflege abgeben, 
namentlich der Urſulinerinnen, Saleſianerinnen, Eliſabe— 
thinerinnen, der Clariſſerinnen zu Sander in Galizien, 
der barmherzigen Brüder und Piariſten im Betrage von 
3000 fl., und ohne landesfürſtliche Bewilligung immer 
nur in beweglichen Gütern annehmen. Jede Handlung, 
die gegen dieſe Vorſchriften direct oder indirect, heimlich 
oder öffentlich, ſelbſt unter dem Vorwande eines frommen 
Werkes geſchieht, iſt für ungültig erklärt; den Uibertretern 
ſammt jenen, die auf was immer für eine Art mitgewirkt 
haben, ſind anſehnliche Geldbußen und andere Ahndungen 
angedroht; den Denuncianten dagegen die Abreichung des 
gewöhnlichen Theiles verſprochen. In den neueren Zeiten 
ſind jedoch bei zunehmender Theuerung den Kirchen der 
genannten Inſtitute, wie ihnen ſelbſt, dann jenen der 
engliſchen Fräulein und Mechitariſten, den Eliſabethine— 
rinnen, Urſulinerinnen, Saleſianerinnen und Piariſten in 
Tyrol 5), den Jeſuiten 3), den Redemptoriſten und Re— 


d) B. G. B. Jg. 861, 943. 
e) Dolliner, Recht d. geiſtl. Perf. §. 77 vergl. mit Hofd. v. 
22. Juni 1781. 
J Hofd. v. 26. April 1818 Prov. Geſ. Tyr. 5. Bd. S. 479. 
8) Hofd. v. 8. April 1828 Wagner Jahrg. 1828 5. Hft. 
S. 269. 
4 * 
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demptoriſtinnen A), und den barmherzigen Schweſtern ) 
Schenkungen beweglicher und unbeweglicher Güter von 
jedem Betrage gegen dem wieder erlaubt worden, daß die 
gemachten Erwerbungen jedesmal der Landesſtelle ange— 
zeigt werden, damit dieſe in der Uiberſicht des Vermögens— 
ſtandes ſolcher Inſtitute bleibe k). Schmeicheleien, Uiber— 
redungen, oder was immer für Zudringlichkeiten anzuwen— 
den, um Laien zu frommen Schenkungen zu vermögen, 
hat die Kirche nie gebilliget, ſondern zu allen Zeiten den 
Geiſtlichen und Mönchen unterfagt ). 

Der Kaufift ein Vertrag, wodurch eine Sache um 
eine beſtimmte Summe Geldes überlaſſen wird m). Nach 
dem gemeinen Kirchenrechte kann die Kirche alle Sachen 
ankaufen, welche ſich im Commerze befinden, und nach 
der Meinung vieler Canoniſten erwirbt ſie vermöge der 
Analogie n) mit Berufung auf einige Kirchenſatzungen ), 
die jedoch für ſie nicht entſcheiden, auch diejenigen Sachen, 
welche die Verwalter mit dem Kirchengelde für ſich ſelbſt 
angeſchafft haben. Nach den Oeſterreichiſchen Verord— 
nungen kann die Kirche unter Beobachtung der allgemeinen 
Vorſchriften p), und mit landesfürſtlicher Bewilligung nun 
ebenfalls bewegliche und unbewegliche Sachen durch Kauf 
erwerben, ohne wie früher gehalten zu ſein, gegen Uiber— 
kommung einer Realität eine andere von gleichem Werthe 


11) Allerh. Entſchl. v. 11. Nov., Hofd. v. 23. Dec. 1830, v. 
17. Feb. 1831 Prov. Geſ. Illyr. 13. Bd. S. 10, 37, 
Böhm. 13. Bd. S. 51, 103. 

7) Hofd. v. 18. Nov. 1831 Wagner J. 1831 12. Hft. S. 507. 

*) Dolliner a. a. O. $. 77 zu Ende, 88. 79 — 81. 

I) can. 6. cone. Cabillon. II. can. 5. caus. XX. d. 3. 

m) Iust. 3. 23. 24. Dig. 18. 1. Cod. 4. 38. B. G. B. 
§. 1053. 5 

„) const. 8. C. de rei vindic. (3. 32.) const. 2. C. Quando 
ex facto tut. (5. 39.) 

0) can, 1. caus, XII. d. 3, can. 1. caus. XII. . 4. 

p) B. G. B. & 1054. 
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hintan zu geben. Auch Bergantheile oder Kuxe mit dem 
Zugehöre kann fie kaufen J). Unterthänige Gründe aber, 
die zu ihrem Beſitze gehören, kann ſie bei deren Veräuße— 
rung unter dem Vorwande des Obereigenthums nicht an 
ſich ziehen, und kein Einſtandsrecht dabei ausüben ). 

Die übrigen Verträge, durch welche die Kirche erwer— 
ben kann, greifen ſo ſehr in die Verwaltung und Veräu— 
ßerung des Kirchenvermögens ein, daß ſie beſſer erſt unten 
werden angeführet werden. f 


9. 17. 
2) Erſitzung. 


Die Erſitzung (usucapio) iſt die Erwerbung eis 
nes Rechtes vermöge des geſetzlichen Beſitzes a). Die Kir— 
che kann erſitzen, in ſo weit ſie durch Verträge erwerben 
kann (vorg. §.) )). Damit jedoch weltliche Güter nicht 
durch Erſitzung an die Kirche verloren gehen: iſt es un— 
terſagt, ſie auf längere Zeit als auf drei Jahre der Kir— 
che in Beſtand zu geben; nach vollendeten drei Jahren, 
werden dergleichen ohne landesfürſtliche Bewilligung ge— 
ſchloſſenen Contracte von ſelbſt kraftlos c). So weit die 
Kirche ſelbſt erſitzt, genießt ſie weder in Anſehung des ei— 
nen, noch des andern Erſitzungserforderniſſes eine Begün— 
ſtigung; es muß daher ihr Beſitz rechtmäßig, redlich und 
echt ſein, und durch die ganze von dem Geſetze beſtimm— 
te Zeit fortgeſetzt werden. Das Zeitmaß iſt bei bewegli— 
chen Sachen, dann bei unbeweglichen Sachen und ding— 
lichen Rechten, welche den öffentlichen Büchern auf den 


9) Hofd. v. 13. Mai 1781 Kropatſch. 2. Bd. S. 82, 218. 

1) Dolliner a. a. O. §. 77. 

a) B. G. B. . 1452. 

b) Ebend. $. 1453. 

e Reſol. v. 12. Sept. 1716, 15. Sept. 1720, 20. Febr. 
1238, 
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Namen der Kirche einverleibt ſind, auf drei Jahre; bei 
unbeweglichen Sachen und dinglichen Rechten, die auf 
ihren Namen den öffentlichen Büchern nicht eingetragen 
ſind, auf 30 Jahre; bei einer Erſitzung gegen den Fis— 
cus, gegen andere Kirchen, Gemeinden und erlaubte 
Körperſchaften, im erſten Falle auf 6, im zweiten auf 
40 Jahre; gegen einen Erbpächter oder Erbzinsmann 
gleichfalls auf 40 Jahre beſtimmt. Bei einem Rechte, 
welches ſelten ausgeübt wird, iſt außer einem Zeitverlaus 
fe von 30 oder 40 Jahren noch erforderlich, daß es in— 
nerhalb dieſes Zeitraumes von der Kirche wenigſtens drei— 
mal ausgeübt worden ſei d). N 


$. 18. 
3) Opfer. 


Opfer heißt in kirchenrechtlicher Bedeutung Alles, 
was von den Gläubigen von freien Stücken ohne geſetzli— 
che Beſtimmung in Abſicht auf Gattung und Maß zum 
Behufe des Gottesdienſtes dargebracht wird, es mag ſol— 
ches in die Kirche, auf den Altar, zu einem Gnadenbilde, 
oder in die Wohnung des Geiſtlichen gebracht werden, und 
in Geld, in Früchten, oder in Kunſterzeugniſſen beſtehen a). 
In engerer Bedeutung heißt Opfer nur dasjenige, was die 
Gläubigen während des Gottesdienſtes für den denſelben 
verrichtenden Geiſtlichen auf den Altar legen 5). 

Das gemeine Kirchenrecht beſtimmt wegen der Opfer 
folgendes: 1) Die Opfer ſchließen alle Verträge und allen 
Zwang aus c), und wenn es daher auch durch Gewohnheit 
beſtimmt iſt, daß zu gewiſſen Zeiten geopfert werde, ſo 
bleibt doch die Gabe ſelbſt der freien Willkühr des Opfern— 
den überlaſſen. Nur die letztwillig zur Rettung der Seele 


4 B. G. B. 5). 1460 — 1474. 

a) cap. 13. 29. de verb. siguif. (5. 40.) 
b) can. 69. 73. Dist. I. de couseer. 

c) cap. 8. 9. de simon. (5. 3. 
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angeordneten Opfer, welche die Natur eines Legats anneh— 
men, dürften eine Ausnahme machen. 2) Auf das, was 
innerhalb des Pfarrbezirkes geopfert wird, hat der Pfarrer 
ſo lang einen gerechten Anſpruch, als nicht aus der aus— 
drücklich erklärten Abſicht des Opfernden, aus dem Ge— 
ſetze oder dem Gewohnheitsrechte etwas anderes erhellet d). 
Insbeſondere ſetzt das Geſetz eine Ausnahme für die bei 
einer Kloſterkirche einkommenden Opfer, und ſpricht ſolche 
dem Kloſter zu e). 

Nach dem Oeſterreichiſchen Rechte hat man drei Ar— 
ten von Opfern zu unterſcheiden: Opfer, welche bei Op— 
fergängen um den Altar entrichtet werden; Opfer, welche in 
den Opferſtock gelegt werden, und Opfer, welche in den 
Klingelbeutel eingehen. 

Die Opfer der erſten Art, welche bei Opfer: 
gängen um den Altar entrichtet werden, gehören, wenn 
nicht eine gegentheilige Meinung der Opfernden bekannt, 
oder eine andere Gewohnheit eingeführt iſt, dem Pfarrer 7); 
vermöge der einen oder der andern können ſie aber auch 
der Kirche gehören. Eben deshalb können die die Opfer— 
gänge betreffenden Vorſchriften ſchon hier mit angeführt 
werden. Außer den Opfergängen, welche von uralten 
Zeiten her an höheren Feſttagen, als zu Oſtern, Weih— 
nachten, Pfingſten, Kirchweihen gewöhnlich geweſen ſind, 
und noch ferner, jedoch mit Ausnahme der Kirchen in 
Schleſien, wo die Eingepfarrten den Opfergang zu vollzie— 
hen verbunden find g), nicht anders, als nach der Will: 


d) can. 13. caus. X. q. 1. cap. 10. de praescript. (2. 26.) 

e) can. 21. 23. caus. XVI. q. 1. cap. 1. de stat. monach. 
(3. 35.) cap. 16, de excess. praelat, (5. 31.) 

F) Hofd. v. 9. Sept. 1783. 

8) Stolord. f. Schleſ. v. 4. Oct. 1749 1. Rubrik d. 1 in 
Kröhnys Auszug der Geſetze iu publ. cecles. S. 127, 
Verord. f. Schleſ. v. 19. April 1662 Riegger, Sammlg. 
d. Geſ. in Kirchenſach. f. Böhm. im Anhange S. 9— 15. 
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kühr eines jeden Pfarrkindes, mithin ohne allen Zwang 
beibehalten werden können, darf nur noch an Sonntagen, 
und zwar, um das Volk nicht in der Andacht zu ſtören, 
nur vor dem Hochamte zu Opfer gegangen werden. Hier— 
bei ſoll kein Rang beobachtet, und den Opfernden ſollen 
keine brennenden Kerzen abgereicht werden. Die Opferga— 
ben dürfen nicht in Naturalien beſtehen (dieſe können in 
die Wohnung des Seelſorgers oder Meßners, je nachdem 
ſie für dieſen oder jenen beſtimmt ſind, abgegeben werden), 
ſondern bloß in Geld, welches nicht auf den Altar, ſon— 
dern in eine an der Seite des Altars zu ſtellende Büchſe 
oder einen Teller zu legen iſt. Die Opfergänge bei Mi— 
niſterial-Acten, als: bei Trauungen, Taufen, Vorſeg— 
nungen, Begräbniſſen und andern dergleichen Vorfällen 
(alſo wohl auch bei Primizen) ſind unter der Strafe des 
Doppelten der ausgeſetzten Stolgebühr für die Armenkaſſe 
verboten 2). Um jeden Anlaß zum Opfergange bei den 
Vorſegnungen zu vermeiden: ſoll das Kind nicht hinter 
dem Altare, ſondern in der Sacriſtei, oder in einem an— 
dern ſchickſamen Orte in Ordnung gebracht werden 1). In 
Nieder-Oeſterreich ſind auch die Opferſammlungen bei 
Gelegenheit der Vorſtellung der Grabeslegung Chriſti durch 
Aufſtellung beſonderer Tiſche oder Ausbreitung eines Tu— 
ches auf der Erde verboten x). Opfer, welche bei Wall— 
fahrtskirchen an Wallfahrtstagen von Wallfahrtern durch 
Umgänge bei dem Altare dargebracht werden, gehören aus— 
ſchließend der Kirche ($. 81) 9. 
Die Opfer der zweiten Art, welche in den Opfer— 
ſtock gelegt werden, ſcheinen früher den Kirchen gehört zu 
haben, weil den Pfarrern aufgetragen war, ihre Kirchkin— 


Ah) Allerh. Reſer. v. 25., Pat. v. 28. Juli 1750 Thereſ. 1. 
Bd. S. 188, Hofd. v. 24. Juni 1785 Krop. 8. Bd. S. 701. 

1) Hofd. v. 2. Juli 1789 Jak. 2. Bd. S. 132. 

k) Verord. in N. Oeſter. v. 15. März 1827 3. 47694. 

2) Hofd. v. 29. Oct. 1807. 
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der zu ermahnen, daß ſie, wenn ſie zur Ehre Gottes und 
zur Erhaltung ſeiner Kirche ein freiwilliges Opfer verab— 
reichen wollten, ſolches ſtatt in die Sammelbüchſen, welche 
eine Störung in der Andacht verurſachen, in die Opfer— 
ſtöcke, die erlaubt ſind, legen möchten m). Indeß wurde 
bald nach dieſer Erklärung verordnet, daß in jeder Kirche 
ein Opferſtock mit der Aufſchrift: Für die Armen, auf: 
geſtellet, wo ihrer mehrere vorhanden wären, unter Be— 
laſſung eines einzigen die übrigen weggeräumt n), wo, wie 
bei den meiſten Kirchen in Galizien, keine vorhanden wä— 
ren, dieſe ſogleich vorſchriftsmäßig beigeſchafft und gehö— 
rig unterhalten o), und alle Opferkäſten an öffentlichen 
-Straffen und Gottesäckern abgeſtellt werden ſollen p). 
Dieſem nach gehört das in den Opferſtock gelegte Opfer 
blos dem Armen-Inſtitute. Nur wurde, weil ſeit einigen 
Jahren viele Kirchen theils wegen der obwaltenden Theue— 
rung ihrer Bedürfniſſe, theils wegen Verminderung der 
Intereſſen von den Stiftungs-Capitalien, mit ihren Ein— 
künften weit unter die jährliche Bedeckung herab gekommen 
ſind, da, wo dieſer Fall eintritt, und ſo lang er fortdauert, 
geſtattet, außer dem Opferſtocke für die Armen, noch einen 
zweiten Opferſtock zur leichtern Beſtreitung der täglichen 
Bedürfniſſe der Kirche zu errichten; von welcher Erlaub— 
niß jedoch die Kirchen der Klöſter und Stifte gänzlich aus— 
geſchloſſen bleiben 3). 

Die Opfer der dritten Art, welche in den Klin— 
gelbeutel oder die Sammelbüch ſe eingehen, gehören 
der Kirche. Die Seelſorger dürfen ſich davon eben ſo we— 


m) Hofd. v. 14. Mai 1784 Krop. 6. Bd. S. 585, 602. 

n) Hofd. v. 24. Juni 1785. 

o) Verord. in Galiz. v. 19. Jan. 1821 Prov. Geſ. 3. Bd. 
S. 13. 

p) Hofd. v. 16. Juni 1787 Jak. 4. Bd. S. 233. 

9) Hofd. v. 7. Nov. 1811 ebend. 9. Bd. S. 203, für das 

Küſtenland v. 19. Febr. 1820 B. ö. 55 Prov. Geſ. 2. 
Bd. S. 56. 
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nig, als von den Opfern in den Opferkäſten etwas zueig— 
nen 1). Zur mehreren Sicherheit müſſen die Sammel: 
büchſen und Klingelbeutel mit einer ordentlichen Sperre 
verſchloſſen gehalten, und nicht erſt nach Verlauf eines Mo— 
nates, ſondern nach jeder Abſammlung der Gemeinde oder 
höchſtens alle Wochen, und nie von dem Pfarrer allein, 
ſondern immer in Gegenwart zweier Kirchenbeamten (Kir— 
chenväter) geöffnet, die geſammelten Beträge ſogleich ab— 
gezählet, und einzeln in das beſonders darüber zu führende 
Regiſter eingetragen werden, woraus der ganzjährige Be— 
trag für die Kirchenrechnung entnommen wird s). Die 
Herumtragung des Klingelbeutels darf aber weder während 
der Predigt, noch während des Hochamtes oder ſelbſt einer 
ſtillen Meſſe, ſondern nur vor der Predigt geſchehen t). 
Die zu Statuen und Gnadenbildern verehrten Opfer 
erhalten die Widmung, welche die frommen Spender ihnen 
zugedenken. Geopferte Kerzen werden während der gottes— 
dienſtlichen Feier angezündet; geopfertes Wachs und Wachs— 
figuren aber von Zeit zu Zeit von den Wachsziehern um 
den regulirten Preis nach dem Gewichte abgelöſt, und das 
dafür bezahlte Geld in der Kirchenkaſſe verrechnet u). Be— 
ſtehen die Opfer in Paramenten: ſo werden ſolche, wie 
Zeit und Feſtivität es mit ſich bringen, gebraucht. Wer— 
den endlich Münzen oder Pretioſen geopfert: ſo werden 


r) Hofd. v. 22. März 1773 Thereſ. 6. Bd. S. 579, v. 20. 
Febr., 14. Mai, 24. Juni, 17. Juli u. 9. Sept. 1783 
Krop. 2. Bd. S. 419, 420, v. 24. Juni 1785 Krop. 8. 
Bd. S. 701 u. v. 29. Oct. 1807, angef. Verord. für das 
Küſtenl. $. 56. 

s) Hofverord. v. 22. März 1773, Verord. f. Steyerm. v. 20. 
Febr. 1783 a. a. O., angef. Verord. für das Küſtenl. 9. 57, 
für Tyr. Hofd. v. 13. Sept. 1821 II. Abſchn. J. 10 Gout. 
20. Bd. S. 672. 

t) Hofd. v. 5. Sept. 1800, Verord. f. N. Oeſter. v. 4. März 
1813. 

4) Allerh. Reſer. v. 22. Sept. 1753 Jak. 3. Bd. S. 344. 


diefelben vor der Statue oder dem Bilde, wohin fie dedi⸗ 
cirt ſind, aufgehangen und in den Kirchenſchatz eingetra— 
gen. Was mit den Opfern dieſer Art vermöge früherer 
Verordnungen zu geſchehen hatte, wird an ſeinem Orte ge— 
fagt werden (§. 105 n, 4) w). 


$. 19, 
4) Almoſen. 


Almoſen wird das Geſchenk genannt, welches man 
einem Dürftigen zu ſeiner Nothdurft reicht. Die Kirche 
erhält in dieſem Verſtande Almoſen, wenn man ihr etwas 
gibt, weil man ſie ſich als dürftig vorſtellt. Es unter— 
ſcheidet ſich von einer Schenkung überhaupt dadurch, daß 
es in geringeren Beträgen gemacht wird, dem Gegenſtande 
nach in barem Gelde beſteht, und das Subject, welches 
das Almoſen empfängt, dürftig geglaubt wird; von dem 
Opfer aber, daß es außerordentlich, ohne daß ſelbſt in Ab— 
ſicht auf das Geben eine Verbindlichkeit beſteht, gereicht 
wird. Dieſer letztere Unterſchied wird jedoch im Kirchen— 
rechte nicht ſehr beachtet, und unſere Geſetze nennen das 
für die Kirche, insbeſondere in den Klingelbeutel, einge— 
hende Opfer gewöhnlich auch Almoſen a). Die geſetzlichen 
Beſtimmungen für jenes gelten daher nicht minder für dieſes. 
Als beſondere Anordnung kommt blos vot, daß das den 
Klöſtern, und folglich auch ihren Kirchen zugedachte Almo— 
ſen von dem Amortiſations-Geſetze ausgenommen iſt 5). 
Doch kann unter dieſem Titel mit Ausſchließung aller an— 
dern Ordensgeiſtlichen nur den Mendicanten, welchen we— 
gen Ermangelung zureichender Stiftungen die Sammlung 
geſtattet iſt, etwas zugewendet werden. Wenn ein ſolches 


20) M. Abhandlg. Von den heil. Handlg. $. 61. 

a) Lincke tract. de jur, templ. cap. 8. n. 99. cap. 12. 
n. 50. Hofd. v. 22. März 1773, Verord. v. 9. Sept. 
1783 a. a. O. 

5) Pat. v. 26. Aug. 1771 8. 4. 


n 
Almoſen den Betrag von 100 fl. oder darüber ausmacht: 
ſo muß das Geld zur Nutznießung in einem öffentlichen 
Fonde angelegt, und bei Verluſt des Almoſens die Anzeige 
unverweilt an die Landesſtelle gemacht werden c). Dieſe 
Anordnung iſt durch die in der Zwiſchenzeit erfolgte Auf— 
hebung der Sammlungen nicht geändert worden d). 


$. 20. 
5) Stolgebühren. 


Stolgebühren (Jura stolae) heißen die Gebüh- 
ren, welche für geiſtliche Functionen von jenen, die ſie ver— 
langen, entrichtet werden müſſen. Als freiwillige Beiträge 
zu dem Unterhalte der Geiſtlichen wurden ſie ſeit dem ſieben— 
ten Jahrhunderte nach und nach zur Gewohnheit, dann 
im ſechzehnten Jahrhunderte durch geiſtliche, endlich im 
achtzehnten Jahrhunderte durch landesfürſtliche Geſetze zu 
einem Parochial-Rechte, und zu einer beſondern Art des 
pfarrlichen Einkommens erhoben. Das Kirchenvermögen 
nimmt daran keinen weitern Antheil, als mit den Gebüh— 
ren für das Glockengeläute, die Bahr- und Leichentücher, 
Klagemäntel, Schwarzbeziehung des hohen Altars und 
Ausbreitung des ſchwarzen Tuches ſtatt der Tumba, Kir— 
chenleuchter, Todtenbahre, Grüfte und Grabſtellen, Fackeln 
und Kerzen, den Ornat bei Exequien und die Bedeckung 
des Stuhles für Brautperſonen zum Knien bei Trauungen; 
jedoch ſo, daß ſie in den verſchiedenen Provinzen weder von 
allen dieſen Gegenſtänden, noch in gleichen Beträgen einge— 
hoben werden können. Und zwar: 

1) Nach der Stolordnung für Böhmen a) kom— 
men zur Kirche folgende Gebühren zu entrichten: 


c) Hofverord. v. 28. Jan. 1775. 
d) Hofd. v. 23. Juli 1806, 27. Febr. 1808 Pol. Gef. 26. 
Bd. S. 102, 30. Bd. S. 129. 
a) Pat. v. 30. Mai 1750 F. 6, 7. 


a) Für das erſte ganze Geläute mit allen Glocken zu 
Prag bei der Cathedral-Kirche im Schloſſe zu St. Veit, 
wo die größte und die ſchwerſte Glocke iſt, für jede Stunde 
7 fl.; bei der Pfarrkirche im Teyn, St. Heinrich, St. 
Stephan, und St. Wenzel (Niclas) 5 fl. 50 kr.; bei den 
übrigen Pfarrkirchen 4 fl. 40 kr.; für das andere, ſo ge— 
nannte mittlere Geläute ohne Unterſchied bei allen Pfarr— 
kirchen für jede Stunde 2 fl. 20 kr., für das dritte oder 
letzte Geläute 35 kr.; — in den Städten und Marktflecken 
für das erſte ganze Geläute mit allen Glocken für jede 
Stunde 3 fl. 30 kr., für das zweite 1 fl. 10 kr., für das 
dritte 35 kr.; — bei Kirchen, wo nur zweierlei Glockenge— 
läute iſt, dann bei Filial- und Kloſterkirchen für das erſte 
ganze Geläute für jede Stunde in Prag 2 fl. 30 kr., außer 
Prag 1 fl. 10 kr., für das andere und letzte 35 kr.; — 
in Dörfern endlich für das erſte ganze Geläute für jede 
Stunde 45 kr., für das andere und letzte 24 kr. Es ſteht 
jedermann zu beſtimmen frei, mit was für einem Geläute, 
und ob durch ein, zwei oder drei Tage, dann wie oft oder 
wie lang ſowohl vor dem Begräbniſſe, als auch während 
desſelben geläutet werden foll, wo ſodann nach Maß der 
Zeit auch mehr oder weniger, mithin für eine halbe Stunde 
nur die Hälfte, und für eine Viertelſtunde nur der vierte 
Theil der Taxe zu entrichten iſt. Die Pulfanten find von 
Seite der Kirche, der dieſe Taxe zukommt, zu bezahlen. 
Der an einigen Orten beſtandene Gebrauch, daß die Stol— 
gebühr für das Geläute den Kirchendienern oder Pulſanten 
in partem salarii überlaffen wurde, iſt als ein Unfug er: 
klärt, welcher ſogleich in der Art abgeſtellt werden ſollte, daß 
ihnen von dem Kreisamte einverſtändlich mit dem Patro— 
nats-Commiſſäre und dem Conſiſtorium ein angemeſſener 
Gehalt ausgemittelt würde, wozu der Patron, die Kirche 
und die Eingepfarrten verhältnißmäßig beizutragen hät— 
ten 5). Neueſtens wurde aber beſtimmt, daß ihnen, wenn 


6) Verord. in Böhm. v. 12. April 1822. 


fie nicht ſchon andere Emolumente beziehen, von der für 
die Kirche einzuhebenden Geläut-Stolgebühr der dritte 

Theil verabfolgt werden ſoll, wofür ſie auch die Glocken— 
ſchmiere zu beſtreiten haben c). 

p) Für das reichere oder ſammtene Bahr⸗ oder Lei⸗ 
chentuch gebührt 1 fl.; für das ordinär tuchene 15 kr. 
Die Handwerkszünfte, welche eigene Leichentücher haben, 
ſind das der Pfarrkirche zu entlehnen nicht gehalten. 

c) Für jeden zu dem Begräbniſſe von der Kirche 
vorgeliehenen Klagemantel ſind 3 kr zu bezahlen. 

d) Für die nach dem Trauer-Patente 4) allein noch 
geſtattete Trauerverzierung, nämlich die Schwarzbedeckung 
des hohen Altars mit 6 Figuren, 5 Wappen- oder Todten— 
kopf⸗ Schildern beträgt die Gebühr 1 fl. 30 kr.; für die 
Ausbreitung des ſchwarzen Tuches mit dem Kreutze in 
der Kirche ſtatt der Tumba nebſt Affigirung der Wappen— 
oder Todtenkopf-Schilder 1 fl. Für die Errichtung der 
Tumba, welche an den geſtifteten Jahrestagen für den 
Verſtorbenen der Stiftung noch ferner Statt finden kann, 
iſt weder in dem Trauer-Patente, noch in der Stolordnung 
eine Gebühr ausgeſetzt. 

e) Für eine Grabſtelle auf einem Kirchhofe von Prag 
iſt, weil dieſe Gebühr nur die vermöglichern Bewohner 
trifft, 2 fl. 10 kr. e), auf einem Kirchhofe der übrigen 
Städte, dann der Märkte von einer erwachſenen, ſonſt bes 
mittelten Perſon 1 fl., von einer weniger bemittelten 
30 kr.; in den Dörfern von jener 35 kr., von dieſer 
15 kr.; von den noch nicht 9 Jahre alten Kindern die 
Hälfte der Taxe zu bezahlen. Geſchieht die Beerdigung 
außerhalb der Pfarre, was nach Verlangen des Erblaſſers 


c) Verord. in Böhm. v. 18. Oct. 1827 Prov. Gef: 9. Bd. 
S. 471. 

d) Pat. v. 21. April 1747 8. 9, 10. 

e) Hofd. v. 13. Aug., Verord. in Böhm. v. 24. Sept. 1812 
3. 19477. 


oder des Erben geſchehen kann: fo find, wenn der Ver: 
ſtorbene anderwärts in einer Gruft begraben wird, der 
Pfarrkirche nomine juris der Grabſtelle ohne Unterſchied 
in Prag 3 fl., außer Prag 1 fl.; wenn er aber ander— 
wärts auf einem Kirchhofe begraben wird, die Hälfte 
deſſen, was für die Grabſtelle auf dem pfarrlichen Kirch— 
hofe ausgeſetzt iſt, zu entrichten. Geſchieht die Beerdi— 
gung innerhalb der Pfarre in der fundirten Familien- oder 
Freundſchaftsgruft, ſo gebührt der Pfarrkirche nichts. Da, 
wo die Kirchen-Patronen und Magiſtrats-Räthe der Städte 
für ihre Grabſtelle bisher entweder gar nichts, oder eine 
geringere Taxe bezahlet haben, behält es ſein ferneres Be— 
wenden. Werden Dorfunterthanen in einem ſtädtiſchen 
Freidhofe, wohin ſie nach ihrer Einpfarrung gehören, be— 
graben: ſo dürfen ſie nicht nach der Qualität des Ortes, 
fondern fie müſſen nach der Eigenſchaft der Perſon taxirt 
werden F). Nimmt eine Gemeinde die Beſtreitung der 
Unterhaltungskoſten des Freidhofes aus Eigenem ohne 
Beitrag des Kirchenvermögens auf ſich: ſo iſt an die 
Kirche ebenfalls keine Grabſtellen-Stolgebühr zu entrich— 
ten g). 

1) Für ein Stück Fackel werden, wenn die Kirche die— 
ſelben hergibt, nach der Entfernung der Wohnung des 
Verſtorbenen bis zum Thore 10 bis 40 kr. abgenommen A): 

g) Für das Brennen einer Kerze während der Ab— 
haltung der Exequien oder Seelenmeſſen ſind, falls die 
Trauernden die Kerzen nicht ſelbſt hergeben, 4 kr., mit: 
hin wenn 2 Kerzen brennen, 8kr., wenn 4 brennen, 16 kr. 
u. ſ. w. abzunehmen. Es verſteht ſich jedoch dieſes nur 
von den Kerzen auf dem Altare, und nicht auch von je— 
nen, welche bei der Bahre oder dem Caſtrum brennen i). 


7) Verord. in Böhm. v. 27. Sept. 1776 Jak. 5. Bd. S. 561. 
8) S. M. Abhandlg. Von den kirchl. Gebäud. §. 67. 

h) Verord. in Böhm. v. 15. Mai 1820 3. 23954. 

2) Verord. in Böhm. v. 18. Oct. 1827 a. a. O. 
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2) Vermoͤge der Stolordnung für Mähren z) be: 
zieht die Kirche an Stole: 

a) Für das Glockengeläute, welches, wenn es ver— 
langt wird, in einer Stadt mit drei Pulſen zu machen 
iſt, für einen Puls mit der kleinen Glocke 12 kr., mit der 
mittleren 16 kr., mit der größeren 24 kr., mithin für 
einen Puls mit drei Glocken 52 kr., und zuſammen für 
eine ganze Stunde 2 fl. 36 kr.; für den fo genannten 
Nacht-Puls bei Nachtbegräbniſſen von dem Adel ohne Un— 
terſchied 1 fl. 30 kr.; von einer bürgerlichen Perſon 1 fl. 10 kr. 
im Falle aber jemand noch vor dem Begräbniſſe oder vor 
den Exequien ein oder mehrere Tage läuten laſſen wollte, 
nach der Abtheilung in drei Pulſen von der kleinen Glocke 
18 kr., von der mittleren 24 kr., von der größeren 30 kr.; 
mithin für einen Puls mit drei Glocken 1 fl. 12 kr., und 
zuſammen für die Stunde 3 fl. 36 kr. Nach dieſer Aus— 
meſſung haben ſich auch die Klöſter, wo das Läuten ver— 
langt wird, zu richten. Die Ausläuter hat die Kirche zu 
bezahlen. N 
b) Für die Leichentücher und Aufheftung der Wappen 
ſind von dem Adel ohne Unterſchied 3 fl., von dem Bür— 
gerſtande, der ſich keiner Wappen gebrauchen darf, in der 
erſten Claſſe 1 fl., in der zweiten 45 kr., in der dritten 
30 kr., in der vierten 25 kr.; von Kindern die Hälfte zu 
bezahlen. f 

c) Für die Schwarzbeziehung des hohen Altars mit 
Aufheftung der Wappen hat der Adel ohne Unterſchied 
2 fl. 30 kr., ohne Wappen 2 fl. zu entrichten. 

d) Für die Ausbreitung des ſchwarzen Tuches mit 
dem Kreutze in der Kirche anſtatt des Trauergerüſtes, nebſt 
Aufheftung des Wappens an die Kerzen und Fackeln, ge— 
bühren von dem Adel 2 fl., von dem Bürger- oder gemei— 
nen Stande, jedoch wieder ohne ein Wappen zu gebrau— 
chen, 1 fl. 30 kr. 


K) Pat. v. 15. April 1749 VI. u. VII. Rubrik. 
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e) Für jedes Stück Kirchenleuchter, welche an einem 
ſolchen Orte gebraucht oder verlangt werden, beträgt die 
Gebühr ohne Unterſchied 3 kr. 

1) Für eine Grabſtelle auf dem Kirchhofe nach der 
geringeren oder größeren Entfernung ehemals von dem 
Presbyterium, nun von dem in der Mitte befindlichen 
Kreutze find 1 fl. 30 kr., 1 fl., und 30 kr.; von Kindern 
die Hälfte zu vergüten. Dieſer Unterſchied dürfte jedoch 
aufgehört haben, ſeitdem die Leichen in fortlaufender Reihe 
begraben werden ſollen 2). Bei einem Begräbniſſe außer 
dem Kirchhofe der eigenen Pfarrkirche bezieht dieſe gleich— 
wohl die ganze Gebühr. In Anſehung der Familien-, 
dann der für Kirchen-Patronen und Magiſtrats-Beiſitzer 
beſtimmten Grüfte gelten die in der Stolordnung für Böh— 
men (oben lit. e) vorkommenden Beſtimmungen. 

3) In der Stolordnung für Schleſien ſind die— 
ſelben Gebühren angeſetzt, welche in der Stolordnung für 
Mähren vorkommen m). Die einer katholiſchen Pfarre 
einverleibten Proteſtanten haben ſie jedoch nicht nach dieſer, 
ſondern nach der für Schleſien im Jahre 1662 eingeführ= 
ten, im Jahre 1707 neu kund gemachten Stolordnung zu 
entrichten n). f 

4) Nach der Stolordnung für Nieder-Oeſter— 
reich außer der Hauptſtadt Wien und deren Vorſtäd— 
ten o) gebühren der Kirche: 

a) Für das ganze Geläute mit 4 oder 5 Glocken 3 fl. 
30 kr., mit 3 Glocken 2 fl. 30 kr.; bei einem Viertel⸗ 


2) Hofd. v. 12. Aug. 1788 $. 6. Hof⸗Commiſſions⸗Decret 
v. 5. Sept. 1797 F. 8 für Weſtgalizien. 

m) Pat. v. 4. Oct. 1749 VI. u. VII. Rubrik in Kröhnys Aus⸗ 
zug der Gef. in publ. eceles. S. 126 — 129. 

u) Verord. v. 25. April 1777 ebend. S 129, Cont. der k. k. 
Priv. Brest, 1728 III. Thl. Bd. 729 N. CXLVI. M. 
Abhandlg. Von den Recht. d. Akath. in Oeſter. 9. 61. 

o) Pat. v. 27. Jan. 1781. 
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Conducte oder einer gemeinen Leiche 30 kr.; für das Aus⸗ 
läuten außer der Pfarre mit 4 Glocken 3 fl., mit 3 Glo— 
cken 2 fl. 15 kr., mit 2 Glocken 1 fl. 30 kr.; für das Ge⸗ 
läute bei Exequien, wenn ſolche verlangt werden, 3. fl. 

b) Für das ſchönſte Bahrtuch ſammt Crucifixe oder 
Pfarrbilde 3 fl., für das mittlere ſammt Crucifixe bei ei— 
nem halben Conducte 1 fl. 30 kr., bei einem Viertel- 
Conducte 1 fl.; bei dem Conducte eines Kindes von 7 
bis 15 Jahren für das ſchönſte 1 fl., für das mittlere 
30 kr.; bei dem Conducte eines Kindes von 1 bis 7 Jah: 
ren für das eine und das andere die Hälfte; 

c) Für die Schwarzbeziehung des Altars immer nur 
30 kr.; | | 

d) Für die Bahre bei dem ganzen Conducte 1 fl., 
bei dem halben 15 kr., bei dem Viertel-Conducte 10 kr.; 
bei dem Conducte eines Kindes von 7 bis 15 Jahren 
30 kr., von 1 bis 7 Jahren 10 kr.; 

e) Für eine Grabſtelle ohne Unterſchied 1 fl., bei 
Kindern unter 7 Jahren 30 kr.; nur gebührt dieſe Stol— 
taxe in Nieder-Oeſterreich nicht der Kirche, ſondern dem 
Pfarrer p); 

1) Für den bedeckten Stuhl, deſſen ſich die Braut— 
perſonen bei der Trauung zum Knien bedienen, 40 kr. 

5) Nach der Stolordnung für Wien und deſſen 
Vorſtädte, dann für Ober-Oeſterreich 9) find für 
die Kirche folgende Gebühren ausgeſetzt:; 

a) Bei den Hauptpfarren in der Stadt zu St. Ste⸗ 
phan, St. Michael und zu den Schotten für das große 
Geläute 7 fl., insbeſondere mit der Joſephiniſchen Glocke 
30 fl.; für das mittlere 4 fl., für das kleine 3 flss bei ei⸗ 
nem Viertel-Conducte 1 fl.; bei dem Begräbniſſe eines 
Kindes unter 15 Jahren für das größte Geläute 3 fl., für 
das kleine 1 fl.; bei Exequien, wenn ſolche verlangt wer— 
den, für das große Geläute 6 fl., für das mittlere 4 fl.; 


p) M. Abhandlg. Von den kirchl. Gebäud. J. 67. 
9) Pat. v. 25. Jan. 1782, 20. Jan. 1783. 
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bei dem Begräbniſſe eines Akatholiken 4 fl. Bei den 
Vorſtadtpfarren ſind die Gebühren für das Geläute ganz 
gleich mit jenen, die für Nieder-Oeſterreich überhaupt 
(oben n. 4 lit. a) gelten. 

b) Für das größte Bahrtuch ſammt dem dazu gehö— 
rigen Crucifixe oder Pfarrbilde ſind 7 fl., für das ſchlech— 
tere 3 fl.; bei einem Viertel-Conducte 1 fl.; bei dem Be— 
gräbniſſe eines Kindes von 7 bis 15 Jahren nach der 
Wahl des Tuches 2fl. oder 45 kr.; eines Kindes von 1 
bis 7 Jahren 1 fl. 30 kr. oder 30 kr. zu entrichten. Für 
Vorſtadtpfarren gilt bei Begräbniſſen erwachſener Perſo— 
nen in dieſem Puncte wieder die Stolordnung für Nie— 
der-Oeſterreich (oben n. 4 lit. b); bei Begräbniſſen der 
Kinder unter 15 Jahren gebühren immer nur 30 kr. Die 
ehemals den Zünften zugeſtandene Freiheit, bei dem Be— 
gräbniſſe der Zunftgenoſſen die eigenen Leichentücher zu 
verwenden, iſt in Ober-Oeſterreich als ein der höchſten 
Stolordnung zuwider laufender Mißbrauch abgeſtellt wor— 
den 1). 

e) Für die Schwarzbeziehung des Altars in den 
Stadtpfarren bei Begräbniſſen und Exequien mit ganzem 
Conducte entfallen 1 fl. 30 kr., mit halbem Conducte 
45 kr.; in den Vorſtädten immer nur 30 kr.; 

d) Für die Bahre in den Stadtpfarren bei einem 
ganzen Conducte 36 kr., bei einem halben Conducte und 
bei Begräbniſſen der Kinder unter 15 Jahren 30 kr.; in 
den Vorſtadtpfarren bei einem ganzen oder halben Con— 
ducte 15 kr., bei einem Viertel-Conducte 10 kr. 

e) Für eine Grabſtelle durchgehends 1 fl., und bei 
Kindern unter 7 Jahren 30 kr.; dagegen bei Akatholiken 
über 15 Jahre 1 fl. 30 kr., wobei für die Stadt Wien 
das unter vorhergehenden num. lit. e Geſagte, nämlich, 
daß die Grabſtellen-Stolgebühr dem alten Pfarrer zufällt, 
für Ober-Oeſterreich aber das bei num. 1 lit. e Vorge⸗ 


7) Verord. für Oeſter. o. d. E. v. 18. April 1791. 
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kommene, nämlich daß diefe Gebühr ganz entfällt, wenn 
eine Gemeinde die Freidhofsbaulichkeiten ohne Beitrag aus 
dem Kirchenvermögen über ſich nimmt s), zu gelten hat. 


Die Wallachiſchen Griechen, welche in Wien eine eigene 


Gemeinde bilden, und auf dem alten Fleiſchmarkte eine 
eigene Kirche beſitzen, haben die Grabſtellen-Stolgebühr, 
welche fie gleich den übrigen Akatholiken dem ordentlichen 
katholiſchen Seelſorger entrichten müſſen, nur an jene 
katholiſche Kirche abzuführen, welcher der Freidhof gehört, 
in deren Bezirke ihre eigene griechiſche Kirche liegt, und 
nicht auch an eine andere Kirche, zu welcher der Freidhof 
gehört, dem die Katholiken, die in deren Bezirke ihre 
Pfarrkirche haben, zugewieſen ſind; weshalb ein Grieche, 
welcher nicht in dem Pfarrbezirke von St. Stephan wohnt, 
in deren Freidhofe er begraben wird, die Grabſtellgebühr 
nicht noch anders wohin, alſo doppelt zu bezahlen hat, 
zumal als die Griechen auf dem Freidhofe bei St. ee 
ihren eigenen Platz haben t). 


f) Für den Ornat bei Exequien kommen in den 
Stadtpfarren mit ganzem Conducte 3 fl.; ſonſt 1 fl. 30 kr.; 


g) Für die Ausbreitung des ſchwarzen Tuches und 
Aufſtellung des Crucifixes mit Leuchtern bei Exequien nach 
ganzem Conducte 3 fl.; ſonſt und in den Vorſtadtpfarren 
1 fl. 30 kr.; 

h) Für den bedeckten Stuhl der Brautperſonen bei 
der Trauung zum Knien 40 kr. zu bezahlen. 


6) Zufolge der Stolordnung für Galizien erhält 
die Kirche in der Hauptſtadt Lemberg, in deren Vorſtäd— 
ten, und den übrigen landesfürſtlichen und andern an— 
ſehnlichen Städten und Märkten u): 


s) M. Abhandlg. Von den kirchlichen Gebäud. $. 67. 

t) Hofd. v. 10. Mai 1827 Prov. Geſ. N. Oeſter. 9. Bd. 
S. 370. 

) Pat. v. 1. Juli 1785. 
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a) Für das ganze Geläute mit 4 oder 5 Glocken 
2 fl. 20 kr., mit 3 Glocken 1 fl. 40 kr., bei dem Viertel: 
Conducte 20 kr.; für das Ausläuten außer der Pfarre 
mit 4 Glocken 2 fl., mit 3 Glocken 1 fl. 30 kr., mit 2 
Glocken 1 fl.; für das Geläute bei Exequien 2 fl.; 

b) Für das ſchönſte Bahrtuch ſammt Crucifixe oder 
Pfarrbilde 2 fl., für das mittlere 1 fl.; bei einem Viertel— 
Conducte 15 kr.; bei Begräbniſſen der Kinder von 7 bis 
15 Jahren für das ſchönſte 40 kr., für das gemeine 20 
kr.; der Kinder von 1 bis 7 Jahren, 20 oder 10 kr.; 

c) Für die Schwarzbeziehung des Altars immer nur 
20 kr.; 

d) Für die Bahre bei ganzem Conducte 40 kr., bei 
halbem 10 kr., bei dem Viertel-Conducte 6 kr.; bei Be⸗ 
gräbniſſen der Kinder von 7 bis 15 Jahren bei ganzem 
Conducte 20 kr., bei halbem und Viertel-Conducte 6 kr.; 

e) Für eine Grabſtelle bei ganzem und halbem Con— 
ducte 40 kr., bei dem Viertel-Conducte, dann bei Begräb— 
niſſen aller Perſonen unter 15 Jahren 15 kr. 

In den geringeren Städten, worunter diejenigen zu 
zählen ſind, welche nicht unter die Gattung der empor zu 
bringenden Städte gehören, wie auch in den kleinern Märk— 
ten, in den Dörfern und den zerſtreut liegenden Häuſern 
ſollen in Anſehung der Bürger und Unterthanen von der 
Kirche nur folgende Gebühren bezogen werden: 

a) Für das Geläute bei dem Begräbniſſe oder den 
Exequien 5 kr.; 

b) Für das Bahrtuch ſammt Krucifixe oder Pfarr— 
bilde 5 kr.; bei Kindern zwiſchen 7 und 15 Jahren 4kr., 
zwiſchen 1 und 7 Jahren 3 kr.; 

c) Für die Bahre 2 kr; bei Kindern unter 15 Jah— 
ren 1 kr.; 

d) Für die Grabſtelle gar nichts. 

7) Die Stolordnung für Steyermark und Kärn— 
then ſtimmt, einige wenige Modificationen in den Claſ— 
fen des Bauernſtandes (II. Thl. $. 35 im Anfange u. n. 
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5) abgerechnet, ganz, folglich auch hinſichtlich der Gebüh— 
ren für das Läuten, das Bahrtuch, die Trauerverzierung 
und Grabſtelle mit der Stolordnung für das Land Böhmen 
überein. Es ſind darin auch eben dieſelben Beträge aus— 
geſetzt, welche in der Stolordnung von Böhmen außer der 
Hauptſtadt Prag, d. i. für Städte, Märkte und Dörfer 
bemeſſen find 20). Eine Abweichung findet blos wieder 
rückſichtlich der Grabſtellen-Stolgebühr Statt, als welche 
in Steyermark nicht den Kirchen, ſondern den Pfarrern 
zuſtehet, da den Pfarrern auch die Errichtung der neuen 
Gottesäcker auferlegt worden iſt w). 

8) Krain hat eine allgemeine Stolordnung durch 
die Central-Organiſirungs-Hofcommiſſion )) erhalten, 
welcher zufolge: 

a) In Laibach für das ganze oder dreimalige Geläute 
mit 5 Glocken bei der Domkirche zum heil. Niclas 21 fl., 
bei der Stadtpfarrkirche zu St. Jacob 12 fl., bei den üb— 
rigen Stadt- und Vorſtadtpfarren mit 4 Glocken 8 fl., 
bei dem Conducte der zweiten Claſſe für das ganze und 
dreimalige Geläute mit 3 Glocken 2 fl. 30 kr., und bei 
dem Conducte der dritten Claſſe für das ganze oder dreimalige 
Geläute mit 2 Glocken 1 fl.; außer Laibach in Städten, 
Märkten und Dörfern auf dem flachen Lande und im Ge— 
birge für das ganze oder dreimalige Geläute mit 4 Glocken 
3 fl., mit 3 Glocken 2 fl., mit 2 Glocken 30 kr.; für das 
einmalige Geläute außer der eigenen Pfarre: in Laibach 
mit 4 Glocken 3 fl., mit 3 Glocken 2 fl. 15 kr., mit 2 
Glocken 1 fl. 20 kr.; auf dem Lande mit 4 Glocken 2 fl. 
20 kr., mit 3 Glocken 1 fl. 40 kr., mit 2 Glocken 40 Er, ; 
für das ganze Geläute bei außerordentlichen Exequien in 


20) Pat. v. 13. Dec. 1774 V. u. VI. Rubr. 

) Verord. für Steyerm. v. 31. März 1785 Krop. 8. Bd. 
S. 672. 

) Centr. Organ. Hofcommiſ. Verord. v. 11. März, Gubern. 
Verord. v. 5. April 1816. 
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Laibach 4 fl., bei Exequien der erſten Claſſe in Laibach 3 
fl., auf dem Lande 2 fl. 30 kr., bei Exequien der zweiten 
Claſſe für das mittlere Geläute in Laibach 40 kr., auf dem 
Lande 30 kr.; für das Geläute bei dem letzten Todten— 
Officium in Laibach 1 fl. 30 kr., auf dem Lande 1 fl. zu 
entrichten iſt. N 

b) Für das Uiberziehen des Altars mit ſchwarzem Tu— 
che iſt in Laibach bei einem außerordentlichen Conducte 
1 fl. 30 kr., bei dem Conducte der erſten Claſſe 1 fl., der 
zweiten Claſſe 40 kr.; auf dem Lande bei dem Conducte 
der erſten Claſſe 40 kr., der zweiten Claſſe 20 kr.; bei 
außerordentlichen Exequien in Laibach 2 fl., bei Exequien 
der erſten Claſſe in Laibach 30 kr., auf dem Lande 20 kr., 
der zweiten Claſſe in Laibach 20 kr., auf dem Lande 15 kr.; 

c) Für das ſchönſte Bahrtuch ſammt Crucifixe oder 
Pfarrbilde bei großen Leichen in Laibach 3 fl., bei Leichen 
der Kinder bis 7 Jahren 20 kr., von 7 bis 15 Jahren 
1 fl., für das ordinäre Bahrtuch 20 kr.; auf dem Lande 
für das ſchönſte Bahrtuch ſammt Crucifixe oder Pfarrbil— 
de bei großen Leichen 1 fl., bei mittlerem Conducte 40 
kr., bei Kindern von 7 bis 15 Jahren 30 kr.; 

d) Für die Bahre ſammt Tüchern, ſchönen Leuchtern 
und Statuen bei dem außerordentlichen Conducte in Lai— 
bach 6 fl., bei dem Conducte erſter Claſſe 3 fl., zweiter 
Claſſe mit 4 Leuchtern 1 fl. 30 kr., dritter Claſſe 40 kr., 
bei Leichen der Kinder von 7 bis 15 Jahren 30 kr.; auf 
dem Lande bei großem Conducte 30 kr., bei mittlerem 15 
kr., bei ordinärem Leichenbegängniße, dann bei Leichen 
der Kinder von 7 bis 15 Jahren 6 kr.; 

e) Für Weihrauch bei außerordentlichem Conducte 
in Laibach 15 kr., auf dem Lande 6 kr.; 

1) Für jeden Leuchter, der begehrt wird, 6 kr. zu be— 
zahlen. 

9) Tyrol hat niemals eine eigene Stolordnung 
vorgeſchrieben erhalten; man hat ſich bisher nach den be— 
ſondern Ortsvorſchriften und Obſervanzen gerichtet. Ge— 
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genwärtig ift aber beſtimmt, daß ſich hinſichtlich der Ge— 
bühren für das Läuten, das Ausleihen der Kirchengeräthe, 
die Grabſtelle u. ſ. w. nach der Stolordnung für die Stadt 
Wien und das Land Nieder- und Ober-Oeſterreich in der Art 
gehalten werden ſoll, daß, wenn vielleicht hier und da 
Provinzial- oder Local-Stolordnungen beſtehen, die bis 
zum Jahre 1806 bereits wirklich geſetzliche Approbation 
erlangt haben, dieſe zur Richtſchnur genommen, dagegen 
willkührliche und eigenmächtige Abweichungen ſtreng geahn— 
det werden ſollen 3). Insbeſondere ſoll das Scheidungs— 
läuten für abweſende Verſtorbene, Perſonen des erſten Ran— 
ges, z. B. den Landesfürſten, bei welchen es eigens angeord= 
net wird, ausgenommen, fo wie bei unmündigen Kin— 
dern unterlaffen werden a). 

Die Stolordnungen für Böhmen, für Mähren, für 
Schleſien und für Galizien verordnen noch, daß es in den 
Orten, wo dieſe Gebühren vor der Erſcheinung der Stol— 
ordnung geringer oder gar nicht entrichtet worden ſind, 
bei der frühern Uibung bleiben ſolle. Alle angeführten 
Stolordnungen aber kommen darin überein, daß es von 
der Willkühr der Erben abhängt, das Begräbniß mit ge— 
ringerem oder größerem Aufwande zu beſtellen, eine belie— 
bige Conducts-Claſſe zu wählen, und ſonach nur die für 
dieſelbe beſtimmten Taxen zu entrichten. Bei Begräb— 
niſſen außer der eigenen Pfarre und bei Begräbniſſen in 
eine Familiengruft ſind mit Ausnahme Böhmens (oben 
n. 1 lit. e) die gewählten Conducts-Taxen in beiden 
Pfarren zu bezahlen. Die Armen, die außer wenigem 
Hausgeräthe nichts hinterlaſſen, und deren Mittelloſigkeit 
durch das obrigkeitliche Zeugniß oder das Zeugniß des 
Grundrichters dargethan wird, dann die vom Staate ver— 
ſorgten Findlinge 5) find aus chriſtlicher Liebe ohne alle 


2) Berord, in Tyrol v. 28. Mai 1820 Prov. Gef. 7. Bd. 
S. 441. 

a) Ebend. u. 1. 

5) Hofd. v. 11. Juni 1785. 
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Zars und Stolgebühr umſonſt zu begraben. Dagegen 
ſind für eine an natürlichen Blattern geſtorbene Perſon, 
welche blos eingeſegnet, und ohne Begleitung zur Erde 
beſtattet wird, die gewöhnlichen Gebühren zu bezahlen c). 
Von Leichenbegängniſſen der ad militiam vagam gehöri— 
gen Perſonen kann von der Civil- Pfarrkirche nur damals 
eine Gebühr angeſprochen werden, wenn die Militär— 
Geiſtlichkeit ſich ihrer Requiſiten bedient; und ſelbſt dann 
iſt nur bei Leichen der Ober-Officiere und Beamten, und 
blos das in der Civil-Stolordnung Beſtimmte zu bezahlen; 
bei Leichen vom Feldwebel oder Wachtmeiſter eingeſchloſſen 
abwärts, iſt gar nichts zu entrichten. Von Begräbniſſen der 
ad militiam stabilem gehörigen Perſonen werden die ge— 
wöhnlichen Gebühren entrichtet d). Was wegen richtiger 
Verrechnung dieſer Gebühren zu dem Kirchenvermögen ver— 
ordnet ſei, wird unten (§. 38) vorkommen. Seit dem 
1. Januar 1820 dürfen die Stolgebühren in ſo weit in 
Conventions-Münze abgenommen werden, als ſie ſeit 
dem Jahre 1799 nicht erhöhet worden find e). 


6. 21. 
6) Zehent. 


Der Zehent iſt eine Natural-Abgabe, welche vom 
rohen Ertrage der Production im Verhältniſſe einer be— 
ſtimmten Quote geleiſtet wird. Sie hat die Benennung 
Zehent daher, weil ſie gewöhnlich in dem zehnten Indi— 
viduum beſteht. Sie beträgt aber auch bisweilen den 
zwölften, den zwanzigſten u. ſ. f., an manchen Orten da— 
gegen ſchon den dritten, vierten u. ſ. f. Theil vom Gans 
zen des rohen Ertrages, ohne deshalb den Namen zu 
verändern. 


c) Verord. f. Böhm. v. 9. Juni 1815. 
d) Hofd. v. 19. Mai, 15. Sept. 1808 J. 3 lit. 6. 
e) Hofd. v. 29. Nov. 1819. 


Kama 2 


Nach dem gemeinen Kirchenrechte gehören die Zehen: 
ten unter die vorzüglichſten Arten des kirchlichen Einkom— 
mens, und machen einen wichtigen Gegenſtand des De— 
cretalen-Rechtes aus. Allein bei uns ſind die Kirchen 
nur ſelten mit Zehenten dotirt; ſie machen eine gewöhn— 
lichere Art des Einkommens der Beneficiaten aus. Wir 
ſehen deshalb hier von der ausführlichen Erörterung der 
geſetzlichen Beſtimmungen über die Zehenten ab, und be— 
halten ſolche dem zweiten Theile, der Lehre von den Ein— 
künften der Geiſtlichen, vor a). 


§. 22. 


Erwerbung B) durch Handlungen auf den Todes— 
fall: 1) Erbfolge a) aus letztwilligen Anord— 
nungen. 


Unter den Erwerbungsarten durch Handlungen auf 
den Todesfall behauptet die Erbfolge aus letztwil⸗ 
ligen Anordnungen den erſten Platz. Das Decre— 
talen-Recht begünſtiget ſie vorzüglich, und ſtellt als Grund— 
ſatz auf, daß bei letztwilligen Anordnungen zu Gunſten 
einer causa pia, wohin die Kirche zu oberſt gehört, mehr 
der erblaſſeriſche Wille als die geſetzlichen Feierlichkeiten zu 
beachten ſeien a). Dieſem zufolge ſpricht es der Kirche 
ein Erbrecht auch in folgenden Fällen zu: 1) wenn ein 
Hausſohn mit Zulaſſung des Vaters über ſein bürger— 
liches Sondergut (peculium profectitium et adventitium) 
teſtirt 5); 2) wenn die Anordnung unbeſtimmt, oder der 
Willkühr eines Dritten überlaſſen iſt c); 3) wenn der 
Teſtator nur für die causa pia teſtirt, und in Betreff des 
übrigen Nachlaſſes ohne Verfügung verſtirbt; 4) wenn 

* 


a) M. Abhandlg. Von dem Kirchenvermög. II. Thl. 59. 15 — 32. 
a) cap. 4. de test am. (3. 26.) 
6) cap. 4. de sepult. in 69. (3. 12. 


c) cap. 13. de testam. 


die mündliche Anordnung vor zwei Zeugen, die ſchriftliche 
in einer Urkunde ohne alle Zeugen errichtet wird d); 
5) wenn die Zeugen, deren Zuziehung blos des Beweiſes 
halber erfordert wird, nur ſonſt unbedenklich ſind, mögen 
ſie gleich die Eigenſchaften, die Teſtamentszeugen haben 
ſollen, nicht haben, nur zufällig zugegen geweſen, und 
nicht feierlich erbeten worden ſein; 6) wenn die Anord— 
nung mittelſt der Zeichenſprache oder unterbrochen ge— 
macht worden iſt e). 

Unſeren vaterländiſchen Rechten ſind dieſe Ausnah— 
men als Ausnahmen fremd geblieben. Das bürgerliche 
Geſetzbuch gibt aus einer letztwilligen Anordnung ohne Rück— 
ſicht auf die Eigenſchaft des Inſtituten nur damals ein 
Erbrecht, wenn ſie gültig, d. h. mit den vorgeſchriebenen 
Erforderniſſen verſehen, alfo von einem fähigen Teſtator 7), 
mit Einſetzung einer erbfähigen Perſon g), und Beobach— 
tung der äußern Form gemacht iſt. Letztere beſteht darin, 
daß die Anordnung entweder gerichtlich, oder außergericht— 
lich mündlich vor drei fähigen Zeugen, oder ſchriftlich mit— 
telſt eigenhändiger Ausfertigung der Urkunde, oder wenn 
dieſe von einem Andern geſchrieben iſt, mittelſt eigenhändi- 
ger Unterfertigung und Mitfertigung von drei Zeugen er— 
richtet werde A). Die politiſchen Verordnungen beſchränken 
vielmehr die Erbfolge der Kirche aus letztwilligen Anord— 
nungen ſo, wie ihre Erwerbfähigkeit durch Handlungen 
unter Lebenden. Nach denſelben können nämlich: 

1) Weltliche Perſonen ihren Nachlaß, er mag in was 
immer für Vermögen oder Rechten beſtehen, ohne landes- 
fürſtlichen Conſens keiner Kirche zudenken i); die diesfalls 


d) cap. 10. 11. ibid. 
e) Pehem jus eccles. P. II. f. 747. 
5) B. G. B. $$. 565 — 576. 
g) Ebend. $$. 538 — 546. 
I) Ebend. 8%. 577 — 601. 
1) Dolliner a. a. O. 59. 77, 78. 


er 
vorkommenden Teſtamente müſſen der Landesſtelle nach 
ihrem ganzen Inhalte in Abſchrift zugeſendet werden F). 
Nur den Kirchen der gering dotirten Ordens-Inſtitute, 
welche ſich dem Unterrichte, der Erziehung oder der Kran— 
kenpflege widmen (§. 16), iſt fo wie dieſen Inſtituten ſelbſt 
die Erbfähigkeit auf unbeſtimmte Zeit gegen dem bewilliget 
worden, daß der Erbſchaftsbetrag oder die Erbserwerbung 
von Fall zu Fall der Landesſtelle angezeigt werde, damit 
dieſe in der Ueberſicht des ee een ſolcher In- 
ſtitute erhalten werde 2). a 

2) Geiſtliche Ordensperſonen können in dem vor Ab⸗ 
legung der Profeß errichteten Teſtamente ihre Kirche auf 
nicht mehr, als auf das geſetzmäßige Dotations-Quantum 
von 1500 fl. zum Erben einſetzen; nur jene, welche zu ei— 
nem Orden gehören, dem ein Dotations-Quantum bis 
auf 3000 fl. anzunehmen geſtattet iſt, können die Einſe— 
tzung bis zu dieſem Betrage machen ($. 16) m). 

Damit alle nach dem Geſetze zum Teſtiren fähigen 
Erblaſſer in der Freiheit nach eigener Willkühr eine letzte 
Anordnung zu errichten, ungekränkt bleiben, und die auf 
die Verlaſſenſchaft Anſpruch habenden Kinder oder Anver— 
wandten durch Ueberredung des Erblaſſers oder zudringli— 
ches Einrathen bei demſelben auf keine Art beeinträchtiget 
werden: ſo iſt allen ſowohl Welt- als Ordensgeiſtlichen zu 
allen Zeiten und in allen Fällen, ſelbſt in der dringendſten 
Noth, wo gar keine andere, des Leſens und Schreibens 
kundige, Perſon zu haben iſt, verboten, ein fremdes Teſta— 
ment zu verfaſſen. Das von ihnen verfaßte Teſtament iſt 
ungültig n). Mitglieder eines geiſtlichen Ordens, fie mö— 
gen ſich im Ordenshauſe oder in der Seelſorge ausgeſetzt 


*) Verord. für Böhm. v. 24. März 1789, 2. April N 22. 
Jan. 1805, 14. Dec. 1810. 
2) Dolliner a. a. O. f. 79 n. 4. 
m) Ebend. §. 79 u. 3 $$. 80, St. 
un) Ebend. $. 35. Verord. für Böhm. v. 26. Aug. 1804. 


a 
befinden, können in der Regel bei andern letztwilligen An⸗ 
ordnungen als jenen, welche auf Schifffahrten oder in Or— 
ten, wo die Peſt oder ähnliche anſteckenden Seuchen herr— 
ſchen, errichtet werden, nicht einmal gültige Zeugen ſein o); 
nur jene, welche nicht mehr als Angehörige des Ordens, 
Stiftes oder Kloſters anzuſehen ſind, d. i. welche ſchon 
vor dem 25. März 1802 in der Seelſorge angeſtellt wa— 
ren, und ſich auf die damals an ſie ergangene Aufforde— 
rung erklärt hatten, beſtändig in der Seelſorge bleiben, 
und nicht mehr in das Stift oder Kloſter zurück treten 
zu wollen, dann jene, welche ordentlich ſeculariſirt finds 
ſie mögen in der Seelſorge ausgeſetzt ſein oder nicht, kön— 
nen gleich Weltgeiſtlichen, die von der Teſtamentszeugen— 
ſchaft durch kein Geſetz ausgeſchloſſen ſind, bei allen letzt— 
willigen Anordnungen als Zeugen gebraucht werden p). 
4) Die Kirche hat kein Recht auf einen Pflichttheil 
von gewiſſen Erblaſſern, namentlich von den bei ihr an— 
geſtellt geweſenen Geiſtlichen mit der Wirkung, daß, wenn 
dieſe teſtiren, ohne ſie mit einem Erbtheile zu bedenken, 
die Anordnung ungültig iſt, oder ganz oder zum Theile 
beſtritten werden kann. Der Zwang, wornach die Pfar— 
rer aus dem Weltprieſterſtande in Mähren und Schlefien, 
und zwar in der Breslauer Diöceſe ein Sechstel, in den 
übrigen Diöceſen aber ein Drittel von dem aus der Pfrün— 
de erworbenen Vermögen ſo gewiß der Kirche hinterlaſſen 
mußten, als dieſes ihr ſonſt von der Abhandlungsbe— 
hörde von Amtswegen verſchafft werden ſollte ), iſt nun— 
mehr durchaus aufgehoben; es werden nach der vorhin be— 
ſtandenen Verfaſſung nur noch die Verlaſſenſchaften der, 


vor der Kundmachung dieſer Verordnung verſtorbenen, 
Erblaffer abgehandelt 7). 


o) B. G. B. 99. 591, 597. 
5) Dolliner a. a. O. §. 35. 
9) Hofd. v. 30. Mai 1794. 
r) Hofd. v. 7. Dec, 1814. 
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5) Die Kirchen genießen nach den politiſchen Verord— 
nungen eine Begünſtigung nur dann, wenn ein Bene— 
ficiat teſtirt, und, einen Theil feines Vermögens der Kirche, 
bei der er angeſtellt war, zuwendet. Ein ſolcher Erbtheil 
iſt in ſo weit erbſteuerfrei, als er den dritten Theil der 
Verlaſſenſchaft nicht überſteigt s). Die Kirchen der oben 
(n. 1 u. 2) angeführten Drdens = Inſtitute ſind, ſo wie 
dieſe ſelbſt, bei allen Erbſchaften erbſteuerfrei t). 


$. 23. 
p) Aus dem Geſetze. 


Aus dem Geſetze (ab intestato) d. i. in Erman⸗ 
gelung einer letztwilligen Anordnung erbt die Kirche in 
der Regel nur von den bei ihr angeſtellten Geiſtlichen. 
Das gemeine Recht unterſcheidet in Abſicht auf die geſetz— 
liche Erbfolge bei geiſtlichen Verlaſſenſchaften das Patri— 
montals von dem Clerical-Vermögen der bei Kirchen an— 
geſtellten Geiſtlichen, und läßt in das erſtere die Ver— 
wandten des Verſtorbenen nach der allgemeinen geſetzlichen 
Erbfolge a), und nur in deren Ermangelung die Kirche 
nachfolgen ); das letztere dagegen ſpricht es ohne Aus— 
nahme der Kirche zu c). Hat ein Geiſtlicher zwei oder 
mehrere Beneficien beſeſſen: ſo ertheilt es den beiden oder 
den mehreren Kirchen ein Erbfolgerecht insgeſammt, und 
der Nachlaß wird mit billiger Rückſicht auf das, Einkom— 
men von jeder derſelben unter alle vertheilt c). In dem 
Falle endlich, wo das Patrimonial- mit dem Clerical— 


5) Erbſteuer-Pat. v. 15. Oct. 1810 §. 13 lit. b. 

t) Ebend. lit. e. 

a) can. 1. caus. XII. d. 4. 

5) const. 20. C. de episcop. (1. 3.) can. fin, caus. XII. 
q. 5. cap. 1. de succes. ab intest« (3. 27.) 

c) cap. 1. ei fin. de pecul, cleric, (3. 25.) cap. 7. 12. 
de testam. (3. 26.) 

) cap. 12, de testam. 
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Vermögen fo vermengt iſt, daß eine Unterſcheidung ſchwer 
oder gar nicht gemacht werden kann, erklärt es die Kirche 
und die Verwandten zu Erben nach einer billigen Ausglei— 
chung e). 

Nach den Oeſterreichiſchen Geſetzen wird zwiſchen dem 
Vermögen, welches ein ohne Teſtament verſtorbener Geiſt— 
licher durch die geiſtliche Pfründe oder aus Gelegenheit 
geiſtlicher Functionen, und jenem, welches er auf eine 
andere Art gewonnen oder in Erſparung gebracht hat, 
kein Unterſchied gemacht 7); ſondern nur die Eigenſchaft 
des Geiſtlichen berückſichtiget, und hiernach das Inteſtat— 
Erbrecht der Kirche in folgender Art beſtimmt: 

1) Wenn der ohne Teſtament Verſtorbene ein bei 
einer Kirche bleibend angeſtellter Geiſtliche war: ſo erbt die 
Kirche ein Drittheil ſeines ganzen Nachlaſſes. Wann ein 
Geiſtlicher bei einer Kirche bleibend angeſtellt heiße, und 
welche Geiſtliche namentlich bleibend angeſtellt ſeien g), dann 
welche Kirche von ſolchen Geiſtlichen erbe, und wie der 
übrige Nachlaß derſelben vertheilt werde, wird im zweiten 
Theile (88. 92 — 96) geſagt werden. 

2) Von Ordensgeiſtlichen erbt die Kirche ein Drit— 
theil des Inteſtat-Nachlaſſes nur in dem Falle, als ſie 
auf einer Secular-Pfründe bleibend ausgeſetzt, und zu— 
gleich entweder Ordensgeiſtliche von aufgehobenen Klöſtern, 
oder doch ordentlich ſeculariſirt, und dadurch ganz aus ih— 
rem Kloſterverhältniſſe getreten ſind, oder ſchon vor dem 
25. März 1802 daſelbſt angeſtellt waren, und über die 
damals ihnen abgeforderte Erklärung auf den Rücktritt in 
das Stift oder Kloſter Verzicht geleiſtet hatten A), Alle 


e) can. 1. caus, XII. q. 4. 

7) Hofd. v. 1. Dec. 1788. 

g) Pat. v. 18. Juli 1772, Hofd. v. 29. April 1789, 16. 
Febr. 1792, 23. Aug. 1799, 17. Sept. u. 27. Nov. 1807. 

A) Hofd. v. 23. Oct. 1784 Krop. 6. Bd. S. 436, 488, 4. 
Jan. 1787, 17. Sept. 1807. 
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unter andern Umſtänden auf Secular-Pfründen ausge: 
ſetzten Ordensgeiſtlichen werden ſo wie jene, welche auf 
einer ihrem Stifte oder Kloſter einverleibten Pfarre ſich 
befinden, gleich den übrigen Kloſtergeiſtlichen von dem 
Kloſter beerbt 7). Eine Ausnahme findet blos bei dem 
Pfarrer des Kreutzordens mit dem rothen Sterne zu Prag 
bei St. Peter am Porzicz Statt k). Eine andere Aus— 
nahme, zufolge welcher auch die Pfarrkirchen des ritterli— 
chen Maltheſer-Ordens-Conventes in ein Drittheil des 
Inteſtat-Nachlaſſes der daſelbſt angeſtellten Ordensprie— 
ſter Erben fein ſollten 2), iſt bald wieder behoben wor— 
den m). | 

3) In Anſehung des griechiſchen unirten Secular— 
Clerus gilt das oben (n. 1) von den Weltgeiſtlichen Ge— 
ſagte damals, wenn die griechiſchen Geiſtlichen entweder 
zu dem höhern Clerus gehören, oder unverheirathet (kin— 
derlos?) find, Nach den Verheiratheten fällt der ganze 
Nachlaß auf die Descendenten n). 

4) Nach akatholiſchen Geiſtlichen haben blos die 
Bethäuſer der Helvetiſchen Confeſſion, und die unter dem 
Aſcher Conſiſtorium ſtehenden Bethäuſer der Augsburgi— 
ſchen Confeſſion ein Erbrecht auf ein Drittheil des Inteſtat— 
Nachlaſſes und auch dieſes nur in dem Falle, wenn ſich 
innerhalb des in dem Einberufungs-Edicte feſtgeſetzten 
Termins niemand zu dem Nachlaſſe legitimirt, und höhern 
Orts hierwegen nicht etwas anderes beſtimmt wird o). 
Die übrigen akatholiſchen Bethäuſer haben ſich nicht ein— 


1) Hofd. v. 23. Oct, 1784, 4. Jan. 1787, 25. Oct. 1788 
Trat. 8. Bd. S. 752. B. G. B. d. 575. 

*) M. Abhandl. v. Kirchenvermög. II. Thl. §. 96, v. Adels⸗ 
hofen polit. Verord. zum B. G. B. S. 102. 

7) Hofd. v. 20. Jan. 1814 Jak. 10. Bd. S. 331. 

m) Verordn. für Böhm. v. 27. Nov. 1814 ebend. S. 332. 

n) M. Abhandlg. v. Kirchenvermög. II. Thl. §. 98 n. 2. 

o) Ebend. $. 101. 
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mal dieſer Hoffnung auf einen Theil der Nachlaſſenſchaft 
ihrer Geiſtlichen zu erfreuen. 


Ueber die Bemeſſung und Ser des kirchlichen 
Inteſtat-Erbtheiles gelten folgende Vorſchriften: 1) Wenn 
ein Geiſtlicher, auf deſſen Inteſtat-Nachlaß die Kirche ein 
Recht hat, zum Theil teſtirt, zum Theil nicht teſtirt hat: 
ſo wird die Kirche blos in ein Drittheil desjenigen, worüber 
nicht verfüget iſt, Erbe; dasjenige, worüber verfüget iſt, 
hat dem berufenen Erben zuzufallen p). 2) Das der Kir— 
che zufallende Drittheil wird ſo wie jeder Erbtheil von 
dem reinen Nachlaſſe bemeſſen. Es müſſen daher von 
dem Verlaſſenſchaftsvermögen vorerſt nicht nur alle Schul— 
den und rechtmäßigen Gebühren abgezogen; ſondern es 
muß auch dasjenige, was an beweglichen oder unbewegli— 
chen Sachen, an fundus instruetus u. ſ. w. zu dem 
Beneficium gehört, abgeſondert, oder nach Beſchaffenheit 
der Umſtände hergeſtellt werden J). 3) Die Kirche nimmt 
mit einem Drittheile auch an jenem Theile der Interca— 
lar-Früchte Antheil, welcher auf die Erben des verſtorbe— 
nen Pfründners ausfällt. Wie groß dieſer Theil ſei, und 
wie er berechnet werde, wird im zweiten Theile ($. 115) 
vorkommen. 4) Die Kirche erhält ihr Drittel rein und 
ohne Abzug; es iſt von der Entrichtung der Sterbetaxe ) 
und der Erbſteuer frei s). Die Ausſcheidung des Kirchen— 
drittels iſt die Sache des Fiscalamtes. Dieſes hat die 
Kirche gleich den Armen ohne Unterſchied des Patronats, 
dem die Pfründe unterſteht, in Abſicht auf dasſelbe zu 
vertreten t), und wenn über die Rechte der Kirche ein 
Streit entſteht, oder ſich ſonſt ein Anſtand in der Sache 
ſelbſt oder über den Betrag zeigt, nach den unten (§. 75) 


p) Hofd. v. 12. Juni 1789. 

9) Pat. v. 18. Juli 1772. 

r) Hofd. v. 19. Juli 1804. 

5) Erbſteuer-Pat. v. 15. Oct. 1810 §. 13 lit. b. 

t) Hofd. v. 8. Febr. 1821 Prov. Gef, Illyr. 3. Bd. S. 90. 
I. Theil. ; 6 
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anzugebenden Vorſchriften zu verfahren u). 6) Für die Be⸗ 
richtigung des kirchlichen Inteſtat-Erbtheils hat die Ab— 
handlungsbehörde zu ſorgen 16). Sie hat zu dem Ende 
die Verlaſſenſchaft in die enge Sperre zu nehmen, und 
von Amtswegen gerichtlich zu inventiren, oder ſo weit ſich 
die zur Verlaſſenſchafts-Maſſe gehörigen Güter außer ihrer 
Gerichtsbarkeit befinden, das betreffende Ortsgericht hierum 
anzugehen &). Uibrigens iſt 7) von jedem ſolchen Erwer— 
be der Kirche an die Landesſtelle und an das Conſiſtorium 
die Anzeige zu machen, welchem letztern auch die Beendi— 
gung der Verlaſſenſchaftsabhandlung durch Mittheilung 
des Abhandlungsausſchlages eröffnet wird 5). 


In Böhmen hat ſich die Kirche außer der geſetz; 
lichen Erbfolge nach den bei ihr angeſtellten Geiſtlichen 
ausnahmsweiſe noch eines Inteſtat-Erbfolgerechtes in den 
Nachlaß der hierlands verſtorbenen Fremden zu erfreuen. 
Wenn ſich nämlich zu der Verlaſſenſchaft eines in Böh— 
men verſtorbenen Fremden über öffentliche Vorladung 
innerhalb Jahresfriſt keine Verwandten melden: ſo wird 
dieſelbe nach Abzug der Unkoſten und Auslagen in drei 
Theile unter die Kirche, das Spital und diejenigen, welche 
den Fremden in feiner Krankheit bedient haben, vertheilt 3). 
Dieſe Erbfolge wurde auf Einſchreiten des Prager Magi— 
ſtrates aus Gelegenheit eines daſelbſt vorgekommenen Fal— 
les über Einvernehmen der Kammer-Procuratur höchſten 


u) Hofd. v. 8. Oct. 1784 Krop. 7. Bd. S. 844, 845, 886, 
v. 28. Jan. u. 9. April 1790. 

20) Hofd. v. 8. Oct. 1784 Krop. 7. Bd. S. 884, 886. 

x) Hofd. v. 7. April 1803. 

) Verord. für Böhm. v. 24. März 1789, Hofd. v. 7. und 
22. April 1803 Por. Gef. 19. Bd. S. 85, v. 22. Jan. 
1805, republ. v. 4. Dec. 1810, für das Küſtenl. v. 19. 
Febr. 1820 B. $. 20 Prov. Geſ. 2. Bd. S. 32. 

2) Stadt. R. E. 38. 8 


Orts dahin beſtätiget, daß ſich hiernach bei allen künftigen 
Sterbefällen der Fremden zu benehmen ſei a). 


S. 24. 
2) Fromme Vermächtniſſe. 


Eine gewöhnliche Erwerbungsart der Kirche ſind die 
frommen Vermächtniſſe (legata pia), worunter 
man zum Unterſchiede von Stiftungen alle jene letztwilligen 
Anordnungen verſteht, durch welche etwas in einer frommen 
Abſicht oder zu einem frommen Endzwecke, folglich auch der 
Kirche ohne alle oder nur gegen eine vorübergehende Ver— 
bindlichkeit hinterlaſſen wird, wie z. B. wenn jemand ei— 
ner Kirche 100 fl. ſchlechthin, oder mit der Bedingung ver— 
macht, daß ein für allemal 20 Meſſen für ihn geleſen 
werden ſollen. 5 

Das gemeine Recht geſteht den frommen Vermächt— 
niſſen mehrere Begünſtigungen vor andern Vermächtniſſen 
zu. Die vorzüglicheren ſind: 1) daß zu ihrer gültigen 
Errichtung blos die natürlichen, nicht auch die beſondern 
Förmlichkeiten des poſitiven Rechtes erforderlich ſind a); 
2) daß fie auch dann beſtehen, wenn das Teſtament erblog 
iſt, und der Nachlaß an die Inteſtat- Erben gelangt 5); 
3) daß jeder, der von einem frommen Vermächtniſſe Kennt— 
niß erlangt, die Anzeige machen dürfe, damit es der Erbe 
nicht unterſchlage c); 4) daß der Gegenſtand desſelben 
auch eine fremde Sache fein könne d); 5) daß fromme Ver— 
mächtniſſe dem Abzuge der falcidiſchen Quart nicht unter— 
liegen e); 6) daß ſie innerhalb ſechs Monaten nach der 


a) Hofd. 15. Jan. 1676. 
a) cap. 11. te testam, (3. 26.) 
b) Pehem. jus. eecles, P. II. $. 748. 
c) const. 28. $. fin. C. de episc. et cler. Nov. 131, c. 11. 
d) can. 5. caus. XII. d. 5. Gregor, M. ep. 4. lib. VII. 
indict. I. 
e) Nov. 131. c. 12. 
6 * 


ie 


Teſtamentseröffnung abgeführt werden müſſen, widrigens 
der Kirche Zuwachs, Früchte und Saumſalszinſen vom 
Tode des Erblaſſers an gebühren, und wenn die Abführung 
ſo lang verſchoben wurde, daß darauf geklagt werden muß, 
das Doppelte zu leiſten iſt 7), oder wie das Decretalen— 
Recht verordnet, die ganze Verlaſſenſchaft dem Erben ab-, 
und dem Biſchofe zugeſprochen wird g); 7) daß das Dop— 
pelte auch dann geleiſtet werden muß, wenn ein frommes 
Vermächtniß abgeläugnet wird u); 8) daß, wenn ein from— 
mes Legat als eine Nichtſchuld bezahlt worden iſt, das 
Bezahlte nicht mehr zurück gefordert werden kann ꝛ); end- 
lich 9) daß, wenn keine Teſtaments-Executoren aufgeſtellt 
ſind, der Ordinarius die Abführung eines frommen Ver— 
mächtniſſes zu betreiben *), auf den Fall aber, als ſolche 
aufgeſtellt ſind, darauf zu ſehen hat, damit dieſe ihren 
Pflichten nachkommen 7). Dagegen unterliegen nach dem 
gemeinen Rechte alle für das Seelenheil des Legatars aus— 
geſetzten frommen Vermächtniſſe dem Abzuge der canoni— 
ſchen Portion, welche bald mit dem vierten, bald mit dem 
dritten Theile dem Biſchofe zu Statten kommen ſoll m). 
Die Oeſterreichiſchen Geſetze enthalten folgende be— 
ſondere Beſtimmungen über die frommen Vermächtniſſe: 
1) Damit die Erben nicht mit frommen Vermächt— 
niſſen beſchwert werden, iſt es den Geiſtlichen überhaupt 


F) S. 19. J. de action, (4. 6.) const. 46. $. 7. C. de episc. 
et cler. Nov. 131. c. 13. 
g) cap. 6. de testaın, 
h) $. 7. J. de obligat. quae quasi ex contract. (3. 28.) 
$. 24. J. de action. 
5) Ibid. { 
k) const. 28. 46. 49, et auth. Licet C. de episc, et cler. 
Nov. 131. c. 11. cap. 2. de relig. dom. in Clement 
(3. 11.) 
2) Conc. Trid. sess. 22. cap. 8. de reform. 
m) M. Abhandlg. v. Kirchenvermög. II. Thl. $. 122. 


unterfagt, bei Weltlichen auf die Errichtung letztwilliger 
Anordnungen wie immer Einfluß zu nehmen (§. 22 nu. 3), 
den geiſtlichen Gemeinden aber unter 100 Dukaten Stra— 
fe verboten, von den Erbſchaften der Unterthanen einiges 
Geld zu Meß-Stipendien zurück zu behalten, wenn der 
Verſtorbene nicht ſelbſt einige Meſſen angeordnet hat, oder 
die Erben dieſe nicht freiwillig verlangen m). Letztwillige 
Anordnungen, in welchen fromme Vermächtniſſe vorkom— 
men, ſind in keiner Hinſicht privilegirt; ſondern müſſen 
mit den gehörigen innern und äußern Erforderniſſen ver— 
ſehen ſein. Nur wenn ein Teſtament deswegen ungültig 
iſt, weil der Erblaſſer ſeinen einzigen Notherben aus Un— 
wiſſenheit ſeines Daſeins mit Stillſchweigen übergangen, 
oder der Einderlofe Erblaſſer erſt nach der Erklärung ſei— 
nes letzten Willens einen Notherben erhalten hat, für den 
keine Vorſehung getroffen iſt, werden doch die frommen 
Vermächtniſſe aufrecht erhalten, und zugleich mit den Le— 
gaten zu öffentlichen Anſtalten und Belohnungen für ge— 
leiſtete Dienſte in einem, den vierten Theil der reinen 
Verlaſſenſchaft nicht überſteigenden, Betrage verhältniß— 
mäßig entrichtet o). 

2) Iſt die letztwillige Anordnung ſonſt rechtsgültig, 
ſo müſſen alle frommen Vermächtniſſe entrichtet werden, 
und die Abhandlungsbehörde darf die Verlaſſenſchaft den 
Erben nicht eher einantworten, als bis ſie ſich über ihre 
Abführung ausgewieſen haben p). Nur die von einem k. 


n) Verord. v. 11. April 1770 Roth 2. Bd. S. 405. 

o) B. G. B. 9. 778. 

p) Reſol. v. 22. April 1769 Thereſ. 5. Bd. S. 418, v. 27. 
Mai 1778 ebend. 8. Bd. S. 196. Gerichts-Inſtr. II. 
Abthl. F. 48 lit. e. Appell. Verord. in Böhm. v. 22. Jan. 
1805 Jak. 10. Bd. S. 504, v. 30. Aug. 1830 Prov, 
Gef. Böhm. 12. Bd. S. 491, für Illyr. v. 14. Jan. 1826 
Wagner Jahrg. 1826 2. Hft. S. 70, für N. Oeſterr. v. 
5. März 1828 Prov. Gef. 10. Bd. S. 145. 
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k. Unterthane an die unter türkiſcher Bothmäßigkeit ſte⸗ 
henden Kirchen ausgeſetzten Legate haben gar nicht Statt, 
und dürfen nicht verabfolgt werden ); die von Novizen 
oder Ordens-Cleriken ihren Kirchen zugedachten Legate aber 
nicht über die Summe von 1500 fl., oder wenn der Or— 
den zu den begünſtigten gehört, nicht über 3000 fl. (§. 22 
n. 2). Iſt der mit frommen Vermächtniſſen beſchwerte 
Erbe eine Perſon, welcher auch ohne letzte Willenserklä— 
rung die Erbſchaft ganz oder zum Theile gebührt hätte: ſo 
kann er ſich nicht auf ſein geſetzliches Erbrecht berufen, 
und dadurch die Abführung der Vermächtniſſe vereiteln. 
Er muß die Erbſchaft entweder aus dem letzten Willen 
antreten, oder ihr ganz entſagen r). In dieſem Falle, 
ſo wie in dem Falle, wo der eingeſetzte Erbe die Erbſchaft 
nicht antreten kann, müſſen die Nacherben, oder in de— 
ren Ermangelung die geſetzlichen Erben, welche zu dem 
Beſitze der Erbſchaft gelangen, die frommen Vermächtniſ— 
ſe berichtigen. Entſagen auch ſie der Erbſchaft, ſo wird 
die Kirche, welcher dieſe Vermächtniſſe zugedacht ſind, mit 
den übrigen Legataren verhältnißmäßig als Erbe angeſe— 
hen s). 

3) Vermächtniſſe, die nur überhaupt zu frommen 
Werken gewidmet find, und keine gewiſſe diesfällige Be 
ſtimmung haben, kommen der Kirche nicht zu, ſondern 
werden zu dem Inſtitute der zu erziehenden Soldatenkin— 
der t), jene aber, welche zu aufgehobenen Bruderſchaften 
gemacht werden, zur Stiftungskaſſe eingezogen, und nach 
der dem Bruderſchaftsvermögen überhaupt gegebenen Wid— 
mung verwendet u). Hat der Erblaſſer ohne nähere Be— 


9) Hofd. v. 22. Jul. 1802. 

1) B. G. B. §. 808. 

5) Ebend. $. 726. 

t) Reſol. v. 21. Oct. 1768 Jak. 6. Bd. S. 276, v. 21. 
März 1769 u. 2. Juli 1772 Thereſ. 6. Bd. S. 506. 

u) Hofd. v. 23. Febr. 1784 u. 2. Juni 1785 Jak. 6. Bd. S. 
281. 282. 
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ſtimmung feine Seele zum Erben eingefegt, und feinen 
Willen ausdrücklich zu erkennen gegeben, daß fein Ver: 
mögen zur Leſung von Meſſen verwendet werden ſoll: 
fo iſt noch fernerhin dieſem Willen des -Erblaffers nachzu— 
kommen. In den Fällen aber, wo jemand ſeine Seele 
zum Erben einſetzt, und von Meſſen keine ausdrückliche 
Erwähnung macht, oder Legate zur Rettung und Ruhe 
ſeiner Seele überhaupt und im Allgemeinen ausſetzt, kann 
der Nachlaß oder der vermachte Betrag, er beſtehe, worin 
er wolle, der Abſicht des Erblaſſers gemäß ohne weiters 
als ein Manual⸗Legat ſogleich ausgefolgt, und mit einem 
Drittel zur Leſung von Meſſen, mit zwei Dritteln aber 
als Almoſen zur Vertheilung an Ortsarme, denen ein an— 
gemeſſenes Gebeth für den Erblaſſer zur Pflicht zu machen 
iſt, verwendet werden; wodurch es von der vormals 20) 
angeordneten Anlegung ſolcher unbeſtimmten Legate ab— 
kommt ). 

4) Meß = Stipendien, welche in einem Teſtamente 
ohne Benennung der Kirche hinterlaſſen werden, haben 
die Vollzieher des Teſtamentes dem Pfarrer des Ortes, 
wohin der Verſtorbene bei Lebzeiten gehörte, zu überge- 
ben; Können fie von dem Ortspfarrer und feinen Capel⸗ 
länen oder Vicarien in einer gar zu langen Zeit nicht 
perſolvirt werden: ſo haben ſie ihm nur ſo viele zu über⸗ 
laſſen, als er mit ſeinen geiſtlichen Gehülfen zu verrichten 
im Stande iſt, die übrigen aber den benachbarten Ge— 
genden zuzuwenden und nach Willkühr der Erben zu ver— 
theilen ). ö 

5) Die Begünſtigungen, welche frommen Vermächt⸗ 
niſſen in Rückſicht auf einige Abgaben und Abzüge zuge: 

20) Verord. v. 26. Juni 1773. 
&) Hofd. v. 19. Jan. u. 1. März 1809 Jak. 10. Bd. S. 505, 

v. 17. Sept. 1812, für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 

B. 5. 23. 

) Reſol. v. 10. Mai 1766, 11. Mai 1781, 10. April 1788. 
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ftanden find, find folgende: a) Fromme Vermächtniſſe find 
in den geſammten Oeſterreichiſchen Provinzen von der Be— 
zahlung des Mortuarium oder der Todtenfallstaxe ) ſelbſt 
in dem Falle frei, wenn fie für die Akatholiken beſtimmt 
find ). Nur wenn das ganze Vermögen zu frommen Sa— 
chen vermacht iſt, fällt dieſe Befreiung weg, weil dann 
die Anordnung nicht mehr als ein Vermächtniß, ſondern 
als eine Erbseinſetzung betrachtet werden muß. Wenn 
jedoch das ſämmtliche Vermögen für Meſſen beſtimmt 
iſt: fo hat die Befreiung wieder Statt, weil von demſe— 
nigen, was auf Meſſen abgegeben wird, niemals eine 
Sterbetaxe zu entrichten kommt )). Die Befreiung von 
dem Mortuar verſteht ſich aber immer blos von dem lan— 
desfürſtlichen, und nicht auch von jenem, welches den Ob— 
rigkeiten von dem unterthänigen Vermögen gebührt. Ver— 
machen Unterthanen an eine Kirche etwas, ſo bleibt es 
dem freien Willen des Gutsherrn überlaffen, das Mor: 
tuar davon abzunehmen, oder zum Vortheile der Kirche 
darauf zu verzichten ce). Fromme Vermächtniſſe für aus— 
wärtige Länder müſſen die Sterbetaxe bezahlen d). b) Von 
der Erbſteuer ſind befreit: Vermächtniſſe auf Meſſen, 
Hochämter und Litaneyen, wenn der vermachte Betrag 
für eine Meſſe oder Litaney 1 fl., für ein Hochamt 3 fl. 
nicht überſteigt; dann die den Kirchen blos zur Zierde 
vermachten, in der Verlaſſenſchafts-Maſſe vorfindigen 
Pretioſen. Die von der Erbſteuer befreiten frommen 
Vermächtniſſe, welche Stiftungen enthalten, werden ſpä— 
ter (§. 30) vorkommen. Fromme Vermächtniſſe für aus— 


2) Pat. v. 18. Sept. 1750, Hofd. v. 15. Jan. u. 3. Febr. 1801 
Pol. Geſ. 16. Bd. S. 2. 

a) Reſol. v. 10. Nov. 1750. 

6) Reſol. v. 24. März 1757. 5 

c) Hofd. v. 5. Sept. 1820 Pol, Gef. 48. Bd. S. 211. 

d) Reſol. v. 25. April 1766. 
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ländiſche Kirchen genießen dieſe Befreiung wieder nicht e). 
c) Der Biſchof kann von frommen Vermächtniſſen für 
ſich die portionem eanonicam nicht abziehen F). d) Der 
Abzug der falcidiſchen Quart iſt jetzt durchaus aufgeho— 
ben g), und kann nur noch im Falle, als die letztwillige 
Anordnung vor der Wirkſamkeit des bürgerlichen Geſetz— 
buches errichtet, der Teſtator aber nach deſſen Wirkſam— 
keit verſtorben iſt, eintreten A), wo dann die frommen 
Legate ſo weit von dieſem Abzuge ausgenommen werden, 
als ſie es früher waren. 

6) Die Auszahlung der frommen Vermächtniſſe 
kann ſogleich gefordert werden, ohne daß der Erbe den 
ihm bei andern Legaten zukommenden Vortheil hat, ſie 
erſt nach Jahresfriſt abzuführen 1); er muß vielmehr 
im Falle einer Verzögerung e die von dem Geſetze beſtimm— 
ten Saumſalszinſen mit vier von Hundert entrichten *). 
Geld-Legate ſind im baren Gelde und von Verlaſſenſchaf— 
ten, deren Erblaſſer am oder nach dem 15. März 1811 
verſtorben ſind, in Wiener Währung 7) auszuzahlen. 
Wenn aber fromme Vermächtniſſe irgendwo, wie z. B. in 
Nieder-Oeſterreich als geſetzliche Legate abgenommen wer— 
den, und die Verlaſſenſchafts-Maſſe ganz oder zum Theile 
in öffentlichen Obligationen beſteht: ſo werden nur jene, 
welche in beſtimmten Beträgen zu entrichten ſind, in 
Wiener Währung bezahlt, dagegen jene, welche als ein 
beſtimmter Antheil von dem hinterlaſſenen Vermögen nach 


e) Erbſteuer⸗pat. v. 15. Oct. 1810 F. 13 lit. a. c. d. u. 
am Ende. 

7) Reſol. v. 8. Juli 1772, Hofd. v. 14. Febr. u. 28. Sept. 
783. M. Abhandl. Vom Kirchenvermög. II. Thl. §. 122. 

2) B. G. B. f. 690. 

h) Hofd. v. 16. Nov. 1814. 

1) B. G. B. $ 685, angef. Verord. für das Küſtenl. §. 20. 

4) Hofd. v. 27. Oct. 1716, B. G. B. $$. 1333, 1334. 

2) Hofd. v. 31. Aug. 1812. 
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Procenten abzuführen kommen, auf gleiche Art wie das 
landesfürſtliche Mortuar entrichtet. Es werden nämlich 
alle nach Procenten beſtimmten geſetzlichen Legate in eine 
Summe zufammen genommen, und wenn dieſe 25 fl. er— 
reicht, mit Obligationen bezahlt, und die Forderungen der 
Fonde unter ſich ausgeglichen m). Die Auszahlung iſt 
bei der beſtimmten Kaſſe zu machen, und wenn für eine 
Art frommer Legate keine ſolche beſteht, bei der in jedem 
Lande befindlichen Cameral-Kaſſe. Die Fiscalämter ha— 
ben zwar die Legate in ihrer Einſetzung und Einbrin— 
gung zu vertreten, da der Staat für deren Realiſirung 
nach dem Willen der Erblaſſer zu ſorgen verbunden iſt 
(F. 75); allein fie find nicht befugt, die eingehenden Gel: 
der ſelbſt zu Handen zu nehmen n). Erliegen die Gel: 
der für fromme Vermächtniſſe bei Gerichte: ſo hat die 
Erfolglaſſung, gleichwie bei Stiftungen, ohne Bezug 
eines Zählgeldes zu geſchehen o). 

7) Damit die Staatsverwaltung von den den Kir— 
chen zugedachten frommen Vermächtniſſen Kenntniß erlan— 
ge, iſt es den Abhandlungsbehörden zur Pflicht gemacht, 
eine beglaubte Abſchrift, und zwar nicht mehr blos des 
Teſtamentsabſatzes, der das Legat enthält, ſondern des 
Teſtamentes nach ſeinem ganzen Inhalte p) in der Haupt— 
ſtadt an die Landesſtelle, auf dem Lande an das Kreis- 
amt einzuſenden 4), das dann den weitern Bericht an die 


m) Hofd. v. 14. Oct. 1813. 

u) Hofd. v. 23. Juni 1803 Pol. Geſ. 19. Bd. S. 215. 

o) Hofd. v. 2. Nov. 1790 lit. h Jak. 6. Bd. S. 471. 

p) Verord. f. Böhm. v. 24. März 1789, 2. April 1801. 

9) Verord. in Böhm. v. 19. Juni u. 29. Nov. 1753, 11. 
Juni u. 25. Juli 1761, 26. Jan. 1762, Hofergsr. Ver⸗ 
ord. v. 20. Aug. 1770 Jak. 6. Bd. S. 273 — 277, v. 
24. Aug. 1781 ebend. S. 46, Hofd. v. 24. März 1789 
Krop. 18. Bd. S. 487, v. 28. Oct. 1792, v. 2.1 April 1801 
Jak. 10. Bd. S. 316, v. 22. Jan. 1805, republ. v. 4. 
Dec. 1810, Appell. Verord. v. 16. Aug. 1830 Prov. Gef. 
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Landesſtelle erſtattet. Dem Ordinariate wird eine Ab— 
ſchrift des betreffenden Teſtamentsabſatzes durch den Be— 
zirks-Vikär mitgetheilt 1). 


§. 25. 
Erwerbung C) durch Handlungen unter Lebenden 


und auf den Todesfall: 1) Schenkungen auf den 
Todesfall. 


Eine Zwitterart von Verträgen und Vermächtniſſen 
iſt die Schenkung auf den Todesfall (donatio 
mortis causa). Das gemeine Recht verſteht darunter ei— 
ne Schenkung, welche erſt durch den Tod des Schenkers 
gültig werden, oder doch erſt von dieſer Zeit an unwi— 
derruflich ſein ſoll. Es will ſie deshalb im Weſentlichen 
als Vermächtniß behandelt, und nach den für die Legate 
aufgeſtellten Grundſätzen beurtheilt wiſſen a). Nach den 
Oeſterreichiſchen Geſetzen jedoch iſt ſie eine Schenkung, 
deren Erfüllung erſt nach dem Tode des Schenkers erfol— 
gen ſoll. Dieſem zufolge wird ſie, wenn ſie mit Beob— 
achtung aller innern und äußern Feierlichkeiten einer letzt— 
willigen Anordnung gemacht wird, als Vermächtniß an— 
geſehen, und es treten alle rechtlichen Beſtimmungen und 
Wirkungen wie bei Vermächtniſſen ein. Geſchieht ſie aber 
unwiderruflich, d. i. hat der Beſchenkte die Schenkung 
angenommen, der Schenkende auf das Recht des will— 
kührlichen Widerrufes Verzicht gethan, und dem Be— 
ſchenkten darüber eine ſchriftliche Urkunde eingehändiget: 
ſo iſt ſie ein Vertrag, eine Schenkung unter Lebenden, 
und hat alle Erforderniſſe und rechtlichen Beſtimmungen 
mit dem Schenkungsvertrage gemein 5). 


12. Bd. S. 491, für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 B. 
$. 20. 
Ir) Hofd. v. 7. u. 22. April 1803 Pol. Gef. 19. Bd. S. 86. 
. . B. 39, 6. C. 8. 57. 
5) B. G. B. . 956. 


a 
$. 26. 
2) Stiftungen. Begriff. 


Die vorzüglichſte Art der Erwerbung geiſtlicher Gü— 
ter find die geiſtlichen Stiftungen. Geiſtlich e Sti f— 
tungen heißen zum Unterſchiede von frommen Vermächt— 
niſſen, mit welchen ſie jedoch gar oft gleichbedeutend ge— 
nommen werden, Anordnungen, wodurch der Kirche oder 
einem geiſtlichen Inſtitute die Einkünfte von Capitalien, 
Grundſtücken oder Rechten gegen eine immerwährende, 
oder zu gewiſſen Zeiten immer wiederkehrende Verbindlich— 
keit auf alle folgenden Zeiten überlaffen werden a), wie z. B. 
wenn jemand eine Pfarre dotirt, oder einer Kirche 100 fl. 
ausſetzt, damit für ihn jährlich ein Todtenamt gehalten 
werde, oder einem Kloſter einen Acker hinterläßt, damit 
dieſes durch einen ſeiner Ordensgeiſtlichen in einer entfern— 
ten Gemeinde alle Feiertage Chriſtenlehre halten laſſe. In 
den Geſetzen werden zu geiſtlichen Stiftungen alle Stif— 
tungen gerechnet, welche für geiſtliche Perſonen, Meſſen, 
Requiem, Libera, Aufrichtung der Bahre und deren Be— 
leuchtung, Miniſtrirung und Levitirung, Muſik, Segen, 
Roſenkränze, Gebete, Predigten, Litaneyen, Hochämter, 
Vespern, Miserere, Stabat mater, Lampen und ſonſtige 
Beleuchtung, Novennen und Andachten, Chriſtenlehren 
und Proceſſionen, Begleitung des Allerheiligſten zum 
Kranken, Ausſetzung und Verehrung der Reliquien, Me— 
mento, Exercitien, Metten, auf Unterhaltung des Geläu— 
tes, auf Paramente und Kirchenerforderniſſe, auf Unter— 
haltung der Kirchen, Capellen, Altäre, Familiengrüfte, 
auf das Grab Chriſti, Statuen und Bilder, auf Almoſen 
für Arme, die außer und unter der Meſſe zu beten haben 
oder krank darnieder liegen, auf Belohnung derjenigen, 
welche Stiftungen zu beſorgen haben, und überhaupt was 


a) B. G. B. $. 646. 
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immer für Andachten und geiſtlichen Verrichtungen gewid— 
met ſind 5). 


$. 27. 
Entſtehungsarten der Stiftungen. 


Die geiſtlichen Stiftungen werden entweder durch 
einen Act bei Lebzeiten ohne Rückſicht auf den Todesfall, 
oder durch eine letztwillige Anordnung errichtet, und gehö— 
ren aus dieſer Urſache zu den Erwerbungsarten der Kirche, 
welche unter Lebenden und auf den Todesfall Statt finden 
können. Die eine und die andere Art der Errichtung ſteht 
jedermann frei; damit jedoch die Erben nicht mit Stif— 
tungen gegen den Willen des Erblaſſers belaftet werden, 
iſt, wie fhon oben (§. 22 mn. 3 u. $. 24 n. 1) geſagt 
wurde, der Geiſtlichkeit aller Einfluß bei den letztwilligen 
Anordnungen anderer Perſonen verboten. Iſt die Anord— 
nung, durch welche die Stiftung errichtet wird, eine Wil— 
lenshandlung unter Lebenden: ſo entſteht eine Art von 
Vertrag zwiſchen dem Stifter (do), und der Kirche, zu 
welcher die Stiftung gemacht wird (ut facias). Der 
Stifter erklärt ſich, der Kirche ein beſtimmtes Capital, 
das gewiſſe jährliche Zinſen, oder eine Realität, die gewiſſe 
jährliche Nutzungen und Einkünfte, oder ein Recht, welches 
eine ſichere Rente abwirft, als einen Beitrag zur Unter— 
haltung der Geiſtlichen und Beſtreitung des kirchlichen 
Aufwandes unter der Auflage zu übergeben, daß dafür 
alle Jahre, oder zu andern wiederkehrenden Zeiten dieſe 
oder jene geiſtliche Function auf ſeine Meinung verrichtet 
werde, und die Kirche nimmt dieſes Anerbieten an. Iſt 
dagegen die Anordnung eine letztwillige, ſo iſt die Stiftung 
als ein mit einem Auftrage belaſtetes Vermächtniß anzu— 
ſehen, dem Auftrage nämlich, die geſtiftete Function zu 


0 ER v. 11. Febr. 1764 Jak. 5. Bd. S. 502, Soft. 


v. 16. Sept. 1782 u. 22. Aug. 1783 ebend. 1. Bd. S. 
270 — 271. 
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halten. Nimmt es die Kirche an: fo erklärt fie ſich hier— 
durch zugleich für verbindlich, den Auftrag zu erfüllen c). 


$, 28. 
Erforderniſſe zur Annahme einer Stiftung. 


Damit die Annahme von Seite der Kirche erfolgen kön— 
ne, muß, wenn die Stiftung durch einen Act unter Lebenden 
errichtet wird, der Stifter ſelbſt; wenn ſie aber in einer 
letztwilligen Anordnung gemacht iſt, der Teſtamentsvoll— 
ſtrecker, der Verlaſſenſchafts-Curator oder der Erbe ſich mit 
dem Vorſteher der Kirche, zu der ſie beſtimmt iſt, und 
mit der weltlichen Vogtei in das Einvernehmen ſetzen a). 
Der Kirche ſteht es eben ſo frei, die ihr angebotene Stif— 
tung zu übernehmen oder auszuſchlagen, als es jedem 
Prieſter zuſteht, ein ihm angebotenes Meß- Stipendium 
anzunehmen, oder nicht. Sie kann zur Annahme eben 
ſo wenig gezwungen werden, als derjenige, mit dem 
jemand einen Vertrag ſchließen will, zur Einwilligung, 
und ein Legatar zur Annahme eines belaſteten Vermächt— 
niſſes gezwungen werden kann 5). Vielmehr müſſen, bes 
vor die Annahme geſchehen darf c), jederzeit folgende Mo⸗ 
mente gehörig gewürdiget werden: 

1) Ob die geiſtliche Function, welche geſtiftet wer: 
den ſoll, auf die angetragene Art dem ordentlichen Kirchen⸗ 
Ritus überhaupt, und unſerer vorgeſchriebenen Gottes— 
dienſtordnung insbeſondere entſpreche. Iſt ſie dem einen 
oder andern entgegen, ſo muß im Einverſtändniſſe mit dem 
Stifter oder deſſen Erben auf eine der Ordnung angemeſſene 
Modification angetragen werden. Dem lebenden Stifter 


6) Angef. Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 C. S. 60. 

a) Verord. in Böhm. v. 30. Jan. 1830 Prov. Geſ. 12. Bd. 
S. 461. 

5) Angef. Verord. für das Küſtenl. C. S. 62, 66. 

c) Hofd. v. 26. März, Verord. in Böhm. v. 23. April 182“ 
Prov. Geſ. 6. Bd. S. 182. 
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ſteht es frei, wenn er ſich zu der nach der geſetzlichen Ord— 
nung erforderlichen Abänderung nicht verſtehen will, ſeine 
Stiftung, die jetzt noch nicht zur Wirklichkeit gekommen 
iſt, zurück zu nehmen; dem Erben aber kann dieſe Freiheit 
nicht zugeſtanden werden, ſondern dieſer muß es ſich ge⸗ 
fallen laſſen, daß eine ſolche Aenderung vorgenommen 
werde, bei welcher der Wille des Stifters mit der Anord⸗ 
nung des Geſetzes auf das beſtmöglichſte vereinbaret wird d). 
Enthält dagegen der Wille des Erblaſſers nichts geſetzwi— 
driges, ſo muß demſelben genau entſprochen, und es kann 
einer Abänderung der Stiftung ſelbſt dann nicht Statt ge— 
geben werden, wenn gleich noch ſo wichtige Gründe oder 
Billigkeitsrückſichten für die Erben vorhanden wären e). 
2) Ob die von dem Stiftungsvermögen entfallenden 
Nutzungen hinreichend ſeien, das gehörige Stipendium für 
den Geiſtlichen, und wie es bei uns üblich iſt, für den 
Meßner und die Miniſtranten, dann den Beitrag für die 
Kirche zur Entſchädigung für die Paramente, die Beleuch— 
tung, und bei Meßſtiftungen für den Opferwein zu de— 
cken 7). Die Beſtimmung des erforderlichen Capitals 
und des jährlichen Ertrages hängt von den beſonderen Ver— 
ordnungen des Landes oder den Statuten und Gewohnhei— 
ten der Diöceſe, und wo dieſe nichts entſcheiden, von dem 
Urtheile des Bifhofs ab. Für Mähren und den 
Oeſterreichiſchen Antheil Schleſiens wurde die 
vom Olmützer Conſiſtorium an die Diöceſan-Geiſtlichkeit 
ſchon vor mehreren Jahren erlaſſene, die Beträge für die 
zu ſtiftenden Meſſen, Requiem, Conducten und Todten— 
Officien beſtimmende, Cynoſur, im Anhange Lit. A, als 


d) B. G. B. $. 710, angef. Verord. für das Küſtenl. S. 67 
ar 70. 

e) Allerh. Entſchl. v. 11., Hofd. v. 16. Nov. 1826 Prov. 
Geſ. N. Oeſter. 8. Bd. S. 618, Verord. in O. Oeſter. v. 
10. Oct. 1821 §. 1 Schwerdl. 9. Bd. S. 66. 

J) Angef. Verord, f. d. Küſtenl. S. 70—72. 
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86 
ein allzemein geltendes Geſetz vorgeſchrieben; jedoch ſo, 
daß es jedem Stifter frei zu ſtehen hat, eine freigebigere 
Stiftung zu machen. In Rückſicht der Muſiker, der Sän— 
ger, Kirchendiener, dann der Glöckner, wenn bei der Stif— 
tung auch das Geläute verlangt wird, ſo wie deſſen, was 
der Kirche für ein ſolches Geläute zuzukommen pflegt, wurde 
es bei dem Gebrauche eines jeden Ortes belaſſen 2), — 
Für Ober -Oeſterreich war anfangs nach der in 
Nieder-Oeſterreich beſtandenen Uebung feſtgeſetzt, 
daß für eine Stiftmeſſe ein Capital, welches jährlich 1 fl. 
abwirft, anzunehmen, und davon 45 kr. dem Prieſter, 6 
kr. dem Meßner, und 9 kr. der Kirche auf Wachs, Wein 
und Paramente zu verabfolgen feien A). Hierbei war je— 
doch eben ſo wenig verboten, ein Capital, deſſen Intereſſen 
2 fl. betrügen, anzunehmen, wenn die Stifter ſelbes frei— 
willig anböten oder die Erben ſich von ſelbſt hierzu herbei 
ließen, als es gegen bas Geſetz ſein ſollte, die von lebenden 
Stiftern angebotenen Stiftungen, wenn ſie nicht das bis— 
her in der Diöceſe gewöhnliche Capital, welches nämlich an 
Zinſen 2 fl. oder doch 1 fl. 45 kr. abwürfe, erfolgen woll— 
ten, auszuſchlagen, oder die Erben aufmerkſam zu machen, 
daß mit einem geringeren Betrage die Dauer der Stif— 
tung nicht hinlänglich geſichert ſei. Die Verordnung wollte 
nur die Summe feſtſetzen, gegen welche die Stiftung an— 
genommen werden müßte, wenn ſich die Erben der Stifter, 
die keinen beſondern Betrag für die angeordnete Stiftung 
beſtimmt, oder ein Capital, welches für eine Meſſe nur 
1 fl. abwirft, ausdrücklich legirt haben, zu einem höheren 
Betrage nicht herbeilaſſen wollen e). Später wurde bei zu— 
nehmender Theuerung aller Feilſchaften für dieſe beiden 
Provinzen in eben dem Sinne feſtgeſetzt, daß keine Meß— 
ſtiftung geringer als zu 1 fl. 30 kr. anzunehmen fei, wo— 


g) Hofd. v. 14. Febr. 1799 Pol. Gef. 14. Bd. S. 42. 
h) Hofd. v. 81. Dec. 1806. 
1) Hofd. v. 30. April 1807 u. v. 19. Nov. 1809. 
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von 1 fl. dem Prieſter, und 30 kr. dem Meßner und der 


Kirche zuzukommen hätten Kk). Mit Erlaſſung des Finanz— 
Patentes wurde der auf 1 fl. 30 kr. erhöhte Betrag durch— 
gehends wieder auf 30 kr. in der Valuta der Einlöſungs— 
ſcheine herab geſetzt ). Da aber damit der Unterſchied 
zwiſchen Stiftmeſſen, welche jährlich in fortwährender Zeit— 
folge geleſen werden ſollen, und Current-Meſſen, welche 
nur einmal zu leſen ſind, keineswegs aufgehoben werden 
wollte, zumal als demſelben der Umſtand zu Grunde liegt, 
daß von Meßſtiftungen ein Abzug für die Kirchenerforder— 
niſſe und den Unterhalt der Kirchendiener genommen wird: 
ſo wurde bald hierauf erklärt, daß blos die Meß-Stipendien 
von der in der Zwiſchenzeit bewilligten Erhöhung auf den 
vor dem Jahre 1799 beſtandenen Betrag zurück geſetzt 
worden ſeien, und daher bei dieſer Zurückſetzung ſich nur 
allein rückſichtlich der Meß-Stipendien an die frühere Lan: 
desübung oder geſetzlichen Vorſchriften einer jeden Provinz 
gehalten, folglich zwar für eine Current-Meſſe nicht mehr 
als 30 kr. in W. W. gefordert, für eine Stiftmeſſe aber 
nicht weniger als 45 kr. bemeſſen, und in Anwendung die— 
ſer Verordnung ſich einverſtändlich mit dem Conſiſtorium 
benommen werden müſſe m). Es wurde nun dem Conſi⸗ 
ſtorium ein Vorſchlag für ſein künftiges Benehmen abge— 
fordert, und da ſolcher lediglich dahin ging, daß zwar die 
mit der Ordinariats-Acceptation und der landesfürſtlichen 
Beſtätigung zu Stande gekommenen Stiftungen von der 
Kirche der eingegangenen Verbindlichkeit gemäß erfüllet 
werden müßten, wenn gleich ihre Einkünfte durch das Fi— 
nanz= Patent um die Hälfte herab gekommen wären, es 
träte denn der Fall ein, daß ſie in der Folge wegen Abgangs 
zureichender Bedeckung von dem Ordinariate reducirt wür— 


k) Hofd. v. 28. Juli u. v. 23. Aug. 1810 Pol. Gef. 34. Bd. 
S. 173. 

2) Allerh. Cab. Schreib. v. 14. März 1811. 

m) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 23. April 1811. 
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den; bei den nicht zu Stande gekommenen Stiftungen da- 
gegen das Ordinariat in dem ihm durch obige früheren 
Verordnungen eingeräumten Rechte geſchützt werden ſolle: 
ſo wurde derſelbe von der Ober-Oeſterreichiſchen Regierung 
durchaus mit der Weiſung beſtätiget, daß bei Vertheilung 
eines für eine Stiftmeſſe ausgeſetzten Betrages, der größer 
als der geſetzliche iſt, vorzüglich auf die Kirche Rückſicht 
genommen werden möge, nachdem mehrere Gotteshäuſer 
ſchon ſo weit herab gekommen ſind, daß ſie ihre jährlichen 
Ausgaben mit den Empfängen nicht bedecken können n). 
Da aber inzwiſchen in Nieder = Defterreich verboten wor— 
den war, eine Stiftmeſſe unter einem Gulden anzuneh— 
men o): ſo wurde zur Erzielung einer Gleichförmigkeit 
in Vertheilung der diesfälligen Stiftungsgebühren auch 
für Oeſterreich ob der Ens feſtgeſetzt, daß keine Meßſtif— 
tung mehr unter einem Gulden angenommen werden ſolle, 
und hiervon dem Prieſter 45 kr., dem Meßner oder dem 
dieſen Dienſt zugleich verſehenden Schullehrer 6 kr., und 
der Kirche 9 kr. zuzuweiſen ſeien p). Dermalen darf 
in Nieder-Oeſterreich für eine Stiftmeſſe kein geringerer 
Betrag als 45 kr. C. M., und für ein Seelenamt kein ge- 
ringeres Stipendium für den Prieſter als 1 fl. 30 kr. C. 
M. angenommen werden 9). In Ober-Oeſterreich dagegen 
ſollte es in Rückſicht der Stiftungen von Aemtern bei der 
bisher beſtandenen Landesgewohnheit ſein Bewenden ha— 
ben, und das Minimum für den Seelſorger mit 1fl. 30 kr., 
für den Meßner mit 45 kr., für die Miniſtranten mit 6 
kr., für die Kirche mit 24 kr. feſtgeſetzt bleiben, jedoch der— 
geſtalt, daß, wenn der Stifter ſelbſt für einen oder meh— 
rere Participanten mehr beſtimmen würde, ſeine Beſtim— 
mung zu befolgen; wenn er aber lediglich ein Capital zur 


n) Verord. für Oeſter. o. d. E. v. 29. Sept. 1811. 
o) Hofd. v. 29. Mai 1811. 

p) Verord. für Oeſter. o. d. E. v. 18. Juli 1814. 
7) Wiener Conſiſt. Curr. v. 15. März 1825 u. 3. 
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Stiftung beſtimmt hätte, welches mehr als obige Beträge 
abwirft, der Uiberreſt unter die Participanten verhältnißmä— 
ßig zu vertheilen iſt r). Dieſe Verordnungen wurden auch 
von der Hofſtelle mit dem Beifügen begnehmiget, daß nach 
dem Conſiſtorial-Antrage an jenen Pfarren, wo der Meß— 
nerdienſt von dem Schuldienſte getrennt iſt, die in Hin— 
ſicht der geſtifteten Aemter beſtimmten 45 kr. zwiſchen dem 
Meßner und Schullehrer getheilt, und jenem 15 kr., die— 
ſem aber für Muſik 30 kr. erfolget werden ſollen s). Nach 
derſelben Cynoſur mußte ſich ſelbſt im Inn-Kreiſe, fo 
wie mit Behebung einer ältern Verordnung, welcher zufolge 
bei neu zu errichtenden Stiftungen die Vertheilung der In— 
tereſſen zwar nach der frühern Bemeſſung zu geſchehen, der 
Kirche jedoch für Wachs und Paramente die Hälfte derſel— 
ben zu verbleiben hatte t), in Salzburg gerichtet wer— 
den u). Allein ſchon im nächſt folgenden Jahre wurde die— 
ſes hier geändert und verordnet, daß nach der Beſtim⸗ 
mung v. J. 1808 der Kirche die Hälfte des Zinserträg—⸗ 
niſſes zufallen ſoll, ohne den jeweiligen Stand des Zinser— 
trägniſſes zu berückſichtigen ww), und nach einem Jahre 
darnach wurde geboten, daß, da ſolches blos von den vier 
Procenten der Capitals-Intereſſen zu verſtehen iſt, das 
fünfte Procent, welches erſt durch die in der Folge einge— 
tretene Erhöhung von 4 auf 5 Procent hinzu kam, der 
Kirche allein zu Guten zu kommen hat, indem die Abſicht 
der Procenten-Erhöhung nicht die ſein konnte, die Bezüge 
des Kirchen-Perſonals über das bisher Uibliche zu erhöhen, 
ſondern vielmehr den gering fundirten oder in ihrem Ver— 


7) Verord. für Oeſter. o. d. E. v. 6. Oct. 1814. 

5) Hofd. v. 22. Juni 1815. 

t) Hofd. v. 25. Febr. 1808. 

u) Verord. in Oeſter. o. d. E. für den Inn- u. Salzburg. 
Kreis. v. 24. Mai 1822. 

20) Verord. in O. Defter, v. 11. Oct, 1823 Schwerdl. 10. Bd. 
S. 166. 
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mögen herabgekommenen Kirchen eine Aushilfe zu verſchaf— 
fen; wornach ſich demnach bei Verfaſſung der Stiftbriefe 
in der Salzburger Diöceſe ſo lange benommen werden 
muß, bis über die Beträge der Stiftungs-Capitalien und 
die Vertheilung deren Intereſſen eine allgemeine höchſte 
Weiſung folgen wird ). Dasſelbe wurde auch für den 
zu Tyrol gehörigen Bezirk von Salzburg mit der Erklä— 
rung vorgeſchrieben, daß als Minimum für eine Seelen— 
amts⸗Stiftung ein Capital von 80 fl., für eine Meßſtiftung 
von 50 fl. R. W. zu 4 Procent erfordert werde, und die 
Repartition der Rente davon ſo geſchehen müſſe, daß die 
Hälfte des Ertrags der 4 Procent mit 1 fl. 36 kr. der Kir⸗ 
che, von der andern Hälfte aber dem Prieſter mindeſtens 
1 fl., dem Meßner und Organiſten mindeſtens 24 kr. aus— 
geworfen werde, und von dem Reſte dem Calcanten 6 kr. 
und dem Miniſtranten 6 kr. beſtimmt werden könne; 
dann daß bei Meſſenſtiftungen die eine Hälfte mit 1 fl. 
wieder die Kirche zu empfangen, und von der andern dem 
Prieſter 48 kr., dem Meßner 10 kr., dem Miniſtranten 
2 kr., bei einer Verzinſung mit 5 Procent endlich das 
fünfte Procent immer der Kirche zuzufallen habe /). Für 
die Diöceſe Brixen in Tyrol wurde verordnet, daß, ob— 
gleich nach einer in dieſer Diöceſe beſtehenden Obſervanz 
zur Stiftung eines Seelenamtes 125 fl. und eines See— 
lenmeſſe- Jahrestags 75 fl. erfordert werden, zur Erleich— 
terung des frommen Willens von Seite der Stifter als 
Minimum auch ſchon 100 und resp. 60 fl. R. W. genügen, 
und die hiervon abfallenden Intereſſen in der Art ver— 
theilt werden ſollen, daß bei Aemtern dem Prieſter 1 fl. 
12 bis 1 fl. 18 kr., dem Organiſten 18 bis 24 kr., dem 
Calcanten 4 bis 6 kr., dem Miniſtranten 2 bis 4 kr., dem 
Kirchenprobſten, wo es üblich iſt, 9 bis 12 kr.; bei Mef- 


x) Verord. in O. Defter, v. 10. Juni 1824 ebend. 
5) Verord. des Tyr. Gubern, v. 9. Febr. 1827 Prov. Gel. 
14. Bd. S. 115. 
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fen aber dem Prieſter 48 bis 54 kr., dem Meßner 6 bis 
8 kr., dem Miniſtranten 2 kr., und dem Kirchenprobſten, 
wo es üblich iſt, 6 bis 9 kr., das Uibrige endlich der Kir: 
che zuzukommen habe 3). — In der Diöceſe Trient wur: 
de das Minimum in dem deutſchen Antheile für eine See— 
lenamts-Stiftung auf 100 fl. R. W., für eine Seelenmeſſen— 
Stiftung auf 50 fl. feſtgeſetzt, und erhält von den entfallen— 
den Intereſſen der Prieſter bei einem Amte 1 fl. 12 bis 1 fl. 
18 kr., der Organiſt 18 bis 24 kr., der Calcant 4 bis 6 kr., der 
Meßner 12 bis 15 kr., der Miniſtrant 2 bis 4 kr.; bei 
einer Meſſe erhält der Prieſter 45 bis 48 kr., der Meßner 
3 bis 6 kr., der Miniſtrant 2 kr., und was übrig bleibt, 
gehört der Kirche. In dem italieniſchen Antheile iſt das 
Minimum für eine Seelenamts-Stiftung auf 75 fl. und für 
eine Seelenmeſſen-Stiftung auf 30 fl. R. W. beſtimmt, 
von deren Intereſſen bei Aemtern der Prieſter 48 bis 54 
kr., die Chorſänger 36 bis 48 kr., der Meßner 12 bis 15 
kr., der Miniſtrant 6 bis 8 kr., bei Meſſen der Prieſter 36 
bis 42 kr., der Meßner 6, der Miniſtrant 2 kr. und die 
Kirche das Uibrige erhält a). — In Steyermark gab 
früher blos die Landesgewohnheit das Regulativ ab. Nach 
Erſcheinung des Finanz-Patentes aber wurde das Stipen⸗ 
dium für eine Current-Meſſe auf 30 kr., und der Stif— 
tungsbetrag für eine fundirte Meſſe auf 45 kr. W. W. 
beftimmt 5). — Im Küſtenlande iſt das Minimum für 
eine geſtiftete Meſſe auf 1 fl. feſtgeſetzt, wovon dem Prie— 
ſter 45 kr., dem Meßner 6 kr., der Kirche Ykr. zu Guten 
kommen. Bei geſtifteten Todtenämtern und Todten-Of— 
ficien ſoll daſelbſt das im Orte für dergleichen Functionen 
übliche Stipendium als Minimum angenommen werden c). 


2) Verord. des Tyr. Gubern. v. 30. Dec. 1826 ebend. 13. Bd. 
S. 555. 

a) Verord. in Tyr. v. 9. Febr. 1827 ebend. 14. S. 109. 

5) Verord. in Steyerm. v. 24. April 1811. 

c) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 a. a. S. 72— 75. 
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— In Böhmen durfte früher eine Stiftung auf eine 
Meſſe nicht unter 1 fl. angenommen werden: davon fie= 
len dem Seelſorger als Meß-Stipendium 36 kr., dem 
Meßner 6 kr., dem Miniſtranten 2 kr. und der Kirche 16 
kr. als Entſchädigungsbetrag für Lichter, Wein und Pa— 
ramente zu. d). Kurz vor dem Finanz-Patente wurde 
dieſer Betrag auf 1 fl. 30 kr. erhöht e); doch eben nicht 
lang nach deſſen Erſcheinung auf 45 kr. 7), und für Hoch— 
ämter und geſungene Seelenmeſſen der vor dem Jahre 
1799 beſtandene Maßſtab ſyſtemiſirt, mit dem Bedeuten, 
daß, wenn von dem vor dem Finanz: Patente angelegten 
Stiftungs-Capitale die fünf-percentigen Intereſſen auf 
Einlöſungsſcheine reducirt, dieſen feſtgeſetzten Betrag nicht 
erreichten, nur dann erſt eine Meſſe oder Amt zu leſen 
wäre, wenn der durch längere Zeit aufgeſparte Betrag 
das ſyſtemmäßige Quantum herſtellen würde 8). In den 
nächſt folgenden Jahren wurde das Minimum für eine ge— 
ſtiftete Meſſe wieder auf 1 fl. 15 kr. feſtgeſetzt 1), fo 
zwar, daß auch die vor dieſer Beſtimmung geſtifteten 
Meſſen mit 1 fl. 15 kr. bemeſſen werden mußten, wenn 
gleich die Stiftbriefe erſt nach deſſen Kundmachung aus— 
gefertiget wurden, die Vertheilung dieſes Betrages aber 
nach der Wichtigkeit der Dienſte in der Art gemacht, daß 
dem Seelſorger 45 kr., dem Meßner 10 Er., den Mini: 
ſtranten 3 kr., und der Kirche 17 kr.; in der Prager Erz: 
Diöceſe hingegen dem Meßner 12 kr., und der Kirche 15 kr. 
zufielen i). Dem Schullehrer wurde davon nichts zugewieſen, 
weil er bei der Meſſe keine Dienſte leiſtet, und wenn er den 


d) Verord. für Böhm. v. 27. Oct. 1808 Jak. 9. Bd. S. 131. 

e) Koſtetzky Handb. d. Geſetze im geiſtl. Fache §. 350. 

F) Hofd. v. 6. April 1814. 

4) Verord. für Böhm. v. 27. Juni 1811 Jak. 9. Bd. S. 131. 

) Hofd. v. 20. Oct. 1814 ebend. S. 132, Verord. v. 4. 
Febr. 1825 Prov. Geſ. Böhm. 7. Bd. S. 20. 

2) Verord. in Böhm. v. 23. Juni 1815 ebend. 
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Meßnerdienſt verrichtet, ohnedies jene 10 oder 12 kr. be— 
zieht R). Nachdem jedoch das Minimum von 1 fl. 15 kr. W. 
W. für eine geſtiftete Meſſe bei dem gegenwärtigen Curſe 
des Papiergeldes nicht mehr hinreichend iſt, und das nach 
obigem Minimum für den Beneficiaten ausfallende Sti— 
pendium von 45 kr. W. W. der in dem Stol-Patente 
ausgeſprochenen und in C. M. zu leiſtenden Gebühr von 
30 kr. nicht gleich kommt: ſo wurde, damit den Stiftern 
in Erreichung ihrer frommen Zwecke und in der Ausfüh— 
rung ihrer Willensmeinung durch die Forderung eines zu 
hohen Stipendium kein Hinderniß gelegt, den Beneficia— 
ten aber auch durch die Stiftung keine Laſt aufgebürdet, 
ſondern, was ſie eigentlich ſein ſoll, eine Wohlthat ver— 
ſchafft, übrigens in den Stiftungen mehr Gleichförmigkeit 
erzielt, und für dieſelben mehr Dauerhaftigkeit und An— 
ſehen, für die Stiftungs-Percipienten aber mehr Sicher— 
heit in ihren Bezügen bewirkt würde, neueſtens feſtgeſetzt, 
daß das Minimum für eine ſtille heilige Meſſe, wie vor— 
mals, in 45 kr. C. M. zu beſtehen, und hiervon der Per— 
ſolvent 30 kr., die Kirche für Wein, Wachskerzen und 
Apparamente 8 kr., der Meßner 6 kr. und der Miniſtrant 
1 kr. anzuſprechen haben fol, Für ein gewöhnliches Hoch: 
amt oder Requiem wurde das Zweifache der Gebühr einer 
ſtillen heiligen Meſſe, und nebſt dieſem für den Organi— 
ſten ein Betrag von 30 kr. C. M. feſtgeſetzt. Bei Figu— 
ralien ſoll ſich nach dem Stol-Patente von 30. Mai 1750 
benommen werden. Hiernach wird für eine einfache 
Stiftsmeſſe zum wenigſten ein Capital von 15 fl. C. M. 
oder 37 fl. 30 kr. W. W., und für ein gewöhnliches Hoch— 
amt oder Requiem 40 fl. C. M. oder 100 fl. W. W. er⸗ 
fodert. Beträgt das Stiftungs-Capital nicht ſo viel: ſo 
muß, wenn der Stifter oder ſeine Erben die Ergänzung 
des Fehlenden nicht leiſten wollen, eine Reduction der 
Meſſen oder die Umwandelung der Verbindlichkeiten z. B. 


*) Verord. v. 12. Mai 1815 ebend. 
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ſtatt des Requiem in ſtille heiligen Meſſen, oder eine Auf— 
ſparung der Intereſſen bis zur nöthigen Anwachſung des 
Capitals eintreten. Dieſe neue Bemeſſung iſt mit 1. 
April 1824 zur Wirkſamkeit gelangt, mit der weitern 
Verfügung, daß es hinſichtlich der vor dieſem Tage er— 
richteten Stiftungen bei der frühern Cynoſur zu bewenden 
habe, und der gedachte Termin vom 1. April 1824 bei 
Teſtamenten nicht der Tag der Stiftungsanordnung, ſon— 
dern daß der Sterbetag des Erblaſſers zur Richtſchnur zu 
nehmen ſei )). — Für Galizien wurde als Minimum 
einer Stiftsmeſſe der Betrag von 45 kr. C. M. mit der 
Erklärung normirt, daß keine Kirchenverwaltung verhal— 
ten werden kann, eine Stiftung unter dieſem Betrage 
anzunehmen m). Zu Kloſter- und Ordenskir— 
chen, an welche Stiftungen gemacht werden können, oh— 
ne daß es einer beſondern landesfürſtlichen Bewilligung 
bedarf, den Fall ausgenommen, wo zu dem Stiftungs— 
vermögen liegende Gründe beſtimmt werden n), fol! für 
eine Meſſe höchſtens 1 fl. geſtiftet; in Anſehung der ho— 
hen und geſungenen Aemter dagegen die bisher eingeführ— 
te Gebühr beibehalten werden o). Ob dieſe alte Verord— 
nung durch die neueren, freilich zunächſt nur für Pfarr— 
kirchen erlaſſenen Geſetze nicht behoben ſei, iſt nicht aus— 
gemacht. Daß nach der Abſicht des Stipendium, welches 
ein Beitrag zum Unterhalte des Geiſtlichen ſein ſoll, und 
des Entſchädigungsbetrages für die Kirche bei der Ausmeſ— 
ſung des einen und des andern wohl immer auf die zu— 
nehmende Theuerung der Lebensmittel und der Kirchener— 
forderniſſe Bedacht zu nehmen ſei, iſt ohne Zweifel. 

3) Ob das Stiftungs-Capital, wenn es in Geld 
übergeben wird, verzinslich angelegt und gehörig ſicher 


2) Hofd. v. 26. März, Verord. in Böhm. v. 23. April 1824 
Prov. Geſ. 6. Bd. S. 182. 

m) Hofd. v. 13. Juli 1822 Prov. Gef, Galiz. 4. Bd. S. 382. 

n) Pat. v. 26. Aug. 1771 There ſ. 6. Bd. S. 369. 

9) Pat. v. 28. Jan. 1775 ebend. 7. Bd. S. 167. 
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geſtellt ſei. Auf welche Art dieſes zu geſchehen habe, wird 
ſpäter (§. 50 u. ff.) geſagt werden. Daß das Stiftungs— 
Capital in Conventions-Münze ausgeſetzt, oder wenn die 
Stiftung in Wiener Währung gemacht iſt, auf Conven— 
tions-Münze umgeſetzt werde, iſt eben ſo wenig nothwendig, 
als daß die Stifter verbindlich gemacht werden, die Stiftung 
in Conventions-Münze zu dotiren p). Das Stiftungs- 
Capital kann vielmehr ſelbſt in öffentlichen Fonds-Obliga— 
tionen, in ſicher geſtellten Privat-Obligationen, in Rea— 
litäten, Fahrniſſen, Pretioſen u. dgl. beſtehen, und iſt 
nur erforderlich, daß die erſten auf die Kirche umſchrieben 
und vinculirt, die andern cedirt und intabulirt, und die 
letztern ordentlich übergeben und in das Kirchen-Inventa— 
rium aufgenommen, oder wenn es Fahrniſſe find, die zu 
keinem kirchlichen Gebrauche dienen, veräußert werden 9). 

Wenn in Betreff dieſer Erforderniſſe kein Anſtand 
obwaltet, ſo haben die Kirchenvorſteher die Stiftung als 
für die Kirche erſprießlich anzunehmen. Unter den Kir— 
chenvorſtehern werden hier der Pfarrer und die weltliche 
Vogtei, oder der fie repräfentirende Beamte mit dem 
Rechnungsführer verſtanden. Es iſt irrig, daß der Pfar— 
rer allein die Acceptation machen könne, weil er als Vor— 
ſtand der Kirche die Verwaltung zu leiten hat. Es gibt 
ſogar Stiftungen, wie z. B. auf ein ewiges Licht, deren 
Beſorgung vielmehr den Kirchendienern als den Pfarrern 
obliegt r). Da, wo die Kirchenvorſteher die Stiftbriefe 
nicht ſelbſt errichten, haben ſie über die Annahme eine be— 
ſondere Urkunde auszuſtellen. Nach einer Verordnung 
des Steyeriſch-Kärnthniſchen Gubernium und ſpäter je— 
nes von Krain ſoll dieſe Urkunde, welche keinem Stempel 
unterliegt s), mit folgenden Erforderniſſen verſehen ſein: 


p) Hofd, v. 26. März 1824 a. a. O. 

9) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 c. a. O. S. 
75 — 79. 

r) Hofd. v. 5. Jan. 1820. 

5) Stempel⸗Pat. v. 5. Oct. 1802 f. 9 lit. un. 
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1) Sie ſoll von allen Kirchenvorſtehern, nicht von den 
Kirchenpröbſten und nicht von dem Pfarrer allein, ausge— 
ſtellt, und auch von der Vogtei gefertiget ſein, indem es 
ſich ſowohl um das Intereſſe des Prieſters, von welchem, 
als auch der Kirche, bei welcher die Stiftung errichtet 
wird, und welcher durch dieſelbe kein Nachtheil zugehen 
darf, handelt. 2) Die Stiftung ſoll vollſtändig ange— 
führt, folglich der Name des Stifters, die von ihm aufer— 
legte Stiftungsverbindlichkeit, und die Bedeckung der 
Stiftung beſtimmt ausgedrückt werden. 3) Sollen die 
Gründe der Annahme der Stiftung angegeben werden, 
welche nur darin beſtehen können, a) weil die Erfüllung 
der Stiftungsverbindlichkeit ſittlich möglich, alſo ein wirk— 
lich zur Ehre Gottes gereichendes, und keinem Geſetze wi— 
derſprechendes Werk iſt; b) weil ſie phyſiſch möglich iſt, 
da an der Kirche nicht bereits ſo viele gleichartige Stif— 
tungen vorhanden find, daß es der daſelbſt befindlichen 
Geiſtlichkeit unmöglich würde, deren noch mehrere zu 
übernehmen und zu verrichten; e) weil, und in wie fern, 
und ſo lang der Ertrag der Stiftung der Kirche, und den 
mit der Erklärung der Stiftungsverbindlichkeit beſchwer— 
ten Geiſtlichen nicht zum offenbaren und dauerhaften 
Nachtheile gereicht. Sind dieſe unter num. 3 geforderten 
Bedingungen noch zweifelhaft oder offenbar nicht vorhan— 
den: fo darf die Acceptations-Urkunde nicht ausgeſtellt, 
ſondern es muß, wie oben geſagt wurde, vorerſt mit den 
Stiftern wegen Abänderung ihrer Forderungen das Ein— 
vernehmen gepflogen, oder wenn ſie nicht mehr leben, die 
Entſcheidung der Landesſtelle und des Ordinariats, ob 
und auf welche Art die Stiftung in Ausübung zu brin— 
gen ſei, abgewartet werden t). 
r) Hofd. v. 20. Mai 1807, Verord. des Steyer. Kärnt. 
Gubern. v. 10. Febr. 1808, des proviſ. Gubern. v. Krain 
v. 28. Juni 1816, für das Küſtenl. C. 9. 3, 6—16. S. 67 
72, 74—80. 
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$. 29. 
Stiftbrief. 


Zu einem dauerhaften Beweiſe der errichteten Stif— 
tung und der erfolgten Annahme, dann zur Verſicherung der 
richtigen Erfüllung der Stiftungsverbindlichkeiten wird eine 
beſondere Urkunde, der Stiftbrief, ausgefertiget. Hier— 
zu muß vorläufig ein Entwurf abgefaßt und ſolcher zur 
Prüfung der Rechtsform und der Geſetzmäßigkeit ſeines 
Inhalts der Landesſtelle vorgelegt werden a). Vormals 
ſtand die Abfaſſung desſelben den Obrigkeiten und Abhand— 
lungs- Inſtanzen zu 5). Nun iſt aber mit Ausnahme 
Oeſterreichs ob der Ens, wo es bei der alten Anordnung 
geblieben iſt c), verordnet, daß in jenen Fällen, wo jemand 
zu einer Kirche, einem Armen-Inſtitute oder Spitale, wel— 
che in der Jurisdiction der Abhandlungs-Inſtanz des 
Stifters nicht ſtehen, eine Stiftung macht, nicht die Ab— 
handlungs-Inſtanz, ſondern bei Kirchenſtiftungen der Vog— 
tei⸗Commiſſär und die Kirchenväter mit dem Kirchenvor— 
ſteher, bei Stiftungen zum Armen-Inſtitute oder Spitale 
aber die Obrigkeit und der Inſtituts- oder Spitalsvorſteher 
des Ortes, wohin die Stiftung gemeint iſt, und allemal im 
Einverſtändniſſe mit dem Teſtaments- Executor oder ſon- 
ſtigen Repräſentanten des Stifters den Stiftbriefsentwurf 
zu verfaſſen und zu unterfertigen haben d). Daß ihn auch 
der Patron mitfertige, iſt nicht nothwendig e). Mit wel— 
chen Documenten er belegt werden müſſe, wird im folg. 
§. vorkommen. Der Entwurf des Stiftbriefs iſt ſtem— 
pelfrei 5). 

a) Verord in Böhm. v. 14. Oct. 1822 Prov. Geſ. 4. Bd. 

S. 758, v. 21. Jan. 1831 lit. a ebend. 13. Bd. S. 47. 

5) Verord. v. 14. Juni 1760 Thereſ. 4. Bd. S. 27, v. 13. 

März u. 27. April 1769. 

c) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 8. 29. 

d) Hofd. v. 29. Jan. 1796. 

e) Verord. für Böhm. v. 1. Oct. 1795, v. 27. Febr. 1802. 
) Stempel-Pat. v. 5. Oct. 1802 $. 9 lit. K J. Verord. in 
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Der weſentliche Inhalt eines Striftbriefes, welchen 
wörtlich ſchon der Entwurf ausweiſen muß, hat folgendes 
zum Gegenſtande: 1) Die Anordnung des Stifters in einem 
getreuen Auszuge aus dem Teſtamente oder der ſonſt vor— 
handenen Urkunde; 2 die geiſtliche Function, welche, und 
den Tag, an welchem ſie vermöge der Stiftung jährlich 
gehalten werden ſoll; 3) die Kirche oder das Beneficium, 
zu welchem die Stiftung errichtet wird; 4) das Stipendium 
für den Pfarrer, Kirche, Meßner und Miniſtranten mit 
der Beſtimmung, ob eine allfällige Intereſſen-Erhöhung oder 
Verminderung alle Percipienten verhältnißmäßig treffen, 
oder insbeſondere eine Intereſſen- Vermehrung der Kirche 
allein zu Guten kommen ſoll; 5) die Summe des Capitals, 
die Art und den Ort der Anlegung nebſt den bedungenen 
Zinſen, das Datum, die Gattung und Zahl der Obligation, 
mit der Bemerkung, wo dieſelbe hinterlegt ſei, oder wenn 
ein anderes Vermögen außer Geld zum Stiftungs-Capitale 
gewidmet wurde, die Gattung und den Werth, dann die 
Verbücherung und ſonſtige Sicherſtellung desſelben; 6) die 
Zahl der ausgefertigten Stiftbriefs-Exemplare und den Ort 
der Aufbewahrung eines jeden; 7) das Verſprechen, für 
die Erhaltung des Capitals ſtets zu ſorgen, und die Stif— 
tung, ſo lang die Bedeckung dauert, mit Beobachtung 
der vorgeſchriebenen Kirchenordnung genau in Erfüll ung 
zu bringen. 8) Endlich ſoll am Ende beigerückt werden, 
daß ſich die Kirche vorbehalte, wenn es die Umſtände erfor— 
dern ſollten, auf eine angemeſſene Reduction bei den Be— 
hörden Anſpruch machen zu können ($. 31) g). Von je⸗ 
ner Verordnung, in Folge welcher der Kirchenrechnungs— 
führer jedem einzelnen Stiftbriefe die Verbindlichkeits—, 
Clauſel für ſich und ſeine Nachfolger dahin beirücken ſollte, 


Oeſter. o. d. E. v. 7. Juli 1803, Hofd. für Mähr. v. 
11. Jan. 1816 3. 1114. 4 

g) Hofd. v. 5. März 1793, v. 23. Jan. 1796, v. 18. Zıli 
1812, Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oc:. 1821 $. 
29, in N. Oeſter. v. 16. Jan. 1822 3. 2442. 
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daß ſie die Stiftung aufrecht erhalten, die Obligation in 
die Kirchenkaſſe einlegen, die Intereſſen gehörig einheben 
und vertheilen, und im Falle einer Aufkündigung des Stif— 
tungs-Capitals für deſſen weitere fruchtbringende Anlegung 
unter Pragmatical-Sicherheit nach vorläufig eingeholtem 
und erwirktem Gubernial-Conſenſe ſorgen wollen A), iſt 
es abgekommen, weil das Vermögen neuer Stiftungen 
nur das Object vermehrt, auf welches die geſetzlichen Vor— 
ſchriften angewendet werden müſſen, daher ſo bald die 
Acceptation einer neuen Stiftung erfolgt iſt, in Abſicht 
auf die acceptirte Stiftung alle Pflichten des Kirchenrech— 
nungsführers und des Pfarrers ſich von ſelbſt verſtehen, 
ohne daß es nöthig iſt, ſie jedem einzelnen Stiftbriefe ins— 
beſondere beizuſetzen e). In Böhmen jedoch wird dieſe 
Clauſel noch fortwährend gebraucht; ſie wurde ſogar in die 
neu bekannt gegebenen Stiftbriefs-Erforderniſſe mit auf— 
genommen &). Eben fo wurde fie für Mähren in fo weit 
wieder vorgeſchrieben, als bei der Ausfertigung des Stift— 
briefs der Elocirungs-Platz für das Stiftungs-Capital 
noch nicht bekannt iſt, wo es dann in der Acceptation des 
Stiftungs-Perſolventen heißen muß, daß er ſich für die Er— 
haltung des normalmäßig verſicherten Capitals zu ſorgen 
verpflichte 7). 

In Tyrol muß der Stiftbrief von dem Stifter ſelbſt, 
und wenn er des Schreibens nicht fähig iſt, von 2 Zeugen, 
deren einer ſeinen Namen beizuſetzen hat, unterfertigt wer— 
de; bei den letztwillig angeordneten Stiftungen aber kann 
der Stiftbrief erſt dann ausgefertigt werden, wenn die letzt— 
willige Anordnung von den Erben des Stifters anerkannt 


A) Berord. für Böhm. v. 24. Juli 1818 Jak. 10. Bd. S. 177. 

1) Hofd. v. 5. Jan. 1820 ebend. S. 178. 

*) Verord. in Böhm. v. 30. Juli 1830 m 5 Prov. Gef, 12 
Bd. S. 461. 


7) Berord, in Mähr. v. 29. Mai 1824 1 Geſ. 6. Bd. 
S. 207. 
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ift, und muß ſonach in den Stiftbrief der einſchlagende Ab— 
ſatz der letztwilligen Anordnung wörtlich eingeſchaltet, und 
der gerichtliche Act, durch den dieſelbe als rechtsbeſtändig 
anerkannt wurde, mit angeführt werden m). 


$. 30. 


Ordinariats-Acceptation und landesfürſtliche Con— 
firmation der Stiftung. 


Die Annahme der Stiftung von Seite der unmit— 
telbaren Kirchenvorſteher vermag nicht, die Kirche auf im— 
merwährende Zeiten zu binden, weil der zeitliche Vorſte— 
her der Kirche, zu welcher die Stiftung gemacht wird, 
ſich zwar für ſeine Perſon, aber nicht auch ſeinen Nach- 
folger verpflichten kann. Damit dieſes geſchehe, muß nach 
canoniſchem Rechte die Einwilligung des Biſchofs 
und nach unſern politiſchen Verordnungen die Beſt ä— 
tigung des Landes fürſten hinzu kommen. Dem 
Biſchofe iſt nämlich daran gelegen, zu wiſſen, mit welchen 
geiſtlichen Functionen die Kirche fortdauernd belaſtet wer— 
den, und welche vielleicht ordnungswidrige Zuſätze dieſel— 
ben erhalten ſollen, folglich auch zu beurtheilen, ob und 
mit welchen Einſchränkungen ſie zuzulaſſen ſeien oder 
nicht. Der Landesfürſt aber nimmt von allen geiſtlichen 
Stiftungen Kenntniß, und ertheilt oder verweigert ihnen 
nach Gutbefinden die Beſtätigung, einerſeits weil die Stif— 
tungen auf den Staatszweck eine mehrfache Beziehung 
haben, indem das Stiftungs-Capital eine auf ewige Zei— 
ten bleibende Beſtimmung erhält, und gewiſſer Maßen der 
Circulation zum Beſten der Handlung und Induſtrie ent— 
zogen wird, andererſeits weil der Landesfürſt über die Er— 
füllung der Teſtamente und die Vollziehung der Verträge 
wachen, und als oberſter Schutzherr der Kirche für die 


m) Verord. in Tyr, v. 13. Sept. 1818 Prov. Geſ. 5. Bd. 
S. 837. 
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Sicherſtellung und Erhaltung des der Kirche zukommenden 
Vermögens ſorgen muß a). Eben deshalb heißt es in un: 
ſern Geſetzen, daß alle Stiftungen mit den landesherrli— 
chen Willbriefen und der Ordinariats-Beſtätigung ver— 
ſehen fein müſſen 5). 

Dem Anſuchen, mit welchem zur Erlangung dieſer 
Einwilligung und Beſtätigung der Entwurf des Stiftbrie— 
fes überreicht wird, müſſen außer der Acceptations-Urkun— 
de, wenn eine ſolche von der beſtifteten Kirche beſonders 
ausgeſtellt wird (§. 28), folgende Documente beiliegen: 
1) der Stiftungsbeweis, welcher, wenn die Stiftung in 
einer letztwilligen Anordnung gemacht wurde, durch Vorle— 
gung dieſer Anordnung im Originale, oder in beglaubter 
Abſchrift nach ihrem ganzen Inhalte; wenn ſie aber durch 
einen Act bei Lebzeiten errichtet wird, durch die Reprodu— 
cirung des Schenkungs-Inſtrumentes oder der ſonſt von 
dem Stifter ſchriftlich aufgenommenen Erklärung im Ori— 
ginale hergeſtellt wird c); 2) die landſtändiſche oder Staats— 
Obligation, wenn das Stiftungs-Capital in einem öffent⸗ 
lichen Fonde anliegt, oder der Entwurf der Schuldver— 
ſchreibung mit Namhaftmachung der Pragmatical-— Hypo⸗ 
thek; die Einbeziehung der Elocirung des Stiftungs-Capi⸗ 
tals in den Original-Stiftbrief kann nur dann erfolgen, 
wenn das Capital nach dem Gubernial-Befunde beruhi— 
gende Sicherheit genießt, indem bei einer Einbeziehung 
vor der Elocirungs-Genehmigung nicht nur der Darlei— 
henswerber in Unkoſten gebracht wird, ſondern auch der 
Stiftbrief ſelbſt, wenn gleich ſein Inhalt im Uebrigen den 
Geſetzen entſpricht, zu keinem Gebrauche dient d); 3) die 
Beſcheinigung über die von dem Stiftungs-Capitale be— 
reits abgeführte Erbſteuer, wenn ſolches erbſteuermäßig 


a) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 C. S. 62. 
5) Verord. v. 24. Mai 1784. 

c) Verord. in Böhm. v. 14. Oct. 1822 n. 1. 

d) Ebend. u. 2. 
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ift, oder die Beglaubigung, daß es biefer Gebühr nicht 
unterliege e). Erbſteuerfrei ſind: a) Stiftungen auf Meſſen, 
Hoch ämter und Litaneien, wenn der dazu vermachte Betrag 
an jährlichen Zinſen für eine Meſſe 1 fl., für ein Hoc: 
amt 3 fl., und für eine Litanei 1 fl. nicht überſteigt F). 
Zwar wurde über die Anfrage, ob, wenn die Stiftungs— 
gebühr in Conventions-Münze ausgeſetzt wurde, die Erb— 
ſteuerbefreiung nach dem Nominal-Betrage zu gelten habe, 
bedeutet, daß dieſe Befreiung bei Meſſen bis zu dem Be— 
trage von 1 fl. 30 kr., wie ſchon vordem beſtimmt war g), 
bei Hochämtern bis zu 3 fl., und bei Litaneien bis zu 
1 fl. auch in Conv. M. Statt finde A), und ſolches für 
dieſes Stiftungs-Quantum ſogar wiederholt beſtätiget i). 
Allein eine neuere Verordnung hat erklärt, daß jene Be— 
ſtimmung irrig gemacht wurde, und in Anſehung des 
Erbſteuer-Ausmaßes ſich einzig und allein an das Erbſteuer— 
Patent zu halten ſei k). Bis zu dieſem geſetzlichen Ma— 
ße haben aber die Stiftungen in Conventions-Münze 
allerdings auch noch gegenwärtig einen Anſpruch auf die 
Erbſteuer- Befreiung, nachdem die neueſte Verordnung 
vom J. 1824 die frühere vom J. 1821 blos rückſichtlich 
des Betrags geändert hat, für die Stiftungen dermalen das 
Minimum in den meiſten Provinzen gleichfalls nur in 
Conventions-Münze ausgeſprochen iſt, die Stiftungen faſt 


e) Hofentſchl. v. 6. Nov. 1766, v. 21. Juni 1777 Thereſ. 
8. Bd. S. 371, Verord. d. Hof⸗Com. in geiſtl. Sach. Grätz 
v. 13. Jan. 1785 Krop. 8. Bd. S. 611, Hofd. v. 29. 
März 1797 republ. v. 8. Oct. 1798 Jak. 4. Bd. S. 166, 
Verord. für Nieder.⸗Oeſter. v. 15. Jan. 1795, für Böhm 
v. 27. Febr. 1802, für Mähr. v. 8. Oct. 1803, fü 
Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 29. 

7) Erbſteuer-Pat. v. 15. Oct. 1810 $. 13 lit. a. 

g) Hofd. v. 6. Dec. 1810 Pol. Geſ. 35. Bd. S. 212. 

Ah) Hofd. v. 18. Mai 1821. , 

1) Hofd. v. 27. Juli 1821 Schwerdl. 10. Bd. S. 167. 

4) Hofd. v. 30. Dec. 1824 ebend. S. 168. 


ſämmtlich blos in Conventions-Münze errichtet werden, 
die Verordnung des Inner-Oeſterreichiſchen Gubernium, 
mittelſt welcher jenes Hofdecret vom J. 1824 kundgemacht 
wurde, die Erbſteuerbefreiung für Meſſenſtiftungen bis 
zu dem Betrage von 1 fl. Conv. M. als Corollarium aus⸗ 
drücklich ausſpricht ), endlich nach der täglichen Erfahrung 
die Erbſteuer-Hofcommiſſion alle Stiftbriefe bis zu dem 
nämlichen Betrage certiorirt, ohne Unterſchied, ob derſelbe 
auf W. W. oder auf C. M. lautet. Was dagegen 
der Kirche über dieſe Beträge zufließt, hat, da ſich davon 
für ſie ein wirklicher Genuß ergibt, der Erbſteuer zu un— 
terliegen. Eben daher muß, wenn z. B. auf jährliche 
13 Meſſen 500 fl. legirt werden, und für jede Meſſe 1fl., 
alſo für die 13 Meſſen 13 fl. anzurechnen ſind, welche im 
Capitale zu 5 Procent 260 fl. betragen, von den verblei— 
benden 240 fl. die Erbſteuer allerdings entrichtet wer— 
den m). b) Die zur Stiftung oder Dotirung eines mit 
der Seelſorge verknüpften geiſtlichen Beneficium vermach— 
ten Capitalien, wenn die davon abfallenden Zinſen die 
Congrua nicht überſteigen. Ausländiſche milde Stiftun— 
gen genießen jedoch dieſe Befreiung nicht n). c) Stif— 
tungen, welche durch einen Act bei Lebzeiten gemacht wer— 
den, wenn die beſtiftete Kirche mit dem Eigenthume ſo— 
gleich den vollen, unbeſchränkten Genuß des Stiftungs— 
Capitals erhält o). 

Was den Gang des Geſuches betrifft: ſo wurde vor— 
mals zuerſt bei dem Ordinariate um die Annahme der 
Stiftung, oder wie man ſie hieß, die Confirmation, wel— 
che durch einen Beſcheid oder durch eine eigens darüber 
ausgefertigte Urkunde ertheilt wurde, und ſodann um die 


4) Verord. für Steyerm. v. 16. April 1825. 

m) Refol, v. 6. Nov. 1766, Hofd. v. 25. Oct. 1804. 

u) Erbſteuer⸗Pat. v. 15. Oct. 1810 §. 13 li. d u. zu 
Ende. 

o) Ebend. $. 17, Hofd. v. 29. März 1797, Verord. für 
Böhm, v. 8. Oct. 1798. 

I. Theil. N 8 
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Beſtätigung der Landesſtelle gebeten p). Spätere Ber: 
ordnungen haben aber beſtimmt, daß der Entwurf des 
Stiftbriefes von der Behörde, die ihn gemacht hat, un— 
mittelbar zur landesherrlichen Beſtätigung der Landesſtelle, 
der ſolche überlaſſen iſt, vorgelegt, und erſt von dieſer dem 
Ordinariate zur Einſicht und um die Erklärung mitge— 
theilt werden ſoll, ob die angetragene Verbindlichkeit von 
Seite der unterſtehenden Geiſtlichkeit übernommen werden 
wolle, oder was etwa dagegen zu erinnern ſei. Vorge— 
kommene Anſtände ſollte die Landesſtelle unter weiterem 
Einverſtändniſſe mit dem Ordinariate berichtigen, ſodann 
die Beſtätigungsurkunde ausfertigen, und derſelben jedes— 
mal die Erklärung des Ordinarius, ſo wie, daß nach deſ— 
ſen Einvernehmung die Beſtätigung geſchehe, einſchal— 
ten J). Allein auf dieſe Art wird nur in Salzburg ver— 
fahren, und auch da nicht ganz ſo; denn die Stifter und 
Kirchenvorſteher müſſen ſich bei der Regierung erſt die Ge— 
nehmhaltung der Stiftung, und nach deren Erlangung 
den Conſens des Ordinariats ſelbſt erbitten r). In den 
übrigen Provinzen und namentlich in Ober-Oeſterreich s), 
in Nieder-Oeſterreich und in Böhmen iſt der alte Zug 
neuerlich vorgeſchrieben worden, wornach jeder Stiftungs- 
gegenſtand zunächſt an das Kreisamt gelangt, welches ihn 
einer beſondern Prüfung zu unterziehen, und insbeſonde— 
re, ob der Entwurf des Stiftbriefes nach der oben ange— 
gebenen Weiſe ausgefertigt iſt, zu unterſuchen, bei ent— 
deckten Gebrechen die Acten zur Verbeſſerung zurückzuſtel— 
len, oder wo möglich ſogleich ſelbſt zu berichtigen, hierbei 
vorzüglich auf eine zweckmäßige, die Stiftung vor einer 
Reduction ſichernde Vertheilung der Intereſſen des Stif⸗ 


p) Verord. v. 14. Juni 1760, Hofd. v. 13. Jan. 1785, v. 
15. Jan. 1795, für Salzb. v. 25. Febr. 1808. 

9) Hofd. v. 23. Jan. 1796, v. 31. Jan. 1798, für das Kü⸗ 
ſtenl. v. 19. Febr. 1820 89. 17, 18 a. a. O. S. 80. 

r) Hofd. v. 25. Febr. 1808. 

3) Verord. in Oeſter. o. d E. v 10. Oct. 1821 $. 20. 
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tungs⸗Capitals zu ſehen, und dann darauf Bedacht zu 
nehmen hat, daß bei jeder, daher auch bei den ſo genann— 
ten Gebetsſtiftungen ein zureichendes, zu der zu überneh— 
menden Verbindlichkeit im lohnenden Verhältniſſe ſtehen— 
des Stiftungs-Capital vorhanden ſei, da keine Stiftung 
beſtätigt werden kann, hinſichtlich welcher kein hinlängli— 
ches Capital ausgewieſen oder das ausgewieſene unſicher 
it t). Sind die Verhandlungs-Acten in Ordnung, fo 
hat ſie das Kreisamt mit ſeinem Gutachten dem Conſiſto— 
rium zuzufertigen, das Conſiſtorium aber mit ſeiner 
Wohlmeinung in kirchlicher Beziehung der Kammer-Pro— 
curatur zu übergeben, welche ſie nach wiederholter Prü— 
fung der Landesſtelle vorlegt u). Verſchiedenartige Stif— 
tungen als z. B. Meſſen-, Armen-, Studenten- und der: 
gleichen Stiftungen dürfen nicht in einem Berichte cumu— 
lirt, ſondern müſſen in abgeſonderten Berichten zur Ver— 
handlung gebracht werden 10). Eine eigene Beſtätigungs— 
urkunde darf das Conſiſtorium nicht mehr ausfertigen, 
ſondern es hat lediglich ſeine Erklärung abzugeben. Nach 
einigen Verordnungen ſollte es in derſelben nicht einmal 
die Worte Begnehmigung oder Beſtätig ung ge— 
brauchen &), weil dieſe ein lediglich dem Landesfürſten 
zuſtehendes Befugniß iſt ). Allein nach einer jüngern 
Verordnung kann ſich das Ordinariat dermalen, wie zu— 
vor, der alten Beſtätigungsformel, nämlich ſtatt des Mor. 


2) Verord. in Böhm. v. 9. Febr. 1761 Jak. 5. Bd. S. 462, 
v. 10. Jan. 1827 Prov. Geſ. 9. Bd. S. 19, v. 21. Jan. 
1831 ebend. 13. Bd. S. 47. 

u) Verord. in Böhm. v. 10. Jan. 1827 a. a. O. 

20) Verord. in Böhm. v. 23. Febr. 1832 Prov. Geſ, 14. Bd. 
S. 85. 

x) Hofd. v. 12. Juli 1789 Jak. 5. Bd. S. 494, v. 6. Sept. 
1790 ebend. S. 495 vergl. mit Hofd. v. 26. Febr. 1791 
ebend. S. 497. 

I) Verord. in Schleſ. v. 16. März 1762 bei Kröhny a. a. 
O. S. 87. 
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tes Acceptation, der Worte Confirmation und 
Beſtätigung gebrauchen, ohne daß es deshalb von der 
landesfürſtlichen Beſtätigung abkommt, da die Stiftun— 
gen immer erſt durch die letztere ihre Wirkſamkeit erhal— 
ten 3). Desgleichen iſt es die in der biſchöflichen Kanz— 
lei⸗Taxordnung ausgeſetzte a) und ſchon früher eingeführt 
geweſene 5), hernach aber abgeſchaffte c) Taxe von 3 fl. 
C. M. wieder abzunehmen berechtiget, und wird dieſe 
Taxe in der darüber ergangenen Verordnung für Böhmen, 
dann in einem für Illyrien erlaſſenen Geſetze, welches 
ebenfalls die Ordinariate ſie nach der biſchöflichen Kanzlei— 
Taxordnung abnehmen heißt, und nur für die Ausferti— 
gung von Duplicaten oder vidimirten Copien der in Ver: 
luſt gerathenen Stiftbriefe abzunehmen verbietet d), ſo— 
gar ausdrücklich Confirmations-Taxe genannt e). Die 
Zahlung des Tarbetrages liegt dem Stifter und deſſen 
Erben ob. Weigern ſich dieſelben, ſo iſt ſie aus den In— 
tereſſen des Stiftungs-Capitals zu nehmen 7), und die 
Stiftungs-Perſolvirung muß einſtweilen ruhen. Was 
hinſichtlich der alten Stiftbriefe Rechtens ſei, wird weiter 
unten ($. 32) vorkommen. 


§8. ST, 
Ausfertigung und Vertheilung der Stiftbriefs⸗ 
Exemplare. 


Nach erfolgter Beſtätigung des entworfenen Stift— 
briefes wird dieſer ſelbſt von dem Pfarrer und der übrigen 


3) Verord. in Böhm. v. 27. April 1791 Jak. 5. Bd. S. 497. 

a) Pat. v. 21. April 1784 3. Rubr. lit, f. 

5) Generale v. 15. Sept. 1775. 

c) Hofd. v. 31. Jan. 1798 Schwerdl. 4. Bd. S. 99. 

d) Hofd. v. 5. Mai 1825 Prov. Gef. Illyr. 7. Bd. S. 168. 

e) Verord. in Böhm. v. 3. März 1831 Prov. Geſ. 13. Bd. 
S. 86. 4 

7) Hofd. v. 1. Juli 1792 Jak. 5. Bd. S. 495, für Illyr. v 
5. Mai 1825 a. a. O. 
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Kirchenverwaltung a), d. i. dem Patronats-Commiſſäre 
und dem Kirchenrechnungsführer übereinſtimmend mit dem 
Entwurfe in den erforderlichen Exemplaren ausgefertigt, 
unterſchrieben, mit dem Pfarrſiegel verſehen, und von zwei 
Zeugen gefertiget. Der Antrag, daß der Stiftbrief auch 
von dem Patrone mit unterſchrieben werden ſoll, iſt bei 
dem Umſtande, daß der Patron oft entfernt und in einer 
entlegenen Provinz wohnhaft iſt, daher ſeine Unterſchrift 
viele Weitläufigkeit nothwendig machen würde, dann daß 
er auf die Erfüllung der Stiftung nicht fo, wie der geiſt— 
liche Kirchenvorſteher und der Kirchenrechnungsführer zu 
ſehen hat, nicht angenommen worden 5). 

Ordentlicher Weiſe werden vier, in Ober-Oeſterreich 
aber fünf Exemplare gemacht, und davon eines dem Stifter 
oder deſſen Erben, eines der beſtifteten Kirche, eines der Lan— 
desſtelle, welche die von dem Staate übernommene Garantie 
der Stiftung handzuhaben hat, eines dem Ordinariate und 
in Oeſterreich ob der Ens der Provinzial-Staatsbuchhal— 
tung mitgetheilt c). Im Küſtenlande werden nur drei 
Exemplare ausgefertigt, von denen eins mit allen Beilagen 
nämlich dem Teſtamentsauszuge, der Acceptations-Urkunde, 
Obligation und andern Stiftungsbelegen in die Kirchenkaſſe 
hinterlegt, das zweite den Erben ausgefolgt, und wenn dieſe 
es nicht verlangen, bei dem Kreisamte aufbewahrt, und 
das dritte dem Biſchofe zugeſtellt wird, der hiernach die 
Vormerkung auf der in der Sacriſtei aufzuhängenden ta— 
bula fundationum zu veranlaffen hat d). Die Ausfer— 


a) Hofd. v. 25. Febr. 1808. N 

5) Verord. in Böhm. v. 1. Oct. 1795 Jak. 4. Bd. S. 165, 
. 27. Febr. 1802 ebend. 10. Bd. S. 168. 

c) Verord. v. 14. Juni 1760 Thereſ. 4. Bd. S. 28, Verord. 
in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 29 Schwerdl. 
9. Bd. S. 103, v. 9. Jan. 1823 Prov. Geſ. O. Oeſter. 
5. Bd. S. 32. 

d) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 99.21, 22 
a. a. O. S. 82— 84. 
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tigung des Exemplars für die Erben kann, wenn fie es 
verlangen, auch anderwärts unterbleiben; ſo wie entgegen, 
wenn es gefordert wird, mehrere RE verfaßt wer⸗ 
den können. 

Die drei erſten Exemplare unterliegen dem aß 
mäßigen Stempel nach dem Werthe oder Betrage des 
Stiftungs-Capitals e), und hat ſolchen der Stifter oder 
deſſen Erbe zu bezahlen F). Das vierte und die allenfalls 
noch ſonſt ausgefertigten Exemplare ſollten in Hinſicht 
der Stempelung als vidimirte Abſchriften behandelt wer— 
den g); allein neuerlich wurde für Ober-Oeſterreich er— 
klärt, daß das an den Ordinarius und die Staatsbuch— 
haltung abzugebende Exemplar als Abſchriften zu behan— 
deln ſeien, welche Behörden im ämtlichen Wege mitgetheilt 
werden, und daher dem Stempel nicht unterliegen; wes— 
halb auch in dem Stiftbriefe ſtatt der Worte: zwei vidi— 
mirte, die Worte: zwei ſimple ungeſtempelte Abſchriften zu 
gebrauchen ſind 2). Die Verordnungen für Böhmen und 
Mähren, zufolge denen nur zwei), oder wohl gar nur ein 
Exemplar &) auf dem claſſenmäßigen Stempel ausgefer— 


e) Stempel⸗Pat. v. 5. Oct. 1802 $. 21 lit. dd. Hofd. v. 7. 
Jan. u. 17. April 1803, 7. Mai 1807, 19. März 1812, 
24. Nov. 1814, Verord. in O. Oeſter, v. 24. Nov. 1825 
Schwerdl. 10. Bd. S. 165. 

5) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 7. Juli 1803. 

g) Verord. v. 14. Juni 1760, v. 24. März 1796, Hofd. v. 
23. April u. 7. Mai 1807, v. 19. März 1812, in Oeſter. 
o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 29. 

1) Verord. in O. Oeſter, v. 28. Oct. 1823, 15. Aug. 1824, 
23. Juni 1825 Schwerdl. 10. Bd. S. 163, Hofd. v. 11. 
Oct. 1825 Prov. Geſ. 7. Bd. S. 194. 

) Verord. für Böhm. v. 11. Dec. 1789. 

A) Hofd. v. 6. Sept. 1790 Jak. 5. Bd. S. 495, v. 24. Juli 
1792 ebend., Verord. für Böhm. v. 15. Aug. 1794 Roth 
9. Bd. S. 600, v. 14. Juli 1803 Jak. 7. Bd. S. 568, 
für Mähr. v. 19. Jan. 1796. 
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tigt werden follten, find als Gefege und Vorſchriften, 
welche vor dem neuen Stempel-Patente beſtanden, außer 
Wirkſamkeit getreten 7). Doch bedürfen die vor dem neuen 
Stempel-Patente errichteten, in den Zechſchreinen liegen- 
den Stiftbriefe, außer dem Falle, wo ſie gerichtlich vor— 
gebracht werden, keiner Nachſtempelung m). Was hin— 
ſichtlich der Stempelung der über alte Stiftungen erſt der— 
malen zu errichtenden Stiftbriefe gelte, wird im nächſten 
Paragraphe folgen. Der Fiscus, der in Vertretung des 
Armen-Inſtitutes als Erben einen Stiftbrief auszuferti— 
gen hat, darf ſich hierbei der ihm ſonſt zuſtehenden Stem— 
pelfreiheit bedienen n). 

Die ſolcher Geſtalt ausgeſtatteten Stiftbriefe werden 
unter Beiſchließung des genehmigten Stiftbriefs-Entwur— 
fes o), zunächſt an das Conſiſtorium eingeſendet, welches 
fie der Erbſteuer = Hofcommiffion zur Certiorirung der 
Erbſteuerfreiheit oder der bereits geleiſteten Erbſteuerzah— 
lung mittheilt. Mit derſelben verſehen gelangen ſie an 
das Conſiſtorium zurück, welches nun erſt die Ordinariats— 
Confirmation beiſetzt und mit ſolcher ſie der Landesſtelle 
überreicht. Die Landesſtelle ſchließt noch die landesfürſt— 
liche Beſtätigung bei, und ſtellt zwei Exemplare an das 
Conſiſtorium zurück, welches das eine in die dazu gewid— 
meten Fundations-Bücher einträgt und ſodann aufbewahrt, 
das andere aber der beſtifteten Kirche zufertiget, um da— 
ſelbſt in die Fundations-Tabelle eingetragen und ſonach 
in der Kirchenlade reponirt zu werden. 

Als Muſter von vollkommen ausgefertigten Stift— 
briefen, wozu bereits früher geſetzlich ein Formular ange— 
geben war p), können die im Anhange Lit. B, C, D, E 


2) Hofd. v. 17. April 1826 Jak. 10. Bd. S. 179. 
m) Verord. in Defter, o. d. E. v. 7. Juli 1803. 
n) Hofd. v. 11. Aug. 1814. 
0) Verord. in Böhm. v. 21. Jan. 1831 lit. c Prov. Gef. 13. 
Bd. S. 48. 
5) Hofd. v. 31. Oct. 1772 Jak. 5. Bd. S. 490. 
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vorkommenden Stiftbriefe dienen. Im Küſtenlande ferti⸗ 
gen nach der von der Landesſtelle erfolgten Genehmigung 
die Stiftbriefe die Biſchöfe im eigenen Namen aus, und 
ſchalten denſelben nicht blos den betreffenden Teſtaments— 
Abſatz, ſondern auch die Acceptations-Urkunde ein, wofür 
ein eigenes weitläufiges Formular beſteht 3). 


$. 32. 
Genaue Erfüllung der Stiftungsverbindlichkeiten. 


Wenn eine Stiftung ordentlich angenommen und be— 
ſtätiget iſt: ſo entſteht fuͤr den Vorſteher der Kirche, wel— 
cher ſie gewidmet iſt, die Pflicht, ſie zu erfüllen a). Der 
Grund dieſer Verbindlichkeit liegt in dem Vertrage, oder 
in der Annahme des, mit der Stiftung als einer Auflage 
belaſteten, Vermächtniſſes, je nachdem ſie durch einen Act 
15 e oder auf den Todesfall zu Stande kam (8. 

„nicht in der Wirkſamkeit und dem geiſtlichen Nutzen 
10 an Man kann ſich daher keineswegs unter dem 
Vorwande davon loszählen, daß der von dem Stifter beab— 
ſichtigte Nutzen auf eine andere Art erreicht werde. 

Nach dem gemeinen Kirchenrechte liegt es dem Bi⸗ 
ſchofe ob, über die genaue Erfüllung der Stiftungen zu wa= 
chen ). Zu dieſem Ende iſt in Folge der Conſtitutionen 
P. Urbans VIII. und P. Innocens XII. c) allenthalben 
der löbliche Gebrauch eingeführet, daß die Stiftungen bei 
jeder Kirche in der Sacriſtei auf einer offenen Tafel (ta- 
bula fundationum) aufgemerket ſtehen. 


g) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 C. 85. 18, 
19 Prov. Gef. 2. Bd. S. 81, 96-102. 

4) Verord. v. 13. Juni 1772. 

5) Couc. Trid. sess, 25. decret. de purgat, 

ch iu Lucii Ferraris biblioth. prompt. tom. 6. verb. missae 
sacrific. 
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Die Oeſterreichiſchen Geſetze beſtätigen den Biſchöfen 
dieſes Recht d); machen es aber auch zugleich den politi— 
ſchen Stellen zur Pflicht, ihr Augenmerk dahin zu richten, 
daß die geiſtlichen Stiftungen erhalten, und der Wille der 
frommen Stifter und die übernommenen Verbindlichkeiten 
erfüllet werden e). Hierzu iſt jedoch vor Allem die Kennt— 
niß der bereits beſtehenden und der noch zu errichtenden 
Stiftungen nöthig. 

Um zur Kenntniß der bereits beſtehenden 
Stiftungen zu gelangen, wurde befohlen, daß von den errich— 
teten Stiftbriefen für jede Stiftungs-Regiſtratur vidimirte 
Abſchriften, welche, da die Siftungsangelegenheiten durch— 
gehends als officiöſe Geſchäfte betrachtet werden, von den 
Magiſtraten und Ortsobrigkeiten unentgeldlich zu erthei— 
len waren 7), geſammelt; über jene Stiftungen aber, wor— 
über die Stiftbriefe noch mangelten, dieſe ſogleich abge- 
faßt g), die einen und die andern in der Regiſtratur wohl 
verwahrt, und in gewiſſe mit einem ordentlichen Reperto— 
rium verſehenen Stiftungsbücher zuſammen getragen wer— 
den ſollen, um hieraus erforderlichen Falls die Beſchaffen— 
heit einer jeden Stiftung fogleich erheben zu können A), 
Den Beweis über ihr Vorhandenſein macht in Ermange— 
lung anderer Urkunden die von dem Pfarrer, der Vogtei 


d) Hofd. v. 6. Sept. 1790, 26. Febr. 1791 Jak. 5. Bd. S. 
497, v. 23. Febr. 1793. 

e) Verord. v. 24. Jan. 1767 n. 6 ebend. S. 505, Verord. 
der Hofcommiſ. in Stiftgsſach. Grätz v. 15. Mai 1783, 
allerh. Entſchl. v. 23. Sept., Hofd. v. 1. Oct. 1823 
Schwerdl. 10. Bd. S. 160. 

f) Verord. v. 1. Febr. 1774, v. 2. Oet. 1775. 

8) Refer v. 3. u. 17. Oct. 1761, 2. Jan. u. 27. Febr. 1762 

Verord. v. 1. April 1762, allerh. Reſc. v. 31. Juli 1762, 
Hofd. v. 24. März 1764 u. 24. Jan. 1767 n. 1 Jak. 5. Bd. 
S. 441 444, 489, 505, in O. Oeſter. v. 10. Oct. 1821 
8.29, im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 a. a. O. S. 63-69. 

h) Hofd. v. 15. Dec. 1764 ebend. S. 489. 


und den Kirchenvätern gefertigte Sacriſtei-Tabelle 1). Noch 
mehr, als dieſer Befehl beförderten die Kenntniß der vor— 
handenen Stiftungen die Stiftungs-Faſſionen. Es mußten 
nämlich aller Orten die beſtehenden milden Stiftungen nicht 
nur nach ihrer Zahl erhoben, ſondern auch nach allen ihren 
Verhältniſſen in eigene Faſſions-Tabellen gebracht ), und 
dieſe von Jahr zu Jahr eingegeben werden 7). Später er: 
ging der Auftrag, daß alle alten geiſtlichen Stiftungen, 
ſie möchten worin immer beſtehen, umſtändlich nach einem 
eigends hierzu vorgeſchriebenen Formulare unter der Strafe 
angezeigt werden ſollen, als widrigens das verſchwiegene 
Vermögen mit Verbote belegt, der Nutznießer desſelben 
verluſtig, und der an der Verſchweigung Schuldtragende 
noch beſonders beſtraft werden würde m); eine Verordnung, 
welche hernach auch auf die, auf dem Vermögen der aufge— 
hobenen Bruderſchaften haftenden, Stiftungen ausgedehnt 
wurde n). Da aber weder durch dieſe, noch ſelbſt durch die 
im Jahre 1800 aufs Neue eingeleitete Erhebung ein voll: 
ſtändiges Verzeichniß aller geiſtlichen Stiftungen zu Stan— 
de gekommen, und auf verſchiedenen Wegen die Erfahrung 
gemacht worden war, daß es noch ſehr viele ältere und 
neuere Stiftungen gebe, worüber kein Stiftbrief beſteht: 


2) Hofd. v. 13. Jan. 1785 Schwerdl. 10. B. S. 248. 

A) Allerh. Refer. v. 29. Mai 1754, Hofd. v. 11. Febr. 1764, 
Jak. 5. Bd. S. 435, 502. 

2) Ebend. Verord. in Böhm. v. 16. Dec. 1756 u. 24. April 
1761, allerh. Reſcr. v. 19. Jan., 26. Juli u. 2. Sept. 1760, 
5. Sept. u. 24. Oct. 1761, Hofd. v. 14. Jan. u. 11. Febr. 
1764, 2. Febr., 13. April, 19. Oct. 1765, 15. Febr. 1766, 
24. Jan. 1767, Verord. v. 14. März u. 23. Nov. 1769, 
2. Oct. u. 11. Dec. 1772, 4. Dec. 1777, Jak. 5. Bd. 
S. 438 —440, 499 — 508. 

m) Hofd. v. 16. Sept. 1782 u. 22. Aug. 1783 Jak. 1. Bd. 
S. 270 —271, Verord. für Böhm. v. 1. Juni u. 14. Nov. 
1784, v. 23. März 1786. 

u) Verord. v. 27. Febr. 1785. 
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ſo wurde vor Kurzem in Böhmen noch einmal eine voll: 
ſtändige Eruirung aller Stiftungen veranlaßt, die darin 
beſtand, daß alle Beneficiaten, Stifts- und Kloſtervorſteher 
die bei ihren Kirchen beſtehenden Stiftungen in eigene 
Verzeichnißbögen nach der hierüber erhaltenen Belehrung 
unter der Controlle des Bezirks-Vikärs, dann des Patro— 
nats- oder Vogtei-Commiſſärs und Kirchenrechnungsfüh— 
rers eintragen, und in zwei Parien an das Conſiſtorium 
einſenden, daß die Conſiſtorien die einzelnen Verzeichniß— 
bögen mit ihren Stiftungsbüchern und Stiftbriefs-Exem— 
plaren vergleichen, und ſodann ein Pare der Landes- 
ſtelle vorlegen, das andere aber, damit ſie ſelbſt ein voll— 
ſtändiges Verzeichniß aller Stiftungen hätten, für ſich be— 
halten, und über die ſeit dem Jahre 1829 errichteten 
Stiftungen fortſetzen, über die Stiftungen dagegen, für 
welche noch keine Stiftbriefe beſtehen, einen Ausweis ver— 
faſſen und unter einem mit vorlegen, endlich daß bei Stif— 
tungen, für deren Bedeckungs-Capitalien keine Obligati— 
onen beſtehen, die Patronats- oder Vogtei-Commiſſäre 
und Kirchenrechnungsführer ſogleich die nöthige Ordnung 
herſtellen mußten. Zugleich wurde, um für die Zukunft 
die möglichſte Beruhigung über die genaue Erfüllung der 
geiſtlichen Stiftungen zu erlangen, um jeden neu ein- 
tretenden Kirchenvorſteher von den ihm obliegenden 
Stiftungen in Kenntniß zu ſetzen, und um nach jedem 
Todesfalle zu wiſſen, welche Stiftungen, und wie weit dies 
ſelben perſolvirt ſind, verordnet, daß bei allen Kirchen 1) 
ein ſo genanntes Fundations- Buch, wo es noch nicht 
beſteht, oder nicht fortgeſetzt wurde, ſogleich verlegt, 
und in dasſelbe alle Stiftungen in chronologiſcher Ord— 
nung, wie ſie entſtanden ſind, ein- oder nachgetragen, 
dann 2) ein eigenes nach Monaten und Tagen abgetheil— 
tes Perſolvirungs-Buch über die Meſſenſtiftungen und 
geſtifteten Andachten nach dem Formulare Lit. F geführt, 
letzteres ſelbſt dann, wenn bei einer Kirche nur wenige 
Stiftungen vorhanden ſind, die bisher auf der tabula fun- 
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dationum in der Sacriſtei, in dem Directorium oder 
auf einzelnen Anmerkungsbögen oder Blättern ſich aufge— 
zeichnet befinden, verlegt, endlich 3) dieſe beiden Bücher, 
da ſie von großer Wichtigkeit ſind, gleich den Matriken 
in das Pfarr-Inventar aufgenommen, und von dem Be— 
zirks-Vikäre bei den canoniſchen Viſitationen geprüft und 
unterfertigt werden ſollen 0). Da es indeſſen möglich iſt, 
daß über alte Stiftungen bereits Urkunden beſtehen, die 
aber keine förmlichen Stiftbriefe ſind: ſo wurde hierwe— 
gen, und um bei der wirklichen Ausfertigung von Stift— 
briefen über ältere Stiftungen hinſichtlich des Gebrauches 
des Stempels, dann der Bezahlung der Erbſteuer und Conſi— 
ſtorialtaxe in keinem Zweifel zu fein, verordnet, und zwar: 
1) In Betreff der Förmlichkeit des Stiftbriefes. Der 
Stiftbrief muß folgende Merkmale enthalten: a) den 
Urſprung der Stiftung, c) den Bedeckungsfond, die geſetzli— 
che Sicherſtellung und den jährlichen Ertrag desfelben, c) die 
Gebühren, wozu der Ertrag zu verwenden iſt, d) die Verbind— 
lichkeiten, welche für die Stiftung zu perſolviren ſind, endlich 
e) die Acceptation derſelben. Es iſt daher, wo in den über 
Stiftungen beſtehenden Urkunden dieſe Merkmale nicht 
vorkommen, die Vervollſtändigung und Ausfertigung neu— 
er Stiftbriefe zu veranlaſſen. 2) In Betreff des Gebrau— 
ches des Stempels zu den Stiftbriefs-Parien. Wenn der 
Fall eintritt, daß über ältere Stiftungen entweder neue 
Stiftbriefe ausgefertigt, oder daß Stiftbriefe mit der cz 
ceptation der Beſtifteten oder mit der landesfürſtlichen 
Beſtätigung erſt gegenwärtig verſehen werden müſſen: ſo 
müſſen dieſelben mit dem dermalen vorgeſchriebenen Stem— 
pel geſtempelt, und eben ſo auch die Abſchriften von Stift— 
briefen, welche erſt jetzt vidimirt werden, ohne Rückſicht 
auf die frühern Stempelgeſetze, welche durch das Stem— 
pel-Patent vom 5. October 1802 außer Wirkſamkeit ge- 


e) Hofd. v. 16. Jan., Verord. in Böhm. v. 16. Aug. 1828 
3. 23085. 
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ſetzt ſind, rückſichtlich des Stempels blos nach dem letztern 
behandelt werden. Um jedoch dieſen älteren Stiftungen 
die Auslage für den Stempel zu erleichtern, unterliegt es 
keinem Anſtande, die Stiftbriefe, ſtatt in drei Original- 
Exemplaren, in einem Original- Exemplare und zwei vi— 
dimirten Abſchriften auszufertigen, wobei ſich von ſelbſt 
verſteht, daß vidimirte Abſchriften nur da zu machen ſind, 
wo der Stempel hierzu geringer, als für das Original— 
Exemplar ausfällt. 3) In Betreff der Erbſteuer. Die 
Erbſteuer wurde erſt mit dem Patente vom 6. Juni 1759 
beſtimmt; auch wurde mit dem Hofdecrete vom 28. Octo— 
ber 1799 ausdrücklich angeordnet, daß bei Stiftungen, 
die vor dem genannten Patente errichtet wurden, von 
einer Erbſteuer keine Rede ſein könne. Es iſt demnach 
von dergleichen Stiftungen keine Erbſteuer zu bezahlen. 
4) In Betreff der Conſiſtorialtagen. Die Taxabnahme 
für alte Stiftungen iſt durch das Hofdecret vom 25. Sep: 
tember 1787 unterſagt p). Das Mißverſtändniß, als ob 
hierdurch die Taxabnahme von allen Stiftungen verbo— 
ten worden wäre, iſt mittelſt einer eigenen Erläuterung 
dahin behoben worden, daß die Conſiſtorial-Confirmati— 
ons⸗Taxe nur bei den alten, d. i. vor dem Erſcheinen 
des Hofdecrets vom 25. September 1787 errichteten Stif— 
tungen, hinſichtlich welcher die Stiftbriefe meiſtens verlo— 
ren gingen, und an deren Stelle neue ausgefertiget wer— 
den müſſen, unterſagt, dagegen bei allen übrigen Stif— 
tungen allerdings geſtattet und auf 3 fl. C. M. beſtimmt 
ſei J). — In Nieder-Oeſterreich mußten, weil ſich 
der Stand der Meſſen- und Jahrestags-Stiftungen ſeit 
der Zeit, als die letzten Faſſionen eingereicht worden 


5) Verord. in Böhm. v. 25. Oct. 1830 Prov. Gef. 12. Bd. 
S. 554, Hofd. v. 25. Sept. 1787 u, Verord. v. 22. Sept. 
1797 Jak. 5. Bd. S. 496, 498. 

7) Verord. in Böhm. v. 3. März 1831 Prov. Geſ. 13. Bd. 
S. 86. 
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find, bedeutend verändert hat, von den Kirchenvorſtehern 
eben falls neue Faſſionen über alle bei ihren Pfarr-, Spital⸗ 
oder Privat- Kirchen beſtehenden Stiftungen nach einem 
eigens mitgetheilten Formulare vorgelegt werden 7), wozu 
noch verordnet wurde, daß von jeder Stiftung das Ent— 
ſtehen aus den ältern Documenten, Kirchenrechnungen, 
Stiftungsverzeichniſſen oder Stiftungs-Tabellen ſorgfältig 
nachgeſucht, und dann erhoben werde, womit urſprünglich 
die Stiftung bedeckt worden iſt, ob und wie ſich der ur— 
ſprüngliche Bedeckungsfond geändert habe, ob die der Stif— 
tung gewidmete Realität vorhanden ſei und ihrer Beſtim— 
mung gemäß benützt werde, ob das urſprünglich erlegte 
Capital als Stiftungs-Capital behandelt, oder ob es in 
das eigene Kirchenvermögen einbezogen und zugleich mit 
dieſem verrechnet werde. Ergibt ſich, daß das Capital 
weder als ein eigenes Stiftungs-Capital mehr vorhanden iſt, 
noch daß das Kirchenvermögen dasſelbe unter ſeinen Be— 
ſitzungen oder Capitalien hat: ſo iſt von Fall zu Fall die 
Anzeige zu machen, da dort, wo der Beſitz eines Stif— 
tungsvermögens der Kirche nicht erwieſen werden kann, 
dieſe auch keine Verpflichtung zur Sorge für die Erfüllung 
der Stiftung hat. Ergibt ſich aber, daß das Stiftungs- 
Capital zu dem Kirchenvermögen einbezogen worden iſt: 
ſo iſt es nach ſeinem vollen Betrage auszuſcheiden, und 
nach Beſchaffenheit des urſprünglichen Capitals mit einer 
Realität oder mit einem Capitals-Betrage zu bedecken, der 
in öffentlichen Fonden oder bei Privaten fruchtbringend 
angelegt iſt. Uiber Stiftungen, für welche bisher die Er— 
richtung eines Stiftbriefes unterblieben iſt, muß ſolcher ſo— 
gleich nach den beſtehenden Vorſchriften errichtet werden s). 

Die neu zu errichtenden Stiftungen müſſen 
dem Kreisamte und durch dieſes der Landesſtelle angezeigt 


1) Verord. in N. Oeſter. v. 1. Febr. 1827 Prov. Gef. 9. Bd. 


S. 59. 0 
5) Verord. in N. Oeſter. v. 5. März 1828 ebend. 10. Bt- 


S. 141, 
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werden t), wobei, wenn die Errichtung in einer letztwilligen 
Anordnung geſchah, eine Abſchrift davon per extensum 
überreicht u), und ein Auszug daraus dem Conſiſtorium 
mitgetheilt werden muß, um hierüber die Stiftungsvorſte— 
her in Kenntniß zu ſetzen, und durch dieſelben die weitern 
Verfügungen zu treffen 106). Dieſe Anzeige liegt fo wie 
die Sicherſtellung den Abhandlungsbehörden in der Art 
ob, daß ſie die Verlaſſenſchaft den Erben nicht eher einant— 
worten dürfen, als bis ſich dieſe ausweiſen, daß ſie die 
Stiftung in Richtigkeit geſtellet &), und zwar entweder 
das unbeſtrittene Stiftungs-Capital ſammt den von dem 
Todestage des Erblaſſers zu berechnenden Zinſen da, wo— 
hin die Stiftung gehört, deponirt haben, oder wo blos 
Sicherſtellung geleiſtet werden ſoll, daß dieſe von der 
betreffenden politiſchen Behörde angenommen worden iſt 5). 
Die materielle Ausfertigung der Stiftbriefe braucht der 
Einantwortung der Verlaſſenſchaft nicht gerade vorzuge— 
hen, indem jeder Legatar, ſomit auch die Stiftung ſich 
begnügen muß, wenn ihm ſein Legat überantwortet oder 


t) Verord. v. 26. Jan. 1759, allerh. Refer. v. 13. März 1760 
Jak. 5. Bd. S. 438, 439, Appell. Verord. in Illyr. v. 14. 
Jan. 1826 Wagner Jahrg. 1826, 2. Hft. S. 70, in N. 
Oeſter. v. 5. März 1828 Prov. Gef, 10. Bd. S. 144. 

u) Verord. v. 24. Jan. 1767 m. 6 Thereſ. 5. Bd. S. 180, 
v. 22. April 1769 Jak. 5. Bd. S. 447, Verord. der Hof⸗ 
Com. in Stiftgsſach. Grätz v. 15. Mai 1783, Hofd. v. 4. 
Oct. 1784 u. 27. April 1796, für Böhm. v. 21. März 
1789, v. 2. April 1801, v. 7. April 1803, v. 22. Jan. 
1805, Verord. für Mähr. v. 9. Jan. 1807, in Oeſter. o. 
d. E. v. 10. Oct. 1821 9. 29, in N. Oeſter. v. 5. März 
1828 3. 9326. 

zw) Verord. in Böhm. v. 30. Juli 1830 a. a. O. 

&) Verord. v. 22. April 1769 Jak. 5. Bd. S. 447 in Oeſter. 
o. d. E. v. 10. Oct. 1821 6. 29. 

17) Hofd. v. 27. Juni 1822 Gout. 21. Bd. S. 802. 
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ſicher geſtellt wird 2). Sie iſt aber auch der Geiſtlichkeit 
in dem Falle zur Pflicht gemacht, wenn ſie von einer 
letztwillig angeordneten Stiftung Kenntniß erlangt a), oder 
wenn ihr Stiftungsgelder anvertraut werden, nachdem 
hervor gekommen iſt, daß Seelſorger, um die mit der Er— 
richtung der Stiftung verbundenen Auslagen zu erſparen, 
die Stiftungsgelder verheimlichen, und die heilige Meſſe 
zwar im Allgemeinen oder auch an den beſtimmten Tagen 
des Jahres perſolviren, die Stiftung aber nach ihrem To— 
de in Vergeſſenheit gerathe, was der Gewiſſenspflicht, 
die bei einem Geiſtlichen in einem weit höheren Grade 
eintritt, eben ſo zuwider iſt, als es gegen die geiſtlichen 
und weltlichen Geſetze verſtößt. Die Geiſtlichkeit wurde 
daher angewieſen, jedes empfangene Stiftungsgeld alſo— 
gleich ſeiner Beſtimmung zuzuführen, und hiervon augen— 
blicklich die Anzeige zu erſtatten 5). Den Kreisämtern 
wurde noch aufgetragen, bei den Kreisbereiſungen die un— 
berichtigten Stiftungen zu erheben, und die Jurisdicenten 
zur Berichtigung zu verhalten c). Die Zinſen von den 
Stiftungs-Capitalien müſſen von dem Todestage berechnet 
werden, nicht nur, weil das Capital der Stiftung als ei— 
ne causa pia nach dem $. 685 des bürgerlichen Geſetzbu— 
ches gleich mit dem Todestage gebühret, ſondern auch, 
weil der Wille des Erblaſſers gewöhnlich auf jährliche Lei— 
ſtungen gerichtet iſt, die ſchon mit ſeinem Sterbetage begin— 
nen d). Den Ordinariaten iſt ſelbſt darüber zu wachen 
befohlen, daß geſtiftete Meſſen, abgeſehen von den erſt nach 
Jahren auszufertigenden Stiftbriefen von dem Todestage 


2) Hofd. v. 6. Juni 1822 ebend. 

4) Verord. in N. Oeſter. v. 22. Aug. 1829. 

5) Verord. in Böhm. v. 11. Juli 1824 Prov. Gef: 6. Bd. 
S. 297, v. 29. Jan. 1825 Jak. 10. S. 174. 

c) Verord. der Hofcommiſ. in Stiftgsſach. Grätz v. 15. Mai 
1783, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 9. 29. 

4) Hofd. v. 27. Juni 1822 Goutta 21. Bd. S. 803, v. 12. 
Juli 1822 Schwerdl. 10. Bd. S. 232. 
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des Stifters anfangend perſolvirt werden, wenn nur an— 
ders das hinterbliebene Verlaſſenſchaftsvermögen hinreicht, 
um die Stiftungen in Erfüllung zu bringen e). 

In Betreff der wirklichen Erfüllung der beſte— 
henden Stiftungen wurde folgendes verordnet: 

1) Wenn ein Stiftungs-Capital von einem noch be— 
ſtehenden oder ſchon aufgehobenen Kloſter zu ſeinem Ge— 
brauche verwendet worden iſt: ſo ſoll das Kloſter, oder 
bei erfolgter Aufhebung desſelben der Religionsfond das 
verzehrte Capital zur Erfüllung der Stiftungsverbindlich— 
keiten aus dem vorhandenen Vermögen zu erſetzen haben. 
Iſt das Stiftungs-Capital durch eine Crida verloren ge— 
gangen, und hat das Kloſter ſchon zur Zeit der Aufhe— 
bung wegen dieſes Verluſtes die Stiftungsverbindlichkei— 
ten nicht mehr erfüllet: ſo ſollen dieſe für erloſchen ange— 
ſehen, widrigenfalls von den noch vorhandenen Individuen 
des aufgehobenen Kloſters, ſo lang ſie leben, in der be— 
ſtimmten Anzahl von Meſſen und Gebeten erfüllt wer— 
den, weil ſie oder ihre frühern Kloſterbrüder bei Auslei— 
hung des Stiftungs-Capitals mehr Vorſicht hätten brau— 
chen ſollen Y). 

2) Es iſt nicht geſetzwidrig, daß Stiftmeſſen auch 
außer den beſtimmten Kirchen perſolvirt werden g), da 
alles nur darauf ankommt, daß ſie geleſen werden. Eben 
deswegen können die zu einer Kirche geſtifteten Meſſen 
auf eine andere übertragen werden. Wegen Stiftungen 
zu Kloſterkirchen iſt ausdrücklich vorgeſchrieben, daß, wenn 
neue Stiftungen ewiger Meſſen einkommen, dieſe und 
die ſchon vorher geſtifteten Meſſen mit der Zahl der Geiſt⸗ 


e) Verord. in Böhm. v. 6. Aug. 1824 Prov. Geſ. 6. Bd. 
S. 357. 

5) Hofd. v. 31. Aug. 1782 Krop. 6. Bd. S. 524, 539, v. 
4. Oct. 1786 ebend. 10. Bd. S. 717. 

8) Verord. v. 23. Mai 1783 oder 1784, für Inn. Oeſter. 
v. 3. April 1788. 

I. Theil. 9 


lichen des betreffenden Klofters wohl combinirt, und bel 
ſich zeigender Unmöglichkeit, die geſammte Anzahl zu le— 
ſen, mit reifer Erwägung der Umſtände und Urſachen, 
und mit gutächtlichem Einrathen die Anzeige nach Hof 
gemacht werden ſoll, ob eine diesfällige Verminderung 
Platz zu greifen habe, oder die neuen oder allenfalls eini— 
ge altgeſtifteten ewigen Meſſen andern armen Klöſtern 
oder auch Pfarren zuzutheilen feien A). 

3) Die mit den unter K. Joſeph II. aufgehobenen 
Stiften und Klöſtern, dann mit den geſperrten Kirchen 
und Capellen verbundenen Stiftungen wurden nicht gleich— 
falls aufgehoben, ſondern zum Religionsfonde unter fol— 
genden Beſtimmungen eingezogen: a) Die geſtifteten Mefz. 
ſen, Aemter und Almoſen ſollen immerdar ſo lang fort— 
geſetzt werden, als der Stiftungsfond vorhanden und hin— 
reichend iſt. b) Die übrigen Stiftungen ſind nur ſo lang 
fortzuſetzen, als wegen der vielleicht dabei obwaltenden 
Mißbräuche und deren nützlichern und auferbaulichern 
Verwendung nicht anders verordnet wird. e) Wenn der 
Stiftungsfond zur Erfüllung der Stiftungsverbindlichkei— 
ten unzureichend wird: ſo müſſen auch die Stiftungsver— 
bindlichkeiten vermindert werden. d) Iſt der Stiftungs- 
fond mehr als zureichend, oder wird er es in der Folge: 
ſo hat der Religionsfond den Uiberſchuß zu genießen, un— 
ter der Verbindlichkeit, mit demſelben nach Verhältniß 
des ganzen für jede Stiftung eingezogenen Capitals, ſo 
weit es jedesmal vorhanden iſt und zureicht, für die Er— 
füllung der Stiftung zu haften. e) Die Meſſen und 
Aemter ſollen, in ſo weit nicht etwa die Ortspfarrer einen 
Theil der, bei den geſperrten Kirchen oder Capellen be— 
findlichen, Stiftungen in partem dotationis für fi 
oder den Unterhalt eines Gehülfen bisher genoſſen ha— 
ben, wo ihnen dieſer Genuß noch ferner zu bleiben 


h) Hofverord. v. 13. Juni 1772 Jak. 4. Bd. S. 163. 
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hat i), theils von den, aus dem Religionsfonde ganz oder 
zum Theile unterhaltenen, Seelſorgern unentgeldlich X), 
theils von dieſen und andern dürftigen Geiſtlichen für das 
im Lande gewöhnlich beſtimmte Stipendium perſolvirt 
werden 7). Die Zahl der unentgeld lich zu perſolvi— 
renden Meſſen, welche anfangs ſehr groß geweſen zu ſein 
und ſich ſelbſt über 300 erſtreckt zu haben ſcheint, iſt ſo 
beſtimmt worden, daß jedem neuen Curaten 100 Meſſen 
jährlich frei gelaſſen, und nur der Uiberreſt mit geſtifteten 
Meſſen belegt wurde m). Später wurde fie für einen 
Pfarrer auf vier, für einen Localiſten auf drei, für einen 
Cooperator auf zwei Meſſen wöchentlich beſchränkt n). 
Darauf wurde ſie noch einmal herab geſetzt, dergeſtalt, 
daß der mit 600 fl. dotirte Seelſorger 180, der mit 400 fl. 
120, der mit 350 fl. 90, der mit 250 fl. 75, und der mit 
200 fl. 60 Meſſen jährlich für den Religionsfond unent— 
geldlich zu perſolviren haben ſollte o). Nun iſt ſie aber 
in der Art regulirt, daß ein Pfarrer zu 184, ein Localiſt 
zu 136, ein Cooperator zu 91 p), und in Steyermark bei 
einem Gehaltsbezuge von je 100 fl. zu 14 ſtabilen Ne: 
ligionsfonds-Meſſen verpflichtet iſt 9). Zu dieſen find nur, 
wenn größere Meſſenrückſtände angewachſen ſind, einige 
rückſtändige Meſſen geſchlagen worden, welche als über— 


1) Verord. für Böhm. v. 15. Dec. 1786 Krop. 10. Bd. S. 
855, für Inn. Oeſter. v. 3. April 1788. 

*) Hofd. v. 25. Oct. 1788, Verord. in Böhm. v. 4. März 
1789 Jak. 5. Bd. S. 107, 108. 

2) Hofd. v. 9. Dec. 1796, Verord. in Böhm. v. 16. März 
1797 ebend. S. 109 — 111. 

m) Dolliner von Errichtung u. Umänderung der Beneficien 9. 24. 

u) Verord. in Böhm. v. 16. März 1797 Jak. 5. Bd. S. 110. 

o) Hofd. v. 2. April 1802 u. 5. 

p) Hofd. v. 9. Oct., Verord. in Böhm. v. 12. Nov. 1807 3. 
35670, v. 29. Oct. 1829 3. 38284. 

9) Verord. in Steyerm. v. 16. Juni 1816. 

9 * 
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zählige, nicht ſtabile Meſſen unentgeldlich oder lediglich ge= 
gen eine jährliche Vergütung geleſen werden mußten, was 
aber, wie der Meſſenrückſtand aufgehört hat, wieder ſein 
Ende nahm r). Der in Böhmen neuerlich entſtandene 
Reſt wird überhaupt von allen Geiſtlichen, die aus dem 
Religionsfonde einen Gehalt beziehen, in einer beſtimmten 
Anzahl von Meſſen perſolvirt!— Liber die Intentionen er= 
hielt jeder Curat einen beſondern Bogen, von dem er ſo— 
gleich eine Abſchrift zu machen, ſolche in der Sacriſtei 
aufzuhängen, und das Original in der Kirchenlade oder 
dem wirthſchaftsämtlichen Archive zu verſchließen hatte s). 
In Nieder-Oeſterreich iſt der Bedeckungsbogen der ſta— 
bilen, unentgeldlich zu perſolvirenden Religionsfonds— 
Meſſen in der Kirchenlade aufbewahrt, das Intentionen⸗ 
Verzeichniß, nach Wochen eingetheilt, aber in der Sacri— 
ſtei aufgehangen worden, damit immer erſichtlich ſei, an 
welchem Tage eine jede dieſer Meſſen geleſen wird, und 
im Erkrankungs- oder Veränderungsfalle erwieſen werden 
könne, ob ein Rückſtand vorhanden iſt, für deſſen Able— 
ſung geſorgt werden muß. Wird ein ſolcher Seelſorger 
durch Beförderung oder Uiberſetzung bei einer andern Re— 
ligionsfonds⸗Station angeſtellt: fo hat er ſelbſt bei Behe— 
bung ſeiner neuen Jurisdiction in der Conſiſtorial-Kanzlei 
den alten Bedeckungsbogen abzugeben, und den neuen 
dafür in Empfang zu nehmen t). Für das beſtimmte 
Stipendium werden die Meſſen an dürftige Seelſor⸗ 
ger und an die bloſen Meßleſer vertheilt. Für die erfie- 


r) Verord. in Böhm. v. 6. Nov. 1806, Hofd. v. 22. April 
1807, Verord. in Böhm. v. 14. Febr. 1824 Jak. 9. Bd. 
S. 548, 549. 5 

s) Hofd. v. 25., Verord. in Böhm. v. 29. Oct. 1788 u. 4. 
März 1789, Verord. in Böhm. v. 16. März 1797 Jak. 
5. Bd. S. 107 — 110. 

t) Hofd. v. 22. April, Verord. in N. Oeſter. v. 18. Jrli 
1830 3. 37931. 
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ren geſchieht die Vertheilung nach Diöceſen und alljährig; 
es werden mit Ausſtellung eines einzigen Intentions-Bo— 
gens für die ganze Diöceſe auf einmal fo viele Stipen— 
dien angewieſen, als der Ordinarius für die Curaten ſei— 
ner Diöceſe verlangt hat. Die weitere Vertheilung und 
die Ausfertigung der beſondern Intentions-Bögen iſt dem 
Ordinarius überlaſſen u). Uiber die richtige Leſung hat 
ſich jeder in der Seelſorge angeſtellte Geiſtliche jährlich bei 
dem Conſiſtorium auszuweiſen. Von dem Conſiſtorium 
werden am Ende des Jahres die wegen Krankheit oder 
Sterbefälle nicht geleſenen Meſſen der Staatsbuchhaltung 
in Stiftungsſachen beſonders bekannt gemacht, um die 
dafür bereits verabfolgten Stipendien bei der nächſten 
Meſſenvertheilung abrechnen zu laſſen w). Den bloſen 
Meßleſern werden Religionsfonds-Meſſen nur über das 
Einrathen des Ordinariats, an welches ſie ſich zu wenden 
haben, zugetheilt, und zur Vermeidung eines größern 
Meſſenrückſtandes nie mehr als 90 auf einmal. Sie müſ— 
ſen über die Leſung eine beſondere Vormerkung führen, 
und ſolche ſo oft aufweiſen, als ſie für fernere 90 Meſſen 
das Stipendium anſuchen ). Die bei dem Abſterben 
eines mit Religionsfonds-Meſſen betheilten Geiſtlichen un: 
perſolvirt gefundenen Intentionen müſſen aus der Verlaf— 
ſenſchaft erſetzt werden /). Die auf Religionsfonds-Coo— 
peraturen haftenden Meſſen aber werden während der Er— 
ledigung gegen Vergütung von dem betreffenden Pfarrer 
perſolvirt 3). Den Feld-Capellänen waren für die Dauer 
ihrer Zulagen aus dem Religionsfonde von 150 oder 


u) Hofd. v. 5. Juli 1804. 

20) Verord. in Böhm. v. 16. Febr. 1787 u. 7. April 1789 
Jak. 5. Bd. S. 107, 109. 

x) Hofd. v. 5. Juli 1804. 

) Ebend. u. Verord. für Böhm. v. 16. März 1797. 

>) Hofd. v. 9. Oct., Verord, in Böhm. v. 12. Nobo. 1807 3. 
35670. 
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100 fl. 50 oder 25 unentgeldliche Meſſen zugetheilt gewe⸗ 
ſen, wovon im erſten Falle im Januar 6, in jedem der 
übrigen Monate aber 4 Meſſen nach dem ausgefertigten 
Intentions-Bogen zu leſen, und die geleſenen in einem 
beſondern, bei der Capelle zu verwahrenden, Verzeichniſſe 
aufzuzeichnen waren a). Nun ſind ſie aber von dieſen 
Meſſen befreit, da fie, jene bei den fünf italieniſchen Re— 
gimentern ausgenommen, ſeit der Regulirung ihrer Ge— 
halte in Conventions-Münze keine Zulage mehr genie— 
ßen 5). Sollen ihnen Meſſen mit dem landesüblichen 
Stipendium zur Unterſtützung zugetheilet werden: ſo hat 
der Feld-Superior, und zwar gleichfalls jährlich nur einmal, 
das Anſuchen zu machen, die ihm angewieſenen Meſſen 
aber nach dem Bedürfniſſe zu vertheilen, und ſich von der 
richtigen Leſung zu überzeugenz es verhält ſich hierbei al— 
les fo, wie bei dem Diöceſan-Clerus c). Zur Verſiche— 
rung des Publicum von der richtigen Perſolvirung der ge— 
ſtifteten Meſſen wird bei der Stiftungsbuchhaltung jedem 
Stifter und deſſen Erben der Name und der Ort des 
Geiſtlichen, welcher mit der Perſolvirung ſeiner Stiftung 
beladen iſt, und auch ſonſt jede ſich ereignende Aenderung 
angezeigt d). Auf welche Art die Reduction der Reli— 
gionsfonds-Meſſen vorgenommen worden ſei, wird im fol: 
genden §. n. 3. geſagt werden. 1) Lampenſtiftungen 
find auf andere dürftige Pfarrkirchen, in welchen das hoch— 
würdige Gut beſtändig aufbehalten wird, und vor wel— 
chem eine beſtändige Lampe zu erhalten der Kirchen-Dis— 
ciplin angemeſſen iſt, nach Gutbefinden der Ordinarien 
zu übertragen. g) Das geſtiftete Almoſen iſt in der 


a) Hofd. v. 30. April u. 7. Nov. 1805, 7. März 1806 u. 
3, v. 20. Jan. u. 5. März 1807, v. 28. April 1808, 3. 
Aug. 1811 Jak. 8. Bd. S. 10 — 15. 

6) Hofd. v. 20. u. 23. Febr. 1815 Jak. 8. Bd. S. 15. 

ce) Hofd. v. 2. Sept. 1806. 

4) Verord. v. 24. Oct. 1783 Krop. 2. Bd. S. 98, 198. 
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Pfarrgemeinde, zu welcher das die Stiftung beſitzende 
nun aufgehobene Kloſter gehört hat oder der Lage nach 
hätte gehören ſollen, zu vertheilen. h) Gottesdienſtliche 
Verrichtungen, welche die aufgehobenen Klöſter aus freiem 
Willen oder auch aus einem Vertrage, ohne jedoch einen 
Stiftungsfond erhalten zu haben, zu halten pflegten, ha- 
ben aufzuhören; jedoch ſoll jeder Pfarrer und Local-Ca— 
pellan, der aus dem Religionsfonde mehr als die Hälfte 
ſeiner Dotation erhält, jährlich eine Meſſe für die Stifter 
zu leſen haben, um dadurch gewiſſer Maßen eine der ehe— 
maligen Conventual-Meſſen zu erſetzen. i) Gottesdienſt⸗ 
liche Verrichtungen endlich, welche für Stiftungsſchul— 
digkeiten zwar ausgegeben, aber als ſolche nicht erwieſen 
werden, ſind ſo zu betrachten, als ob ſie gar nicht exi— 
ſtirten e). i 

4) Die zur Erfüllung der Stiftung beſtimmte Zeit 
iſt etwas zufälliges, welches geändert werden kann, und 
geändert worden iſt, wo die neue Gottesdienſtordnung ei— 
ne Aenderung erforderte. So mußte das Ordinariat da, 
wo nach ausdrücklichem Inhalte der Stiftbriefe die zur 
Chriſtenlehre, Veſper und Roſenkränzen Nachmittags er— 
forderliche Zeit von 12 bis 3 Uhr zu andern Andachts— 
übungen gewidmet war, die Verrichtung der Stiftung 
auf eine andere Zeit an eben dieſem Tage übertragen, 
oder den obwaltenden Umſtand anzeigen 7). Nur will: 
kührlich kann kein Seelſorger die in ordentlich beſtätigten 
Stiftungen für gewiſſe Andachten und Meſſen feſtgeſetzte 
Zeit ändern, ſondern er muß dieſelben in re et tempore 
nach dem buchſtäblichen Inhalte des Stiftbriefes perſolvi— 
ren g). 


e) Hofd. v. 31. Aug. 1782 Krop. 6. Bd. S. 524, 539, v. 
238. April 1785, v. 11. Juni 1787. 

7) Verord. v. 3. Jan, 1772. 

8) Hofd. v. 4. Jan. 1772 Jak. 5. Bd. S. 448. 
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5) Geſtiftete Veſpern können auch an aufgehobenen 
Feiertagen abgehalten werden N). N 

6) Den beſtehenden Pfarr- und Kloſterkirchen wird 
an ihrer Dotation und Stiftung nichts entzogen. Es ha— 
ben daher die zu dieſen Kirchen gehörigen Stiftungen bei 
denſelben zu bleiben, und ihre Erfüllung in ſolchen ſo weit 
zu geſchehen, als es die allgemeine Gottesdienſtordnung 
geſtattet i). Dagegen ſollen die bei einer, nun zu einer 
eigenen Pfarre erhobenen, Filiale haftenden Stiftungen 
bei Erledigung der alten Pfarre dieſer damals abgenom— 
men und dem neuen Seelſorger zur Verbeſſerung ſeiner 
Subſiſtenz zugetheilt werden, wenn die Stiftung nicht ſo 
ad locum, als vielmehr um des in der Filial-Gemeinde 
zu verrichtenden Dienſtes willen gemacht iſt K). 


$. 33. 


Reducirung und Umwandelung der Stiftungsver— 
5 bindlichkeiten. 


Die Stiftungen müſſen zwar in allewege gehandhabt 
werden a); jedoch bemerkt ſchon der Trienter Kirchenrath, es 
geſchehe öfters, daß ſich bei einigen Kirchen die Stiftmeſſen 
ſo ſehr vermehren, daß die daſelbſt angeſtellten Geiſtlichen 
nicht mehr im Stande ſind, ſie insgeſammt zu perſolvi— 
ren, oder daß das dafür ausgemeſſene Stipendium ſo klein 
ausfällt, daß ſich nicht leicht Prieſter finden, die ſie zu 
leſen über ſich nehmen; was überhaupt der Fall iſt, wenn 
es den Betrag des heut zu Tage bei uns üblichen Stipen⸗ 
dium nicht erreicht. Aus dieſem Grunde geſteht er den 
Biſchöfen die Gewalt zu, in dergleichen Fällen mit den 
Stiftungen das vorzukehren, was ſie zur Ehre Gottes und 
zum Wohle der Kirche am dienlichſten finden, mithin die— 


h) Hofd. v. 17. Nov. 1771. 

1) Hofd. v. 30. Dec. 1786 Jak. 5. Bd. S. 453. 
E) M. Abhandlg. Vom Kirchenvermög. II. Thl. §. 9. 
a) Hofentſchl. v. 9. Febr. 1725. 
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ſelben nach Gutbefinden zu reduciren 5). Die erwähnten 
Conſtitutionen des P. Urbans VIII. und P. Innocens 
XII. haben zwar dieſes Recht den Biſchöfen wieder ent— 
zogen, und die Reduction jener geiſtlichen Stiftungen, 
welche gleich bei Errichtung eines Beneficium (in limine 
fundationis), oder nach dem Trienter Concilium entſtan— 
den ſind, dem päbſtlichen Stuhle vorbehalten. Allein die 
Oeſterreichiſche Geſetzgebung hielt ſich an die Trienter 
Satzung, da ſie verordnete, daß ſich die Seelſorger, wel— 
che mit Stiftmeſſen überladen ſind, um billige Abhülfe an 
das Conſiſtorium zu wenden haben, welches aufgemuntert 
werden ſoll, in ſolchen Fällen ſein Amt zu handeln, und 
die beſchwerten Seelſorger in jener Art zu erleichtern, 
welche die Kirchenſatzungen und namentlich das Trienter 
Concilium bei zu gehäuften Meſſen den Biſchöfen an die 
Hand geben c). Nur kann dieſes nicht wegen der Meſſen 
geſchehen, welche vor dem Jahre 1799 in einem Betrage 
geſtiftet worden ſind, der geringer iſt, als welcher gegen— 
wärtig für ein Meß-Stipendium beſteht, oder von wel— 
chen das Stiftungs-Capital bei einem Beneficium einen 
vor dem Jahre 1799 geſtifteten Pfarrbeilaß bildet, und 
als ſolcher von allen früheren Beneficiaten anerkannt 
wurde d). Solche Meſſen müſſen in der angeordneten 
Zahl und um den angeſetzten Betrag ſelbſt dann perſol— 
virt werden, wenn gleich die Stiftbriefe abgingen, und 
erſt itzt nachträglich errichtet würden eh. Wegen Vermin— 
derung der an Kloſterkirchen über die Maßen vermehrten 
Stiftmeſſen muß vorläufig die gutächtliche Anzeige nach 
Hof gemacht werden (vorg. §. n. 2). 


5) Conc. Trid. sess. 25. cap. 4. de reform. 

o) Hofd. v. 24. März 1775 Jak. 4. Bd. S. 171, Verord. 
v. 28. Oct. 1786, in Böhmen v. 16. Aug. 1828 3. 
23085. . 

d) Verord. in Böhm. v. 22. Jan. 1819. 

e) Verord. für Mähr. u. Schleſ. v. 3. Juni 1806. 
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Zur Vornahme einer Stiftungs Reduction gehört 
demnach die Beiſtimmung des Biſchofs, und nach unſeren 
Geſetzen überdies die Kenntnißnahme der Landesſtelle. Ei— 
genmächtig kann kein Prieſter eine Reduction vornehmen. 
Es wurde daher, da es zur Kenntniß kam, daß viele Kir- 
chenvorſteher ſich ſolche erlaubt haben, wo doch nie eine 
allgemeine Reduction für die ganze Diöcefe eingeführt 
worden iſt, und in den deshalb ergangenen Verordnungen 
nur Entwürfe zu dem Antrage einer Reduction verlangt 
wurden, erklärt, daß die Verbindlichkeit, die Stiftmeſſen 
und Andachten nach dem Willen der Stifter zu perſolviren, 
noch immer beſtehe, und kein Beneficiat ſolche nach ſeiner 
Meinung vorzunehmen berechtiget, ſondern verpflichtet iſt, 
ſich darum an das Conſiſtorium zu wenden F). Stellt ein 
Beneficiat ein Anſuchen um die Herabſetzung von geſtifte— 
ten Obliegenheiten: fo hat er die Meſſen-Reductions-Ta— 
belle in drei Parien vorzulegen, weil ein Pare bei der Lan- 
desſtelle bleibt, und von den zwei andern eines in der Con— 
ſiſtorial-Regiſtratur, eines aber bei der betreffenden Kirche 
aufbewahrt werden muß g). Damit die Landesſtelle in der 
Kenntniß der Stiftungs-Reductionen verbleibe: ſo müſſen 
am Ende eines jeden Militär-Jahres die Kirchen, bei wel— 
chen im Laufe des Jahres Reductionen vorgefallen ſind, 
an die Landesſtelle ausgewieſen, und wenn nirgends eine 
eingetreten iſt, Fehlanzeigen erſtattet werden A). 

Die hauptſächlichſte Veranlaſſung zur Reducir ung 
der Stiftmeſſen iſt die Verminderung des Stiftungs = Ca= 
pitals oder des Ertrages desſelben. Sie trat für die Oeſter— 
reichiſchen Staaten vorzüglich mit dem Finanz-Patente 
ein, und wurde bei allen jenen Stiftmeſſen geſetzlich an— 
geordnet, bei welchen der Ertrag von den, bei den Stän— 


F) Verord. in Böhm. v. 16. Aug. 1828 3. 23085. 

3) Verord. in Böhm. v. 30. Sept. 1831 3. 39149. 

h) Hofd. v. 25. Aug. 1831 3. 18018, Verord. in Böhm. v. 
11. Sept. 1831 3. 36160. 
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den oder bei Privaten anliegenden, Stiftungs-Capitalien 
theils wegen der auf die Hälfte herabgeſetzten Intereſſen, 
theils wegen der Reducirung der Capitalien ſelbſt, zur 
Perſolvirung aller ausgewieſenen Meſſen mit dem für ei— 
ne Meſſe auf 45 kr. beſtimmten ꝛ) Betrage nicht hinreich— 
te. Erreichten bei einem Stiftungs-Capitale die herab— 
geſetzten Intereſſen den für eine Meſſe mit 45 kr. W. W. 
feſtgeſetzten Betrag gar nicht: ſo ſollten die Intereſſen 
ſo lang aufgeſpart und zu dem Capitale geſchlagen wer— 
den, bis dieſes den ſyſtemiſirten Betrag von jährlichen 45 
kr. W. W. abwürfe %). Außer dieſem Falle ſollte ſich 
bei dem Meſſen-Reductions-Geſchäfte nach folgenden 
Grundſätzen benommen werden: 1) Wenn von einem bei 
den Ständen anliegenden Stiftungs-Capitale von 1000 fl. 
die vier-percentigen Intereſſen von 40 fl. vor dem höchſten 
Finanz-Patente ſo zur Vertheilung gelangten, daß für 40 
Meſſen dem Prieſter 20 fl., der Kirche 7 fl., den Armen 
10 fl., dem Sacriſtaner 2 fl. und den Miniſtranten 1 fl. 
zukamen: ſo ſollten die hiervon dermalen auf die Hälfte 
herab geſunkenen Intereſſen jedem Theilnehmer zur Hälf— 
te, und zwar für 20 Stiftmeſſen dem Prieſter mit 10 fl., 
den Armen mit 5 fl., der Kirche mit 3 fl. 30 kr. dem Sa: 
criſtaner mit 1 fl., den Miniſtranten mit 30 kr. verab— 
folget werden. 2) Wenn ein bei Privaten anliegendes 
Stiftungs-Capital von 800 fl., deſſen fünf- percentigen 
Intereſſen pr. 40 fl. bis zum 15. März 1811 an die 
Stiftungstheilnehmer, und zwar an den Prieſter für 40 
Meſſen zu 30 kr. mit 20 fl., an die Armen mit 10 fl., 
an die Kirche mit 7 fl., an den Sacriſtaner mit 2 fl. 
und die Miniſtranten mit 1 fl. vertheilet worden ſind, 
nach der Curs-Scala des Monats November 1808 pr. 
220 auf den Betrag von 363 fl. 38 kr., daher die jährli— 
chen Intereſſen hiervon auf 18 fl. 104 kr. gefallen ſind: 


1) Hofd. v. 6. April 1811 Jak. 9. Bd. S. 138. 
&) Berord, für Böhm. v. 10. Sept. 1812 ebend. S. 139. 
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ſo ſollten für den Prieſter ſtatt für 40 nur für 19 Meſſen 
9 fl. 30 kr., für die Armen 4 fl. 40 kr., die Kirche 2 fl. 
20 kr., den Sacriſtaner 1 fl. 20 kr. und die Miniſtranten 
303 kr. beſtimmt werden. 3) Die Religionsfonds-Stif⸗ 
tungsmeſſen, ſie mochten ſolche ſein, welche keine eigenen 
Beneficiaten haben, ſondern den Religionsfonds-Seel— 
ſorgern als Meß-Stipendien zur Perſolvirung zugetheilet, 
und ſtatt der vorigen 30 kr. nur mit 6 kr. W. W. ver⸗ 
gütet wurden, oder ſolche, worauf ein Beneficiat inve— 
ſtirt iſt, welche ſonach mit eigenen bei dem Religionsfonde 
anliegenden Capitalien bedeckt ſind, und ſtatt mit 30 kr. 
nur mit der Hälfte, d. i. 15 kr. bezahlet wurden 2), ſollten 
in ſo weit, als der Religionsfond von ſeinem Vermögen 
oder den eingezogenen, in öffentlichen Fonden anliegenden, 
Stiftungs-Capitalien dermalen nur die Hälfte der Inter— 
eſſen bezieht, durchgehends der Zahl nach auf die Hälfte 
reducirt und zu 30 kr. bezahlet werden m). Doch wurde 
die inzwiſchen von dem Prager Ordinariate vorgenommene 
Reduction der Privat-Stiftungsmeſſen auf 1 fl., wovon 
dem. Geiſtlichen 30 kr., dem Sacriſtaner 12 kr., dem 
Miniſtranten 3 kr., der Kirche 15 kr. oder der allenfalls 
unter 1 fl. verbleibende Reſt zugewendet werden, keines⸗ 
wegs verworfen, ſondern vielmehr erklärt, daß es, da bei 
dem Meſſen-Reductions-Geſchäfte das Gewiſſen der Or— 
dinariate nicht gebunden, und daher eine Gleichförmigkeit 
in allen Diöcefen durch Vorſtellungen wohl verſucht, aber 
nicht befohlen werden könne, und in der von dem Prager 
Ordinariate vorgenommenen Reduction keine Urſache liege, 
über Ungerechtigkeit zu klagen, bei dieſer Ordinariats— 
Anordnung fein Bewenden haben fol n). Für Galizien 
wurde verordnet, daß bei Meſſen⸗Reductionen höchſtens 


7) Hofd. v. 12. Dec. 1811 ebend. 
m) Verord. für Böhm. v. 25. Nor, 1813 ebend. S. 140. 
r) Hofd. v. 21. Dec. 1815 ebend. S. 133. 


45 kr. C. M. als Ertrag für die zu reducirenden Meſſen 
angenommen werden kann o). 

Eine Umwandelung verordneten unſere Geſetze 
1) in Anſehung der Stiftungen auf Proceſſionen nach ent— 
fernten Orten oder auch nach näheren Kirchen, welche aber 
in größerer, als der geſetzlichen Anzahl vorhanden wären, 
dahin, daß ſie zum Beſten der zu erziehenden Jugend, na— 
mentlich zum Baue, zur Erweiterung oder Verbeſſerung 
der Schulgebäude, zur Unterhaltung der Lehrer, auf das 
Schulgeld oder Schulbücher für arme Kinder im Orte ver— 
wendet würden, mit dem Beiſatze, daß eine ſolche Benüz— 
zung Gott gefälliger ſei, die Erfüllung des Willens des Te— 
ſtators aber durch das ſchon früher ergangene Verbot der 
Wallfahrten unmöglich werde p). Insbeſondere wurde 
dieſes bei den auf Proceſſionen nach Maria-Cell in Stey— 
ermark gemachten Stiftungen befohlen J). Doch davon 
kam es bei der nachher erfolgten Regulirung der Schul— 
baulichkeiten mit dem Auftrage wieder ab, daß, da die 
Schulgebäude von den Gemeinden, Obrigkeiten und Pa— 
tronen aufrecht zu erhalten ſind, die Proceſſions-Gelder 
nicht mehr hierzu verwendet, ſondern die Ausweiſe über 
ſämmtliche Proceſſions-Stiftungen mit der Berechnung 
über die bisherige Verwendung von den Kreisämtern ein— 
geſendet werden ſollten. Nur in dem äußerſten Falle er— 
wieſener Armuth der Gemeinden könnte noch, jedoch auch 
damals nicht anders, als nach höchſten Ortes hierüber 
eingeholter Bewilligung, etwas zu einem Schulbaue ver— 
wendet werden r). 2) Das geſtiftete Vermögen der auf: 
gehobenen Bruderſchaften wurde nach Abzug jener Beträge, 


0) Hofd. v. 13. Juli 1822 Prov. Gef, Galiz. 4. Bd. S. 382. 

p) Hofd. v. 3. Jan. 1783 Krop. 1. Bd. S. 341, 397, 2. Bd. 
S. 239, 409. 

9) Hofd. v. 30. Aug. 1783 ebend. 2. Bd. S. 239, 410. 

7) Hofd. v. 30. Nov., Verord. für Böhm. v. 14. Dec. 1786 
Jak. 4. Bd. S. 562. 
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welche zur Bedeckung der fort beſtehenden Brudberſchafts⸗ 
obliegenheiten erfordert werden, mit einem Theile zur 
Verpflegung der Armen, mit dem andern zur Errichtung 
und Verbreitung der deutſchen Schulen, zum Unterrichte 
und beſſern Erziehung der Jugend gewidmet s). 


5) Hofd. v. 3. März, 4. Nov u. 31. Dec. 1784, v. 13. Jan., 
23. April, 6. Juli 1785 u. 24, Jan. 1786 Jak. 1. Bd. S. 
351—363. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Von der Verwaltung des Kirchenvermögens. 


. 34. 
Uibergang und Uiberſicht dieſes Abſchnittes. 


Die Kirche erwirbt nicht, um das Erworbene ſogleich 
wieder zu verbrauchen oder zu verwenden; ſondern um 
damit die ordentlichen Bedürfniſſe, wie ſolche vorfallen, 
zu beſtreiten, und für außerordentliche Fälle und Ereig— 
niſſe mit den nöthigen Mitteln vorgeſehen zu ſein. Die 
Einkünfte und der Erwerb müſſen daher ſicher aufbehal— 
ten, und die deshalb vorfallenden Angelegenheiten eben 
ſo gehörig beſorget, als die darauf Bezug nehmenden 
Rechte kräftig geſchützt und verwahret werden. Die Kir— 
che ſelbſt vermag nicht, dieſes zu leiſten, weil ihr als 
moraliſchen Perſon die freie Verwaltung ihres Vermö— 
gens nicht zuſteht. Es müſſen andere Perſonen beſtellt 
werden, welche als Machthaber im Namen und an der 
Stelle der Kirche handeln, und ihre Pflichterfüllung durch 
Rechnungslegung darthun. Wir werden daher die hier— 
her gehörigen Verordnungen nach der Anleitung der theo— 
logiſch practiſchen Monatſchrift von Linz a) auf drei 
Gegenſtände zurück führen, und in den folgenden drei 
Hauptſtücken 1) von den Perſonen, denen die Verwal— 
tung des Kirchenvermögens anvertraut iſt; 2) von der 
Verwaltung ſelbſt oder der Art und Weiſe der Verwal— 
tung; 3) von den Kirchenrechnungen handeln. 


a) Jahrg. I. Bd. 2. S. 177 Prag. Ausg. 


Erſtes Hauptſtück. 


Von den Perſonen, denen die Verwaltung des 
Kirchenvermögens anvertraut iſt. 


- 


§. 35. 


Welchen Perſonen die Verwaltung des Kirchenver— 
mögens anvertraut iſt. 


Nach dem gemeinen Kirchenrechte haben an den Cathe⸗ 
dral- und Collegiat-Kirchen die Pfründner als Vaſal— 
len und Fruchtnießer, bei erledigtem biſchöflichen Stuhle 
aber, und bei vacanten Pfründen die Oeconomen und 
Verweſer als eigentliche Adminiſtratoren das Kirchenver— 
mögen zu verwalten a). Nach unſern Geſetzen iſt die 
Verwaltung des Kirchenvermögens zunächſt den Kirchen— 
vätern, dem Pfarrer und der Vogtei übertragen; jedoch 
hat auch der Patron einige Rechte dabei. Die Oberauf— 
ſicht über die Verwaltung des Vermögens aller Kirchen 
einer Diöceſe hat nach dem gemeinen und dem vaterlän⸗ 
diſchen Rechte der Biſchof, und die oberſte Aufſicht über 
die Verwaltung des Vermögens ſämmtlicher Kirchen des 
Staates ebenfalls nach beiden Rechten der Landesfürſt 5). 


a) Sauter. jus, eceles. d. 949. 

5) coust. 14. C. de SS. eccles. cum Auth. sed. const. 
22. C. ibid. Conc. Trid. sess. 22. cap. 9, de reform. 
sess. 24. cap. 16. de reform. Verord. für das Küſtenl. 
v. 19. Febr. 1820 Prov. Geſ. 2. Bd. S. 7-172, in O. 
Oeſter. für den Inn-Kreis v. 10. Oct. 1821 f. 1 Schwerdl. 
9. Bd. S. 66, für Salzb. v. 16. Oct. 1821 §. 2 ebend. 
10. Bd. S. 179, 


Mi — 
$. 36. 
Kirchenväter. 


Die Kirchenväter, Kirchenkämmerer, auch 
Zechpröbſte von dem Worte Zeche, d. i. Gemeinde, 
und Probſt, d. i. Vorſteher alfo genannt (vitriei, auch 
aeditui, magistri fabricae), ſind die eigentlichen und 
unmittelbaren Verwalter des Kirchenvermögens in der 
Art, daß ſie unter der Leitung und Aufſicht des Pfarrers 
und der Vogtei die Einnahmen und Ausgaben für die 
Kirche beſorgen und darüber Rechnung legen ($$. 47, 48, 
76 ff.). Sie ſind in dieſer Eigenſchaft für die Kirche als 
die Pflegebefohlene das, was der Vormund in Abſicht auf 
das Pupillar-Vermögen für den Pupillen iſt. Dieſes iſt 
dermalen auch in Tyrol ſo. Die unter der vorigen Re— 
gierung eingeführt geweſenen Fabricerien haben aufge— 
hört; jede Gemeinde, welche die Wohlthat einer eigenen 
Seelſorge genießt, hat das Vermögen ihrer Kirche ſelbſt 
zu verwalten, wogegen aber auch die Haftung nur bei ihr 
iſt a). 

Bei jeder Kirche werden zwei Kirchenväter angeſtellt, 
und dazu rechtſchaffene, gewiſſenhafte, wohl verhaltene 
und wohlhabende oder wenigſtens nicht ganz mittelloſe 
Bürger oder Unterthanen genommen, welche Kirchkinder 
ſind, und leſen und ſchreiben können 5). Nach den frü— 
heren Verordnungen mußte die Ernennung auf die an je— 
dem Orte gewöhnliche Art und Weiſe vor ſich gehen ch, 
welche meiſtens darin beſtand, daß die weltliche Vogtei— 
obrigkeit die Pfarrgemeinde mit ihrem Vorſchlage ver— 


a) Allerh. Entſchl. v. 31. Aug., Loft v. 13. Sept. 1821 88. 
1 — 3 Gout. 20. Bd. S. 672. 

5) Ebend. 99. 4, 5. 1 v. 8. Juni 1785 Krop. 8. Bd. 
S. 630. 

c) Pat. v. 15. Febr. 1752 155 7. 

I. Theit. 10 


5 


— 146 — 


nahm, und hiernach die Wahl traf d). Bei landesfürſt⸗ 
lichen Vogteipfarren mußte über die jedesmalige Ernen— 
nung noch die Genehmhaltung der milden Stiftungs-Com- 
miſſion, welche jetzt mit der Landesſtelle vereiniget iſt e), 
eingeholt werden. Die Kirchenväter mußten ihr Amt 
unentgeldlich verſehen, und es drei Jahre behalten, nach 
deren Verlaufe ſie, wenn ſie nicht länger bleiben wollten, 
durch andere erſetzt wurden 7). 

Spätere Geſetze und die Gewohnheit haben an vie⸗ 
len Orten an die Stelle dieſer Beſtimmungen andere ein— 
geführt. Meiſtens hat der Pfarrer, wie bei andern die 
Verwaltung des Kirchenvermögens betreffenden Gegen— 
ſtänden, ſo auch bei Beſtellung der Kirchenväter gleiche 
Rechte mit der Vogtei g). Denjenigen von ihnen jedoch, 
welcher Rechnungsführer ſein ſoll, hat blos allein der 
Vogt oder Kirchen-Patron zu ernennen, weil er für die 
Handlungen desſelben haften muß, und dazu einen Be: 
amten, welcher gegen den Oberbeamten, der zum Patro- 
nats⸗Commiſſäre oder Repräſentanten zu beſtellen iſt (8. 
38), in einer Unterordnung ſteht, oder auch ein anderes 
Individuum zu nehmen n). Die Genehmhaltung der 
jetzt an die Stelle der milden Stiftungs-Commiſſion ge— 
tretenen Landesregierung iſt auch bei den landesfürſtlichen 
Vogteipfarren außer Uibung gekommen, und von Seite 
der vereinigten Cameral-Gefällenverwaltung, welche 
dermalen über diefe Pfarren das Vogteirecht ausübt ), 


— 


d) Tract. de jur, incorp. tit. II. F. 6. Hofd. v. 5. Aug. 1784 
Krop. 6. Bd. S. 514, 530. 
e) Verord. in Böhm. v. 4. Juni 1784 ebend. S. 447, 498. 
2) 1 v. 8. Dec. 1759, angef. Verord. f. d. Küftent, 
d. 2 S. 9. 
8 Angef. Verord. f. d. Küftent, g. 4, 
h) Hofd. für Böhm. v. 2. Sept. 1800 Pol. Gef. 15. Bd. 
N S. 114, v. 29. Sept. 1808 88. 1, 2 ebend. 31. Bd. S. 45, 
Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 $. 28. 
1) Hofd. v. 21. Aug. 1831 Prov. Geſ. Böhm. 13. Bd. S. 608. 


nicht wieder eingetreten. Es hat nur im Küſtenlande, 
wenn die Vogtei und der Pfarrer in der Wahl ſich nicht 
vereinigen können, oder die Gemeinde gegen die Wahl ein 
gegründetes Bedenken hat, das Kreisamt, und im Trie— 
ſter Gebiethe das Gubernium zu entſcheiden K). Auch find. 
mit dem Amte der Kirchenväter nicht ſelten kleine Beloh— 
nungen verbunden, z. B. daß ſie den Genuß von einem 
der Kirche gehörigen Acker oder Wieſe haben; in Oeſter— 
reich ob der Ens iſt ihnen eine kleine fixe Jahresgebühr 
nun ſogar geſetzlich zugeſichert 2). Endlich iſt die Dauer 
dieſes Amtes nicht überall dieſelbe; es kommt meiſtens 
darauf an, was bei der Aufnahme eines Kirchenvaters 
ausgemacht worden iſt, ob es ihm nämlich auf beſtimmte 
Jahre, oder auf beliebigen Widerruf oder Aufkündigung 
übertragen wurde, oder wenn diesfalls keine Erwähnung 
geſchehen iſt, nach welcher Obſervanz man ſich bisher ge— 
richtet hat. Ob, von wem und auf welche Art ein Kir— 
chenvater ſeines Amtes entſetzt werden könne, wenn er es 
nicht freiwillig aufgeben will, iſt nicht entſchieden. Ver— 
möge der Analogie dürfte er von der Vogtei und dem 
Pfarrer, ſo wie der Vormund von der Vormundſchafts— 
behörde, von Amtswegen zu entlaſſen ſein, wenn er ſe in 
Amt pflichtwidrig verwaltet, namentlich, wenn er ſich ei- 
ner großen Nachläſſigkeit oder gar einer Veruntreuung 
ſchuldig macht, wenn er ein öffentliches Aergerniß gibt, 
wenn er als unfähig erkannt wird, und überhaupt wenn 
ſich in Anſehung ſeiner ſolche Bedenklichkeiten äußern, 
welche ihn kraft des Geſetzes von deſſen Uibernehmung 
ausgeſchloſſen haben würden m). Im Küſtenlande iſt es 
in dieſen Fällen eine Pflicht der Vogtei und des Pfarrers, 
ihn ſogleich des Amtes zu entſetzen und zur Wahl eines 
andern zu ſchreiten m). 


*) Angef. Verord. f. d. Küſtenl. §. 4. 
2) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 & 1. 
m) B. G. B. §. 254. 
1) Angef. Verord. f. d. Küſtenl. §. 5. 
10 * 
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In Tyrol iſt rückſichtlich der Kirchenvater folgendes 
vorgeſchrieben: Die Wahl der Kirchenväter geſchieht durch 
den Gemeindevorſtand und die Gemeindeausſchüſſe unter 
Beſtätigung des Seelſorgers und Richters. Jeder eintre⸗ 
tende Kirchenprobſt iſt eigens in Pflicht zu nehmen, und 
darüber ein Protokoll auszufertigen. Damit er von dem 
zu verwaltenden Vermögen und den allfälligen Activ- und 
Paſſiv-Ausſtänden die nöthige Kenntniß erlange, iſt ihm 
unter einem ein Exemplar der letzten Kirchenrechnung ein— 
zuhändigen, und das Kirchen-Inventar zur Einſicht vor— 
zulegen. Dieſes hat er mittelſt ſeiner Unterſchrift zu be— 
ſtätigen, und das aufgenommene Protokoll wird gleich— 
ſam als Empfangsſchein der ihm anvertrauten Kirchenge— 
räthe in die Kirchenkaſſe reponirt. Die Amtsführung 
dauert 3 Jahre; es dürfen jedoch nicht beide Kirchenväter 
zugleich austreten, und der austretende hat genaue Rech- 
nung zu legen. Die Amtsführung iſt unentgeldlich, doch 
kann ihnen da, wo es das Kirchenvermögen trägt, bei der 
Rechnungslegung auch eine mäßige Erkenntlichkeit zu 
Statten kommen. Untreue und unwirthſchaftliche Kir— 
chenväter ſind durch die nämlichen Perſonen abzuſetzen, 
welche ſie eingeſetzt haben o). 


$. 37. 
Pfarrer. 


Der Pfarrer hat für die gute Verwaltung des 
Kir chenvermögens von Seite der Kirchenväter Sorge zu 
tragen, weil er als der eigentliche Vorſteher der Kirche 
den äußern Gottesdienſt beſorget und leitet, das Kirchen- 
vermögen aber zu deſſen Beſtreitung vorzüglich beſtimmt 
iſt, und dann, weil er mit der Vogtei das Kirchenvorſte— 
heramt ausmacht, das in Rückſicht der Kirchenväter un= 


o) Hofd. für Tyrol v. 13. Sept. 1821 88. 5, 6, 7, 9, 10. 
a. a. O. 
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gefaͤhr denſelben Wirkungskreis hat, welcher dem obervor— 
mundſchaftlichen Amte in Abſicht auf den Vormund ein- 
geräumt iſt. Eben deshalb liegt ihm dieſe Obſorge nicht 
allein, ſondern gemeinſchaftlich mit der Vogtei ob. Er 
darf in Angelegenheiten, welche auf das Beſte des Got— 
teshauſes abzwecken, weder ſelbſt einſeitig verfahren, noch 
von der Vogtei übergangen werden, und muß für das 
Kirchenvermögen in ſo fern mit haften, als dasſelbe durch 
ſein Verſchulden, durch Connivenz gegen die Kirchenväter 
oder die Vogtei, oder durch Unterlaſſung der vorſchrifts— 
mäßigen Anzeige eines wahrgenommenen Gebrechens, wel— 
che er bei der Kirchenrechnung, und wenn er da kein 
Gehör findet, mittelſt des Bezirks-Vikärs und Conſiſto⸗ 
rium bei dem Kreisamte zu machen hat a), Schaden lei— 
den ſollte )). Wegen dieſer Obſorge wird dem Pfarrer 
insgemein die Benennung geiſtliche Vogtei zum Un⸗ 
terſchiede der eigentlichen Vogtei, welche man die welt⸗ 
liche zu nennen pflegt, zu Theil. Bei zeitlichen Vica⸗ 
riaten kommt dieſe geiſtliche Vogtei nicht dem Pfarr-Vi⸗ 
käre, ſondern dem Hauptpfarrer zu, und bei Kirchen, 
welche einem Stifte oder Kloſter einverleibt ſind, wird 
das Stift oder Kloſter ſelbſt unter der geiſtlichen Vogtei 
verſtanden c). 


9. 38. 
Vogtei. 


Die weltliche Vogtei, deren Entſtehung und 
urſprüngliche Beſtimmung oben (§. 11) angegeben wor— 
den iſt, beſteht nun überhaupt in dem Schutze, welchen 


a) Hofd. v. 13. Juni 1821. 

5) Vogtei⸗Inſtruct. v. 1784, Verord. v. 2. Oct. 1786, in 
Oeſter. o. d. E. v. 27. Febr. 1797 und 10. Oct. 1821 
99. 1, 24, für Tyrol v. 13. Sept. 1821 Gout. 20. Bd. 
S. 672. 

6) Angef. Verord. f. d. Küſtenl. 98. 7, 8. 
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ein Gemeinkörper, ein Dominium ober eine Herrſchaft 
einem Vicariate, einem Beneficium oder einer Pfarre an— 
gedeihen laſſen darf, und angedeihen laſſen muß a). Sie 
iſt eine allgemeine (universalis), welche der Landes- 
fürſt vermöge ſeines oberſten Regierungsrechtes, oder eine 
befondere (specialis), die jemand anderer oder auch 
der Landesfürſt, aber vermöge eines ſingulären Titels, ei- 
nes Vertrags, einer Conceſſion oder als Gutsobrigkeit 
ausübt. Die letztere iſt weiter eine vollkommene 
(totalis) oder min der vollkommene (partialis), 
je nachdem dem Vogte alle in dem Begriffe der Vogtei ent— 
haltenen Rechte zukommen, oder nicht; eine urſprüng— 
liche (originaria), wenn fie der Stifter ſich vorbehal— 
ten, eine Wahl- oder Vertrags-Vogtei, wenn ſie von 
der Kirche geſucht oder vertragsmäßig errichtet, oder eine 
beſtellte (dativa), wenn ſie ungebeten von dem Landes— 
fürſten gegeben worden iſt, eine Betvogtei (precaria), 
wenn ſie nur auf gewiſſe Zeit oder auf beliebigen Wider— 
ruf überlaſſen, oder eine Erbvogtei, wenn die Anvog— 
tung fo geſchehen iſt, daß die Vogtei bei dem Vogtherrn 
und allen ſeinen Nachkommen und Erben bleiben ſoll, 
wornach fie wieder eine Familien- (gentilitia) oder 
eine allgemeine Erbvogtei (hæreditaria) heißt. 
Beſitzt der Vogt für ſeinen Schutz ein Kirchengut zu Lehen, 
fo iſt fie eine Lehen vogtei (feudalis), außerdem eine 
unbelehnte (non feudalis). Heut zu Tage iſt faſt 
jede Vogtei eine unbelehnte Erbvogtei. Im Zweifel je 
doch iſt die Vermuthung für die Betvogtei, nicht, weil ſie 
die gewöhnlichere iſt, vielmehr wird ſie nur höchſt ſelten 
angetroffen; ſondern weil durch ſie die Freiheit der Kirche 
weniger beſchränkt wird, als durch die Erbvogtei. Dage— 
gen wird letztere in folgenden zwei Fällen angenommen: 
1) wenn jemand eine Kirche oder ein geiſtliches Beneficium 


a) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 19. Aug. 1795 u. 10. Oct. 
1821 9. 1 Schwerdl. 9. Bd. S. 6. 1 
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ſtiftet, oder aber Vogtholden dazu anweiſet, und die 
Vogtei darüber in der Stiftung ſich vorbehält; 2) wenn 
jemand die Vogtei gegen einen weltlichen Grundherrn durch 
einen ruhigen ununterbrochenen zwei und dreißigjährigen, 
gegen einen geiſtlichen aber durch einen hundertjährigen 
oder unvordenklichen Beſitz erſeſſen hat, ob er ſchon dar— 
über, daß ſie eine Erbvogtei ſei, nichts Schriftliches auf— 
weiſen kann, wenn nur auch der Grundherr oder Stifter 
mit brieflichen Urkunden oder in andern Wegen nicht dar— 
zuthun vermag, daß ſie eine Betvogtei iſt 5). 

Die einzelnen Rechte und Verbindlichkeiten 
der Vogteien beſtehen in folgenden: 1) Sie haben über 
die kirchlichen Einkünfte die Aufſicht zu führen, und zu 
ſorgen, daß ſie der Kirche richtig verrechnet werden. Ins— 
beſondere iſt dieſes in Mähren in Anſehung der, der Kir— 
che für das Ausläuten, die Grabſtätte, das Bahrtuch 
und die Ausbreitung des ſchwarzen Tuches, die Leuchter 
und Inſignien zukommenden, Gebühren befohlen worden, 
nachdem der Verdacht entſtanden war, daß ſie unter— 
ſchlagen würden c); und eben ſo auch in Böhmen, nach— 
dem ſich aus den bei der Staatsbuchhaltung einlangenden 
Rechnungen gezeigt hat, daß von keiner der unter dem 
landesfürſtlichen Patronate ſtehenden Kirchen, die Begräb— 
niß⸗Stolgebühren nach der Bemeſſung des Stol-Patents 
und in Conventions-Münze, ſondern willkührlich und in 
Wiener Währung eingehoben und verrechnet werden ch). 
2) Sie müſſen für die getreue Verwaltung des kirchlichen 
Einkommens und des Stammvermögens Sorge tragen e), 


5) Tract. de jur. incorp. tit. II. 0. 1 — 4. 

c) Verord. für Mähr. v. 3. Dec. 1803. 

d) Verord. in Böhm. v. 18. Oct. 1827 Prov. Geſ. 9. Bd. 
S. 471. 

e) Tract. de jur. incorp. tit. II. 5. 6. Verord. in Oeſter. 
o. d. E. v. 10. Oct. 1821 5, 24, für Tyr. v. 13. Sept. 
1821 $. 11 a. a. O. 
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und in dieſer Beziehung vorzüglich wachen, daß die Reali⸗ 
täten der Kirche nicht veräußert, weſentlich verändert oder 
deteriorirt werden 7), was auch von den kirchlichen Gebäu⸗ 
den zu gelten hat, wie an ſeinem Orte vorgekommen iſt g). 
Beide dieſe Rechte können von ihnen jedoch nur gemein⸗ 
ſchaftlich mit dem Pfarrer (vorg. §.) ausgeübet werden. 
Es iſt ihnen ausdrücklich unterſagt, ſich eine einſeitige Ma⸗ 
nipulation mit der Zechſchreine, den Kirchengeldern und 
Kirchen-Documenten anzumaſſen, und ausdrücklich gebo- 
ten, ſich nach der Vogtei-Inſtruction zu richten, und alles 
Stolzes und neckereivollen Eigenſinnes gegen die geiſtliche 
Vogtei zu enthalten A). Den Vogteien, welche beſonders 
auf Privat-Patronaten den Pfarrer oder Local-Capellan 
von der geſetzlichen Kenntniß des Standes des Kirchenver— 
mögens und der Einſicht in die Rechnungen ausgeſchloſſen 
hatten, wurde dieſes vorſchriftswidrige Benehmen ſogleich 
eingeſtellt ?). Wegen der Obſorge über die getreue Ver— 
waltung des Kirchenvermögens und der damit verbunde— 
nen Verantwortung und Haftung %) haben die Vogteien 
3) das Recht, die Kirchenväter zu beſtellen ($. 36), 4) von 
der Kirchenkaſſe einen Schlüſſel in Verwahrung zu neh— 
men ($. 46), und 5) den Kirchenrechnungen beizuwoh— 
nen 2). 6) Wenn die Kirche Unterthanen hat, fo üben fie 
gewöhnlich die Gerichtsbarkeit ſowohl in Streitſachen, als 


7 Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 19. Aug. 1795 u. 10. Oct. 
1821 §. 1, für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 f. 10 
a. a. O. 

g) M. Abhandlg. von der Erbauung, Erhaltung und Herſtel— 
lung kirchl. Gebäude 88. 21, 28, 43, 54, 60. 

un) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 27. Febr. 1797. 

7) Hofd. v. 15. Febr. u. 15. März 1809 Pol. Gef. 32. Bd. 
S. 45. 

*) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 $. 24. 

4) Tract, de jur. incorp. tit. II. $ 6. Verord. in Oeſter. 
o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 24. 
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in Geſchäften des adeligen Richteramtes über dieſelben 
aus, wofür fie bisweilen auch einen Antheil an den Ster— 
be⸗ und Veränderungsgefällen beziehen; was ſich jedoch 
allemal eben ſo, wie die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
ſelbſt auf einen beſondern rechtmäßigen Titel gründen 
muß m). 7) Sie nehmen Einfluß auf die Zuſtandekom— 
mung geiſtlicher Stiftungen ($$. 28, 29). 8) Endlich ha— 
ben ſie vorzüglich das Recht und die Obliegenheit, die 
Kirche gerichtlich und außergerichtlich zu ſchützen, und in 
ihren Rechtsſtreitigkeiten zu vertreten ($. 75). — Andere 
Rechte haben die Vogteien allgemein und geſetzmäßig nicht; 
wohl aber können ihnen ſolche aus Verträgen, Privilegien 
oder der Erſitzung zukommen. Von dieſer Art iſt das 
Recht, von den Vogtholden den ſchuldigen Vogtdienſt 
jedoch ohne Steigerung, ſo wie auch dasjenige zu fordern 
und einzunehmen, was fie fonft im alt hergebrachten Be: 
ſitze haben, oder von dem fie den Rechtstitel anzugeben 
vermögen n). Auch das Recht zu fordern, daß ſie zur 
Inventur der Verlaſſenſchaft nach den mit einer Curat— 
Pfründe verſehenen Geiſtlichen gezogen werden, haben ſie 
nicht mehr; freiwillig aber und ohne an Taxe oder Reiſe— 
koſten etwas zu beziehen, können ſie gleichwohl ſelbſt oder 
durch einen Bevollmächtigten dabei erſcheinen o), 

Gewöhnlich üben die Vogtherrn ihre Rechte nicht un— 
mittelbar ſelbſt aus, ſondern ſie laſſen ſie von einer an— 
dern Perſon, welche Vogtei⸗ Commiſſär (Control: 
leur) heißt, ausüben, und eben ſo auch ihre Obliegenhei— 
ten von dieſer erfüllen. Bei Pfarren, welche unter dem 
Patronate und der Vogtei des Landesfürſten, eines Bi— 
ſchofs oder andern geiſtlichen Beneficiaten, oder eines 
Stiftsvorſtehers ſtehen, dann bei Kirchen, die von dem 
Aufenthaltsorte des Vogtherrn entfernt ſind p), iſt dieſes 


m) Angef. Verord. f. d. Küſtenl. $. 11. 
n) Tract. de jur. ineorp. tit. II. F. 5. 
0) Hofd. v. 31. März u. 1. Mai 1786. 
p) Angef. Verord. f. d. Küſtenl. §. 14. 
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immer der Fall. Bei den erſten liegt die Ausübung des 
Vogteirechtes den Kreisämtern ob; allein bei der Unmög— 
lichkeit, dieſer Verbindlichkeit bei den vielen, oft entlege— 
nen Kirchen zu genügen, beſtellen fie Vogtei-Commiſſäre, 
und zwar der Regel nach in der Perſon herrſchaftlicher 
Oberbeamten, welche dieſen ehrenden Auftrag als eine 
perſönliche Verbindlichkeit erhalten, ohne daß eine Haf— 
tung an den Herrſchaftsinhaber übergeht. Dieſes iſt nun 
auch in Böhmen vorgeſchrieben; die Kreisämter haben 
für Kirchen, bei denen fie den Vogteiobliegenheiten nicht 
ſelbſt nachkommen können, die Oberbeamten, in deren 
Amtsbezirke ſich ſolche befinden, zur Uibernahme der 
Vogteiverbindlichkeit gegen die Führung des Titels eines 
Vogtei-Commiſſärs mit dem Bedeuten zu ſtimmen, daß 
ſie hierfür keine weitere Entſchädigung anſprechen können, 
für die Verabſäumung ihrer Amtspflichten aber allerdings 
verantwortlich bleiben 9). Von der frühern Verordnung, 
in Folge deren das Kreisamt den anzuſtellenden Vogtei— 
Commiſſär nur vorzuſchlagen hatte 5), iſt es ſomit abge- 
kommen. In Böhmen haben die Kreisämter blos noch 
ein Verzeichniß der für die landesfürſtlichen Kirchen aufge— 
ſtellten Vogtei-Commiſſäre unter Namhaftmachung der ei— 
nem jeden zugewieſenen Kirchen der Landesſtelle vorzule— 
gen s). Auch iſt es davon abgekommen, daß der Verwalter 
der Herrſchaft ſelbſt, unter der die Pfarre ſich befindet, nicht. 
vorgeſchlagen werden ſoll. Dieſes beſtand nur ſo lang, als die 
Geiſtlichkeit in Abhandlungsſachen unter der Obrigkeit ſtand, 
weil die Erfahrung gelehrt hatte, daß, da das Intereſſe der 
Herrſchaft und der Pfarrkirche ſehr oft ganz verſchieden iſt, 


9) Hofd. v. 15. Juni u. 18. Oct., Verord. in Böhm. v. 11. 
Dec. 1826 Prov. Geſ. 8. Bd. S. 278, v. 26. Juli 1827 
ebend. 9. Bd. S. 368, f. d. Küſtenl. D. F. 5 a. O. S. 86. 

7) Verord. v. 8. Dec. 1759 f. 18. Hofd. v. 18. Nov. 1784 
u. 21. Febr. 1785 Krop. 8. Bd. S. 617, Verord. für 
Oeſter. o. d. E. v. 12. Nov. 1789. 

3) Verord. in Böhm. v. 11. Dec. 1826 a. a. O. 
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der herrſchaftliche Verwalter, der zum Vogtei-Commiſſäre 
einer landesfürſtlichen Pfarre aufgeſtellt war, oft in die 
Verlegenheit gekommen iſt, die Gerechtſamen der Kirche 
gegen die Herrſchaft ſelbſt zu vertreten; weshalb hierzu 
immer ein Verwalter aus der Nachbarſchaft, oder ſonſt ein 
dieſem Geſchäfte gewachſener Mann genommen werden 
mußte t). Allein da nunmehr die Geiſtlichkeit den Ge— 
richtsſtand der Adeligen hat, und die Obrigkeiten nicht 
mehr Abhandlungs-Inſtanzen der Pfarrer find: fo können 
und ſollen vielmehr Ortsbeamte als Vogtei-Commiſſäre an— 
geſtellt werden, wenn ihre Anſtellung wegen perſönlicher 
Eigenſchaften für die Kirche nicht etwa bedenklich iſt, oder 
andere Rückſichten eintreten, welche einen entfernten Be— 
amten hierzu geeigneter machen. Bei incorporirten Stifts— 
pfarren kann zur Controllirung der Stiftsvogtei nur eine 
weltliche Perſon als Vogtei-Commiſſär beſtellt werden u). 
— Privat⸗Vogteien können den Vogtei-Commiſſär ſelbſt 
ernennen, ſollen jedoch in der Regel gleichfalls den Ober— 
beamten der Herrſchaft hierzu wählen. Thun ſie dieſes, 
ſo bedarf es keiner beſondern Anzeige bei dem Kreisamte, 
weil der Oberbeamte ohnehin dem Kreisamte bekannt, 
und von demſelben beſtätiget iſt. Wollen fie aber ein an— 
deres Individuum anſtellen, ſo müſſen ſie es vorläufig dem 
Kreisamte anzeigen 20). Bei längeren Zeitpachtungen 
hängt es von der beſondern Uebereinkunft der Parteien ab, 
wem die Ausübung der Vogteirechte und die Erfüllung 
der Vogteiobliegenheiten zuſtehen ſoll; für den der Kirche 


t) Hofd. v. 2. Oct. 1786. 


u) Verord. für N. Defter. v. 3. März 1804, in Oeſter. o. d. 
E. v. 10. Oct. 1821 95. 1 u. 31. 


20) Hofd. für Böhm. v. 2. Sept. 1800 Pol. Gef. 15. Bd. S. 
113, v. 29. Sept. 1808 $%. 1, 2. ebend. 31. Bd. S. 45, 
Verord. v. 14. Mai 1816, für O. Oeſter. v. 10. Oct. 1821 
8. 31. 0 
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zugegangenen Nachtheil hat jedoch immer zunächſt der 
Vogtherr zu haften ). 

In allen Fällen, wo ein Vogtei-Commiſſär bei lan⸗ 
desfürſtlichen und Privat-Vogteien angeſtellt wird, muß 
dazu eine ganz vorwurfsfreie und tadelloſe Perſon genom- 
men werden, und es iſt von dieſem Amte ausgeſchloſſen, 
wer eines Verbrechens ſchuldig erkannt, oder auch nur 
aus Mangel an Beweiſen entlaſſen worden iſt 9). 

Die Rechte und Pflichten der Vogtei-Commiſſäre 
ergeben ſich aus den Rechten und Pflichten, die den Vög— 
ten ſelbſt zukommen und obliegen, aus den von dieſen 
gemachten Vorbehalten in dem einen und andern Stücke, 
und den Grundſätzen der Bevollmächtigung. Für die 
über die Pfründen landesfürſtlichen Patronats beſtellten 
Vogtei-Commiſſäre in Böhmen ſind ſie in nachſtehender 
Inſtruction zuſammen gefaßt worden, und zwar: A) In 
Abſicht auf das Kirchenvermögen: 1) Da die Kirchenkaſſe 
mit einer dreifachen Sperre verſehen iſt, wozu der Vog— 
tei-Commiſſär, der Pfarrer und Rechnungsführer einen 
Schlüſſel hat: fo iſt der Vogtei-Commiſſär nie berechtigt, 
ſeinen Schlüſſel einem dieſer letzteren anzuvertrauen, und 
er bleibt hierfür verantwortlich. 2) Er iſt verbunden, die 
Kirchenerforderniſſe auf den wahren Bedarf zu beſchrän— 
ken; 3) zur Veräußerung und Verpachtung der Realitä— 
ten ſowohl, als zu Auslagen, die den geſetzmäßig bewil⸗ 
ligten Betrag überſchreiten, die höhere Bewilligung ein⸗ 
zuholen; 4) zur Anlegung der zu den laufenden Ausla— 
gen nicht erforderlichen Barſchaft eine annehmbare Hypo— 
thek in Vorſchlag zu bringen; 5) alle Ausſtände gehörig 
und mit Nachdruck einzutreiben; 6) alle auf das Kir— 
chenvermögen Bezug nehmenden Schriften, als: das In— 
ventar, die Schuldverſchreibungen, Stiftsbriefe, Rech— 
nungen und dergleichen ordnungsmäßig in der Kirchenkaſ— 


x) Angef. Verord. f. d. Küſtenl. §. 14. 
7) Hofd. v. 25. Oct. 1830 Prov. Gef, Böhm. 12. Bd. S. 562. 
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fe zu hinterlegen; 7) dem Rechnungsführer nicht mehr 
Geld in Händen zu laſſen, als zu den gewöhnlichen Aus— 
gaben erforderlich iſt, und denſelben gehörig zu überwa— 
chen; 8) darauf zu ſehen, daß die Kirchenrechnung läng— 
ſtens ſechs Wochen nach Ablauf eines jeden Rechnungs— 
jahres gelegt werde, dieſelbe genau zu prüfen, zu unter— 
fertigen und von dem Pfarrer und Rechnungsführer un— 
terfertigen zu laſſen, ſodann dem Bezirks-Vikäre zur Prü— 
fung zu übergeben, und der Staatsbuchhaltung zur Re— 
viſion zu überſenden; 9) alle in dieſen Angelegenheiten 
nöthigen ſchriftlichen Verhandlungen, dann die Ausferti— 
gung der Stiftsbriefe und anderer Urkunden zu beſorgen; 
10) endlich allen ergangenen Vorſchriften genau Folge zu 
leiſten. B) In Abſicht auf den baulichen Zuſtand hat er 
11) bei der jährlichen canoniſchen Viſitation zu erſcheinen, 
die Patronats-Gebäude gehörig zu beſichtigen, und die 
Herſtellung der vorgefundenen Gebrechen nach dem allge— 
meinen Bau-Normale vom 18. April 1806 einzuleiten. 
12) Gelangt ein Bau oder eine Reparatur zur Ausfüh— 
rung: ſo hat er die nöthigen Licitations- Verhandlungen 
vorzunehmen, über die gehörige Ausführung öfters Nach— 
ſicht zu pflegen und jede erledigte Baurechnung zu prüfen 
und mitzufertigen. 13) Bei der Inſtallation der Bene— 
ficiaten gebührt ihm der Ehrenplatz des Patrones und die 
Uibergabe der Schlüſſel 3). 

Die Kirchenvogtei wird nun erworben: 1) Durch 
die Stiftung einer Kirche oder Pfründe mit dem Vorbe— 
halte des Vogteirechtes; 2) durch ausdrücklichen Vertrag 
mit dem geiſtlichen Grundherrn oder Stifter; 3) durch 
Erſitzung, und zwar auf urſprüngliche Art gegen die Kir— 
che ſelbſt, dann auf ableitende Art gegen einen geiſtlichen 
Vogtherrn durch einen 40jährigen, gegen einen weltlichen 
durch einen 30jährigen ununterbrochenen Beſitz a). Ver— 


2) Vogtei-Inſtruct. für Böhm. v. 26, Juli 1827 a. a. O. 
4) B. G. B. $$. 1470 u. 1472. 
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loren geht ſie, und zwar die Betvogtei, wenn ſie nach 
der beſtimmten Zeit oder nach Wohlgefallen dem Vogt— 
herrn aufgekündigt wird, ohne daß eine Verjährung da— 
gegen Statt findet; die Erbvogtei aber, welche ſonſt un— 
aufkündbar iſt, durch eine Verjährung von 30 oder 40 
Jahren, fo wie ein anderes Recht, und dann, wenn fie 
in Folge eines richterlichen Erkenntniſſes verwirket wird. 
Dieſes hat Statt, wenn der Vogtherr entweder ſelbſt oder 
durch andere Perſonen den Pfarrer oder Beneficiaten bos— 
haft und freventlich am Leibe verletzt, oder gar um das 
Leben bringt; wenn er ſeine Vogtei mißbraucht, und ſich 
der Kirchengüter gefährlicher Weiſe anmaßt, oder ſonſt 
denſelben anſtatt des ſchuldigen Schutzes großen Schaden 
zufüget 5). 5 


§. 39. 
Patron. 


Verſchieden von der Vogtei iſt die geiſtliche Le— 
hensherrlichkeit oder das Patronats-Recht 
und zwar vermöge ihrer Entſtehung, da ſie durch Stif— 
tung, unentgeldliche Grundüberlaſſung und Erbauung 
einer Kirche, die Vogtei aber auf mannigfaltige andere 
Weiſe ($$, 11, 38) begründet wird; vermöge ihrer Na— 
tur, da ſie meiſtens als ein dingliches, die Vogtei aber 
als ein perſönliches Recht vorkommt; vermöge ihrer Be— 
ſtimmung und ihres Zweckes, da ſie zur Entlohnung des 
frommen Sinnes und der Wohlthätigkeit gegen die Kir- 
che, die Vogtei aber zum Schutze der Kirche beſteht. In— 
deſſen ſind Patron und Vogt gar oft eine und dieſelbe 
Perſon, nur aber nicht immer. In jenem Falle ſind 
denn auch die Patronats- und Vogteirechte in einer Per— 
ſon vereinigt, und fließen zuſammen, während da, wo 
der Patron und der Vogt verſchiedene Perſonen ſind, die 


5) Tract. de jur. incorp, tit. II. f. 8. 
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Patronats⸗Rechte frei und ungehindert neben den Vogtei— 
rechten ausgeübt werden können a). Im Küſtenlande hat 
das Vogteirecht bei demjenigen zu bleiben, der es bis zum 
Jahre 1809 beſeſſen hat; für Kirchen hingegen, für die 
niemals eigene von dem Patronate abgeſonderte Vogteien 
beſtanden ſind, iſt der Patron zugleich Vogt und hat das 
Vogteirecht ſammt den anklebenden Verbindlichkeiten aus— 
zuüben 5). 

Nach dem gemeinen Rechte hat der Patron in Ab— 
ſicht auf das Kirchenvermögen kein anderes Recht, als die 
Kirche bei dem Ihrigen zu ſchützen c). Nach unſern frü— 
hern Geſetzen beſchränken ſich die Rechte des Patrons eben— 
falls auf den Schutz der Kirche, auf die beliebige Beiwoh— 
nung bei der Aufnahme der Kirchenrechnung, und die Ein— 
ſicht in den Stand der Kirchengüter, wenn mit denſelben 
übel gewirthſchaftet wird d), nur daß in dieſem letztern 
Falle das Recht zur Pflicht wird, und hat der Patron 
der Kirche gegen ſolidariſchen Regreß in ſo weit zu haften, 
als ſie durch den repräſentirenden Oberbeamten e) oder 
dadurch zu Schaden gekommen iſt, daß der Rechnungs— 
führer oder Beneficiat ſeinen Schlüſſel an eine andere 
Perſon abgetreten hat F). Spätere Geſetze räumen dem 
Patrone zwar mehrere Rechte ein; allein fie fegen- voraus, 
daß Patron und Vogt eine Perſon ſeien, und ſo ſind die 
mehreren, den Worten nach dem Patrone zugedachten, 
Rechte nur dem Vogte eigen. Die befonderen Obliegen— 


a) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 f. 10 a. a. O. 

5) Ebend. $. 14. 

c) can. 31. caus. XV. d. 7. 

d) Tract. de jur, incorp. tit. I. $, 14. tit. II. $. 7, angef. 
Verord. für das Küſtenl. 9. 12. 

e) Berord, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 8. 4. 

7) Hofreſc. für Böhm. v. 29. Juli 1750, Hofd. v. 2. Sept. 
1800 u. 129. Sept. 1808 f. 5, für Tyr. v. 13. Sept. 1821 
9. 11 Gout. 20. Bd. S. 672. 
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heiten des Patrons, vorzliglich zum Beitrage für die Be⸗ 
ſtreitung der verſchiedenen Kirchenauslagen bei Ermange— 
lung des Kirchen vermögens, werden unten (99. 88, 92, 93) 
vorkommen. 
F. 40. 
Biſchof. 

So wie der Pfarrer bei ſeiner Kirche die Aufſicht 
über die Vermögensverwaltung führt: ſo kommt dem Bi— 
ſchofe bei allen Kirchen feiner Diöceſe die Oberaufſicht 
zu, als ein Uiberbleibſel der nach dem gemeinen Rechte 
ihm vormals zugeſtandenen vollen Gewalt, alle Kirchen— 
güter ſeines Sprengels zu verwalten, und die Einkünfte 
aus denſelben nach ihrer Beſtimmung zu vertheilen ($. 9 
u. folg.). Nach unſeren Geſetzen iſt deshalb den Biſchö— 
fen die Einſicht in die dotem eeclesiæ überhaupt, und 
in die Verwaltung des Kirchenvermögens, den diesfälligen 
Rechnungsſtand und die frommen Stiftungen insbeſonde— 
re gewährt, zugleich aber auch aufgetragen, die unterge— 
ordneten geiſtlichen Behörden, vorzüglich die Conſiſtorien 
und Bezirks-Vikäre, zur genaueſten Befolgung der in 
Kirchenrechnungsſachen beſtehenden Vorſchriften, wofür 
ſie verantwortlich ſind, anzuweiſen a). Es wird ihnen, 
weil ſie ohne Kenntniß der Entſtehung der Stiftungen 
über die ordentliche Verwaltung ihres Vermögens, und 
die richtige Perſolvirung der darauf haftenden Verbindlich— 
keiten gehörig zu wachen nicht im Stande ſind, von jenen 
Teſtamentsabſätzen, welche ſich auf Kirchen und geiſtliche 
Stiftungen beziehen, eine Abſchrift, und wenn ein Diöce— 
ſan-Geiſtlicher ab intestato verſtirbt, der Abhandlungs— 


a) Hofd. v. 17. März 1791 f. 3 u, 6, v. 26. Aug. 1799 
Jak. 3. Bd. S. 401, v. 8. Sept. 1799 Pol. Geſ. 14. 
Bd. S. 169, 29. Sept. 1808 f. 9, 18. Febr. 1820 u. 
Verord. in Böhm. v. 16. Juli 1825 Jak. 8. Bd. S. 467. 
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ausſchlag mitgetheilt (89. 22—24). Iſt endlich eine Ver- 
wendung aus dem Kirchenvermögen zu machen: ſo wird 
jederzeit vorerſt die Meinung des Biſchofs darüber einge— 
holet, und bei Erſtattung des hierauf Bezug nehmenden 
Berichtes mit vorgelegt 5). 


8. 41. 
Landesfürſt. 


Das oberſte Schutz- und Schirmrecht (advocatia 
universalis) über alle Kirchen des Staates befindet ſich bei 
dem Landes fürſten. Denn da derſelbe Staats-Ober— 
haupt iſt, ſo muß er für die Wohlfahrt des ganzen Staa— 
tes und aller einzelnen Bürger, daher auch einer jeden 
im Staate aus Gründen des Staatsbeſten aufgenommenen 
und als bürgerlich rechtmäßig anerkannten kirchlichen Ge— 
ſellſchaft ſorgen, und fie als eine moraliſch- bürgerliche 
Perſon gleich jeder phyſiſchen Perſon und jedem einzelnen 
Staatsbürger ſchützen, und ihre Rechte und ihren Beſitz 
gegen unrechtmäßigen und gewaltſamen Angriff ſchirmen. 
Daß dieſes in Oeſterreich der Fall ſei, kann mit vol— 
lem Rechte und im ganzen Umfange des Wortes geſagt 
werden. Denn abgeſehen davon, daß von K. Rudolph 
I. anzufangen faſt alle Monarchen das oberſte Schutz- und 
Schirmrecht über die Kirchen auf das getreulichſte verwal— 
teten; daß K. Carl IV. im Jahrel359 ſogar eine feierli— 
che Conſtitution gegen die Unterdrücker der Kirchen heraus 
gab, und dem Churfürſten von Mainz als Erzkanzler und 
Decan des Churfürſten-Collegium in ſeiner goldenen 
Bulle einen Eid vorſchrieb, nach dem nur eine ſolche Per— 


db) Hofd. v. 29. Mai 1783 Jak. 3. Bd. S. 399, v. 27. Juni 
1786 Trat. 6. Bd. S. 272, v. 23. Febr. 1793 Pol. Gef, 
2. Bd. S. 38, f. d. Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 8, 9 a. a. 
O., für Tyr. v. 13. Sept. 1821 9. 11 a. a. O. 


I. Theil. i 11 
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ſon zum Kaiſer gewählt werden ſollte, welche die Chriſten— 
heit zu beſchirmen im Stande iſt; daß K. Maximilian J. in 
den Streitigkeiten mit Luther ſich zu verſchiedenen Ma— 
len Vogt und Schirmherr der Kirche nannte; daß K. Carl 
V. als Kaiſer, wie er ſelbſt ſagte 4), die Kirchen gegen 
die Anfälle der Anabaptiſten vertheidigte, und in gleicher 
Eigenſchaft den Proteſtanten ein ſicheres Geleit zum Con— 
cilium nach Trient gewährte 5); daß K. Ferdinand II. in 
der Landesordnung für Böhmen ſich für den Oberadvoca— 
ten der chriſtlichen Kirche Gottes und deren Schutz- und 
Schirmherrn erklärte c), daß endlich alle folgenden Kai— 
ſer, insbeſondere die KK. Carl VI., Joſeph II., Franz J. 
vielmal von dem oberſten Schutzrechte, welches ſie über 
die in ihren Staaten befindlichen Kirchen und deren Ver— 
mögen ſich vorbehalten, haben oder ausüben, Erwäh— 
nung machen d), und K. Joſeph II. den Landesfürſten 
supremum et ecelesix tutorem et canonum custodem 
nennt e): fo beweiſen dieſes in der Wirklichkeit die Amts— 
Inſtructionen der politiſchen Stellen, bei welchen ſich ſogar 
eigene Departements und eigene Referenten für die geiſtli— 
chen und kirchlichen Angelegenheiten befinden, unter denen 
die öconomiſchen nicht den letzten Platz einnehmen; dann 
die von Jahr zu Jahr ſich mehrenden Verordnungen, wel— 
che ſämmtlich die größtmöglichſte Sicherheit der Kirchen 
und die erſprießlichſte Verwaltung ihres Vermögens zum 
Zwecke haben, ſich nicht auf oberflächliche Beſtimmungen 
beſchränken, ſondern bis in das kleinſte Detail eingehen, 
und um ſo willkommener ſind, als im gemeinen Kirchen— 
rechte die nöthigen Weiſungen faſt gänzlich vermißt werden. 


a) Const. Spirens. an. 1529. F. 39. 
5) Reichstagsverord. zu Augsb. v. J. 1551 $- 6. 
c) L. O. für Böhm. v. 10. Mai 1627 A. 26. 
d) Reſol. v. 29. Mai 1732, 31. Dec. 1820, 14. Febr. 1822. 
e) Hofd. v. 1., Pat. v. 5. Oct. 1782 im Eingange Jak. 3. Bd. 
S. 397. 
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Die bisher vorgekommenen, und noch vorkommenden ge— 
ſetzlichen Vorſchriften bewähren dieſes ſattſam. Hier kommt 
im Allgemeinen nur folgendes zu merken. 

Ordentlicher Weiſe üben das oberſte Schutzrecht im 
Namen des Landesfürſten die adminiſtrativen Behörden: 
die Landesſtelle, das Kreisamt und die an die Stelle der 
Staatsgüter = Adminiſtration getretene Cameral-Gefäl— 
lenverwaltung aus. 

Die Landesſtelle führet die Oberaufſicht über 
die Erhaltung und die Verwaltung des Kirchenvermögens 
dergeſtalt, daß keine weſentliche Veränderung in demſelben 
durch Veräußerung, Belaſtung oder in andern Wegen, 
ja nicht einmal durch Elocation der Kirchengelder an Pri— 
vate unter den vorſchriftsmäßigen Vorſichten F) ſich ergebe; 
ſie mengt ſich jedoch in das Detail der Wirthſchafts-Ru— 
briken nicht ein, den Fall ausgenommen, daß die Anzeige 
einer unwirthſchaftlichen Gebahrung vorkommt, die eine 
nähere Einſicht erfordert 3). Sie entſcheidet die vorfallen— 
den wichtigeren Gegenſtände entweder ſelbſt, oder begleitet 
ſie zur Entſcheidung nach Hof; ſie beſorget nach Aufhe— 
bung der Stiftungs- Hofcommiſſion alle Stiftungsange— 
legenheiten A); fie läßt fi die Kirchenrechnungen jährlich 
vollſtändig oder doch im Auszuge vorlegen 1); fie betreibt 
die Befolgung der höchſten Verordnungen mit gehöriger 
Macht, und zeigt jährlich an, wie ſie in Vollzug geſetzt 
werden 1). 


FJ) Hofd. v. 16. Mai 1807 n. 9 u. Verord. in Oeſter. o. d. 
E. v. 10. Oct. 1821 8. 19, 24, für Salzb. v. 16. Oct. 
1821 $%. 3, 4. a. a. O. 

8) Verord, für Böhm. v. 25. April 1785, Hofd. für Inn. 
Oeſter, v. 10. April 1789, Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 
10. Oct. 1821 f. 1. 

2) Hofd. v. 27. Juli u. 27. Aug. 1790, allerh. Entſchl. v. 
23. Sept., Hofd. v. 1. Oct. 1823 Gout. 23. Bd. S. 563. 

) Hofd. für Böhm. v. 2. Sept. 1800, v. 29. Sept. 1808. 
k) Hofd. v. 20. Febr. 1806 u. 18. Febr. 1820. 
11 * 


2 1 

Für die Kreisämter macht die Aufſicht über die 
zweckmäßige Verwaltung des Kirchenvermögens und die 
ordentliche Rechnungslegung einen beſondern Gegenſtand 
der Kreisbereiſung aus 2). Sie müſſen den ſorgſamſten 
Bedacht darauf nehmen, daß fromme Legate ungeſäumt 
in Erfüllung gebracht, und über die letztwillig angeordne— 
ten Stiftungen die Stiftbriefe errichtet zn), daß der Wille 
der Stifter und die Abſicht der Stiftung erfüllt werde, 
daher in der Verwaltung und Verwendung des Stiftungs— 
vermögens keine Mißbräuche entſtehen und Statt finden 1). 
Sie dürfen nicht blos, ſondern ſollen vielmehr hier und 
da die Kirchenkaſſen unverſehens unterſuchen ). Sie 
müſſen bei Kreisbereiſungen und andern Gelegenheiten ſich 
überzeugen, daß die Kirchenrechnungen alle Jahre ordent— 
lich abgehalten und adjuſtirt werden p). Sie müſſen ſich 
dieſelben vorlegen laſſen, und darauf ſehen, daß dasjeni⸗ 
ge, was eine Kirche der andern ſchuldig iſt, bei jeder rich— 
tig vorgemerket, und der Zeitpunct angegeben erſcheine, 
innerhalb deſſen ſolches zu bezahlen iſt, oder daß, wenn 
keine Zeit geſetzt iſt, die Rückzahlung geleiſtet werde, 


7) Hofd. v. 15. Mai 1783, v. 11. März 1784 nm II. lit. 
A. k, v. 8. Sept. 1799, v. 15. Febr. 1809, Verord. für 
Böhm. v. 5. Juni 1821, für O. Oeſter v. 10. Oct. 1821 
§. 24. 

m) Verord. in Böhm. v. 7. Dec. 1764 Jak. 6. Bd. S. 275. 

n) Allerh. Entſchl. v. 23. Sept., Hofd. v. 21. Oct. 1823 a. 
a. O. 

o) Hofd. v. 26. Aug. 1799, Verord, für Böhm. v. 29. März 
u. Hofd. v. 24. Juli 1800 Jak. 3. Bd. S. 401, Hofd. 
für Oeſter. o. d. E. v. 22. Aug. 1805, v. 20. Febr. 
u. 15. März 1806 Pol. Gef. 26. Bd. S. 17, Verord. 
f. d. Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. D. F. 13. a. a. O. 
S. 92. 

p) Verord. in Böhm. v. 6. Oct. 1809 n. 3 Jak. 8. Bd. S. 
465. 


fo bald die ſchuldige Kirche zu Kräften kommt g), Sie 
haben, wo Kirchengründe in eigener Regie benützt werden, 
zu wachen, damit ſie nicht durch Verwahrloſung herab 
kommen, daß ſie endlich gar veräußert werden müſſen 7). 
Sie ſind für die genaue Erfüllung der diesfälligen Verord— 
nungen von Seite der untergeordneten Behörden verant— 
wortlich s), und müſſen die ſich entdeckenden Gebrechen 
auf der Stelle entweder ſelbſt abthun, oder die Anzeige 
an die Landesſtelle machen 2). 

Die vereinigte Cameral-Gefällen verwal⸗ 
tung leitet die Perteption der Renten, die Präſtation der 
Laſten und die diesfällige Verrechnung bei den Kirchen auf 
den Staatsherrſchaften u), und unterſucht öfters unver— 
muthet die Kaffe bei denſelben 1). Die der Staats gü— 
ter-Adminiſtration vormals noch übertragen ge— 
weſene Aufſicht über die gute Gebahrung und Erhaltung 
der Kirchenwaldungen, und die über vorgekommene Anzei— 
gen weſentlicher Gebrechen einzuleitende Unterſuchung an 
Ort und Stelle, dann Verſchaffung der nöthigen Abhülfe 
x) kann nun mehr blos dem Kreisamte zukommen. 


9) Hofd. an die Regier. o. d. E. v. 22. Aug. 1805, v. 20. 
Febr. u. v. 15. März 1806 Pol. Geſ. 25. Bd. S. 123, 
26. Bd. S. 17, Verord. in Böhm. v. 6. Oct. u. 7. Dec. 
1809 Schwerdl. 6. Bd. S. 133. 

7) Verord. in N. Oeſter. v. 22. März 1823 Prov. Geſ. 5. 
Bd. S. 114. 

5) Hofd. v. 8. Sept. 1799 Pol. Gef. 14. Bd. S. 169, v. 29. 
Sept. 1808 $. 9 u. 18. Febr. 1820 Jak. 8. Bd. S. 466, 
Verord. für Böhm. v. 6. Oct. 1809 n. 5, Hofd, für N. 
Oeſter. v. 22. Inni 1822 Prov. Geſ. 8. Bd. S. 281. 

1) Hofd. v. 20. Febr. u. 15. März 1806 a. a. O., Verord. 
in Böhm. v. 7. Sept. 1810. 

u) Verord, in O. Oeſter. v. 16. Oct. 1821 §. 9 Schwerdl. 
10. Bd. S. 185. 

20) Hofd. v. 26. Aug. 1799 Jak. 3. Bd. S. 401. 

&) Hofd. f. Inn. Defter, v. 10. April 1799. 


a 

Auf welche Art das landesfürſtliche Schutzrecht ſich 
bei den kirchlichen Gebäuden wirkſam äußere, iſt am be— 
treffenden Orte zu erſehen /). Von dem landesfürſtlichen 
Schutze bei Rechtsſtreitigkeiten über das Kirchenvermögen 
wird unten (§. 75) die Rede fein, 


5, M. Abhandl. V. d. kirchl. Gebäud. 95. 18—22, 28, 54— 
60, 70, 73, 78. 


Zweites Hauptſtück. 


Von der Art und Weiſe der Verwaltung des 
Kirchenvermögens. 


$. 42. a 
Uiberſicht dieſes Hauptſtückes. 


Die Art und Weiſe der Verwaltung des Kirchenvermö— 
gens iſt verſchieden, je nachdem der Gegenſtand desſelben 
Capit alien, Grun deigenthum, Gefälle und 
Zinſungen, Pretioſen oder Mobilien von min: 
derem Werthe ſind. Sie hat aber immer den gemeinſa— 
men Zweck, mit der beſtmöglichen Sicherheit für die 
Kirche den größten Nutzen einzuheben, und die minde⸗ 
ſten Auslagen zu machen. Da die geſetzlichen Beſtim— 
mungen über Stiftungen bereits auseinander geſetzt wor— 
den ſind, und jene über Stiftungs-Capitalien mit denen 
über Kirchen-Capitalien überhaupt überein kommen; da 
weiter von den kirchlichen Gebäuden beſonders gehandelt 
iſt, und die Verwaltung der Kirchen-Pretioſen und an— 
derer Mobilien, welche blos zum Gebrauche der Kirche die— 
nen und keine Nutzungen abwerfen, ſich auf die alleinige 
ſichere Verwahrung derſelben beſchränkt: fo haben wir in 
dieſem Hauptſtücke von der Sicherſtellung des Kirchenver— 
mögens überhaupt, und der Kirchenkaſſe, als dem allge— 
meinen Depoſitorium aller auf Sicherſtellung und Ver— 
waltung des Kirchenvermögens ſich beziehenden Urkunden, 
und dem mittlerweiligen Aufbewahrungsorte der Kirchen- 
gelder; von der Beſorgung der Einnahmen und Ausga— 
ben; von den Kirchen- und Stiftungs-Capitalien, den 
Kirchengründen, Gefällen und Zinſungen; von der Ablö— 
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ſung der Kirchenſitze; von der Aufnahme und Entlaſſung 
der Kirchendiener, als Perſonen, welchen die Reinlichkeit 
der Kirche, ihre Paramente, und wohl auch manche Kir— 
chen-Pretioſen anvertrauet werden müſſen, und zuletzt von 
der Vertretung des Kirchenvermögens in Rechtsangelegen— 
heiten zu handeln. b 

Die hierbei vorkommenden Anordnungen ſind faſt 
durchaus vaterländiſchen Urſprunges. Das gemeine Kir— 
chenrecht enthält über die Art und Weiſe der Verwaltung 
des Kirchenvermögens wenige Beſtimmungen, indem es, 
die Sicherheit desſelben vorzüglich, faſt ausſchließlich, in 
ſeinen Vorſchriften über Veräußerung beabſichtigend, alles 
Uibrige dem Ermeſſen der Verwalter anheim geſtellt zu 
haben ſcheint. Nur in Betreff mehrerer Verträge, wie des 
Darleihens, der Emphyteuſis, des Beſtandes, des Lehens, 
welche es zu den Veräußerungsarten zählet, kommen um— 
faſſende Beſtimmungen vor, die, weil nach unſern Geſetzen 
dieſe Verträge mehr in die Verwaltung einſchlagen, an 
den gehörigen Orten dieſes Hauptſtückes werden aufge— 
nommen werden. 


8. 43. 


Erhebung und Sicherſtellung: 1) Des Stiftungs- 
vermögens; 


Die väterliche Fürſorge unſerer Landesfürſten für 
die vortheilhafteſte Verwaltung des Kirchenvermögens hat 
längſt ſchon auch darauf ihr Augenmerk gerichtet, daß das 
einer jeden Kirche eigene Vermögen erhoben, und gegen 
Unterſchlagung, Entziehung und Veräußerung ſicher geſtellt 
werde. Sie verordnete zu dem Ende zuerſt in Anſehung 
des Stiftungsvermögens, deſſen Verheimlichung beſonders 
befürchtet worden war, daß die geiſtlichen Stiftungen ge— 
treu und verläßlich fatirt, und der jährliche Zuwachs nach 
den vorgelegten Formularen innerhalb der drei erſten Mo— 
nate eines jeden Jahres nach Hof befördert werden ſoll— 
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ten a). Die bei Privaten anliegenden Stiftungs-Capi— 
talien mußten bücherlich verſichert oder eingebracht, und 
darüber früher eine ordentliche Anzeige von halb zu halb 
Jahr gemacht); ſpäter aber mit Erlaſſung der ordentli— 
chen halbjährigen Anzeigen ſo oft es um die Sicherſtellung 
eines Stiftungs-Capitals zu thun war, Bericht erſtattet 
werden c). In dieſer Abſicht ſollten bei Gelegenheit der 
abzuhaltenden Kirchenrechnungen die geiſtlichen Stiftungs- 
gelder auf das Genaueſte unterſucht, und von jedem Po— 
ſten ein Auszug mit der Anmerkung gemacht werden, 
ob und wo der Poſten geſetzmäßig verſichert, von wem die 
Obligation ausgeſtellt, und ob das Capital davon aufge— 
kündigt, ordentlich eingeklagt, und zur Einbringung das 
Nöthige veranlaßt worden ſei. Für die Erfüllung dieſer 
Anordnung wurden die Vogteien dergeſtalt verantwortlich 
gemacht, daß vom 1. Juli 1786 an auf ihre Gefahr jedes 
Stiftungs-Capital nicht anders als geſichert betrachtet 
werden ſollte d). 
Indeſſen hatte dieſe ſtrenge Maßregel noch keinesweg 

die gewünſchte Wirkung zur Folge. Noch immer wurde 
bei vielen Kirchen Unſicherheit der Stiftungs- und Kirchen— 
Capitalien wahrgenommen, deren Behebung neue Einlei— 
tungen gebot. So erging für Oeſterreich ob der 
Ens bei Gelegenheit der Errichtung der Landtafel die be— 
ſondere Vorſchrift, daß bei den bereits beſtehenden geiſtli— 
chen Stiftungen der ſie genießende Pfründner die Vormer— 
kung in der Landtafel bis zum letzten März 1792 ſo ge— 
wiß bewirken ſolle, als er ſonſt die Hälfte der Nutznie— 
ßung verlieren, und dennoch die Stiftungsverbindlichkeiten 
ganz zu erfüllen haben würde e). Den Obrigkeiten und 


a) Verord. v. 24. Jan. 1767. 

5) Verord. in Stiftgsſach. v. 16. Juli 1781. 

o) Verord. in Stiftgsſach. v. 1. Febr. 1783. 

Ad) Hofverord. v. 10. Jan. 1783 u. v. 21. Nov. 1785. 
e) Hofd. v. 10. Jan. 1791. 


Magiſtraten wurde aufgetragen, von Monat zu Monat 
bei dem Kreisamte auszuweiſen, wie weit es mit der Auf: 
kündigung oder Sicherſtellung der Stiftungs-Capitalien 
gediehen, und was diesfalls zum Beſten derſelben wirklich 
zu Stande gekommen ſei 7); den Vogteien aber, von je— 
der Kirchen-, Capellen- und Pfründenſtiftung über die Si: 
cherheit der Capitalien, Unterthanszinſen und anderer For— 
derungen eine förmliche Liquidation zu verfaffen, und der 
Landesbuchhaltung einzufenden g). Auf ähnliche Art wurden 
neuerlich die geiſtlichen und weltlichen Vogteien des In n— 
Kreiſes zur Sicherſtellung oder Aufkündigung der Stif— 
tungs-Capitalien aufgefordert, und ihnen die Vermengung 
der Einkünfte oder des Stammvermögens der einen Stif— 
tung mit den Einkünften oder dem Stammvermögen der 
andern ſtreng unterſagt y). In Mähren wurde es den 
Dechanten, Pfarrern, Local-Capellänen und überhaupt 
allen geiſtlichen Kirchenvorſtehern zur Pflicht gemacht, zu 
erheben, ob und wie weit die bei den Dominien und Pri— 
vaten anliegenden Stiftungs- und Kirchen-Capitalien 
gegen eingelegte Schuldverſchreibungen, dann Grundbuchs— 
oder Landtafel-Extracte auf den Realitäten geſichert ſind, 
und unter eigener Mithaftung die beſtimmte Anzeige mit 
Beilegung der Sicherheitsurkunden über Capitalien, welche 
entweder ohne Bewilligung der Landesſtelle angelegt worden 
ſind, oder über deren geſetzmäßige Sicherheit gegründete 
Zweifel obwalteten, an die Kreisämter zu erſtatten 1). Die 
Kreisämter erhielten die gleiche Weiſung, daß ſie wegen 
etwa verſteckter oder ungeſicherter Meſſenſtiftungen die nö— 
thige Sorge tragen, zu deren Entdeckung von allen Kir— 
chenvorſtehern die Anzeige, ob Stiftungen bei der Kirche 
beſtehen, wo ſie haften, und wie ſie geſichert ſeien, und 


5) Verord. v. 17 Jan. u. 2. Febr. 1792. 

8) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 5. Oct. 1792. 

ER) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 68. 2, 21. 
) Verord. in Mähr. v. 2. Aug. 1803. 1 


u 


bei Schuldſcheinen die Anmerkung des Datum der Aus— 
ſtellung, Einverleibung u. ſ. w. abfordern, und im Falle 
ſie Stiftungen ohne geſetzliche Sicherheit antreffen würden, 
dieſe einberichten ſollten x). Aehnliche Erhebungen und 
Sicherſtellungen der Stiftungen und ihres Vermögens wur— 
den in Böhmen und Nieder -Oeſterreich getrof— 
fen (F. 32), und eben fo ergingen in und für die übrigen 
Provinzen die gemeſſenſten Aufträge, für die Pragmatical— 
Sicherheit der Stiftungs- und Kirchen-Capitalien zu ſor— 
gen, bei mindeſter Gefahr die Anzeige wegen Aufkündigung 
einzubringen, und nichts zu unterlaſſen, was die Sicher— 
ſtellung ſolcher Capitalien nothwendig oder räthlich machen 
würde; wovon noch unten (§§. 60 u. 61) die Rede fein 
wird. Um endlich auch bei Kirchen und Pfarren, welche 
Stiften oder Klöſtern incorporirt ſind, die nöthige Sicher— 
ſtellung zu erzielen, wurde neueſtens verordnet, daß das 
Pfarr- und Stiftungsvermögen dieſer Pfarren von jenem 
des Stiftes oder Kloſters gehörig unterſchieden und evident 
gehalten, und zu dem Ende über das, was den einzelnen 
Pfarrkirchen gehört, genaue Inventarien errichtet wer— 
den follen 2). 
$. 44. 


2) Des geſammten Kirchen vermögens. 


um von dem geſammten Vermögensſtande einer je— 
den Kirche vollkommene Kenntniß zu erhalten, iſt befoh— 
len, daß über die bei jeder Kirche vorfindigen Pretioſen, 
Kirchen-Paramente, Realitäten und anderes Vermögen - 
ein ordentliches In ventarium errichtet, und für be— 
ſtändig geführt werde a). Zur Erzielung der Gleichför— 


*) Verord. in Mähr. v. 23. Aug. 1803. 

I) Allerh. Cab. Schreib. v. 29. April, Hofd. v. 18. Mai 
1831 3. 11648. 

a) Verord. in Steyerm. v. 5. Juni 1802, in. Böhm. v. 2. 
Aug. 1803, in Illyr. v. 3. Febr. 1821 Schwerdl. 10. Bd. 
S. 123, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 59. 11, 15, 30. 
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migkeit in Errichtung desſelben, und zur Vermeidung ei— 
ner Rückſtellung zur Verbeſſerung wurde das im Anhange 
beigeſchloſſene Inventar Lit. G. zum Muſter bekannt ge— 
macht, und hiernach alle Kirchen-Inventarien abzufaſſen 
befohlen )). Einer Verordnung für Steyermark zufolge 
können die Kirchen- und Pfarr-Inventarien, die in dem 
Formulare cumulirt ſind, abgeſondert aufgenommen, und 
in dem erſtern der Anſchlag in Wiener Währung, in wel— 
cher die Kirchenrechnung abgefaßt wird, in dem letztern 
in Conventions-Münze, da die Pfründen-Faſſionen in die⸗ 
ſer Münzſorte errichtet werden ſollen, gemacht werden. 
Die Capitalien ſind in jener Währung auszuweiſen, in 
welcher ſie zur Zeit des aufgenommenen Inventars an— 
liegen. Liegen ſie in beiden an, ſo ſind zwei Columnen 
zu ziehen. Die Fonds-Capitalien kommen in die Colum— 
ne der Währung zu ſetzen, in welcher die Zinſen verab— 
folgt werden. Zur Gebäudeſchätzung ſind zwar Kunſtver— 
ſtändige auf Koſten der Vogtei zuzuziehen; um aber letz— 
tere zu vermindern, ſo ſollen die Materialien dazu von den 
Pfründnern, und hinſichtlich der Kirchen von den Kirchen— 
vorſtehern mit Beihülfe der Vogteien vorbereitet werden. 
Für die Wirthſchafts- und ſonſtige Auslagen ſind fünf 
Procent anzuſchlagen c). — Für Illyrien wurde das 
Formular Lit. H. mit der dazu nöthigen Belehrung vor— 
geſchrieben d). Nieder-Oeſter reich erhielt wohl auch 
ein eigenes Formular, und zwar ſchon im Jahre 1807 e). 
Da jedoch ſolches minder vollſtändig und genau iſt: fo 
dürften die Inventarien daſelbſt gleichfalls nur nach einem 
der neuern zweckmäßigeren Formulare abzufaſſen ſein. 

Nach dem Kirchen-Inventare müſſen bei jedem To— 


7) Verord. in Böhm. v. 20. März 1818 u. 6. Mai 1820. 

c) Verord. in Steyerm. v. 12. Sept. 1827 Prov. Geſ. 9. Bd. 
S. 329. 

d) Verord. in Illyr. v. 3. Febr. 1821 Prov. Gef. 3. Bd. 
S. 43. 

e) Verord. in N. Oeſter. v. 3. Sept. 1807. 
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des- und Veränderungsfalle des Beneficiaten oder Vogten A), 
dann bei jeder Abtretungs-Liquidation, in Tyrol und im 
Inn⸗-Kreiſe von Ober-Oeſterreich aber bei jeder Kirchen— 
rechnungslegung g) die Kirchen-Paramente und die übri— 
ge Einrichtung, dann der fundus instructus einzeln 
durchgegangen, wenn ſich bei einem Stücke eine übermä— 
ßige Abnützung oder ein Abgang zeigt, dieſes als ein 
Paſſivum des Abtretenden bezeichnet A), wenn aber bei 
dem einen oder andern Stücke ein Streit entſteht, ob es 
zu dem Patrimonial- oder zu dem pfarrlichen oder kirch— 
lichen Vermögen gehört, zu Handen der Kirche oder der 
Pfarre ein Vertreter aufgeſtellt, und mit ſolchem die Sa— 
che ausgetragen i)z endlich, wenn von dem Beneficium 
entweder ſeit dem 22. December 1814 noch gar kein In— 
ventar und Erträgnißausweis der Staatsbuchhaltung in 
Stiftungsſachen vorgelegt worden iſt, oder wenn ſich ſeit 
dem vorgelegten in dem Beneficial-Vermögen oder dem 
Erträgniſſe eine Veränderung ergeben hat 7), ein neues 
Pfarrbeilaß-Inventar und Erträgnißausweis aufgenom— 
men werden. Letzteres muß unter einem darum geſche— 
hen, weil die ältern, von frühern Zeiten her vorhandenen 
Ausweiſe zu dem entſprechenden Gebrauche nicht dienen, 
indem ſie die Staatsbuchhaltung nicht in den Stand ſetzen, 
über die Verhältniſſe der Pfründen bei vorkommenden 
Gelegenheiten ämtliche Aufklärungen geben zu können. 
Iſt aber ein Inventar und Erträgnißausweis von den letz— 


J) Verord. in N. Oeſter. v. 8. Sept. 1828 Prov. Gef. 
10. Bd. S. 518 u. 12. Aug. 1830 Wagner Jahrg. 1830, 
10. Hft. S. 469. 

4) Verord. in Tyr. v. 13. Sept. 1821 II. Abſchn. §. 3, III. 
Abſchn. $ 8 Gout. 20. Bd. S. 672, in O. Oeſter. v. 
10. Oct. 1821 $$. 15, 30. 

A) Verord. in Galiz. v. 23. Aug. 1784 u. angef. Verord. für 
Tyr. u. N. Oeſter. 

1) Verord. in Böhm. v. 19. Febr. 1807 Jak. 8. Bd. S. 439 

*) Hofd. v. 31. Mai u. 28. Aug. 1817. 
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ten Zeiten da, ſo iſt eine neuerliche Aufnahme überflüſſig. 
Am wenigſten iſt nöthig, daß dieſe Ausweiſe bei der je— 
desmaligen Pfründenerledigung aufgenommen werden; es 
muß nur zur Uiberzeugung der Landesſtelle, daß die vor— 
geſchriebenen Fälle der Aufnahme richtig beobachtet wer— 
den, bei jeder Erledigung einer Pfründe, wo kein Inven— 
tar aufgenommen und vorgelegt wird, binnen 14 Tagen 
durch das Kreisamt angezeigt werden, daß ein Inventar 
ſchon vorgelegt wurde, und eine Veränderung ſeit dieſer 
Zeit ſich nicht ergeben hat 2). In Nieder- und Ober: 
Oeſterreich, dann in Tyrol muß ein Ausweis über die 
im Laufe des Jahres angekauften oder auf was immer 
für eine Art neu zugewachſenen Inventurſtücke, ſo wie 
über die etwa in Abfall gerathenen Gegenſtände unter ge— 
nauer Bezeichnung und Angabe der Maße und des Ge— 
wichtes jeden Jahrs der Kirchenrechnung angeſchloſſen 
werden m). In Böhmen wird der Zuwachs oder Abgang 
in die Inventare ſogleich, wie er ſich ereignet, vorge— 
merkt, ohne erſt den Jahresverlauf abzuwarten und jedes— 
mal ein neues Inventar abzufaſſen. Unrichtigkeiten, wel- 
che in dem Kirchen-Inventare ſonſt beſtehen, müſſen oh- 
ne Zeitverluſt in Ordnung gebracht werden n). Ob das 
Beneficium eine landesfürſtliche oder Privat-Patronats— 
Pfründe iſt, macht, da Privat-Patronats-Pfründen rück⸗ 
ſichtlich ihres Stammvermögens und ihrer Einkünfte nicht 
minder unter der Aufſicht der Staatsverwaltung ſtehen, 
als die landesfürſtlichen, eben ſo wenig einen Unterſchied o), 
als ob bei einem Verlaſſenſchaftsfalle nach dem Tode ei— 
nes Pfründners die Erbſchaft inventirt wird oder nicht p). 


7) Verord. in Böhm. v. 30. Aug. 1821 u. 2. 
m) Angef. Verord. für Tyr. u. O. Oeſter. für N. Oeſter. v. 
31. Aug. 1828 Wagner Jahrg. 1828, 9. Hft. S. 442. 
u) Hofd. v. 24. Juli 1800, Verord. in O. 5 v. 10. Oct. 
1821 §. 15. 
o) Hofd. v. 28. Aug. 1817. 
p) Hofd. v. 22. Dec. 1814. 
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Die Aufnahme geſchieht im Namen des Landrechtes von 
den Ortsgerichten; gehört aber nicht in die Reihe der den 
Judicial-Behörden zuſtehenden Amtshandlungen. Sie 
liegt den Vogteiobrigkeiten ob, welche ſie mit Zuziehung 
der Bezirks-Vikäre und der einſtweiligen Adminiſtratoren 
der Pfründe zu veranlaſſen, und den Erträgnißausweis ins— 
beſondere nach den Rubriken der Faſſion vom Jahre 1782 
zu verfaſſen und mit ihrer Unterſchrift zu verſehen ha— 
ben 3). Die Einſendung hat unmittelbar an die Landes— 
ſtelle zur weitern Uibergabe an die Staatsbuchhaltung in 
Stiftungsſachen, und niemals an die Hofkanzlei zu ge— 
ſchehen r). In Nieder-Oeſterreich müſſen die Inventare 
in drei Parien an das Conſiſtorium eingeſendet werden s), 
welche von allen, denen die Entrichtung einer Giebigkeit 
obliegt, mit den Worten gefertigt werden müſſen: „Die 
Richtigkeit der in dem Inventare angeführten Gerechtſamen 
wird von uns beſtätigt“ t ). In Steyermark und Tyrol 
müſſen die Inventare bei dem Kreisamte überreicht 1), 
und in letzterer Provinz überdies ein Exemplar bei der 
Vogtei, und wenn dieſe das Landgericht iſt, bei dem Land— 
gerichte hinterlegt werden zw). 

Die Kirchen = Realitäten und die im Extraordina- 
rio dominicali verſteuerten Rechte ſollten zu ihrer Si— 


7) Verord. in Böhm. v. 23. Aug. 1821 n. 1 Gout. 20. Bd. 
S. 570. 

7) Hofd. v. 22. Dec. 1814, 11. Juni 1818 Schwerdl. 9. Bd. 
S. 57, Verord. in Böhm. v. 23. Aug. 1821, in N. Oeſter. 
v. 8. Sept. 1828 Prov. Geſ. 10. Bd. S. 518. 

8) Verord. in N. Oeſter. v. 8. Sept. 1828 a. a. O., Wien. 
Conſiſt. Curr. v. 27. März 1829 n. 4. 

4) Verord. in N. Oeſter. v. 23. Mai 1829 3. 8443, 

u) Verord. in Steyerm. v. 5. Juni 1802 u. 17. April 1827 
Prov. Geſ. 9. Bd. S. 171. 

20) Angef. Verord. für Tyr., dann Hofd. v. 26. Febr., Verord. 
in Tyr. v. 22. März 1818 lin. i, Prov. Geſ. 5. Bd. S. 211 
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cherſtellung in der Landtafel eingetragen werden w). Nah: 
dem aber höchſten Ortes befohlen worden iſt, daß in dem 
landtäflichen Hauptbuche keine Realitäten erſcheinen kön— 
nen, als welche früher ſchon in der Landtafel eine eigene 
Einlage hatten oder in dem Rectificatorio ſelbſtſtändige 
Rubriken bilden: ſo iſt es von jener Anordaung in Anſe— 
hung aller kirchlichen Realitäten wieder abgekommen, wel— 
che einen Beſtandtheil des obrigkeitlichen Beſitzſtandes 
ausmachen, und mit dieſem vermiſcht find A). Für die 
Sicherheit ſolcher Realitäten iſt nur mehr durch das Kir— 
chen-Inventar zu ſorgen. Kirchen-Realitäten und frucht— 
bringende Rechte, welche ſich mit einem Stadt- oder 
Grundbuche reguliren, ſind durch die Einverleibung in 
dieſe Bücher ſicher geſtellt. 


§. 45. 
Beſondere Kirchen-Inventarien. 


Außer dem Haupt-Inventarium über das geſammte 
Kirchenvermögen (vorg. §.) pflegt bei den meiſten Kirchen ein 
beſonderes Verzeichniß über die zum gewöhnlichen Gebrauche 
dienenden Kirchengeräthe und Effecten, und wieder ein be- 
ſonderes über die Kirchen-Pretioſen und letzteres zwar mit 
deren genauen Beſchreibung, um im Falle einer Entwen— 
dung fie kennbar bezeichnen zu können a), geführet zu wer- 
den Y). Ob aber über dieſe noch andere Inventarien vor— 
handen zu ſein haben, hängt von den Umſtänden ab. 
Ueber Kirchenſachen, welche einer Pfarre oder Localie aus 
den für den öffentlichen Gebrauch geſperrten Kloſter- und 
andern Nebenkirchen zu Theil geworden ſind, muß allemal 
auch ein eigenes Inventarium geführt und bei der Kirche 


x) Verord. in Böhm. v. 6. Dec. 1817 Jak. 8. Bd. S. 195. 

) Hofd. v. 31. Juli 1818, Verord. in Böhm. v. 7. Dec. 
1820 ebend. S. 196, 197. 

a) Verord. f. Schleſ. v. 7. Oct. 1777. 

5) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 19. Oct. 1821 $. 30. 
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aufbewahret werden; ein zweites gleichlautendes befindet 
ſich bei der Cameral-Buchhalterei, welche über die Rich— 
tigkeit der mitgetheilten Sachen die Aufſicht trägt e). Hat 
eine Kirche Privat-Schuldner, ausſtehende Forderungen, 
Intereſſen oder Grundzinſen: fo müſſen wieder befondere 
Verzeichniſſe geführet, dieſe alle Jahre erneuert, und die 
vorkommenden Abänderungen des Zuwachſes oder Abgan— 
ges darin bemerkt werden d). Doch hiervon kann erſt un— 
ten ($$. 76 u. 79) die Rede fein, 

$. 46. 

Kirchenkaſſe. 

In der Regel muß bei jeder Kirche eine eigene Kir: 
chenkaſſe (Kirchenlade, Zechſchreine) vorhanden ſein. 
Wenn jedoch auf einer und derſelben Herrſchaft und unter 
einem und demſelben Patrone mehrere Kirchen ſich befin— 
den, deren Vermögen von dem nämlichen Rechnungsfüh— 
rer verrechnet wird: ſo kann es wie bisher bei den ſo ge— 
nannten allgemeinen Kirchenkaſſen ſein Bewenden haben; 
nur iſt das einer jeden Kirche beſonders zugehörige Ver— 
mögen mit dem der andern nicht zu vermengen, ſondern 
in einem eigenen Journale zu verrechnen, und nach den 
(F. 76) angegebenen Vorſchriften am Schluße der Kir— 
chenrechnung beſonders auszuweiſen a). Dieſes verſteht 
ſich auch von Pfarrkirchen, welche einem Stifte oder Klo— 
ſter incorporirt ſind, und muß bei denſelben, um ihr ei— 
genthümliches Vermögen von jenem des Stiftes oder Klo— 
ſters geſchieden und evident zu halten, ebenfalls eine * 
Kirchenkaſſe geführt werden 5). 


c) Hofd. v. 25. Mai 1784 Krop. 6. Bd. S. 576, 592. 

d) Verord. v. 5. Aug. 1795. 

4) Hofd. v. 29. Sept. 1808 f. 6, für Böhm. v. 2. Sept. 
1800 Pol. Geſ. 15. Bd. S. 113, Verord. in Oeſter. o. 
d. E. v. 10. Oct. 1821 $, 30. 

5) Allerh. Entſchl. v. 29. April, Hofd, v. 18. Mai 1831 
3. 11648, 

I. Theil. 12 
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Die Kirchenkaſſe muß mit drei unterſchiedenen Schlöſ— 
ſern und Schlüſſeln verſehen ſein, und verſchloſſen gehal— 
ten werden. In Böhmen hat den einen Schlüſſel der Pa— 
tron, oder jener, dem ihn dieſer anvertrauet, den andern 
der Pfarrer, und den dritten der Rechnungsführer c); in 
Oeſterreich den einen die Vogteiherrſchaft oder ihr aufge— 
ſtellter Commiſſär, den andern der Pfarrer, und den drit— 
ten der erſte Zechprobſt d); in Tyrol einen der Probſt, ei: 
nen der Pfarrer und einen der Vorſteher oder Landrichter, 
und wenn dieſer zu weit entfernt iſt, der Gemeindevorſtand 
zu verwahren e), ſo, daß einer ohne die andern die Kaſſe 
nicht eröffnen kann, und keines dieſer drei Individuen 
ſeinen Schlüſſel an eines der zwei übrigen en darf, 
ohne dafür verantwortlich zu werden 7). 

In der Kirchenkaſſe müſſen die Koſtbarkriten die 
Obligationen, die Stiftsbriefe, die aufgenommenen Kirchen— 
rechnungen, die Kirchen-Inventarien, und alle übrigen die 
Kirche betreffenden Urkunden, in Oeſterreich ſelbſt die über 
die gelegte Rechnung erhaltenen Anſtände und Erledigun— 
gen, nach welchen ſich bei der nachfolgenden Kirchenrech— 
nung zu richten iſt g), dann die Kirchenpatente vom 8. 


) Hofreſer. für Böhm. v. 9. Oct. 1724, Hofd. v. 27. Aug. 
1748, 25. Jan. u. 21. Sept. 1765 Jak. 3. Bd. S. 391 
— 395, v. 2. Sept. 1800 vergl. mit Hofd. v. 8. Sept. 
1799 Pol. Geſ. 14. Bd. S. 169. 

d) Verord. für Oeſter. o. d. E. v. 15. Febr. 1752 u. 10. 
Oct. 1821 $. 1, für Oeſter. u. d. E. v. 8. Dec. 1759. 

e) Verord. für Tyrol v. 13. Sept. 1821 1. Abſchn. §. 2 
Gout. 20. Bd. S. 672. 

7) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 27. Febr. 1797, Hofd. für 
Böhm. v. 2. Sept. 1800, Verord. v. 6. Oct. 1809, 7 
Sept. 1810 u. 5. Juni 1821 Jak. 8. Bd. S. 383, Hofd. 
v. 8. Sept. 1799 u. v. 15. Febr. 1809 ebend. €. 465, 
für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 9 16 a. a. O. 

g) Verord. in N. Oeſter. v. 10. Aug. 1825 Prov. Gef 7. Bd. 
S. 388. 


— 179 — 


December 1759 und 18. October 1792 mit der Regie- 
rungs-Verordnung vom 18. Januar 1826 über die Ver— 
waltung der Kirchen- und Stiftungs-Capitalien A) hinter- 
legt werden. Wachſen die Schriften und Urkunden fo an, 
daß zu ihrer Unterbringung in der Kirchenkaſſe nicht mehr 
Raum genug iſt, ſo muß hierzu eine eigene Lade oder ein 
Kaſten als Kirchen-Archivs-Kaſten verwendet, und als ein 
Theil der Kirchenkaſſe gleichfalls mit drei Schlöſſern und 
Schlüſſeln verſehen werden. Bare Kirchengelder werden 
nicht ordentlicher Weiſe, ſondern nur mittler Weile, bis 
fie verzinslich angelegt werden können, daſelbſt aufbewah— 
ret, und es ſind alle Geldvermiſchungen, die bei dieſer Ge— 
legenheit Statt finden könnten, verboten :). Andere Sachen 
und insbeſondere die den Kirchenvorſtehern oder Beamten 
eigenen oder fremden Gelder dürfen nie daſelbſt hinterleget 
werden ). 

Die Kirchenkaſſe ſoll in der Sacriſtei oder ſonſt in 
der Kirche, und wenn ſie hier nicht genug ſicher iſt, in dem 
Schloſſe oder der Wohnung der Vogteiherrſchaft, bei zu 
weiter Entlegenheit dieſes Ortes von der Kirche aber, in 
einem andern nächſt gelegenen herrſchaftlichen Wohnge— 
bäude, oder in dem Hauſe des Kirchen-Commiſſärs oder 
auch im Pfarrhofe ſelbſt, nach Gutbefinden des Patrons 
oder Vogtherrn und gegen gehörige Recognition aufbe— 
halten werden H. 


u) Verord. in N. Oeſter. v. 1. Juli 1830 3. 29175. 

1) Verord. v. 11. Dec. 1772, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 
1821 8. 20, in N. Oeſter. v. 25. April 1828 Wagner 
Jahrg. 1828 5. Hft. S. 281. 

k) Verord. in Defter, o. d. E. v. 10. Oct. 1821 % 16. 

7) Hofreſer. für Böhm. v. 9. Oct. 1724, Verord. für Oeſter. 
o. d. E. v. 15. Febr. 1752 Thereſ. 1. Bd. S. 348, v. 27. 
Febr. 1797 u. 10. Oct. 1821 f. 30, für Oeſter. u. d. E. v. 
8. Dec. 1759 Thereſ. 3. Bd. S. 567, angef. Verord. für 
das Küſtenl. B. 55, 1 — 4, angef, Verord. für Tyr. II. 
Abſcha. §§. 2, 3. 
— 12 * 
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8. 47. 
Beſorgung der Einnahmen, 


Die Einnahmen und Ausgaben der Kirchen haben 
unter der Leitung der Vogtei und des Pfarrers die Kir— 
chenväter zu beſorgen, und darüber eigene Vormerkungen 
zu führen a). In Oeſterreich ob der Ens iſt zu dem dies— 
fälligen Journale ein beſonderes Formular (im Anhange 
Lit. I) vorgeſchrieben 5), welches ſehr zweckmäßig auch in 
den übrigen Provinzen angewendet werden kann. 

Die Einnahmen beſtehen in dem Empfange von 
zurück gezahlten Capitalien, in dem Empfange der Intereſ— 
fen von anliegenden Capitalien, der Zinſen und Nutzun— 
gen von Realitäten, und in verſchiedenen zufälligen Ein— 
künften der Kirche. 

Die beſondern Vorſichten bei der Empfangsnahme 
von zurück zu zahlenden Capitalien, und die Vorſchriften 
wegen richtiger Behebung der Zinſen und Nutzungen von 
kirchlichen Realitäten werden unten (8$. 62, 63 u. 66) 
vorkommen. 

Rückſichtlich der Intereſſen von anliegenden Gapita- 
lien iſt folgendes zu merken: 1) die Capitals-Intereſſen 
dürfen nie über drei Monate nach der Verfallszeit aus— 
ſtändig geluffen werden c). Die ſpätern Verordnungen, 
welche ſie über Jahr und Tag anwachſen zu laſſen ver— 
boten haben d), ſcheinen nur von ganzjährigen Zahlungs- 
terminen, keineswegs aber dahin verſtanden werden zu 


a) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 A F. 6, B 
§. 5, in Tyr. v. 13. Sept. 1821 11. Abſchn. §. 4 a. a. O 

5) Verord. der Regier. o. d. E. v. 27. Febr. 1797, v. 10. 
Oct. 1821 69. 1, 5. 

c) Hofrefer, für Böhm. v. 29. Juli n. Pat. v. 18. Aug. 
1750, u. Hofd. v. 3. Aug. 1795, angef. Verord. für Tyr 
II. Abſchn. §. 10. 

d) Verord. v. 15. Febr. 1752, v. 8. Dec. 1759 u. 12. 
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können, daß ſie ein ganzes Jahr rückſtändig ſein müſſen, 
bevor zur Execution geſchritten werden dürfe, zumal als 
gegenwärtig bei Anlegung von Kirchen-Capitalien der Kir— 
che ausdrücklich das Recht vorbehalten werden muß, das 
Capital durch gerichtliche Zwangsmittel einzutreiben, wenn 
die Intereſſen ſechs Wochen nach der Verfallszeit nicht ge— 
zahlt werden (§. 54). Die neuern Geſetze ſprechen blos 
davon, daß jedem Saumſale in Zahlung der Intereſſen 
beſonders da, wo die Obrigkeiten zugleich Patrone ſind, 
und mehrere Kirchenforderungen hinter ihnen haften, mit 
Nachdrucke zu ſteuern ſei e). Nur für Ober-Oeſterreich 
iſt vorgeſchrieben, daß die Vogteien bereits beſtehende 
Zinſenrückſtände thätigſt zu betreiben, für die Zukunft 
aber unter eigener Haftung und Erſatzpflicht keinen Zin— 
ſenrückſtand über ein Jahr zu dulden haben F). 2) Pri- 
vate können die Zinſen nur an dem Wohnorte der Kir— 
chenväter abführen g). 3) Die Quittungen über Inter— 
eſſen aus öffentlichen Fonden müſſen den Fond oder die 
Anſtalt, welcher die Obligation gehört, und den Namen 
des Ortes und der Provinz, wo ſich der Fond oder die Anſtalt 
befindet, enthalten A), und von der Vogtei und dem Pfar— 
rer mitgefertiget werden. Der obrigkeitliche Beamte darf 
keineswegs ohne Vorwiſſen derſelben ihre Namen eigen— 
mächtig durch den erſten beſten Schreibkundigen hinſetzen, 
oder zwar von ihnen, aber mehrere Quittungen mit ein— 
ander gleich im voraus, unterfertigen laſſen i). Es darf 
aber auch eben fo wenig eine Quittung bei einer Credits— 
Kaſſe vorgebracht werden, welche nicht nebſt der Fertigung 
der Kirchenvorſteher mit dem Vidi der Vogteiobrigkeit verſe— 


e) Verord. in Böhm. v. 6. Oct. 1809. 
5) Verord. in O. Oeſter. v. 8. Aug. 1828 Prov. Geſ. 10. Bd. 
S. 191. 
8) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 Beil. B u. 2. 
A) Hofd. v. 2. Aug. 1824 Jak. 10. Bd. S. 147. 
1) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 29. Aug. 1801 Schwerdl. 
4. Bd. S. 112, angef. Verord. f. d. Küſtenl. B g. 6. 
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hen iſt kx). In Tyrol muß die Quittung der Ortöfeelfors 
ger, der Landrichter aber dann mit fertigen oder legaliji= 
ren, wenn es die beſtehende Manipulation, wie z. B. bei 
der Schuldentilgungs-Kaſſe, fordert 2). 4) Zur Erleichte— 
rung und Erſparung der Koſten können ſich die Kirchen— 
vorſteher wegen Behebung dieſer Intereſſen, ſo wie wegen 
anderer Zahlungen bei öffentlichen Kaſſen, an die Kreis: 
Eaffiere wenden m). 5) Nach einer Verordnung in Böhmen 
ſollen die Intereſſen mit jedesmaliger Vorzeigung der 
letzten Quittung in Empfang genommen werden n). 
Die jährlichen Präſtationen von Seite der Untertha— 
nen und insbeſondere die emphyteutiſchen Giebigkeiten 
müſſen längſtens alle Jahre eingehoben werden. Die 
Rückſtände ſind, wenn Einmahnungen nicht fruchten, dem 
Kreisamte ſpecifiſch auszuweiſen, damit dieſes nöthigen 
Falls zu ihrer Eintreibung die geſetzliche Execution erthei— 
leo). Legate, welche einer Kirche hinterlaſſen worden find, 
können nach der den Kirchenvorſtehern gehörig gemachten 
Verſtändigung nur gegen eine von den Vorſtehern der be— 
treffenden Kirche zu coramiſirende Quittung in Empfang 
genommen werden p). Die Vorſchriften wegen der Em— 
pfangsnahme der in den Klingelbeutel eingehenden Opfer, 
und wegen richtiger Verrechnung der der Kirche zukom— 
menden Stolgebühren find oben ($$. 18 n. 3 u. 38) an- 
führt worden. Hierzu kommt nur noch zu bemerken, daß die 
Stolgebühren für den Beerdigungsort nicht von dem Seel— 
ſorger, ſondern von dem Rechnungsführer unter eigener 


) Verord. in Illyr. v. 28. April 1820 Schwerdl. 10. Bd 
S. 189. ’ 
7) Angef. Verord. für Tyr. II. Abſchn. §. 4. 
m) Hofd. v. 18. Febr. 1786, 7. Sept. 1797 u. 6. Jan. 1798. 
u) Verord. in Böhm. v. 24. Aug. 1789. 
o) Angef. Verord, f. d. Küſtenl. §. 54 S. 55. 
p) Hofd. v. 26. Mai 1802, angef. Verord. für Tyr. II. Abſchn. 
$. 8. 


Verantwortung eingehoben und in die Kirchenkaſſe ver— 
rechnet werden müſſen 9) 

Die wo immer her eingegangenen Kirchengelder müſ— 
ſen in Gegenwart des Pfarrers und des Vogtei-Commiſ— 
ſärs in die Kirchenlade, wenn aber das Patronats-Recht 
von einem Magiſtrate ausgeübt wird, auf das Rathhaus 
in die vorgeſchriebene Depoſition gegeben werden, und darf 
ſich kein Zechprobſt oder Kirchenrechnungsführer unter— 
fangen, fie über acht Tage hinter ſich zu behalten 1). 
Nur das zur Beſtreitung der kleinern Ausgaben noth— 
wendige, nach dem Ermeſſen des Pfarrers und Vogtei— 
Commiſſärs zu beſtimmende, und den Betrag von 30 fl., 
in Böhmen aber den halbjährigen Bedarf, nicht überſchrei— 
tende Quantum kann gegen Verrechnung in ſeinen Hän— 
den bleiben, und in einer eigens hierzu gewidmeten Handkaſ— 
ſe aufbewahrt werden s). 8 


| $. 48. 
Und der Ausgaben der Kirche. 


In Bezug auf die Ausgaben iſt der Wirfungs: 
kreis der Kirchenväter noch mehr beſchränkt, als in Bezug 
auf die Einnahmen. Sie dürfen ohne Vorwiſſen des Pfar— 
vers und des Vogtei-Commiſſärs nicht einmal geringe 
Ausgaben machen a), es mögen dieſe einen Bau, eine 
Reparatur, die Anſchaffung neuer Kirchengeräthe, eine 
Aushülfe für Schulen oder was immer für Gegenſtände, 


9) Verord. in Böhm. v. 7 Juli 1794 Jak. 2. Bd. S. 516. 

r) Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 8. Dec. 1759 n. 8. 9, 
Hofd. v. 31. Juli 1804 Jak. 8. Bd. S. 464, angef. 
Verord. f. d. Küſtenl. §. 58 S. 58. 

5) Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 8. Dec. 1759 n. 9, in Böhm. 
v. 4. Nov. 1791, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 
6%. 34, 35, angef. Verord. f. d. Küſtenl. §. 58. 

a) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 7. Febr. 1797 Schwerdl. 
3. Bd. S. 121. 
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worauf das Kirchenvermögen zu verwenden iſt ($ 37 u. 
ff.), betreffen 5). Geringe Ausgaben aber heißen in Oe— 
ſterreich ob der Ens alle Ausgaben bis zu dem Betrage 
von 50 fl. c), in Oeſterreich unter der Ens bis zu jenem 
von 30 fl. C. M. d), in Böhmen und Krain bis zu dem 
von 10 fl. C. M. e), welcher Betrag auch von den Kir— 
chen-Inſpectoren zu Prag ohne vorläufige Anfrage bei 
dem Magiſtrate als Patrone der Prager Kirchen veraus— 
gabt werden darf 7). In Tyrol und Vorarlberg ſteht bei 
ſtreng kirchlichen Auslagen die Verfügung aus den Ren— 
ten des Kirchenvermögens, jedoch nach Bedeckung der cur— 
renten Bedürfniſſe der Kirche, dem Seelſorger und den 
Kirchenpröbſten bis zu dem Betrage von 30 fl., dem Land— 
gerichte, und in den Städten Innsbruck, Bogen, Trient 
und Roveredo dem Magiſtrate bis 50 fl., den Kreisäm— 
tern endlich bis 100 fl. C. M. zu, vorausgeſetzt, daß in 
Abſicht auf die zu beſtreitende Auslage in den Anträgen 
der Unterbehörden eine vollkommene Uibereinſtimmung 
vorhanden iſt; wo dieſe abgeht, muß die Angelegenheit 
an die nächſt höhere Behörde zur Entſcheidung geleitet 
werden g). Im Küſtenlande kann größere Auslagen bis 
zu dem Betrage von 100 fl., wenn die Stamm-Capita— 
lien nicht angegriffen werden, das Kreisamt, über 100 fl. 


5) Verord. v. 8. Dec. 1759 u. 9, in Oeſter. o. d. E. v. 10. 
Oct. 1821 $$. 16, 30. 

c) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 Beil. A 
Ausgabsbewilligung, v. 5, Nov. 1821. 

d) Verord. in N. Oeſter. v. 11. Juni 1828 Prov. Gef, 10. 
Bd. S. 329. 

e) Verord. in Böhm. v. 17. Juli 1827 Prov. Gel. 9. Bd. 
S. 349, 

7) Verord. in Böhm. v. 4. Aug. 1786 Jak. 3. Bd. S. 332. 

g) Verord. in Tyrol u. Vorarlb. v. 13. Sept. 1821 II. Ab⸗ 
ſchn. F. 4, Hofd. v. 16. Aug., Verord. in Tyr. v. 6. Sept. 
1827 Wagner Jahrg. 1827 9. Heft S. 360. 


HEN 


aber nur die Landesſtelle bewilligen A). In den übrigen 
Provinzen muß zu allen nicht ſyſtemiſirten außerordentli— 
chen, d. i. die angegebenen Beträge überſteigenden Aus- 
lagen, ſo wie in allen Fällen, wo mit den Geldmitteln 
der Kirche zu fremdartigen Zwecken verfügt werden ſoll i), 
unter der unmittelbaren Haftung des Kirchenrechnungs— 
führers, der Kirchenvorſteher und des Patronats die Be— 
willigung der Landesſtelle angeſucht werden x). Die Ge— 
ſuche mit den ſchriftlichen Koſtenüberſchlägen der ſachbver— 
ſtändigen Gewerbsleute oder Künſtler dürfen jedoch nie 
unmittelbar bei der Landesſtelle eingebracht, ſondern müſ— 
ſen durch das Kreisamt dahin geleitet werden, welches 
ſeinem Berichte die vorläufig einzuholende Aeußerung des 

Patrons, dann, damit von Seite der Landesſtelle ſo— 
gleich über das Ganze entſchieden werden könne, jene des 
Ordinariats (F. 40), endlich, weil ſich nach unvollkomme— 
nen Extracten nicht gerichtet werden kann, die Kirchen- 
rechnungen von den drei letzten Jahren; wenn aber die 
Kirche, aus deren Vermögen auf eine Ausgabe angetra— 
gen wird, Filialen hat, auch die Rechnungen von dieſen, 
ſo wie entgegen, wenn die vorgeſchlagene Ausgabe eine 
Filial⸗Kirche betrifft, von der Mutter- und den übrigen 
Filial-Kirchen entweder im Originale oder in authentiſcher 
Abſchrift beizuſchließen hat ). Nur in Nieder-Oeſterreich 


h) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 $$. 59, 60 S. 58. N 
1) Hofd. v. 16. Aug., Verord. in Tyr. v. 6. Sept. 1827 a. a. O. 


*) Verordn. in Böhm. v. 29. Aug. 1783, 7. Dec. 1789, 4. 
Aug. 1791, Hofd. v. 2. Febr. 1793, Verord. v. 3. Aug. 
1795 Jak. 3. Bd. S. 400, v. 9. Jan. 1804, 28. Jan. 
1808, 6. Oct. 1809 Jak. 8. Bd. S. 465, v. 11. Juli 
1810 u. 12. Febr. 1816, Verord, für Krain v. 20. Sept. 
1797. 

2) Verord. in Böhm. v. 16. Juni 1786 Jak. 3. Bd. S. 399, 
v. 7. Dec. 1789, Hofd. v. 23. Febr. 1793, angef. Verord. 
für Tyr. v. 13. Sept. 1821 III. Abſchn. §. 6. 
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braucht blos der letzte Rechnungs-Extract beigeſchloſſen zu 
werden, dieſer aber muß beigeſchloſſen werden, weil, ob— 
gleich alle Jahre Rechnungs-Extracte an die Staatsbuch— 
haltung eingegeben werden, dieſe bei ihren überhäuften 
Geſchäften außer Stande iſt, die oft voluminöſen Gee; 
te jedem Uiberſchlage in Abſchrift beizulegen m). Das 
Kreisamt ſelbſt darf, mit Ausnahme Tyrols, des Inn— 
Viertels und des Küſtenlandes m), ohne vorläufige Anfra— 
ge bei der Landesſtelle keine Bewilligung zur Verwendung 
von Kirchengeldern ertheilen, und ſetzt ſich für jede eigen— 
mächtige Verfügung der ſchärfſten Ahndung aus o). Es 
kann blos zu nothwendigen Herſtellungen an Kirchen- oder 
Pfarrgebäuden unter Beobachtung der geſetzlichen Vor— 
ſchriften einen Betrag bis zu 100 fl. bewilligen p). Eben 
dieſes gilt auch von Reiſeauslagen, welche den Bezirks— 
Vikären nicht eher angewieſen werden dürfen, als bis die 
Reiſe⸗Particularien der Landesſtelle zur Adjuſtirung vorge— 
legt worden find g); von den Commiſſions- und den Rei: 
ſekoſten für die Kreis-Ingenieure, dann allen andern Aus— 
lagen bei Kirchenbaulichkeiten, in wie fern ſolche aus dem 
Kirchenvermögen zu beſtreiten kommen ($. 90). Wegen 
Zahlungen an öffentliche Kaſſen kann ſich, ſo wie wegen 
der Empfangsnahme aus denſelben (vorg. §.), an die 
Kreiskaſſiere gewendet werden 7). 

Zur Abzahlung einer contrahirten Kirchenſchuld be⸗ 


darf es, wenn die Schuld Huld liquid IUquid iſt, und aus dem curren⸗ 


— 


m) Hofd. v. 16. Mai, Verord. in N. Oeſter. v. 23. Juni 1821 
Prov. Geſ. 3. Bd. S. 306. 

u) Angef. Hofd. für Tyr., Verord. in O. Oeſter. v. 10. Oct. 
1821 Beil. A. Ausgabsbewilligung, u. angef. Verord. für 
das Küſtenl. 

o) Verord. in Böhm. v. 18. April 1796. 

p) S. M. Abhandl. v. kirchl. Gebäud. 9. 37. 

7) Verord. in N. Oeſter. v. 19. Juli 1806, in Böhm. v. 21. 
Det. 1821 n. 3. 

1) Hofd. v. 13. Febr. 1786, 7. Sept. 1797 u. 6. Jan. 1798. 
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ten Einkommen geleiſtet werden kann, blos der er Zuſtim⸗ ER 


mung der Kirchenverwaltung; außerdem. aber immer des 
Conſenſes der Londesſele 8). 


9. 49. 
Fruchtbringende Anlegung der Kirchengelder: 


Das gemeine Recht kennt keine fruchtbringende An— 
legung der Kirchengelder. Einmal erklärt es das Darlei— 
hen für eine Veräußerung, wenn gleich nicht der Quan— 
tität, doch der Species a), und fordert deshalb, daß bei 
demſelben eben jene Feierlichkeiten beobachtet werden, oh— 
ne welche keine Veräußerung vor ſich gehen kann, ſo zwar, 
daß es die Darleihen, welche die Verwalter der Kirchen— 
güter eigenmächtig machen, nur auf ihre Gefahr gemacht 
haben, und wenn ſie in der Rückforderung ſaumſelig ſind, 
bei der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners ſie haften, 
dagegen aber auch die Schuldner an die Verwalter nur 
über einen an dieſe ertheilten Auftrag mit Sicherheit Zah— 
lung leiſten läßt p). Sodann geſtattet es aus einem ge— 
gebenen Darleihen wohl ein Klagerecht auf das Capital, 
keineswegs aber auch auf Zinſen c), nicht einmal bei un— 
terlaufenem Saumſale d), und verbietet durchaus und 
ſchlechthin, ſich Zinſen zu ſtipuliren e), in der Art, daß 


5) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 B 9. 35, 36, S. 
45 — 46. N 

a) pr. J. 2. J. quib. mod. re contrah. oblig. (3. 15.) fr. 
2. 9. 2. kr. 16. D. de reb. cred, (12. 1.) fr. 213. f. 1. 
D. de verb. signif. (50. 16.) 

6) Pehem jus eccles. II. part. f. 776. 

c) fr. 2. fr. 11. $. 1. D. de reb. cred. 

d) fr. 24. D. de depos. v. contra (16. 3.) fr. 32. f. 2. D 
de usur. (22. 1.) 

e) can. 1. 2. 4. 5. 8. Dist. 47. cam, 11. Dist. 88. can. 
1 — 12. caus. 14. g. 4. cap. 2. de usur. (5. 19.) 


En 
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es nach der Weiſung der Bücher des alten und neuen Te— 
ſtamentes 7) jeden Zinſenbezug als Verbrechen erklärt g), 
diejenigen, welche die Rechtmäßigkeit der Zinſen vertheidi— 
gen, als Ketzer anſieht A), und die Stipulanten mit Stra— 
fen, Geiſtliche mit der Abſetzung, Laien mit der Excom— 
munication, und beide überdies mit der Ausſchließung von 
dem chriſtlichen Begräbniſſe zu belegen befiehlt i). 

Dagegen ſollen nach dem Oeſterreichiſchen Rechte die 
unter was immer für einem Titel eingehenden Kirchengel— 
der nicht unfruchtbar liegen gelaſſen, ſondern mit Zurück— 
behaltung desjenigen Betrages, der nach einem beiläufigen 
Uiberſchlage zu den vorfallenden Ausgaben nothwendig ſein 
dürfte ($$. 46 — 48), fruchtbringend angelegt werden *). 
Dieſes kann durch verzinsliche Darleihen an den Staat, 
die Stände oder einen öffentlichen Fond überhaupt, oder 
an Private; und im erſten Falle wieder durch unmittel— 
bare Einlegung in den Fond, oder durch Ankauf einer 
öffentlichen Obligation geſchehen. 


f 9. 50. 
A) In öffentlichen Fonden. 


Um für die Kirchengelder außer der möglich beſten 
Sicherheit eine gute Verzinſung zu erzielen, verordnete 
die K. M. Thereſia, daß alle neu zu acquirirenden Gel— 
der, wofern die Fundatoren und Teſtatoren nicht anders 


7) Exod. XXII. 25. Levit. XXV. 36. 37. Deuter. XXIII. 
19. 20. Luc. VI. 30 — 36. 

g) cap. 3. 4. de usur. 

Ii) cap. un. $. 2. de usur. in Clem. (5. 5.) 

2) cap. 1. 3. 7. de usur. cap. 1, eod. in 6. cap. 1. de 
sepult, in Clem. 

4) Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 8. Dec. 1759 n. 10. Verord. 
in Böhm. v. 3. Aug. 1795 Jak. 3. Bd. S. 400, v. 6. Oct. 
1809 Jak. 8. Bd. S. 465, Verord. f. d. Küſtenl. v. 19. 
Febr. 1820 B F. 21, 22, 24, S. 34 — 36. 
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verfügt hätten, bei den Ständen gegen eine Landes-Obli— 
gation zu 5 Procent angelegt; die bei den Privaten be— 
reits anliegenden Gelder aber auf den innehabenden Hy— 
potheken nur dann belaſſen werden ſollten, wenn ſie hin— 
länglich geſichert wären a), oder dieſe Sicherheit durch 
Intabulation leicht erhalten könnten )). An Private 
durfte ein Darleihen blos mit beſonderer Bewilligung der 
Landesſtelle und der Fundations-Commiſſion gegeben wer— 
den c). Davon iſt es jedoch wieder abgekommen, und die 
Kirchen und Stiftungen konnten ihre Capitalien, wie vor— 
dem, auch fernerhin an Private gegen Hypothecar-Si— 
cherheit ausleihen d). Nur an die Gemeinde-Contribu— 
tions-Kaſſe durften Kirchengelder niemals ausgeliehen wer— 
den e). 

Unter K. Joſeph II. erging neuerdings das Gebot, 
daß alle Kirchen- und Fundations-Gelder, ſie möchten klei— 
ne oder größere Beträge ausmachen, in öffentlichen Fon— 
den angelegt werden. Darleihen an Private unter einer 
wenn auch noch ſo ſichern Hypothek wurden gänzlich un— 
terſagt 7). Vielmehr mußten die ſchon angelegten Kir— 
chen- und Stiftungs-Capitalien und zwar diejenigen, 
über welche keine beſondere Obligation ausgeſtellt worden 
war, dann jene, welche bei Fremden, endlich jene, welche 


a) Allerh. Reſ. v. 23. Aug. 1749, 26. Jan. u. 1. März 1760, 
15. Aug. u. 24. Oct. 1761, 24. März 1764, 14. Jan. u. 
13. Oct. 1769, 16. Juni 1774, 23. Juni u. 15. Dec. 
1775 Jak. 3. Bd. S. 194 — 206. 

5) Hofd. v. 25. Febr. 1764, Verord. v. 31. Juli 1772, 7. 
Jan. 1773, 4. Febr. 1774, Hofd. v. 15. Dec. 1775 ebend. 

c) Alert, Reſcr. v. 31. Juli 1762, Hofd. v. 13. Oct. 1769 
Jak. 3. Bd. S. 199, 201. i 

d) Hofd. v. 20. Sept. 1776, 2. April 1777 ebend. S. 207. 

e) Verord. v. 27. Juli 1770, 28. Febr. 1772, 21. April u. 
26. Mai 1774 ebend. S. 202 — 204. 

F Hofd. v. 21. März 1782 Jak. 3. Bd. S. 208, Hofentſchl. 
v. 3. Oct. 1785. 
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zwar im Lande, aber auf unſicheren Hypotheken angelegt 
waren, ſogleich; diejenigen aber, welche im Lande bei Unter— 
thanen oder Herrſchaftsbeſitzern ganz ſicher anlagen, mittelſt 
Anberaumung leidentlicher Zahlungsfriſten nach den Umſtän— 
den eines jeden einzelnen Schuldners aufgekündiget g), und 
nach ihrer Rückzahlung bei den Ständen angeleget werden A). 
In Folge ſpäterer Vorſchriften, welche einige frühern Verord— 
nungen, vermöge derer nach Ablauf eines halben ), oder doch 
eines ganzen Jahres F) alle dieſe Capitalien bei den Stän— 
den angelegt werden ſollten, aufhoben, wurden den mit der er— 
ſten Hälfte des Hypothecar-Werthes Sicherheit anbieten— 
den Herrſchaften und Obrigkeiten fünfjährige, den Unter— 
thanen und Bürgern aber zehnjährige Friſten vom 1. Juli 
1785 anzufangen allgemein mit dem Beiſatze verwilliget, 
daß die Obrigkeiten jährlich 20, die Unterthanen und 
Bürger aber 10 Procent der hinter ihnen haftenden Ca⸗ 
pitalien zurück zu zahlen, und inzwiſchen nach Ver— 
hältniß des ſich mindernden Capitals die bedungenen In— 
tereſſen zu entrichten hätten; daß es ihnen jedoch auch 
frei zu ſtehen hätte, dieſe Capitalien entweder im erſten 
oder zweiten, oder einem der folgenden Jahre zum Theile 
oder ganz, oder erſt ganz im fünften oder zehnten Jahre, 
dann aber vollſtändig, und bei Vermeidung der Exequi— 
rung oder Abſtiftung der Unterthanen abzutragen. Da, 
wo in der erſten Anlegung andere Zahlungsfriſten bedun— 
gen, oder in der Folge höhern Ortes bewilliget, oder durch 


3) Hofd. für Böhm. v. 10. Jan., Verord. v. 21. Jan. u. 4 
Febr. 1783 Jak. 3. Bd. S. 210 — 211, Verord. v. 7. 
Mai, Hofd. v. 1. Sept. u. 13. Nov. 1783 ebend. S. 214 
— 215, v. 3. Mai u. 25. Oct. 1784 ebend. S. 216, Hofd 
v. 16. April 1785 u. 9. Febr. 1786 ebend. S. 218 u. 
221, für Galiz. Hofd. v. 21. Sept. 1785 Krop. 10. Bd. 
S. 704. 

A) Hofentſchl. v. 3. Oct. 1786. 

1) Hofd. v. 17. Nov. 1783. 
5) Hofd. v. 18. Febr. 1785 Jak. 3. Bd. S. 217. 
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richterliche Erkenntniß beſtimmt worden waren, ſollte es 
fein ferneres Verbleiben haben 2). Auch waren von die— 
ſen Anordnungen die auf eigenen Gütern geſtifteten Ca— 
pitalien, dann, außer dem Falle einer Unſicherheit, die 
jährlichen Zinſen, welche nach ausdrücklicher Erklärung 
des Stifters zu ewigen Zeiten auf eigens beſtimmten Rea— 
litäten radicirt, d. i. unaufkündbar bleiben ſollen m), 
endlich die Natural-Abgaben für Pfarrer, Kirchen und 
Spitäler ausgenommen, theils weil ſie nicht ohne Umſturz 
vieler Güterbeſitzer in Capitalien und bares Geld wohl 
verwandelt werden konnten, theils weil ihre Sicherheit 
ohnehin in der Special- Hypothek der betreffenden Güter 
vorhanden war n). Uiberdies ging eine Beſchränkung 
noch dahin, daß, weil eine allgemeine Aufkündigung nur 
die an vielen Orten bemerkte unordentliche Verwaltung 
nothwendig machte, die in zehnjährigen Friſten abzuzah— 
lenden Stiftungsgelder bis auf eine gewiſſe Summe wie— 
der an Unterthanen, nicht aber auch an Obrigkeiten, gegen 
hinreichende Sicherheit unter der Aufſicht der Kreisämter 
und unter Mithaftung der Obrigkeiten, in Beziehung auf 
Bürger aber unter Mithaftung der ſtädtiſchen Vorſteher ge— 
gen beſtimmte Rückzahlungsfriſten ausgeliehen werden könn— 
ten, damit ſolcher Geſtalt ein Theil dieſer Gelder in einem 
beſtändigen Verkehre unter der arbeitenden Claſſe der Unter— 


2) Hofd. v. 10. Jan. 1783, 28. Febr. u. 30. Mai, dann Circul. 
für Mähr. v. 4. Aug. 1785 Krop. 8. Bd. S. 601, 602, 
607, Hofd. v. 10. Febr. 1786 Krop. 10. Bd. S. 139, 143, 
Hofentſchl, v. 23. Juni 1786 ebend. S. 706, Hofd. v. 18. 
Mai 1787 u. 1 — 7 u. 17. Jan. 1789 Krop. 7. Bd. S. 
675. 

m) Hofd. v. 7. Febr. 1785 Krop. 8. Bd. S. 609, Verord. 
in Böhm. v. 27. Aug. 1786 Krop. 10. Bd. S. 712. 

n) Hofd. v. 25. Dec. 1783 Krop. 6. Bd. S. 449, 497, Mi⸗ 
niſt. Schrb. v. 1., Verord, v. 8., Hofd. v. 16. April 1785 
Krop. 8. Bd. S. 602. 


thanen erhalten, und die durch jene Rückzahlung ihr ent— 
gangene Aushülfe auf eine andere Art erſetzet würde o). 
Endlich wurde, weil jener Ausnahme und dieſer Beſchrän— 
kung ungeachtet es unmöglich war, ſo viele Capitalien dem 
Privat- Verkehre zu entziehen, noch eine weitere Friſt von 
drei Jahren unter der Bedingung bewilliget, daß mit En— 
de des zuerſt eingeräumten Termins die Hälfte bezahlt 
würde p), und die Rückzahlung ſelbſt in 3½ percentigen 
öffentlichen Fonds-Papieren zu machen erlaubt 4). 
Inzwiſchen ſtarb K. Joſeph, und K. Leopold II. 
zählte nicht blos einige Provinzen, namentlich die Vor— 
lande, Görz, Gradisca und Tyrol von dem Zwange, die 
Kirchengelder in den öffentlichen Fonden anzulegen, ſo— 
gleich mit dem Beifügen los, daß die bei den Privaten 
unter geſetzlicher Sicherheit anliegenden Capitalien noch 
ferner anliegen bleiben, für die Zukunft aber ſolche Gelder 
gegen dem ausgeliehen werden könnten, daß eine gericht— 
liche Obligation ausgeſtellet, eine unverkümmerte doppelte 
Hypothek ausgewieſen, und die Stände zur geſammten 
Hand mit Vorbehalt des Regreſſes gegen den Schuldtra— 
genden haften würden 1); ſondern er fufpendirte auch in 
den andern Provinzen die Eintreibung der rückzuzahlenden 
Kirchengelder bis zu dem Erkenntniſſe über die von den 
Ständen eingebrachten Beſchwerden s). Im Jahre 1791 


o) Hofd. v. 30. Mai u. Circul. für Mähr. v. 4. Aug. 1785, 
Verord. in Böhm. v. 10. u. 27. Juni 1785 Jak. 3. Bd. 
S. 218, für die Vorlande Hofd. v. 30. 1789 Krop. 17. 
Bd. 677. 

p) Verord. v. 18. Mai 1789 Krop. 17. Bd. S. 676. 

9) Hofd. v. 2. o. 7. März 1788 Krop. 15. Bd. S. 908, v. 
14. Sept. 1789 Krop. 17. Bd. S. 676. 

r) Hofd. für die Vorlande v. 13. Dec. 1790, für Inn. Oeſter. 
v. 13. Jon., für Tyrol v. 6. April 1791 Krop. Leopr 
2. Bd. S. 121. 

5) Hofd. v. 22. Juli 1790 Jak. 3. Bd. S. 244. 
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verordnete zwar K. Leopold, daß von dem Normale, wor: 
nach alle, wie immer Namen habenden Stiftungsgelder 
in öffentlichen Fonden anzulegen kommen, nicht abgegan— 
gen werden könne t). Allein ſchon ſechs Wochen dar— 
nach wurde der erwähnte Zwang allgemein und für alle 
Provinzen aufgehoben, und die Anlegung bei Privaten 
mit landesfürſtlicher Genehmhaltung und Anbietung einer 
Real-Hypothek durchaus verwilliget u); wobei es ſeit dem 
geblieben und nichts weiter verändert worden iſt, als daß 
die Capitalien jener Anſtalten und Stiftungen, welche 
nach den Oeſterreichiſchen Geſetzen als Staatsanſtalten er— 
klärt ſind, und deren Abgang aus dem Staatsſchatze bedeckt 
wird, wie ſolches bei allen landesfürſtlichen Patronats— 
Stiftungen der Fall iſt, bei Privaten nicht mehr ange— 
legt werden können, ſondern zum Ankaufe von Staats— 
papieren, deren Zinſen in Metall-Münze entrichtet wer— 
den, verwendet werden müſſen; und hiervon nur dann 
abgegangen werden dürfe, wenn zu einer Stiftung dieſer 
Art durch Dispoſition unter Lebenden oder auf den To- 
desfall ein Capital gelangt, dei welchem der Schuldner 
und Zinsfuß als inhärirende Bedingung der Stiftung be— 
zeichnet wird, indem es ſtets bei dem Willen des Stifters 
zu bleiben hat wo). 


Unter den öffentlichen Fonden beſteht in Ab— 
ſicht auf die Anlegung von Kirchengeldern kein Unterſchied. 
Nur der Monte di pietä zu Görz und Gradisca iſt nicht 
geeignet befunden worden, Kirchengelder aufzunehmen &). 


t) Hofd. v. 1. Juli 1791 ebend. S. 246. 

u) Hofd. v. 19. Aug. u. 28. Oct. 1791, 6. Jan. 1792 Krop. 
Leop. 3. Bd. S. 113, 4. Bd. S. 1. 

20) Hofd. v. 23. Oct. 1823 u. 17. Juni 1824, Verord. in 
O. Oeſter, v. 27. Nov. 1823 u. 25. Juni 1824 Schwerdl. 
10. Bd. S. 187. 

&) Verord. v. 12. Sept. 1782. 

I. Theil. 13 
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Auch wurde die Wiener Stadt-Banco-Hauptkaſſe von 
allen Credits-Anlagen ausgenommen ). 

Bei Einlagen in öffentliche Fonde dürfen die Kirchen— 
vorſteher die ihnen unmittelbar, oder die einer andern 
Perſon oder Gemeinde, oder auch einer andern Kirche ge— 
hörigen Gelder mit jenen ihrer Kirche nicht vermengen; ſon— 
dern ſie müſſen über dergleichen ihrer Natur nach ſehr ver— 
ſchiedene Capitalien unterſchiedene Obligationen verlangenz). 
In Böhmen kann jedoch die ſtändiſche Credits-Buchhalte— 
rei für die Kirchen und Stiftungen, welche zu einem Domi— 
nium gehören, und unter einem Rechnungsführer ſtehen, 
eine einzige Haupt- Obligation ausſtellen; nur iſt fie vers 
pflichtet, die einer jeden Kirche und Stiftung an der 
Haupt-Obligation gebührenden Antheile mit Vor- und 
Zunamen und dem Betrage auf der Rückſeite genau, 
und wegen der Gleichheit der Schrift durch denjenigen, 
der die Obligation ausgefüllet hat, beizuſetzen a). In 
Salzburg dagegen müſſen alle Obligationen, an denen 
mehrere Stiftungen Theil nehmen, auseinander geſchrie— 
ben werden, zu welchem Ende den Vogteien aufgetragen 
wurde, ſämmtliche auf mehrere Stiftungen lautende Ob— 
ligationen dem Cameral-Zahlamte vorzulegen 5). 

In welchen Beträgen Kirchengelder in den öffentli— 
chen Fonden anzulegen ſind, dann welche Zinſen davon 
verabfolgt werden ſollen, ſo wie in welcher Art die Um— 
ſchreibung der den Kirchen zugehörigen Staats-Obligatio— 
nen bei dem veränderten Zinſenmaße vorgenommen wur— 
de, wird unten (8$. 57 u. 59) geſagt werden. 

Wenn Kirchengelder nicht unmittelbar in den öffent— 
lichen Fond eingelegt werden, ſondern dafür eine von dem 


7) Hofd. v. 16. Juli 1801 Pol. Gef. 16. Bd. S. 112. 

3) Verord. v. 1. Aug. 1776. 

a) Verord. in Böhm. v. 7. Oct. 1803 Jak. 9. Bd. S. 193. 

6) Hofkam. Präſ. Decr. v. 9. Jan. 1823, Verord. in O. 
Oeſter. v. 4. März 1824 Schwerdl. 10. Bd. S. 148. 
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Fonde ausgeſtellte Obligation angekauft wird: ſo muß 
der zur Zeit des Einkaufes an der Agiotirung bezogene 
Gewinn der Kirche verrechnet und vergütet werden. Na— 
mentlich iſt dieſes zwar nur in Betreff der Waiſengelder 
feſtgeſetzt c); allein abgeſehen davon, daß es eine Forde— 
rung der Gerechtigkeit iſt, einen Gewinn, der mit einem 
Kirchengelde gemacht wird, der Kirche zuzuwenden und 
keineswegs ihren Verwaltern zu belaſſen, ſo werden in 
unſern Geſetzen die Kirchen den Pupillen gleich gehalten 
($. 36), und in der Verordnung für das Küſtenland, Salz— 
burg und Tyrol über den Ankauf von Staatspapieren heißt 
es ausdrücklich, daß ſich die Vogtei bei Anſchaffung öffent— 
licher Obligationen über den Curs, worunter der Wiener 
zu verſtehen iſt, mit dem jüngſten Börſezettel und dem 
Intelligenz-Blatte auszuweiſen habe d). \ 

Ob die Obligationen zu vier oder fünf Procent an— 
gekauft werden, iſt gleichgültig, da das Procent der Obli— 
gation mit dem Ankaufspreiſe im Verhältniſſe ſteht e). 

Zur Sicherheit der Kirche bedarf es bei Anleihen in 
öffentlichen Fonden weder eines beſondern Conſenſes, 
noch einer andern beſondern Förmlichkeit. Der Conſens 
liegt in den allgemeinen theils imperativen, theils dispoſi— 
tiven Vorſchriften über die Anlegung von Kirchengeldern 
in öffentlichen Fonden. Auch heißt es in der Verordnung 
wegen des Ankaufs von Staatspapieren für Salzburg, 
daß die Vogteien, wenn ſie bei Local-Stiftungen im An— 
kaufe öffentlicher Obligationen ihren Vortheil finden, ſich 
lediglich über den letzten Curs zu legitimiren haben FH. 


e) Hofd. v. 3. Nov. 1796. 

4) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B §. 26 
S. 37, für Salzb. Hofd. v. 23. Oct. 1823 u. 17. Juni 
1824 a. a. O.; für Tyrol v. 18. Nov. 1824 Prov. Erf. 
11. Bd. S. 923. 

e) Verord. für Tyr. v. 18. Nov. 1824 a. a. O. 

F) Hofd. für Salzb. v. 23. Oct. 1823 u. 17. Juni 1824 u. 6 
a. a. O. 
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Eben ſo heißt es in einer gleichen Verordnung für Tyrol, 
daß ſolche Ankäufe keine höhere Ratification bedürfen, in- 
dem das in die Kirchenvorſteher zu ſetzende Vertrauen 
und der Ausweis mit dem Börſezettel genügen g). In 
g Böhmen und dem Küſtenlande dagegen darf zum Ankau— 
fe öffentlicher Obligationen erſt dann geſchritten werden, 
wenn nach gehöriger Verlautbarung des anzulegenden 
Kirchengeldes keine annehmbare Privat-Hypothek ſich fin— 
det, wornach zum Kaufe ſelbſt noch die Bewilligung der 
Landesſtelle eingeholt werden muß A). 

Zur Hintanhaltung möglicher Veräußerung und Ver— 
untreuung, ſo wie zur Erleichterung der Vindication für 
den Fall einer geſchehenen Entziehung müſſen die den 
Kirchen und Stiftungen zugehörigen Obligationen vin⸗ 
culirt, d. i. der Name der Kirche oder Stiftung als Ei— 
genthümerinn auf der Rückſeite der Obligation beigefügt 
werden i). Dieſes darf jedoch nicht von den Kirchenvor— 
ſtehern ſelbſt geſchehen, zumal als mehrere von ihnen der— 
gleichen Vinculationen bei ſchon vorausgegangenen Indor⸗ 
ſaten ſo groß geſchrieben haben, daß für weitere Ceſſio— 
nen und Vinculirungen kein Raum mehr übrig blieb; 
ſondern dieſelben müſſen, da das Hineinſchreiben des Haf— 
tungsbandes zu den Dienſtobliegenheiten der Univerſal— 
Staats- und Banco-Hauptkaſſe gehört, jedesmal die An— 
zeige dahin machen F). 


g) Verord. für Tyr. v. 18. Nov. 1823 Prov. Gef. 11. Bd. 
S. 923. \ 

h) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B$.26 S. 
37, für Böhm. v. 4. Febr. 1831 Prov. Geſ. 13. Bd. S. 67. 

i) Hofd. v. 14. Dec. 1817 Jak. 9. Bd. S. 181, v. 24. Juni 
1824 Pol. Geſ. 52. Bd. S. 292. 

k) Hofd. v. 13. Oct. u. 30. Nov. 1820 Jak. 9. Bd. S. 183, 
Verord. in Tyr. v. 18. Nov. 1823 a. a. O. 
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9. 51. | 
B) Bei Privaten. Erforderniſſe hierzu: 


An Private können Kirchengelder nur unter fol— 
genden Bedingungen fruchtbringend ausgeliehen werden: 
1) Es muß geſetzmäßige Sicherheit für den auszuleihen— 
den Geldbetrag vorhanden ſein; 2) die Landesſtelle zur 
Elocation die Einwilligung ertheilen; 3) eine der vorge— 
ſchriebenen innern und äußern Form nach gültige Schuld— 
verſchreibung ausgeſtellt, und 4) die Anlegung nicht ſelbſt 
bei den Verwaltern des Kirchenvermögens gemacht wer— 
den a). 


$. 52. 
1) Geſetzmäßige Sicherheit. 


Geſetzmäßige oder Pragmatical-Sicherheit 
iſt vorhanden, wenn durch die Sicherſtellung des anzule— 
genden Capitals mit Einrechnung der etwa vorgehenden 
Laſten ein Haus nicht über die Hälfte, ein Landgut oder 
Grundſtück aber nicht über zwei Drittel ſeines wahren 
Werthes beſchwert wird a), Die frühern Verordnungen, 
nach welchen bei Landgütern und Grundſtücken wie bei 
Häuſern der doppelte Werth vorhanden fein mußte, und 
dieſelben gleichfalls nicht über die Hälfte onerirt werden 
durften, wenn darauf Kirchengelder ausgeliehen werden 


a) Allerh. Reſer. v. 29. Juli 1750 Thereſ. 1. Bd. S. 191, 
Pat. v. 19. Febr., 6. März u. 5. Juni 1756 Thereſ. 3. 
Bd. S. 316, Hofd. v. 18. Oct. 1792 Pol. Geſ. 1. Bd. 
S. sk 

a) Pat. v. 22. Febr. 1791 u. 18. Oct. 17 92 F. 1. Hofd. v. 
4. Aug. 1802 Jak. 8. Bd. S. 369, für Salzb. v. 25. Febr. 
1808, B. G. B. $. 230, Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 
10. Oct. 1821 f. 21, für das Küſtenl. v. —— Febr. 1820 
B f. 10. 
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ſollten )), find behoben. Die unbebürdete Hälfte bei 
Häuſern und die erſten zwei Drittel bei Grundſtücken hat 
auch ſchon eine Verordnung von K. Joſeph II. für die ge— 
ſetzmäßige Hypothek erklärt, welche Waiſen- und geiftlis 
chen Capitalien zum Unterpfande dienen könnten c). 

Darauf, ob das Haus oder Grundſtück in dem vol— 
len oder blos in dem Nutzungseigenthume des Schuldners 
ſich befinde, kommt es nicht an. Es können daher Kir- 
chengelder auch auf emphyteutiſche Beſitzungen der Unter— 
thanen, ſelbſt auf Staatsgütern, wenn anders der dies— 
fällige Contract die Einſchuldung nicht ausdrücklich ver- 
bietet, gegen die vorgeſchriebene Sicherheit dargeliehen 
werden; nur muß dieſe bei emphyteutiſchen Grundſtücken 
jederzeit erſt nach Abſchlag der von dem Emphyteuten an 
die Obrigkeit zu leiſtenden Giebigkeiten berechnet und an— 
genommen werden d). Unter den Häuſern ſind auch die 
dazu gehörigen, und mit ihnen verbundenen reelen Ge— 
werbe zu verſtehen; denn die in dem Grundbuche vorge— 
ſchriebenen Gewerbe machen einen Beſtandtheil des Hau— 
ſes ſelbſt aus, und dürfen ohne Bewilligung der Regie— 
rung davon nicht getrennt werden. Sie werden mit dem 
Hauſe für eine und dieſelbe Entität gehalten, dürfen nach 
den beſtehenden Geſetzen nicht abgeſondert geſchätzt wer— 
den, und ſind folglich auch um ſo mehr für gültige Hypo— 
theks-Objecte anzunehmen, als fie nach dem $. 298 des 
bürgerlichen Geſetzbuches unter die unbeweglichen Sachen 
gerechnet werden. Es können daher die Gewerbsbeſitzer, 
wenn ihre Güter Sicherheit darbieten, und die Gewerbe 
mit den Gütern oder Häuſern integrirend verbunden ſind, 


5) Hofd. v. 20. Sept. 1776 Jak. 3. Bd. S. 207, Circul. in 
Mähr. v. 4. Aug. 1785 Krop. 8. Bd. S. 607, Hofd. v. 
19. Aug. 1791 Pol. Gef. Leop. 3. Bd. S. 58. 

c) Hofd. v. 18. u. 24. Mai 1787 u. 4 Jak. 3. Bd. S. 229. 

d) Verord. in Böhm. v. 20. März 1794, Hofd. v. 1. Juli 
1800 Jak. 3. Bd. S. 254, 258. 
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von Darleihen aus den Stiftungsfonden nicht ausgeſchloſ— 
ſen werden; ſondern es macht blos die größere Veränder— 
lichkeit des Werthes der Real-Gewerbe eine mehrere Be— 
hutſamkeit mit beſonderer Rückſicht auf die Gattung der— 
ſelben nothwendig e). Bei zeitlichen Beſitzern aber, mit— 
hin auch bei bloſen Nutznießern von Realitäten und Real— 
Gewerben, kann, wenn gleich die im Nutzgenuße befind— 
liche Entität ganz ſchuldenfrei wäre, kein Kirchengeld an— 
geleget werden, weil es bei Abgang anderer Zahlungs— 
mittel in Verluſt gerathen würde. Insbeſondere hat die— 
ſes von den Nutznießern der pfarrlichen Grundſtücke zu 
gelten 7). Für Nieder-Oeſterreich wurde ſelbſt noch befoh— 
len, daß die bei Pfarrherrſchaften bereits anliegenden 
Kirchen-⸗Capitalien mit möglich kürzeſten Zahlungsfriſten 
eingebracht, und ſodann ordnungsmäßig elocirt werden 
ſollen g). 

Der wahre Werth des zu verpfändenden Hauſes, 
Landgutes oder Grundſtückes muß gehörig und vollſtän— 
dig, mithin auf eine nicht den mindeſten Zweifel übrig 
laſſende Art ausgewieſen werden A). Ordentlicher Weiſe 
geſchieht dieſes durch den landtäflichen, Stadt- oder Grund— 
buchs-Extract. Die landtäflichen Extracte gewähren bei 
der zweckmäßigen Einrichtung der Landtafel, und der ge— 
nauen Inſtruction der Landtafel-Beamten hinſichtlich der 
Vollſtändigkeit und Richtigkeit volle Beruhigung; nicht 
ſo die Stadt- und Grundbuchs-Extracte, welche nicht 
ſelten zur gehörigen Abfaſſung wieder hinaus gegeben wer— 


e) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 8. Dec. 1823 Schwerdl. 
10. Bd. S. 159. 

) Hofd. v. 16. Nov. 1786 Trat. 6. Bd. S. 525, v. 24. 
Jan. 1793, Verord. in O. Oeſter. v. 10. Oct. 1821 $. 30. 

8) Verord. in N. Oeſter. v. 4. Mai 1821 Prov. Gef. 3. Bd. 
S. 282. 

A) Hofd. v. 4. Aug. 1802, Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. 
Oct. 1821 §. 21. 
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den müſſen, wodurch das Geſchäft verzögert, und unnö— 
thige Schreiberei verurſacht wird. Um dieſes zu verhin— 
dern und jenes zu erzielen, ſollen Grundbuchs-Extracte 
nur durch das von der Obrigkeit, Stadt oder Gemeinde 
zur Grundbuchsführung eigens berechtigte und beeidete 
Individuum, das eine ganz vorwurfsfreie und tadelloſe 
Perſon ſein muß 1), ausgeſtellet werden. Dieſes ſoll 
vorerſt die zur Hypothek beſtimmten Grundſtücke nicht 
ſummariſch, ſondern ſpecifiſch mit Bemerkung der topo— 
graphiſchen Nummer und der Area eines jeden einzel— 
nen, und bei Häuſern, Mühlen und radicirten Gewerben 
mit Anſetzung des Werthes vor dem Jahre 1799 anfüh— 
ren &); ſodann angeben, ob darauf Schulden, alte Käu— 
fe, Erbgelder, Währungen, Bürgſchaften, Ehe-Pacte, oder 
andere dergleichen, wie immer Namen habende, bela— 
ſtenden Verträge vorgemerket ſeien, und wenn ſolche be— 
ſtehen, ſie in der Zeitordnung, wie ſie das Pfandrecht 
erlangt haben, anſetzen; endlich die ſolcher Geſtalt ausge— 
ſtellten Extracte mit ſeinem Namen und der Beifügung: 
als beeideter Grundbuchs führer, unterfertigen, 
und mit der Clauſel verſehen, daß außer den angeführten 
Schulden und Laſten ſonſt keine haften. Den aus unech— 
ten Auszügen entſtehenden Nachtheil hat der Ausſteller zu 
verantworten 2). In Tyrol muß, wenn mit einem Grund— 
ſtücke Häuſer, Mühlen und andere Gebäude verbunden 
ſind, deren Werth beſonders angegeben, und wenn er bei 
der Uibernahme des zu verhypothecirenden Grundſtlückes nicht 
beſonders angeſetzt worden iſt, vorerſt mittelſt ordentlicher 
Schätzung erhoben, und von dem Uibernahmspreiſe abge— 
zogen werden, da der Uiberreſt erſt den Anſchlag der 


2) Hofd. v. 25. Oet. 1830 Prov. Geſ. Böhm. 12, Bd. S. 562. 

*) Verord. in Böhm. v. 14. Oct. 1822 Jak. 10. Bd. S. 170. 

2) Pat. v. 9. April 1789, Verord. für Mähr. v. 24. Mär; 
1795, angef. Verord. f. d. Küſtenl. B 5. 12. 
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Grundſtücke darſtellt n). Die Hypotheks-Extracte, wel— 
che um die Erwirkung des Conſenſes zur Elocation von 
Kirchengeldern ausgeſtellt werden, müſſen, da ſie zum 
Privat-Gebrauche der Partei dienen, mit dem claſſenmäßi— 
gen Stempel von 15 kr. verſehen fein m). 

Kann der wahre Werth durch den bücherlichen Ex— 
tract nicht erhoben werden, entweder, weil ſeit der Feſt— 
ſtellung des Einlagswerthes keine Veräußerung oder Schäz— 
zung vorgefallen, oder weil dieſe zur Zeit des ſehr über— 
ſpannten Preiſes der Realitäten geſchehen iſt: ſo muß, da 
weder der rectificatoriſche oder ſonſt ein alter, noch ein 
ſolcher neuer Schätzungspreis als Normal des wahren Wer— 
thes der Güter angenommen werden kann o), die zu verpfän— 
dende Realität abgeſchätzt werden p). Die Gerichtsſtellen 
ſind angewieſen, in allen Fällen, wo ſie ein gerechtes 
Mißtrauen in die jüngſten Kaufſchillinge oder andere Prei— 
ſe zu ſetzen Urſache haben, das Darleihen ſo lang zu ver— 
weigern, bis fie ſich durch alle geſetz- und zweckmäßigen 
Wege von dem wahren Sicherheitswerthe der zu verpfän— 
denden Realität überzeugt haben 4); eine Weiſung, wel: 
che, als in der Natur der Sache liegend, zur Beruhi— 
gung der Gerichtsſtellen zwar wieder aufgehoben 7), ſpä— 
ter aber gleichwohl abermals eingeſchärft worden iſt s), 
mit den weitern Anordnungen, daß Kirchengelder nur ge⸗ 
gen volle pupillarmäßige Sicherheit als Darleihen gegeben 


m) Verord. in Tyr. v. 14. Juni 1793 Pol. Geſ. 2. Bd. S. 
120, republ. mit Verord. v. 16. Nov. 1815 Prov. Gef. 
2. Bd. S. 501. 
u) Verord. in Böhm v. 23. Febr. 1832 Prov. Gef. 14. Bd. 
S. 83. 
o) Hofd. v. 5. Juni 1805 Jak. 8. Bd. S. 373. 
p) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 8. 21, f. d. 
Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 B f. 11. 
9) Hofd. v. 13. Mai 1803 Jak. 8. Bd. S. 371. 
r) Hofd. v. 27. Oct. 1803 ebend. S. 372. 
5) Hofd. v. 5. Juni 1805 ebend. S. 373. 
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werden dürfen t), daß vor Ertheilung der Bewilligung 
zur Anlegung der wahre Werth genau und vollſtändig 
ausgewieſen werden müſſe u), und daß die Landesſtelle 
bei Ertheilung des Conſenſes zur Elocirung auf Bauern— 
gründe unter eigener Verantwortung die größte Vorſicht ge— 
brauchen, die Kreisämter aber bei Einbegleitung der Darlei— 
hensgeſuche ſtreng auf Pragmatical-Sicherheit ſehen, und 
auf keinen Conſens antragen ſollen, wo nur die geringſte 
Gefahr für die Sicherheit des Capitals zu beſorgen ſteht 10). 
Die Schätzung einer unterthänigen und dienſtbaren Rea— 
lität hat von der Obrigkeit mit Zuziehung der Richter und 
Geſchwornen, dann mit Zuziehung der Obrigkeit, wel— 
cher das Kirchenvermögen, aus dem das Darleihen ge— 
macht wird, unterliegt, wenn dieſes eine andere als jene 
iſt, der die abzuſchätzende Realität unterſteht, und zwar 
unentgeldlich zu geſchehen &). Nach einer frühern Ber: 
ordnung ſollte hierbei die beſtehende Patental-Schätzungs— 
Norm vom 29. Januar 1754 zur Richtſchnur genommen 
werden )). Davon iſt es jedoch mit dem Auftrage ab— 
gekommen, daß blos nach den bisherigen Vorſchriften vor— 
gegangen, und nur die Empfangs- mit den Ausgabs— 
Rubriken z. B. Dienſt, Roboth u. ſ. w. nach gleichen 
Procenten berechnet, daher, wenn jene zu fünf Procent 
angeſetzt würden, auch dieſe mit eben ſo viel in Abſchlag 
gebracht werden ſollen 3). Betrifft die Schätzung ver— 
unglückte Unterthanen: ſo iſt die Verhandlung als ein 
ſtreng officioſer Act anzuſehen, und ſtempelfrei zu belaſſen. 


t) Verord. in O. Oeſter. v. 27. Aug. 1825 Schwerd. 10. Bd. 
S. 147. 
) Verord. in Böhm. v. 17. Sept. 1802 Jak. 8. Bd. S. 370. 
20) Allerh. Cabin. Schrb. v. 25. Juni, Verord. in Böhm. v. 
26. Juli 1824 Prov. Geſ. 6. Bd. S. 330. 
&) Hofd. v. 11. u. 22. Aug. 1797 Jak. 3. Bd. S. 257, Verord. 
in N. Oeſter. v. 18. Jan. 1826 Prov. Geſ. 8. Bd. S. 37. 
) Hofd. v. 16. Oct. 1802 Jak. 8. B. S. 370. 
2) Hofd. v. 11. u. 22. Ang. 1797 Jak. 3. Bd. S. 257. 
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Es iſt jedoch dabei die Vorſicht zu gebrauchen, daß die 
Schätzungsurkunde in keinem Falle zu einem andern, als 
dem beabſichtigten Zwecke der Erlangung eines Darleihens 
verwendet, daher nach gemachten Gebrauche der Partei 
weder im Originale noch in Abſchrift hinausgegeben, ſon— 
dern ämtlich aufbewahrt werde a). a 

Bei Anlegung von Geldern der Minderjährigen und 
Pflegebefohlenen, folglich auch der Kirchen, auf Häuſer in 
Wien und den Vorſtädten Wiens kann der Hauſeswerth 
ohne Anſtand nach der von der Hauszinſeserhebungs-Com— 
miſſion beglaubigten Abſchrift der Zinſes-Faſſion, jedoch mit 
der gehörigen Rückſicht auf ſämmtliche Laſten des Hauſes 
und die mit dem Beſitze desſelben verbundenen Auslagen, 
dann unter der Bedingung berechnet werden, daß der gu— 
te Bauſtand des Hauſes durch ein Zeugniß eidlich ver— 
pflichteter Kunſtverſtändigen beſcheiniget werde 5). 


§. 53. 
2) Einwilligung der Landesſtelle. 


Nach den älteren Verordnungen war zu Darleihen 
aus Kirchengeldern an Bürger und Unterthanen die ma— 
giſtratualiſche oder herrſchaftliche Einwilligung zureichend, 
und die Einwilligung der Landesſtelle nur damals noth— 
wendig, wenn Darleihen andern Perſonen, namentlich 
Patronen, Vogtherrſchaften oder Städten gegeben werden 
ſollten a). Gegenwärtig bedarf jede Anlegung eines Kir— 
chen-Capitals der Einwilligung der Landesſtelle, und 


a) Hofd. v. 18. Nov. 1831 Wagner Jahrg. 1831 12. Hft. 
S. 515. 

5) Hofd. v. 10. Juli 1829 Wagner Jahrg. 1829 7. Hft. S. 
276. 

a) Hofreſcr. für Böhm: v. 29. Juli 1750 u. 3 — 6 Thereſ. 
1. Bd. S. 191, Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 8. Dec. 
1759 n. 11 u. 13. 
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jedes ohne dieſe Einwilligung gemachte Darleihen iſt für 
ungültig erklärt, ſo zwar, daß der Empfänger ohne Rück— 
ſicht auf die in dem Schuldbriefe feſtgeſetzten Bedingungen 
alſogleich zur Rückzahlung verhalten werden kann, und für 
den etwa hieraus entſtehenden Schaden oder für die Koſten, 
unter Mithaftung der die nöthige Aufſicht unterlaſſenden 
Aemter und Magiſtrate, derjenige haften muß, welcher 
das Capital ausgeliehen hat db), In einer Verordnung 
des böhmiſchen Gubernium iſt über die eigenmächtige An— 
legung eines Kirchen- Capitals eine Strafe von fünfzig 
Gulden für die öffentlichen Verſorgungsanſtalten in Prag 
verhängt c), und in einer andern den obrigkeitlichen Aem— 
tern und Magiſtraten unter einer gleichen Strafe zu dem— 
ſelben Zwecke noch eingeſchärft worden, von jedem Capitale 
nebſt der Schuld- oder Ceſſions-Urkunde den erwirkten 
Anlegungs-Conſens, und den die Sicherheit ausweiſenden 
Hypotheks-Extract, welcher, da er nur zum Beſten des 
allerhöchſten Dienſtes ausgefertiget wird, und nicht, wie 
der dem Darleihensgeſuche anzuſchließende Extract das 
Privat-Beſte der Partei betrifft, ungeſtempelt zu ſein 
hat d), in Bereitſchaft zu halten, und in der Kirchenkaſſe 
wohl zu verwahren e). 

Was die Form und den Gang des Anſuchens betrifft: 
fo fol in Böhmen die Ertheilung des Conſenſes, fo 
wie die vorläufige Prüfung der Sicherheit (vorg. .), durch 
die Obrigkeit (Patron), den Vikär und Pfarrer gemein⸗ 


5) Hofd. v. 19. Aug. 1791, Pat. v. 18. Oct. 1792 69. 2, 3. 
Hofd. v. 4. Aug. 1802, Verord. für Böhm. v. 7. Sept. 
1810 u. 19. Juni 1826 Prov. Geſ. 8. Bd. S. 112, für 
das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 B. 5. 27 S. 37, in Oeſter. 
o. d. E. v. 10, Oct. 1821 §. 21. 

c) Verord. in Böhm. v. 14. März 1823 Jak. 8. Bd. S. 384. 

) Verord. in Böhm. v. 9. März u. 25. Juni 1830 3 8187 
u. 22879, dann v. 23. Febr. 1831 3. 1934. 

e) Verord. in Böhm. v. 7. Sept. 1810 Jak. 8. Bd. S. 377. 
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ſchaftlich- 7), und zwar von Privat-Patronaten bei dem 
Kreisamte, von königlichen und Leibgedingſtädten aber bei 
dem Unterkammeramte, welches verfaſſungsmäßig alle Pa— 
tronats- und obrigkeitlichen Schutzrechte innerhalb des zu— 
gewieſenen Wirkungskreiſes auszuüben hat, eingeleitet wer— 
den. Das Kreisamt und das Unterkammeramt, welche 
den Conſens nicht ſelbſt ertheilen können, ſondern nur die 
inſtruirenden Mittelbehörden ſind, holen über die Anle— 
gungsgeſuche die Wohlmeinung des Ordinariats ein g), 
und begleiten ſie ſonach, und zwar in Folge der neueſten 
Weiſung, um das Geſchäft möglichſt zu beſchleunigen, un— 
mittelbar an das Fiscalamt A) zur Prüfung und weiteren 
Vorlegung an die Landesſtelle ein r). In der Prax über: 
reichen die Kreisämter die Anlegungsgeſuche den Conſiſto— 
rien wohl auch fhon mit dem Erſuchen, fie mit der ei— 
genen Wohlmeinung an das Fiscalamt zu übermitteln; 
wobei der Rückweg an das Kreisamt erſpart wird. Prü— 
fung und Weiterbeförderung hat immer auf das ſchleunigſte 
zu geſchehen, nachdem es ſich ſchon mehrmal getroffen hat, 
daß Parteien die ihnen aus Kirchenkaſſen und öffentlichen 
Fonden bewilligten Darleihen nicht angenommen haben, 
weil die diesfällige Bewilligung zu fpät erfolgte, fie daher 
gezwungen waren, ſich anders woher Geld zu verſchaffen; 
was den Kaſſen eben ſo nachtheilig iſt, als den Parteien, 
mit denen die Darleiher nicht immer gewiſſenhaft umge— 
hen F). Es iſt deshalb den Magiſtraten und Wirthſchafts— 
ämtern, den Kreisämtern, Conſiſtorien und dem Fiscal— 
amte die größtmögliche Beſchleunigung wiederholt zur 
Pflicht gemacht !) und zuletzt noch mit der Verordnung 


7) Verord. in Böhm. v. 9. März 1804 ebend. S. 372. 
g) Verord. in Böhm. v. 5. Juni 1821 Gout. 20. Bd. S. 404. 
I) Verord. in Böhm. v. 18. Juli 1822, 17. Dec. 1823 u. 
4. Jan. 1824 Jak. 8. Bd. S. 389 —390. 
1) Verord, in Böhm. v. 9. Dec. 1809. 
k) Verord. in Böhm. v. 17. Dec. 1823 Jak. 8. Bd. S. 390. 
2) Verord. in Böhm. v. 4. Jan. 1824 ebend. 
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eingefhärft worden, daß die biesfälligen Verhandlungen 
unter Verantwortung nicht länger als höchſtens 8 Tage 
aufgehalten m), nach dem neueſten Auftrage aber ſogar 
binnen 48 Stunden erlediget werden ſollen n). 

Der Einbegleitungsbericht an die Landesſtelle hat zu 
enthalten, ob die anzulegende Barſchaft durch Heimzah— 
lung irgend eines Capitals oder aus einer Erſparung ent— 
ſtanden iſt. Iſt ſie durch Heimzahlung entſtanden: ſo 
muß weiter bemerket ſein, ob das Capital mit Bewilligung 
der Landesſtelle in Empfang genommen und ausquittirt 
worden iſt; und wenn dieſes der Fall iſt, ſich auf das 
Datum, Jahr und Zahl der Verordnung der Landesſtelle 
bezogen werden. Iſt aber die anzulegende Barſchaft aus 
einer Erſparung entſtanden: ſo muß das Entſtehen der 
Barſchaft unter Beibringung der vorſchriftsmäßig verfaßten 
Rechnungs-Extracte der drei letzten Jahre ausgewieſen 
werden 0). Die Kreisämter und Conſiſtorien haben die 
Anlegungsgeſuche vor deren Weiterbeförderung wohl zu prü— 
fen, ob ſie gehörig inſtruirt ſind, widrigens die Behörde, 
welche ein nicht nach dieſer Vorſchrift vollſtändig inſtruir— 
tes Einſchreiten an das Fiscalamt einbegleitet, jeden der 
Kirche oder Stiftung durch nachträgliche Abforderung de: 
nöthigen Auskünfte erwachſenden Nachtheil zu verantwor— 
ten hat p). In Oeſterreich ob der Ens muß das 
Geſuch mit einer, nach dem mitgetheilten Formulare ent= 
worfenen, Activ-Anleihens-Tabelle in Duplo ‚verfehen 
ſein, welche von der weltlichen Vogtei verfaßt, und in Be— 
treff der Richtigkeit von der Grundobrigkeit nach genom— 
mener Einſicht des Grundbuches beſtätiget wird. Sie gibt 


m) Böhm. Präſ. Verord. v. 28. Nov. 1828 Prov. Geſ. 10. 
Bd. S. 506. 

n) Böhm. Präf. Verord. v. 22. Aug. 1831 3. 3460. 

0) Verord. in Böhm. v. 5. Juni 1821 Gout. 20. Bd. S. 404, 

im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 B. $. 30. 

y) Verord. in Böhm. v. 18. Juli 1822. 
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eine genaue Uiberſicht von dem ganzen grundbücherlichen 
Vermögensſtande des Schuldners, und enthält zugleich die 
Bemerkungen des Amtes über ſeine Häuslichkeit, Induſtrie, 
ſein Mobiliar-Vermögen und den Zweck des Darleihens, 
dann zwei leer ſtehende Columnen für die fiscalämtlichen 
Bemerkungen und den zu erlaſſenden Beſchluß 3). In 
Nieder-Oeſterreich muß dem Anſuchen der gehö— 
rig ausgefertigte und grundbücherlich einverleibte Schuld— 
ſchein, der Satzbrief, der Grundbuchs-Extract und die 
gerichtliche Schätzungsurkunde beigeſchloſſen werden r). 

Von der Nothwendigkeit des bei der Landesſtelle zu 
erwirkenden Conſenſes iſt nur die Provinz Tyrol ausge- 
nommen, indem daſelbſt Kirchengelder ohne vorläufige An— 
frage bei der Landesſtelle über die Bewilligung der Ma— 
giſtrate und Obrigkeiten, welchen die diesfalls vorgeſchrie— 
benen Sicherheits- Maßregeln zu nehmen obliegt, unter 
Zuſtimmung und Dafürhaftung der Gemeinde an Priva— 
te ausgeliehen werden können. Die Landesſtelle erhält 
von den Darleihen an Private nur durch das jährliche 
Totale Kenntniß, welches ihr aus den von den Obrigkeiten 
an die Kreisämter zu erſtattenden Ausweiſen vorgeleget 
wird s). 

$. 54. 


3) Ausftellung und Einverleibung der Schuldver- 
ſchreibung. 


Uiber jedes Darleihen, welches von Kirchengeldern 
gegeben wird, muß mit Beziehung auf den von der Lan— 
desſtelle erwirkten Conſens, und in Nachachtung der darin 
vorkommenden Bedingungen, ein förmlicher Schuldbrief 


9) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 19. Oct. 1821 Beil, lit. A. 

7). Verord. in N. Oefter. v. 18. Jan. 1826 Prov. Gef, 8. 
Bd. S. 37. 

s) Hofd. v. 22. Febr. 1793, Verord. für Tyr. u. Vorarlb. 
v. 13. Sept. 1821 U. Abſchn. §. 9. 
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ausgeſtellet, und den offentlichen Büchern einverleibt wer— 
den. Die bloſe bücherliche Einverleibung oder Vormer— 
kung des Darleihens ohne Ausſtellung eines Schuldſchei— 
nes iſt zur Sicherheit der Kirche eben ſo wenig zureichend a), 
als die bloſe Ausſtellung eines Schuldſcheines ohne bücher— 
liche Einverleibung. 

Um alle Verwirrung des Vermögens und deſſen Aus— 
weiſes, und alle Zweifel über die Anlegung der einzelnen 
Poſten und Stiftungsſummen zu vermeiden, darf ein 
Schuldbrief blos eine Schuldpoſt enthalten. Nur für 
das Vergangene wurde zur Erſparung der Unkoſten geſtat— 
tet, daß auf dem Rücken der mehreren Kirchen oder Stif— 
tungen gehörigen Verſchreibung der Betrag, welcher jeder 
Kirche oder Stiftung gebührt, von dem Kirchenvorſteher, 
und da, wo es füglich geſchehen konnte, auch von dem 
Patrone aufgezeichnet wurde, damit ſolcher Geſtalt die 
einzelnen Theilnehmer der Obligation bei einer abzuhal— 
tenden Kirchenkaſſe- Liquidation auf der Stelle ſichtbar 
ſind, und der Rechnungsführer in ſeiner Rechnung ſich 
nur auf die Nummer der Haupt-Obligation zu beziehen 
braucht (F. 50) 5). 

Damit die Schuldverſchreibung über das gegebene 
Darleihen einen vollſtändigen Beweis mache: müſſen dar— 
in der eigentliche Name der Kirche als Gläubigerinn und 
der eigentliche Name des Anleihers als Schuldners, der 
Betrag des Darleihens, die Gattung des Geldes, und al— 
le auf die Zahlung der Hauptſchuld ſowohl, als auf die zu 
entrichtenden Zinſen ſich beziehenden Bedingungen redlich 


a) Hofreſcr. v. 6. März 1756 Thereſ. 3. Bd. S. 316, Hofd. 
v. 18. u. 24. Mai 1787 n. 6 Jak. 3. Bd. S. 229, Verord. 
in Oeſter. o. d. E. v. 13. Oct. 1792, in Küſtenl. v. 19. 
Febr. 1820 B. $. 9. 

5) Verord. in Böhm. v. 8. April 1797 Jak. 4. B. S. 165, 
v. 20. Juli 1800. 
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und deutlich beſtimmt werden c). In letzterer Hinſicht 
darf keine kürzere, als eine halbjährige Aufkündigungsfriſt 
ſtipulirt d); dagegen muß jederzeit die Bedingung beige: 
ſetzt werden, daß die Kirche berechtiget ſein ſoll, das Ca— 
pital ſogleich durch gerichtliche Zwangsmittel einzutreiben, 
wenn die Zinſen ſechs Wochen nach ihrer Verfallszeit nicht 
gezahlt werden würden e). Geſetzlich iſt die Verfallszeit 
halb- oder ganzjährig 7); fie pflegt aber allgemein halb: 
jährig bedungen zu werden. Ohne beſondern Vorbehalt 
ſind die Zinſen blos jährlich abzuführen g). Die äußere 
zur Beweiskraft und Einverleibungsfähigkeit nöthige Form 
der Schuldurkunde beſteht darin, daß ſie von dem Aus— 
ſteller und zwei glaubwürdigen Männern als Zeugen ge— 
fertiget, der Ort und die Zeit des geſchloſſenen Darleihens 
beſtimmt angemerket, und von dem Schuldner in eben 
dieſer oder in einer beſondern Urkunde die Bewilligung 
ertheilt werde, daß fie zur Erlangung des Pfandrechtes 
den öffentlichen Büchern einverleibt werden könne 75). 

Die Einverleibung des Schuldſcheines in den 
öffentlichen Büchern hat in jener Rangordnung und Prio— 
rität zu geſchehen, welche von der das Darleihen anſu— 
chenden Partei in dem Geſuche um den Conſens ausge— 
wieſen, und von der Landesſtelle angenommen worden iſt. 
Der Richter hat daher vor der Decretation zur Einver— 
leibung das betreffende öffentliche Buch noch einzuſehen z), 


c) B. G. B. F. 1001, Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 
1820 B$. 31 S. 40, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 
9. 21, in Tyr. v. 13. Sept. 1821 II. Abſchn. §. 11. 

d) Verord. in Böhm. v. 12. Febr. 1803, in Oeſter. o. d. E. 
v. 10. Oct. 1821 8, 21 vergl. mit Anhang lit. B m. 3. 

e) Ebend. u. Hofd, v. 18. Oct. 1792 $. 4, angef. Verord. im 
Küſtenl. 

7) Verord. v. 24. Aug. 1789 Krop. 17. Bd. S. 678. 

3) B. G. B. 9. 997. 19 

h) A. G. O. % 114. B. G. B. $$. 434, 435. 

1) Verord. in Böhm. v. 9. März 1804. 

I. Theil. 14 
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und die Bewilligung zu verfagen, wenn auf die zu ver⸗ 
hypothecirende Realität inzwiſchen andere Haftungen ein⸗ 
getragen worden wären. Die Einverleibung kirchlicher 
Forderungen kann übrigens auf alle Sicherheit gewähren— 
den Realitäten und in allen öffentlichen Büchern Statt 
finden, ſeitdem K. Maria Thereſia ſämmtlichen Kirchen 
und Gotteshäuſern ad effectum consequendae hypo- 
thecae securitatis die Landtafelfähigkeit ertheilet hat Y. 

In Tyrol, wo bei Abgang einer Landtafel die Ade— 
ligen und Siegelmäßigen ihre Realitäten bisher blos unter 
ihrer Unterſchrift und Mitfertigung zweier ſiegelmäßiger 
Zeugen verſchreiben konnten, müſſen dermalen alle Contrac— 
te ad acta publica in loco rei sitae, das iſt, zum Pro— 
tokolle jenes Ortsgerichtes einverleibt werden, in deſſen Be: 
zirke die zu verpfändende Realität ſich befindet. Zur Si: 
cherſtellung der bereits unter alleiniger Schuldverſchreibung 
ausgeliehenen Capitalien mußten alle Gläubiger, die bei 
einem Adeligen oder Siegelmäßigen ein Pfandrecht zu ha— 
ben glaubten, ihre Pfandverſchreibung binnen Jahr und 
Tag ſo gewiß bei dem betreffenden Ortsgerichte vorlegen 
und vormerken laſſen, als ſeit Verlauf jener Friſt alle 
nicht vorgemerkten Hypotheken für erloſchen erklärt find 7). 

Im Küſtenlande muß nach erfolgter Intabuli— 
rung, welche bei landesfürſtlichen Kirchen der Fiscus, und 
bei Privat-Patronats-Kirchen die Kirchenverwaltung zu 
bewirken hat, der intabulirte Schuldſchein, die Schäz— 
zung des Hypothecar-Gutes, und der frühere und der neue 
Tabular-Extract, in dem die neue Schuldpoſt ſchon er— 
ſcheint, dem Gubernium zur Beſtätigung des Schuldbrie— 
fes vorgelegt werden. Erſt wenn dieſe erfolgt iſt, kann 
die Auszahlung des Geldes vor ſich gehen, und muß die— 


4) Hofreſer. für Böhm, v. 29. Juli 1750 Thereſ. 1. Bd. 
S. 191. 


7) Hofd. v. 4., Verord. in Tyrol v. 16. März 1803. 
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ſelbe noch beſonders auf dem Schuldſcheine bemerkt wer- 
5 den m). 


8 9. 55. 


4) Anlegung bei den Verwaltern des Kirchen— 
vermögens. 


Das Patent, in welchem der Zwang zur Anlegung 
der Kirchengelder in den öffentlichen Fonden allgemein 
aufgehoben, und die Freiheit zur Anlegung bei Privaten 
hergeſtellt wurde, enthält zugleich die Vorſchrift, daß die 
Verwalter des Kirchenvermögens nie befugt fein ſollen, 
Kirchengelder bei ſich ſelbſt anzulegen a). Dieſe Anord— 
nung kann jedoch nicht ſo ſchlechthin, wie ſie lautet, ver— 
ſtanden werden; denn ſchon lang vorher war befohlen ge— 
weſen, daß Patrone, welche für ſich Kirchengelder erbor— 
gen wollten, vorläufig die Bewilligung des Ordinariats, 
des Conſiſtorium oder der Landesſtelle mittelſt Vorlegung 
eines landtäflichen oder bücherlichen Extractes über die 
Sicherſtellung des zu erborgenden Capitals und Ausſtel— 
lung einer landtäflichen Obligation bewirken; wenn ſie 
aber mit Hintanſetzung dieſer Vorſichten ein Kirchengeld 
eigenmächtig an ſich ziehen würden, der Pfarrer dieſes 
widerrechtliche Benehmen ſogleich dem Conſiſtorium an— 
zeigen, und die Landesſtelle wegen Beſtrafung des Pa— 
trons, nach einer Verordnung für Inner-Oeſterreich mit 
dem doppelten Erlage des an ſich Geliehenen 5), und we— 
gen Sicherſtellung des Capitals das Nöthige veranlaſſen 
ſollten c). Die ſpätern Verordnungen mit Ausnahme je: 


m) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B 55. 32, 33 
S. 44. 
4) Pat. v. 18. Oct. 1792 $. 5, für das Küſtenl. v. 19. Febr. 
1820 B $. 25 S. 36. 
6) Verord. für Inn. Oeſt. v. 23. Oct. 1788 Trat. 8. Bd. S. 750. 
e) Hofreſer, für Böhm. v. 9. Oct. 1724 n. 3, v. 27. Aug. 
14 * 
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nes Patentes reden durchgängig davon, daß Patronen, 
Kirchenvögten und überhaupt den Verwaltern des Kir— 
chen vermögens nur ohne hochortige Bewilligung kein Kir— 
chengeld dargeliehen werden könne d), und ſelbſt die Ein— 
willigung des Conſiſtorium nicht hinreichend ſei e). Es 
ſcheint daher keinem Zweifel zu unterliegen, daß das Ver: 
bot des Anlegens von Kirchengeldern bei dieſen Perſonen 
blos dahin erklärt werden müſſe, daß dieſelben nicht eigen— 
mächtig oder blos über Einwilligung des Conſiſtorium oh— 
ne Conſens der Landesſtelle ſolche Gelder darleihensweiſe 
an ſich ziehen können; und die Prar beſtätigt dieſes. Nur 
in Tyrol kann noch ferner kein Verwalter eines Kirchen— 
vermögens Kirchen- Capitalien bei ſich ſelbſt anlegen Y), 
weil in Tyrol zu Elocationen von Kirchen-Capitalien kei— 
ne Gubernial- Bewilligung erwirkt wird (§. 53). 


§. 56. 
Anlegung mittelſt Ceſſion. 


Es iſt in rechtlicher Hinſicht einerlei, ob unter den 
geſetzlichen Erforderniſſen ein Kirchengeld gegen Ausſtel— 
lung einer Schuldverſchreibung angelegt, oder ein von ei- 
nem andern Gläubiger angelegtes Capital von der Kirche 
mittelſt Ceſſion übernommen werde. Vorausgeſetzt, 
daß die cedirte Forderung pragmaticaliſch verſichert iſt, 
und die Einwilligung der Landesſtelle erwirket wird, ſo 
bedarf es nicht einmal eines Schuldſcheines, ſondern blos 
der Ceſſions-Urkunde, die jedoch mit Beziehung auf den 


1748 u. 2, v. 29. Juli 1750 n. 6. 7 Thereſ. 1. Bd. S. 
191, Pat. v. 18. Aug. 1750. 
d) Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 8. Dec. 1759 n. 13. Hofd. 
v. 24. Juli 1800 Jak. 3. Bd. S. 401, Verord. in Böhm 
v. 6. Oct. 1809, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 8. 30. 
e) Hofd, für Böhm. v. 22. Aug. 1822 Jak. 8. Bd. S. 384. 
5) Hofd. v. 13. Sept. 1821 II. Abthl. 9. 9 Cout. 20. Bd. S. 679. 
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frühern Schuldſchein alle Erforderniſſe desſelben haben, 
und jene Bedingungen und Stipulationen, mit welchen 
ein Kirchenſchuldſchein zu verſehen iſt, enthalten, dann 
den öffentlichen Büchern einverleibt, und mit dem nach 
geſchehener Einverleibung erhobenen bücherlichen Extracte 
in der Kirchenkaſſe aufbewahrt werden muß a). Ordent— 
licher Weiſe geht die Abtretung zwiſchen dem Gläubiger 
als Cedenten und der Kirche als Ceſſionar vor ſich; die 
Einwilligung und Mitwiſſenſchaft des Schuldners als Ceſ— 
ſus kann vermißt werden. Nur dann, wenn dem cedi— 
renden Gläubiger nicht alle jenen Begünſtigungen zuſtehen, 
welche zur gültigen Anlegung der Kirchengelder vorhanden 
ſein müſſen, muß, weil niemand mehr Rechte übertragen 
kann, als er ſelbſt hat, und mittelſt der Ceſſion der Ceſ— 
ſionar in Rückſicht auf die abgetretene Forderung blos die 
dem Cedenten zuſtändigen Rechte erlangt, auch die Ein— 
willigung des Schuldners zu dem Ende hinzu kommen, 
damit er ſelbſt die noch abgängigen Bedingungen der die 
Forderung übernehmenden Kirche einräume 5). 
\ 


$. 37. 
In welchen Beträgen und in welcher Währung; 


Kirchengelder können nicht nur in größeren, ſondern 
auch in kleineren Beträgen, ſelbſt unter fünfzig Gulden, 
verzinslich vorgeliehen, und mit ſolchen ſogar in den öffent— 
lichen Fonden angenommen werden. Bei dieſen müſſen, 
wenn von einer Kirche von Zeit zu Zeit mehrere kleine 
Beträge angeleget werden, die vorgehenden Poſten jeder— 
zeit wie gewöhnlich eingeſchrieben, und dann in eine Schuld— 
verſchreibung gebracht a), oder die in kleinen Stücken be— 


a) Hofd. v. 14. Febr. 1811 Jak. 8. Bd. S. 377. 

db) B. G. B. 90. 1392 — 1395. 

a) Hofd. v. 9. Aug. 1784 u. 13. Juni 1785 Jak. 3. Bd. 
S. 217, 220, v. 18. Juni 1813. 


+ 
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ſtehenden Stiftungs⸗Obligationen von gleicher Eigenſchaft 
in größere zuſammen geſchrieben, und die Capitals-Beträge 
von ungleichen Zahlen der Arrondirung wegen bei der Zu— 
ſammenſchreibung mittelſt barer Hinauszahlung des un= 
gleichen Betrages berichtiget werden 5). Zur Erleichtes 
rung der Kaſſe- Manipulation von Seite der verrechnen— 
den Aemter, und wohl auch des Kirchenrechnungsführers 
ſollen überhaupt nur gleiche Geldbeträge elocirt, und daher 
z. B. bei einem Betrage von 136 fl. 29 kr. zur Errei⸗ 
chung einer runden Summe 3 fl. 31 kr. darauf gegeben, 
oder 6 fl. 29 kr. vorläufig unverzinslich gelaſſen werden 
(§§. 109 u. 111) 6). Wollen Patronats-Aemter Metal: 
liques durch das Cameral-Zahlamt ankaufen laſſen: ſo 
haben ſie die Beträge zum Einkaufe durch das Kreisamt 
an die Landesſtelle d), jedoch nicht unter wenigſtens 20 fl. 
C. M. einzuſenden, weil die ſelbſt ein-percentigen Metalli— 
ques etwas über 20 fl. C. M. koſten e). Bei den zu glei 
chen Zinſen an einen Privaten vorgeliehenen Capitalien 
iſt eine Zuſammenſchreibung nur in Oeſterreich ob der 
Ens vorgeſchrieben 7). Strenge iſt aber verboten, Kirchen— 
gelder in kleineren Beträgen ohne alle Hypothek, ohne Ob— 
ligation und mit kurzen Aufkündigungsfriſten von einem, 
zwei bis drei Monaten an Private verzinslich auszuleihen, 
dergeſtalt, daß im Uibertretungsfalle für jeden Verluſt, den 
die Kirche am Capitale oder an Intereſſen leiden dürfte, 
der Patron, der Kirchenrechnungsführer und alle jenen, wel— 
chen die Mitaufſicht über die Verwaltung des Kirchenver— 


5) Hofd. v. 28. Juni 1804 u. 8. Juni 1805 Jak. 8. Bd. 
S. 372. 

c) Hofd. v. 14. Febr. u. 23. April 1805, v. 29. Oct. 1806 
Jak. 8. Bd. S. 373, 374, v. 18. Juni 1813. 

d) Verord. in Böhm. v. 11. März 1832 Prov. Gef. 14. Bd. 
S. 107. 

e) Verord. in Böhm. v. 21. Aug. 1829 Prov. Gef, 11. Bd. 
S. 531. 

7) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 5. 21. 
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mögens anvertraut iſt, zu haften haben, und ſich zunächſt 
an den erſtern gegen deſſen Regreß an die übrigen Mit— 
ſchuldigen gehalten werden ſoll g). Die Währung, in 
welcher Kirchengelder anzulegen ſind, iſt gleichgültig; Dar— 
leihen von Kirchengeldern können eben ſo gut in Wiener 
Währung, als in Conventions-Münze gegeben werden (§. 28 
n. 3), und in Böhmen iſt ausdrücklich vorgeſchrieben, daß 
die Kundmachung von auszuleihenden Kirchen- und Stif— 
tungsgeldern nicht blos in W. W., ſondern immer auch re— 
ducirt auf C. M. zu geſchehen habe A), Nur in Defler: 
reich ob der Ens iſt verordnet, daß die Zinſen von, ſo wie 
die Zurückzahlung der elocirten geiſtlichen Capitalien in 
C. M. ſtipulirt werden müſſen 1), woraus von ſelbſt folgt, 
daß daſelbſt auch die Darleihen in C. M. zu ſchließen find. 


§. 58. 
Binnen welcher Zeit; 


Damit die Kirche keinen Entgang an Zinſen leide, 
ſo müſſen die durch Rückzahlung anheim fallenden Capita— 
lien, ſo wie jene, welche durch Erſparung oder in andern We— 
gen neu erworben worden ſind, ungeſäumt angeleget werden. 
Zu dem Ende müſſen die Kirchenväter im erſten Falle gleich 
nach gehörig geſchehener und angenommener Aufkündigung 
für einen neuen Uibernehmer des Capitals, allenfalls mit— 
telſt Anzeige in den öffentlichen Zeitungsblättern, welche 
nach einer Verordnung in Böhmen als eine Amtsſache in 
der Prager Zeitung unentgeldlich aufzunehmen iſt a), be— 
ſorgt ſein, und in der Zwiſchenzeit bis zur wirklichen Zu— 
rückzahlung die Bewilligung der Landesſtelle zur neuen An— 


g) Verord. in Böhm. v. 12. Febr. 1813 Jak. 8. Bd. S. 378. 

u) Verord. in Böhm. v. 4. Febr. 1831 Prov. Gef. 13. Bd. 
S. 67. 

2) Verord. in O. Oeſter. v. 10. Oct. 1821 Beil. A. Dar⸗ 
leihens-Inſtrumente n. 2. 

a) Verord. in Böhm, v. 22. Nov. 1821 Jak. 8. Bd. S. 388. 
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legung einholen Y); in dem zweiten Falle aber dieſe Vor— 
ſicht gleich nach der Entſtehung oder Erwerbung eines neuen 
Capitals- Betrages (nach einer für Weſt-Galizien beſtan— 
denen Verordnung c) binnen vier Wochen von dem Tage 
der Erwerbung) treffen. Läßt ſich im letzten Falle nicht 
ſchnell genug, im erſten aber nicht bis zum Empfange des 
zurück zu zahlenden Capitals eine Pragmatical-Sicherheit 
bei Privaten auffinden: ſo muß die Anlegung in einem 
öffentlichen Fonde oder mittelſt Ankaufes einer öffentlichen 
und zwar einer Metall » Obligation geſchehen (§. 50) d). 
In Böhmen müſſen die Patronats-Aemter unter einer 
Strafe von 5 fl. C. M. jedes Darleihens- und Aufkün— 
digungsgeſuch über ein Kirchen-Capital ſogleich dem Kreis— 
amte vorlegen, und für den Fall, als ſich nach erfolgter 
öffentlicher Kundmachung des zur Elocirung bereit liegen— 
den Geldes kein Darleihenswerber meldet, während der 
halben Aufkündigungszeit die Bewilligung zum Ankaufe 
von Metalliques anſuchen, widrigens die an der Zögerung 
und dem daraus hervor gehenden Schaden Schuldtragenden 
zu einem angemeſſenen Intereſſen-Erſatze verhalten wer— 
den. Eben ſo ſind auch die Bezirks-Vikäre und Seel— 
ſorger für verantwortlich erklärt, daß kein Geld in der 
Kirchenkaſſe unfruchtbringend liegen bleibe, und wenn ſie 
hiervon Kenntniß erlangen, die ſaumſeligen Beamten ſo— 
gleich dem Ordinariate anzeigen e). Die Vorſchrift, in 
Folge derer die mit Ende eines jeden Jahres erübrigende 
Kaſſenbarſchaft fruchtbringend angelegt werden ſoll 7), 
kann nur von dem kleinen Betrage, deſſen Verwendung 
zur Beſtreitung der Kirchenerforderniſſe zweifelhaft iſt, nicht 


5) B. G. B. $. 235 u. Verord. in Oeſter. o. d, E. v. 10. 
Oct. 1821 6. 21. 

e) Hofd. v. 27. Nov. 1800 Pol. Geſ. 15. Bd. S. 199. 

d) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 21. 

e) Präſ. Verord, in Böhm. v. 28. Nov. 1828 Prov. Gef, 
10. Bd. S. 506. 

F) Verord. in Böhm. v. 6. Oct. 1809. 
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aber dahin verſtanden werden, als ob Kirchengelder vor 
abgelegter Kirchenrechnung nicht angeleget werden dürften. 


$. 59. 


Gegen welche Intereſſen Kirchengelder anzulegen 
ſind. 


Mit der von der K. Maria Thereſia ertheilten Er— 
laubniß, die Kirchen- und Stiftungsgelder in öffentlichen 
Fonden oder bei Privaten anzulegen ($. 50), wurde von 
den öffentlichen Fonds = Obligationen keine höhere Verzin— 
ſung als mit 3½ von Hundert zugeſichert a); ſodann aber 
gleichwohl mit 4 von Hundert zugeſtanden 5). Während 
des unter K. Joſeph II. beſtandenen Zwanges, die neu 
erworbenen Kirchengelder und die bei Privaten bereits an— 
liegenden Capitalien in öffentliche Fonde einzulegen, wur— 
de die Verzinſung abermals auf 3½ Procent zurück ver— 
ſetzt c). K. Leopold II. veordnete aber, daß alle vom 1. 
Juni 1786 als dem Tage, an welchem der geſetzliche Zwang 
eingetreten iſt, gegen 3½ von Hundert angelegten Stif— 
tungs-Capitalien, in fo weit fie in einen öffentlichen Fond 
bar eingelegt, und nicht in Obligationen zu 3½ von Hun— 
dert blos zur Umſchreibung dargebracht worden ſind, vom 
1. Mai 1791 anzufangen mit 4 von Hundert verzinſet 
werden ſollten d). Zu dieſem Ende wurde den Kirchen— 
vorſtehern aufgetragen, daß ſie, wofern ſich in den Kir— 
chenkaſſen 3½ percentige Obligationen vorfänden, welche 
aus den, in der Zwangszeit in öffentliche Fonde bar ein— 
gelegten, Geldern entſtanden ſind, ſolche ohne Verzug 
auf 4 von Hundert umſchreiben zu laſſen hätten e). Auf 


a) Hofd. v. 2. April 1777 Jak. 3. Bd. S. 207. 

6) Hofd. v. 16. Mai 1778 ebend. S. 208. 8 

c) Hofd. v. 15. u. 21. Jon. 1788 ebend. S. 234. 

d) Hofd. v. 31. März u. 8. Juni 1791 Jak. 3. Bd. S. 246. 

e) Verord. in Böhm. v. 4. Jan. u. 12. Mai 1802 Jak. 9. Bd. 
S. 194. 


— 218 — 
Stiftungs⸗Capitalien, welche nach aufgehobenem geſetzli— 
chen Zwange in öffentlichen Fonden zu 3½ von Hundert 
angelegt worden ſind, oder in Zukunft dahin gebracht 
würden, wurde dieſe Begünſtigung nicht ausgedehnet; 
für ſolche mußte ſich mit den für alle übrigen Staatsgläu⸗ 
biger beſtimmten Zinſen um ſo mehr zufrieden geſtellt 
werden, als ſie nach aufgehobenem Zwange auch bei Pri— 
vaten angelegt werden durften F). Sie kam nicht eins 
mal den Kirchen-Capitalien zu Statten, indem ausdrück— 
lich erklärt wurde, daß unter den Stiftungs- Capitalien, 
denen jene Begünſtigung ertheilt worden iſt, zwar die 
Capitalien der geiſtlichen und weltlichen Stiftungen und 
die ihnen an ſolchen Capitalien zugehörigen Antheile, keines- 
wegs aber auch die Kirchen-Capitalien verſtanden ſeien, 
und letztere nicht gleichfalls mit vier Procent verzinſet 
werden g). Bei den in der Folge zu fünf Procent und 
mit einer zwei⸗percentigen Gratification ausgeſchriebenen 
Staatsanleihen wurde jedoch auch den Kirchen und mil⸗ 
den Stiftungen mit freiwilligen Einlagen in der Art Ans 
theil zu nehmen geſtattet, daß ſie blos das höhere Inter— 
eſſe, ohne die zwei-percentige Gratification genießen ſoll⸗ 
ten, weil bei dieſen Capitalien der Staat die Laſt auf ſich 
nehmen müſſe, ſie auch zu jener Zeit mit den ſtaatsübli— 
chen Intereſſen zu verzinſen, wo es den Finanzen zuträg— 
licher wäre, die Capitalien aufzukündigen, und ſich der 
Verzinſung ganz zu entledigen A), Indeſſen wurde ihnen 
ſpäter, weil die Kirchen- und Stiftungs-Capitalien unter 
die Categorie der Capitalien der verſchiedenen Staatsfon— 
de nicht gehören, die zwei⸗ percentige Gratification eben- 


J Hofd. v. 8. Mai 1790, für Tyrol v. 21. Juni 1791. 


g) Hofd. v. 9. Juni 1790 Jak. 3. Bd. S. 243, Verord. der 
Bord. Oeſter. Regier, v. 30. Juni, des Tyrol. Gubern. 
v. 1. Juli 1791, Hofd. v. 27. Mai 1803. 

1) Hofd. v. 10. März 1795 Jak. 3. Bd. S. 256. 
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falls zugeſtanden 1), bis ſowohl die Annahme zu fünf Pro- 
cent, als auch die zwei- percentige Gratification allge— 
mein unterſagt, und nur die fernere Annahme zu vier 
von Hundert erlaubt wurde &). Bei der im Jahre 1830 
erfolgten Aufkündigung von fünf-percentigen Staats-Ob— 
ligationen 2) wurden die den Kirchen und Stiftungen ge— 
hörigen fünf-percentigen Obligationen bei Beträgen über 
100 fl. in vierspercentige umgewandelt, und wie gewöhn— 
lich vinculirt; für jene unter 100 fl. aber Anweiſungen 
auf den Uiberbringer lautend ausgegeben, dieſe durch den 
Tilgungsfond börſemäßig eingelöſet, und für das Gelöſete 
Obligationen zu geringerem Zinsfuße eingekauft, welche 
gleichfalls auf den Namen der Kirche oder Stiftung die 
Vinculirung erhielten m). 

Bei Darleihen von Kirchen- und Stiftungsgeldern 
an Private ſollten früher keine höheren Zinſen, als 
höchſtens vier von Hundert ſtipulirt werden n). Allein, 
da fünf Procent landesüblich wurden: ſo iſt es ſchon längſt 
zum Geſetze geworden, daß ſolche Gelder bei Privaten 
nur gegen fünf von Hundert angelegt werden können o). 
Es mußten ſich ſogar jene Private, bei denen ſie gegen 
vier von Hundert angelegt waren, zur Bezahlung eines 
fünf⸗percentigen Intereſſe herbeilaſſen, widrigens fie ih— 
nen unter den bedungenen Aufkündigungsfriſten aufgekün— 
diget, und unter ſicherer Hypothek bei andern Privaten 


2) Allerh. Entſchl. v. 12. März. 1797. 

*) Hofd. v. 16. Juli 1801 Pol. Gef, 16. Bd. S. 112. 

2) Hofd. v. 31. März 1830 Prov. Gef, für Böhm. 12. Bd. 

226. 

m) Hofkanzl. Miniſt. Schrb. v. 1. Juli 1830 ebend. S. 455. 

n) Pat. v. 29. Jan. 1787 n. 1, für Görz u. Gradisca v. 20. 
Nov. 1792 Pol. Gef. Leop. 4. Bd. S. 77, Verord. in 
Mähr. v. 18. Jan. 1794. 

0) Hofd. v. 23. Mai 1796 u. 13. Jan. 1797 Jak. 3. Bd. S. 
256, 257, Verord. in Böhm. v. 10. Juli 1802 Jak. 3. Bd. 
S. 369. 
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dan fünf von Hundert elocirt werden mußten p). Hier— 
von iſt zu Gunſten der Schuldner der Salzburgiſchen 
Stiftungs⸗Capitalien keine Ausnahme gemacht, ſondern 
verordnet worden, daß es bei der angeordneten Erhöhung 
der bisher zu vier Procent ausgeliehenen Capitalien auf 
fünf Procent auch hinſichtlich dieſer Stiftungen ſein Ver— 
bleiben habe 3). Nur dann, wenn Stiftungsgelder nach 
ausdrücklicher Anordnung des Stifters zu Gunſten eines 
Privaten gegen niedrigere Zinſen anliegen ſollen, hat kei— 
ne Aufkündigung und neuerliche Anlegung mit beſſerer 
Benützung vor ſich zu gehen 1). Die neueſten Geſetze, 
das Wucher-Patent, und das allgemeine bürgerliche Ge— 
ſetzbuch haben an dieſem Zinſenbetrage nichts geändert s), 
als daß in Trieſt und Fiume auch bei einem gegebenen 
Unterpfande ſechs von Hundert als jährliche Zinſen mit 
rechtlicher Wirkung bedungen werden können t). Die ge— 
ſetzlichen Zinſen, welche, ohne bedungen zu ſein, wegen 
Saumſals gebühren, betragen jederzeit vier von Hun— 
dert u). 


$. 60. 


Vorkehrungen bei verändertem Beſitzſtande; 


Die Veränderung des Beſitzers der Hypo— 
thek, unter welcher Kirchen-Capitalien angelegt worden 
ſind, hat auf die Rechte der Kirche keinen nachtheiligen 


p) Verord. in Böhm. v. 10. Juli 1802, im Küſtenl. v. 19. 
Febr. 1820 B 5. 16 S. 29, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 
1821 F. 21. 

9) Hofd. v. 2. Aug. 1822 Schwerdl. 10. Bd. S. 148. 

7) Verord. v. 17. Jan. u. 2. Febr 1792 u. 2. 

5) Wucher-Pat. v. 2. Dec. 1802 §. 4. B. G. B. F. 994. 

2) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 B F. 28 Prov. Gel. 
2. Bd. S. 38. f 

u) Angef. Wucher⸗Pat. §. 5. Hofd. v. 19. Oct. 1805, B. G. 
B. §. 995. 
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Einfluß. Das durch die Einverleibung der Schuldurkun— 
de in die öffentlichen Bücher erworbene Recht iſt ein ding— 
liches, welches gegen jeden Beſitzer der verhypothecirten Sa— 
che auf volle Befriedigung geltend gemacht werden kann a). 
Indeſſen mußte nach einer frühern Verordnung gleichwohl 
allemal, wenn ein auf einer Realität haftendes Kirchen— 
Capital mit der Realität auf einen andern Beſitzer über— 
ging, der neue Beſitzer eine den öffentlichen Büchern eben— 
falls einzuverleibende Erklärung ausſtellen, worin er ſich 
zum Selbſtſchuldner bekannte, für das übernommene Ca— 
pital nebſt der Special-Hypothek auch mit ſeinem übrigen 
Vermögen zu haften, und die Zinſen nach Verlauf von 
ſechs Wochen unter ſonſt zu erfolgender Execution abzu— 
führen verſprach 5). Dieſes iſt aber durch eine neuere 
Verordnung abgeändert worden, in welcher es heißt, daß 
es in Betreff der Kirchen-Capitalien, die bereits gehörig 
grundbücherlich verſichert ſind, und mit Beibehaltung der 
Hypothek an einen neuen Schuldner übergehen, keiner 
neuen Schuldverſchreibung bedürfe, ſondern genug ſei, wenn 
die grundbücherlichen Extracte erhoben, und in der Kir— 
chenkaſſe aufbewahrt werden c). Hieraus erhellet, daß es 
von der Ausſtellung der beſondern Erklärung des neuen 
Beſitzers nicht allgemein abgekommen, ſondern dieſe in 
allen Fällen noch abzufordern ſei, wo ein Kirchen-Capital 
ohne Beobachtung der oben ($$. 51 — 55) angeführten 
Erforderniſſe, und insbeſondere ohne die Executions-Clau— 
ſel angeleget worden iſt d). Für die Staatsbuchhaltung 
iſt noch vorgeſchrieben, daß ſie alle Beſitzveränderungen, 
welche bei Realitäten vorfallen, auf denen Aerarial- oder 
Stiftungsfonds-Capitalien haften, vormerke; zu welchem 


a) B. G. B. $$. 447, 451, 466. 

5) Hofd. v. 19. Dec. 1805. 

c) Hofd. v. 14. Febr. 1811. 

) Vergl. Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 
9. 30. 
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Ende die Magiſtrate und Wirthſchaftsämter dieſelben in 
den jährlich einzuſchickenden Kirchenrechnungs-Extracten 
genau anzuzeigen haben (§. 80 n. 3) e). 


9. 61. 
Und bei ſich verſchlechternder Sicherheit. 


Es iſt in der Natur der Sache gegründet und durch 
die poſitiven Geſetze beſtätiget, daß, wenn der Werth des 
Pfandes durch Verſchulden des Pfandgebers, oder wegen 
eines erſt offenbar gewordenen Mangels der Sache zur 
Bedeckung der Schuld nicht mehr zureichend befunden wird, 
der Gläubiger berechtigt ſei, von dem Pfandgeber ein an— 
deres angemeſſenes Pfand a), oder auch die Bezahlung 
der nicht mehr ſichern Forderung zu begehren. Bei Kir— 
chen muß dieſes um ſo mehr Statt haben, als ſie ihr Ver— 
mögen nicht ſelbſt verwalten, ſondern unter dem beſondern 
Schutze der Geſetze ſtehen. Die deshalb erlaſſenen allge— 
meinen Beſtimmungen find bereits oben (§. 43) aufge- 
führet worden. 

In Rückſicht der Aufkündigung bei ſich verſchlechtern— 
der Sicherheit iſt insbeſondere angeordnet worden, daß in 
dem Falle, als ſich bei Privaten, an welche Kirchen- oder 
Siftungs⸗Capitalien ausgeliehen find, die Schulden häuf— 
ten, die Wirthſchaft verfiele, oder ſonſt unſicherheit 
befürchtet würde, zur Aufkündigung und Eintreibung der 
Capitalien unnachſichtlich und ſelbſt dann geſchritten wer— 
den ſoll, wenn fie in erſter Hypothek anliegen, und die Zin- 
ſen richtig gezahlet würden, da nicht dieſes allein, ſondern 
der ganze Activ- und Paſſiv-Stand des Schuldners be— 
achtet werden müſſe. Aus eben dieſem Grunde ſollen bei 
vorhandener Unſicherheit auch die auf beſtimmte Realitä⸗ 
ten radicirten, folglich unaufkündbar angelegten Capita⸗ 


e) Verord. in Böhm. v. 27. Aug. 1821 u. 1. März 1823 
Jak. 8. Bd. S. 198-199. 
a) B. G. B. % 458. 
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lien anfgekündigt (§. 50), und Kitchen = Gapitalien um fo 
mehr dann executiv eingetrieben werden, wenn mit der 
Entrichtung der Zinſen die Verfallstermine nicht einge⸗ 
halten werden ($. 54). Eine neuere Verordnung befiehlt 
diesfalls, daß jeder Schuldner, der die Zinſen über ein 
Jahr ſchuldig bleibt, und die ihm allenfalls noch zu ge— 
währende Friſt von ſechs Wochen gleichfalls unbeachtet 
verſtreichen läßt, wenn er nicht mittlerweile ein Nachlaß— 
geſuch eingebracht hat, oder ſolches aus Mangel an Grün— 
den zurück gewieſen worden iſt, ohne weiters gerichtlich be— 
langt werden ſoll 5). 

Die Aufſicht und Anzeige hierüber iſt den Magiſtra⸗ 
ten und Obrigkeiten unter der Haftung für jeden Verluſt 
am Capitale und Zinſen zur Pflicht gemacht, weil ihnen 
auch die Sicherheit und Zahlungsfähigkeit der Privaten 
zu beurtheilen, und in Städten und Märkten fleißig nach— 
zuſehen obliegt, ob die mit ſolchen Capitalien verhypo— 
thecirten Häuſer in gutem Stande erhalten werden c). 
Jüngſthin iſt aber auch den Bezirks-Vikären aufgetragen 
worden, bei den canoniſchen Viſitationen ſich genau zu 
überzeugen, ob ſchon bei der Elocirung der Kirchen-Capita— 
lien die geſetzlichen Vorſchriften pünctlich beobachtet, und 
vorzüglich das Hofdecret vom 18. October 1792 zur rich— 
tigen Anwendung gebracht werde d). 


5) Hofd. v. 22. Oct. 1829 Prov. Geſ. Tyr. 16. Bd. II. Abthl. 
S. 419. 

c) Verord. in Böhm. v. 14. Jan. 1769 Thereſ. 5. Bd. 
S. 399, Hofd. v. 10. Jan. 1783 Krop. 2. Bd. S. 119, 
258, v. 21. Sept. 1785 Krop. 10. Bd. S. 704. Allerh. 
Entſchl. v. 21. Sept. 1790, Hofd. v. 30. Dec. 1791, 
Reſc. v. 6. u. 7. Jan. 1792 Pol. Gef. Leop. 4. Bd. 
S. 1 u. 23, Verord. in Tyr. v. 14. Juni 1793 u. 13 
Pol. Gef. Franz 2. Bd. S. 120, Hofd. für Oeſter. o. d. E. 
v. 20. Febr. 1793 u. Verord. v. 10. Oct. 1821 $. 2 
für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 BJ. 16. 

d) Cab. Schreib. v. 25. Juni, Verord. in Böhm. v. 26. Juli 1824. 
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Aufkündigung, 


Aus dem Verbote der eigenmächtigen Gebahrung 
mit dem Kirchenvermögen ergibt ſich, daß, ſo wie Kirchen— 
gelder nicht ohne höhere Bewilligung fruchtbringend an— 
geleget, ſo auch fruchtbringend und ſicher angelegte Kir— 
chen-Capitalien nicht ohne dieſelbe höhere Bewilligung 
aufgekündiget, oder Aufkündigungen angenommen 
werden können. Aufkündigungen von Seite der Kirchen— 
verwalter gehören unter die Veräußerungsarten, und von 
ihnen wird erſt unten ($. 98) die Rede fein. Aufkündi— 
gungen von Seite der Kirchenſchuldner bringen die Kirche 
um die bisherige Hypothek und die bisherigen Nutzungen, 
führen ihre Capitalien in die Hände der Verwalter zurück, 
und verurſachen überhaupt eine Veränderung, welche der 
die Oberaufſicht et Behörde nicht unbekannt blei— 
ben darf. 

Es iſt daher die Einrichtung getroffen, daß der ein 
ſolches Capital aufkündigende Schuldner ſeine Aufkündi— 
gung dem Magiſtrate oder der Obrigkeit als der Vogtei 
oder dem Patronats-Amte, (in den königlichen und Leib— 
gedingftädten in Böhmen dem Unterkammeramte,) zu 
überreichen, dieſe Behörde ſie mit Beilegung des ur— 
ſprünglichen Schuldſcheines dem Kreisamte, das Kreis— 
amt an das Conſiſtorium, und dieſes, nach der neueſten 
Weiſung in Böhmen, unmittelbar an das Fiscalamt zur 
Prüfung und weitern Vorlegung an die Landesſtelle ein— 
zuſenden hat a). Der urſprüngliche Schuldſchein muß je— 
derzeit mit vorgelegt werden, um daraus beurtheilen zu 
können, ob und wie fern der Aufkündigung eines ſolchen 
Capitals in rechtlicher Hinſicht etwas eingewendet werden 
könne. Das Kreisamt darf keine Aufkündigung, welcher 


a) Verord. in Böhm. v. 21. Nov. 1823 Jak. 8. Bd. S. 385, 
v. 19. Juni 1826 Prov. Geſ. 8. Bd. S. 112. 


5 
2 
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der Schuldſchein nicht anliegt, weiter befördern, ohne für 
den der Kirche durch nachträgliche Abforderung desſelben 
erwachſenden Nachtheil verantwortlich zu werden 5), da— 
gegen aber auch eben ſo wenig als das Conſiſtorium eine, 
mit den gehörigen Erforderniſſen verſehene Aufkündigung, 
wegen der in einer andern Münzſorte angetragenen Rück— 
zahlung, als in welcher die Anlegung des Capitals ge— 
ſchehen iſt, zurück weiſen c). Die Ertheilung der Bewil— 
ligung zur Annahme der Aufkündigung kommt blos der 
Landesſtelle zu, und ohne ſie kann kein Kirchen-Capital 
zurückgezahlt, und keine Zurückzahlung angenommen wer— 
den. Ein Kirchenſchuldner, welcher eine Abzahlung an 
die Kirchenverwalter machen will, hat ſich daher zu ſeiner 
Sicherheit den Conſens der Landesſtelle ausweiſen, und 
allenfalls in legaliſirter Abſchrift einhändigen zu laſſen. 
Vernachläſſigt er dieſe Vorſicht, la. zahlt er auf die Ge⸗ 


eee 


F. 63. 
Und Rückzahlung der Kirchen-Capitalien. 


So lang die Kirchen-Capitalien in den öffentli— 
chen Fonden gegen 3½ percentige Obligationen angeleget 
werden mußten, war es erlaubt, in eben ſolchen Obliga— 
tionen Rückzahlungen zu machen, und es durfte dabei 
nicht einmal auf den börſemäßigen Curs dieſer Papiere ge— 
ſehen, ſondern es mußten ſolche ohne Rabatt in dem vol— 
len Werthe, für welchen ſie ausgeſtellt waren, angenom— 


6) Hofd. v. 21. Febr. 1783, Verord. in Böhm. v. 21. Juli 
1818, 17. Dec. 1819, 5. Juni 1821, v. 8. Mai u. 18, 
Juli 1822 Jak. 8. Bd. 382 — 383, 388 — 389, 

c) Verord. in Böhm. v. 6. März 1821. 

d) Hofd. v. 26. Mai 1802 Pol. Sch, 17. Bd. S. 129, für 
Tyr. v. 13. Sept. 1821 II. Abſchn. §. 8. 

I. Theil. 15 
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men werden a). Mit Aufhebung jenes Zwanges iſt es 
auch von dieſem abgekommen. Es wurde nur ſpäter er- 
laubt, daß Obrigkeiten Kirchen- und Stiftungs = Capita- 
lien mit eigenen Lieferungs- oder Kriegsdarleihens-, oder 
aber in dieſer Eigenſchaft von den Unterthanen al pari 
eingelöfeten Obligationen tilgen könnten, wenn fie anders 
mittelſt beglaubter Landtafel-Auszüge und anderer Urkun— 
den die Reluibilität dieſer Capitalien vollſtändig auszu— 
weiſen, dann darzuthun vermöchten, daß die von ihnen 
angebotenen Obligationen von ſolcher Art ſind, daß ver— 
möge der beſtehenden Geſetze hiermit Kirchen- und Stif— 
tungs⸗Capitalien abgezahlt werden dürfen D). Nun müſ— 
ſen, wie es in der Natur der Sache gegründet iſt, Geld— 
darleihen in Geld abgetragen werden, und es geht nicht 
an, ſtatt baren Geldes mit öffentlichen Obligationen ſelbſt 
zu höhern Procenten und nach dem börſemäßigen Curſe 
Rückzahlungen zu leiſten c), und noch weniger, fie al pari 
einer Kirche oder Stiftung aufzubringen d). 

Was die Münzſorte betrifft, in welcher die Rückzah— 
lung geſchehen ſoll, ſo kann eine beſondere Münzſorte nur da— 
mals gefordert werden, wenn das Darleihen in einer ſolchen 
zugezählet, und die Rückzahlung in derſelben ſtipulirt worden 
iſt e). Seit dem Finanz-Patente iſt die ordentliche Münz— 
ſorte die Wiener Währung, in welcher, außer dem Falle 
eines andern Uibereinkommens, alle Geldzahlungen gelei— 
ſtet, und die Rückzahlungen der vor dem Jahre 1799 


a) Hofd. v. 2. März 1788. 

5) Hofd. v. 6. Aug. 1790 Jak. 4. Bd. S. 208, v. 30. (viel⸗ 
leicht 3. oder 20.) Febr. 1797 u. v. 1. Sept. 1802 Jak. 
8. Bd. S. 369, Verord. in Böhm. v. 3. März 1797 Jak. 
3. Bd. S. 257. 

c) B. G. B. $. 1413. 

d) Hofd. v. 7. Jan. 1803. 

e) Pat v. 20. Febr. 1811 §. 15, Verord. in Böhm. v. 28. 
Febr. 1811, Hofd. v. 13. Nov. 1811 u. 27. März 1813. 


— 227 — 


haftenden Capitalien nach dem vollen Betrage, der ſeit 
dieſem Jahre angelegten aber nach der Curs-Scala ange— 
nommen werden müſſen 7). Dieſes iſt auch durch das 
Patent vom 1. Juni 1816 und die nachfolgenden Ver— 
ordnungen, welche den Unterſchied zwiſchen Conventions— 
Münze und Wiener Währung neuerdings eingeführet ha— 
ben, und Rechtsgeſchäfte in jener Münze wieder eingehen 
laſſen, nicht geändert worden, indem dieſelben nach aus— 
drücklicher Erklärung nicht zurück wirkend, ſondern nur 
für jene Verhältniſſe verbindlich ſind, welche ſeit dem Ta— 
ge der Kundmachung contrahirt werden g). 


$. 64. 
Vorſchüſſe an andere Kirchen. 


Das bisher Geſagte ſcheint eine Ausnahme zu lei— 
den, wenn ein Darleihen von einer Kirche an eine andere 
gemacht werden ſoll. Wechſelſeitige Unterſtützung der Kir— 
chen iſt nicht nur nicht verboten, ſondern liegt vielmehr in 
der Natur und Beſtimmung der Kirchengüter, und iſt daher 
auch in dem gemeinen ſowohl a), als dem beſondern Oe— 
ſterreichiſchen Kirchenrechte geboten 5). Es kann bei ſol— 
chen Darleihen von der Ausweiſung der Pragmatical-Si— 
cherheit keine Rede ſein, und iſt genug an dem, daß die 
Landesſtelle die Bewilligung dazu ertheilet, daß ein Schuld— 
ſchein ausgeſtellet, und Schuld und Forderung bei je⸗ 
der der beiden Kirchen vorgemerket wird. Eigenmächtig 


aber und ohne Bewilligung der Landesſtelle kann von keiner 


7) Pat. v. 20. Febr. 1811 8. 12 — 17. 

3) Verord. in Böhm. v. 1. Aug. 1816 Jak. 8. Bd. S. 206 
Hofd. v. 12. April 1821. 

a) cap, 3. de eceles. aedifie. (3. 20 Couc. Trid. sess. 
21. cap. 4, de reform, 

5) Hofd. v. 29. Jan., 1. April, 10. Juni, 19. Aug. 1783, 
26. April u. 9. Dec. 1785 Jak. 3. Bd. S. 387, v. 20. 
Nov. 1786 Jak. 2. Bd. S. 443. 

15 * 
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Kirche an die andere ein Vorſchuß geleiſtet werden, und 
dem Anſuchen um denſelben müſſen ſechsjährige Kirchen⸗ 
rechnungs-Extracte beiliegen ($. 48) c). Die Ausſtel⸗ 
lung eines Schuldſcheines iſt zur Deckung der darleihenden 
Kirche, und die beſondere Vormerkung bei beiden Kirchen 
zur gehörigen Wiſſenſchaft und Controlle für das Kreis— 
amt nöthig, damit jede ſolche Schuld zur beſtimmten Zeit 
um ſo ſicherer wieder berichtiget werde (F. 41). Ob von 
dem Darleihen Zinſen gezahlet werden ſollen, hängt von 
den Umſtänden und vorzüglich von den Kräften der einen 
und der andern Kirche ab. Daß Vorſchüſſe auch unver— 
zinslich, beſonders von Kirchen an Kirchen unter demſel— 
ben Patronate geſchehen können, ſetzen unſere Geſetze ſelbſt 
voraus d). 


. 65. 


Anlegung zu einem Handel mit Kerzen und wächſer— 
nen Opfern. | 


Eine andere fruchtbringende Ankegung der Kirchen 
gelder, als auf eine der angeführten Arten, findet nicht 
Statt. Die früher beſtandene Verwendung eines gewiſ— 
ſen Betrages der Kirchengelder zu einem Handel mit 
Wachskerzen und Opferfiguren iſt verboten 4). Es wurde 
zwar kurz nach dem diesfalls ergangenen Verbote in Or— 
ten, wo kleine Kirchen und keine Wachszieher vorhanden 
ſind, der Verkauf von Wachskerzeln und Opferfiguren den 
Kirchen gegen einen geringen Nutzen, der zu den Säu— 
berungsunkoſten und Kirchenerforderniſſen verwendet wer— 


c) Verord. in Böhm. v. 3. Aug. 1795 Jak. 3. Bd. S. 400, 
v. 6. Oct. 1809, in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821.88. 
16 u. 26. 

d) Rechbergers Defter, Kirchenrecht 1819, 2. Thl. J. 267. 

a) Hofreſcr. v. 25. März 1752 Thereſ. 1. Bd. S. 352, vergl. 
mit Verord. in Böhm. v. 14. Sept. u. 14. Dec. 1781 Jak. 
3. Bd. S. 346. 
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den ſollte, wieder geſtattet D). Allein nach neueren Ber: 
ordnungen darf der gedachte Handel weder von den Kir— 
chenvorſtehern, noch von den Kirchendienern, weder mit 
Kirchengelde und zum Vortheile der Kirche, noch mit ih— 
rem Gelde und für ſich, weder in der Kirche oder in den 
Eingängen derſelben, noch in ordentlich vor der Kirche 
aufgerichteten Buden und Hütten mehr getrieben werden. 
Die Aufſicht hierüber iſt wiederholt den Amtsvorſtehern 
zur Pflicht gemacht, und jeder Fall einer Uibertretung 
insbeſondere in den Pfarrkirchen von Prag mit drei Du— 
katen Strafe zum Beſten des Armen -Inſtitutes verpönt 
worden c). 


9.06. 
Verpachtung kirchlicher Realitäten. 


Die Verwaltungs- und Benützungsart der kirchli— 
chen Realitäten iſt nach der Unterſchiedenheit derſelben 
unterſchiedlich, und anders bei Gärten, Aeckern, Wieſen, 
Hutweiden, Teichen und Häuſern, anders bei Waldungen, 
und noch anders bei Lehen beſchaffen. 

Nach dem gemeinen Kirchenrechte können Kirchen— 
gründe auf immer, oder nur auf gewiſſe Jahre emphy— 
teutiſch überlaſſen werden a), und gelten hierbei die allge— 
meinen Beſtimmungen; ausgenommen, daß zur Gültigkeit, 
nicht blos zur Beweiskraft des emphyteutiſchen Contractes 


5) Allerh. Reſcr. v. 22. Sept. 1753 Jak. 3. Bd. S. 344. 

c) Hofd. v. 14. Sept., Verord. in Böhm. v. 28. Dec. 1781 
Krop. 2. Bd. S. 202, 357, v. 8. Juni 1787 Krop. 13. Bd. 
S. 647, 20. Nov. 1787 Jak. 3. Bd. S. 348, Hofd. v. 30. 
Mai 1788 Krop. 15. Bd. S. 954, Polizei⸗Ordn. v. 10. Oct. 
1789 n. 44. Verord. in Böhm. v. 26. März 1796 Jak. 
3. Bd. S. 349. 

4) Nov. 120. cap. 6., wodurch Nov. 7. cap. 3. abgeändert 
wurde. 
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ein ſchriftlicher Auffag erforderlich iſt 5), und die Kirche in 
Rückſicht auf die Einziehung des emphyteutiſchen Grundes 
einige Vorrechte vor andern Erbzinsherren hat ($. 10 zu 
Ende). Zeitpachtungen läßt das gemeine Recht in ſo weit 
zu, als ſie ohne Beobachtung der zur Veräußerung erforder— 
lichen Feierlichkeiten nicht auf lange Zeit, d. i. nicht über 
drei Jahre abgeſchloſſen werden c); die Erfüllung der inner— 
halb dieſer Beſchränkung von dem Vorfahren gültig abge— 
ſchloſſenen Verträge macht es ſelbſt dem Nachfolger zur 
Pflicht d). 

In Oeſterreich können Kirchengründe von den Ver— 
waltern des Kirchenvermögens bewirthſchaftet, ſie können 
aber auch in Pacht gegeben werden. Findet die eigene 
Bewirthſchaftung Statt: ſo muß, um die Kirche 
vor dem Verluſte ihrer Dotation zu ſichern, darauf geſehen 
werden, daß ſie nicht durch ſchlechte Beurbarung herab— 
kommen. Es iſt dieſes eine Pflicht der Kreis-Commiſſäre 
bei den Kreisbereiſungen, und der Bezirks-Vikäre bei den 
canoniſchen Viſitationen e), dann aller derer, welche die 
Kirchenrechnung zu revidiren haben, indem ſie, wenn der 
Ertrag dem Werthe der Gründe nicht entſpricht, dem un— 
günſtigen Ertragsverhältniſſe im geeigneten Wege abzuhel— 
fen haben F). 

Die Verpachtung der Kirchengründe wurde in 
Oeſterreich vormals in der Art geſtattet, daß der Pacht 
alle drei Jahre erneuert werden mußte, nicht blos, damit 
die Kirche nicht um das Obereigenthum und die Mögliche 


5) Nov. 120. cap. 5. 6. 

c) cap. un, de reb. eccles. non alienand. int. Extrav. 
comm. (3. 4.) 

d) Pehem jus. eccles, part. II. $. 790. 

e) Verord. in N. Defter, v. 22. März 1823 Prov. Geſ. 5. 
Bd. S. 114. 5 

7) Hofd. v. 7. Aug. 1829 Prov. Geſ. Tyr. 15. Bd. II. Abthl. 
S. 213. 
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keit eines höhern Zinserträgniſſes käme, ſondern auch, 
damit nicht ein und die andere Obrigkeit den Pächtern 
unvermerkt die wöchentliche Robot auferlegte 3). In der 
Folge ward verordnet, daß bei Kirchengründen die Emphy— 
teutiſirung überall, wo ſie noch nicht beſtände, eingeführt 
werden ſollte A). Darauf wurde wieder geboten, daß ſich 
rückſichtlich der Benützung der Kirchengründe an die für die 
Staatsgüter ergangenen Verordnungen gehalten werden 
ſolle 7); und hierbei iſt es geblieben. Es dürfen daher Kir— 
chengründe, wie Staatsgüter k), nur blos noch auf Zeit ver= 
pachtet werden Z), zumal, als die tägliche Erfahrung be— 
weiſt, daß kleine Realitäten, wie die Kirchengründe ſind, 
von mehreren Pachtluſtigen geſucht, und daher immer 
mit gutem Nutzen verpachtet werden, wobei den Kirchen 
überdies der Vortheil bleibt, den Pachtzins nach dem Ver— 
hältniſſe der ſteigenden Körnerpreiſe erhöhen zu können, 
welchen ſie bei dem Erbpachte unwiederbringlich verlieren, 
ohne daß ſie durch die erhaltenen geringen Kaufgelder 
ſchadlos gehalten werden m). Selbſt die Pachtung auf 
Leibgeding, d. i. auf die Lebensdauer des Pächters, iſt für 
ungültig erkläret n). Nur jene Kirchengründe, welche 
den Seelſorgern um einen geringen Zins, oder gegen die 
Abgabe der dritten oder vierten Garbe an die Kirche nicht 
blos zeitlich und prekär, ſondern ſeit undenklichen Zeiten 


g) Verord. v. 28. Febr. 1772 Jak. 3. Bd. S. 342. 

Ah) Verord. in Böhm. v. 23. April 1790 Jak. 2. Bd. S. 545. 

2) Hofd. v. 22. März 1791, v. 17. Jan. u. 2. Febr. 1792 
n. 5, Verord. in Böhm. v. 4. Febr. 1792 ebend. S. 547. 

*) Hofd. v. 20. Juni 1790 Pol. Geſ. 1. Bd. S. 43, Pat. 
v. 31. Dec. 1800. Jak. 2. Bd. S. 623. 

2) Hofd. v. 10. Jan. 1790 Jak. 2. Bd. S. 546, Verord. 
im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B $$. 37, 38 S. 45, 
in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 $. 23. 

m) Hofd. v. 15. Febr. 1791 Jak. 2. Bd. S. 546. 

rn) Verord. in Oeſter. v. 30. April 1807 Pol. Gef, 28. Bd. 

S. 99, angef. Verord. im Küſtenl. $. 40 S. 48. 
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zur beſſern Subſiſtenz überlaſſen worden waren, dürfen 
ihnen nicht abgenommen und andern Pächtern gegen einen 
höhern Pachtſchilling verpachtet werden, weil eine Vermeh— 
rung des Erträgniſſes zum Beſten der Kirche nur ohne 
Verletzung des Rechtes eines Dritten geſchehen kann, und 
der Curat-Clerus in dem Genuße ſeiner Einkünfte ge— 
ſchützet werden muß, wenn gleich hierüber keine Urkunden 
vorhanden ſind. Es mußten vielmehr diejenigen Seelſorger, 
welche gegen dieſe Grundſätze aus dem Beſitze ihrer Grund— 
ſtücke geſetzet worden ſind, entweder durch Zurückſtellung der 
abgenommenen Grundſtücke, oder wenn dieſe emphyteu— 
tiſch oder noch auf einige Zeit verpachtet ſind, durch Ver— 
abreichung des erhöhten Zinsbetrages, in denſelben wieder 
eingeſetzet, und müſſen ſo lang darin geſchützet werden, 
als nicht das Willkührliche desſelben durch die Kirchen— 
vogteien im rechtlichen Wege dargethan wird o). Für Nies 
der-Oeſterreich wurde noch geſtattet, daß den Seelſorgern, 
welche nur einen geringen und insbeſondere einen 600 fl. 
nicht überſteigenden Gehalt beziehen, von Seite ihrer Kirche 
die Subſiſtenz dadurch erleichtert werde, daß ihnen Kir— 
chengründe bis zu dem Maße von ſechs Jochen außer der 
Verſteigerung um einen geringen Pachtzins überlaſſen wer— 
den, wenn nur anders das Vermögen der Kirche zur Be— 
ſtreitung der laufenden Auslagen hinreicht, das Ordina- 
riat darauf einräth, und bei Patronats-Pfarren der Pa— 
tron einverſtanden iſt p). 


Ng. 67. 
Bewilligung hierzu. 
Ob zur Verpachtung und Wiederverpachtung der Kir— 
chengründe eine höhere Bewilligung eingeholt werden müſſe, 


hängt von den Provinzial- Verordnungen und der bisheri— 
gen Beobachtung ab. In Böhmen mußte nach den 


o) Hofd. v. 10. Dec. 1812 Jak. 8. Bd. S. 203. 
5) Hofd. f. Nied. Oeſter. v. 2. Sept 1807. 
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sisherigen Vorſchriften zu jeder Verpachtung von Kirchen— 
gründen die Bewilligung der Landesſtelle erwirkt a), und 
bei ſchon verpachteten Gründen von dem Ausgange des 
Pachtes ſechs Monate vorher die Anzeige erſtattet werden, 
um zur Adjuſtirung der Pachtbedingungen, zur gehörigen 
Verſtändigung der Pachtluſtigen und ordentlichen Uiber— 
gabe der verpachteten Gründe von Seite der alten Pächter 
an die neuen Zeit zu gewinnen, und ſolche nicht etwa 
einige Zeit unfruchtbar liegen laſſen zu müſſen. Die Anz 
zeige hatte das Gutachten wegen weiterer Benützung der 
verpachteten Realitäten zu enthalten, und war an das 
Kreisamt, und von da durch das Fiscalamt an die Lan— 
desſtelle zu überreichen 5). Neueſtens wurde aber verord— 
net, daß 1) zwei Monate vor Ablauf der Pachtzeit, oder 
wenn zur Uibernahme der Pachtung wegen der Größe des 
Objects bedeutende Vorauslagen, als z. B. Anſchaffung 
des fundus instructus u. ſ. w. nothwendig find, auch 
noch früher die neuerliche Verpachtung ohne weitere Anz 
frage, jedoch mit Vorwiſſen des ſchutzobrigkeitlichen und 
beziehungsweiſe des Patronats-Amtes auf die gewöhnliche 
geſetzliche Art kund gemacht; 2) an dem beſtimmten Tage 
die Verpachtung nach Vorſchrift der Licitations-Ordnung 
und unter Einfluß der Patronats-Behörde auf dem Grunde 
der im folgenden Paragraphe enthaltenen Bedingniſſe vor— 
genommen, und wenn wegen Local- oder ſonſtiger Verhält— 
niſſe eine Aenderung der feſtgeſetzten Bedingungen noth— 
wendig werden ſollte, dieſes im Licitations-Protokolle an— 
gemerkt; 3) das Licitations-Protokoll, in welchem die Rea— 
litäten genau zu bezeichnen, und ſowohl die Ausrufspreiſe, 
als auch die von den erſchienenen Pachtluſtigen gemachten 
einzelnen Anbote erſichtlich zu machen ſind, ſammt dem 


a) Verord. in Böhm. v. 4. Febr. 1792. 

5) Verord. in Böhm. v. 16. Juni u. 9. Sept. 1815, v. 29. 
Sept. 1820 Jak. 8. Bd. S. 205 — 207, v. 21. Nov. 
1823 ebend. S. 385. 
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Entwurfe der Bedingniſſe, den Acten der vorigen Verpach— 
tung, den Cautions-Ausweiſen und dem Contracts = Ent: 
wurfe binnen 14 Tagen nach abgehaltener Tagfahrt unter 
Vermeidung einer Geldſtrafe von 10 fl. C. M. bei dem 
Kreisamte, welches die Verhandlung ſonach ungeſäumt 
durch das Fiscalamt der Landesſtelle vorzulegen hat, ein— 
gebracht; 4) die Contracts-Entwürfe nicht über die einzelnen, 
ſondern über alle zur Verpachtung gelangten Realitäten 
ſpecifiſch mit Anſetzung des Flächeninhaltes, der topogra— 
phiſchen Zahl und der Gattung verfaßt, ſo wie auch die 
Pachtluſtigen und die Pachtpreiſe einzeln angegeben, 5) ſo— 
bald die Genehmigung des Pacht-Actes und des Contracts— 
Entwurfes von der Landesſtelle erfolgt, und die Cautionen 
für hinreichend erklärt worden ſind, der Contract nach 
dem Entwurfe rechtsförmig auf dem claſſenmäßigen Stem— 
pel ausgefertigt und mit den vorgeſchriebenen Einverlei— 
bungs-, Zeugenfertigungs- und Beſtätigungs-Clauſeln 
verſehen, binnen 14 Tagen bei Vermeidung der zu num. 
3) beſtimmten Geldſtrafe dem betreffenden Kreisamte vor— 
gelegt werden ſollen, welches die Prüfung des Contractes 
und die Vergleichung desſelben mit dem Entwurfe vorzu— 
nehmen, und denſelben mit Bezug auf die Gubernial— 
Verordnung, mittelſt welcher der ganze Pacht-Aet geneh— 
migt wurde, zu beſtätigen hat c). — Dagegen iſt für Nie— 
der⸗Oeſterreich vorgeſchrieben, daß es, nachdem den 
Patronen die Verwaltung des Kirchenvermögens in ſo 
fern überlaſſen worden iſt, als die allgemeinen Vorſchriften 
befolgt werden und keine Veräußerung des Stammvermö— 
gens ohne höhere Genehmigung vorgenommen wird, über— 
flüſſig erſcheine, wenn die Vorſteher der unter einem Pri— 
vat⸗ Patronate ſtehenden Kirchen bei Verpachtungen von 
Kirchengründen und Kirchenzehenten für jedes diesfälli— 
ge Licitations- Protokoll die Beſtätigung der Landesregie— 


e) Verord. in Böhm. v. 22. März 1827 Prov. Gef. 9. Bd. 
S. 157. 
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rung in Anſpruch nehmen, und ſolches daher für die Zu— 
kunft zu unterbleiben habe. Zur Vermeidung unnöthiger 
Geſchäftsvermehrung ſollen ſelbſt die Licitations-Reſultate 
von Verpachtungen der Gründe und Zehenten landesfürſt— 
licher Kirchen, wenn der Ausrufspreis erzielt oder wohl 
auch überboten wird, nicht mehr der Regierung zur Ge— 
nehmigung vorgelegt, ſondern blos der Kirchenrechnung bei— 
geſchloſſen werden, wo ihre Beurtheilung ohnehin ein Ge— 
genſtand der cenſurirenden Behörde wird d). — In Tyrol 
muß zur Abſchließung von Pacht- und Miethverträgen über 
Kirchen = Realitäten die Bewilligung der Landesſtelle ein— 
geholt werden, wenn ſie auf die Lebensdauer des Pächters 
oder Miethers, oder bei Grunderträgniſſen und Gerechtſa⸗ 
men auf mehr als 9 Jahre, bei Wohnungsmiethen aber 
auf mehr als 6 Jahre abgeſchloſſen, oder die Einhebung 
des Pachtſchillings und Miethzinſes vorhinein auf mehrere 
Jahre bedungen werden ſoll e). — Im Küſtenlande 
muß die Verpachtung 6 Monate vor Ausgang des letzten 
Pachtes kund gemacht, kann aber ſonach bis auf 3 Jahre 
von der Kirchenverwaltung für ſich vorgenommen werden. 
Bei Verpachtungen bis auf 9 Jahre müſſen die Licitations⸗ 
Protokolle dem Kreisamte, und bei Verpachtungen über 9 
Jahre der Landesſtelle zur Beſtätigung vorgelegt werden. 
Miethverträge über Häuſer haben die Beſtätigung des Kreis— 
amtes nöthig, wenn ſie auf länger als 3, und der Landes— 
ſtelle, wenn ſie auf länger als 6 Jahre eingegangen wer— 
den F). Die ſtillſchweigende Erneuerung des erloſchenen 
Pachtes mit demſelben Pächter findet nicht Statt, weil 
dadurch die Kirche um einen größern Pachtſchilling, und 


A) Verord. in N. Oeſter. v. 15. Jan. 1832 Wagner Jahrg. 
1832 2. Hft. S. 102. 

e) Hofd. für Tyr. v. 13. Sept. 1821 Gout. 20. Bd. S. 678. 

7) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B. $. 39, 41, 
43 Prov. Geſ. 2. Bd. S. 47. 
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ſomit die beſſere Benützung 455 Gründe gebracht werden 
könnte g). ? 


$+ 68. 
Unter welchen Bedingniſſen; 


Die Bedingniſſe, unter welchen gegenwärtig alle 
Verpachtungen der Kirchengründe vor ſich gehen müfz 
fen, find folgende: 1) Die Felder, Wieſen und Hutwei⸗ 
den werden einzeln, ſo wie die topographiſchen Nummern 
in dem Verzeichniſſe des Licitations-Protokolls angezeigt 
ſind, nach ihrem Flächeninhalte auf ſechs nach einander 
folgende Jahre, d. i. von ... bis .. . an den Meiſt⸗ 
bietenden in Conventions-Geld gegen dem verpachtet, daß 
2) jeder Pächter den erſtiegenen Grund durch die Zeit der 
Verpachtung ungeſtört nach der landesüblichen Art benüz⸗ 
zen könne. 3) Da die zu verpachtenden Gründe Domi— 
nical-Gründe ſind, ſo werden auch Juden, jedoch mit 
dem ausdrücklichen geſetzlichen Vorbehalte zur Licitation 
zugelaſſen, daß ſie die in Pacht erſtiegenen Gründe mit 
eigener Hand zu bebauen haben. 4) Der Pächter iſt ver⸗ 
pflichtet, den Pachtſchilling in vierteljährigen Antieipato⸗ 
Raten um ſo gewiſſer in die Kirchenkaſſe zu entrichten, 
als ſonſt, wenn längſtens binnen ſechs Wochen nach der 
jedesmaligen Verfallszeit der Zins nicht berichtiget wäre, 
die Kirche, d. i. ihre Verwalter, berechtiget ſein ſollen, 
den Grund ohne alle gerichtliche Verhandlung, jedoch nach 
vorher eingeholter Gubernial- Bewilligung, auch nur bei 
einer einzigen Tagſatzung auf Gefahr und Koſten des 
Pächters zu relicitiren, und ſich des erlittenen Schadens 
und der Unkoſten wegen nicht blos an der Caution, ſon— 
dern auch an dem anderweitigen Vermögen des Pächters 


8) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 26. März 1797, 22. März 
1807 u. 10. Oct. 1821 §. 23, Hofd. v. 19. Oct. 1815, 
dann Verord. v. 1. Aug. 1816. 
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zu erholen. Von einer ſolchen Relicitation, welche auch 
dann einzutreten hat, wenn nur ein einziges Bedingniß 
nicht eingehalten würde, bleibt der Pächter eben ſo wie 
von den hierbei erzielten Vortheilen ganz ausgeſchloſſen. 
5) Der Pächter hat alle auf dem gepachteten Grunde haf— 
tenden Landeslaſten aus eigenem zu beſtreiten, und für 
Natural-Lieferungen, Transporte und ſonſtige Landes— 
frohnen, (Truppen-Verpflegungen und Einquartierungen) 
keine andere Vergütung anzuſprechen, als jene, welche 
vom Lande geleiſtet wird. 6) Der Pächter iſt ſchuldig, 
die in Pacht genommenen Gründe ordentlich und zur ge— 
hörigen Zeit zu bearbeiten, ſie gehörig zu brachen, jeden 
Metzen Area des gepachteten Grundes während der Pacht— 
dauer in jedem dritten Jahre mit ſechs Fuhren Dünger 
zu zehn Centner zu bedüngen, und ſich darüber bei dem 
Kirchenvorſteher und Kirchenkaſſe-Rechnungsführer auszu— 
weiſen, zugleich aber auch die Beſtätigung hierüber in 
dem Zinsbüchel anzuſuchen; widrigenfalls er für jede nicht 
angefahrene Fuhr Dünger 2 fl. C. M. in die Kirchenkaſſe 
zu erſetzen hat. Der Pächter iſt auch verbunden, den ge— 
pachteten Grund gegen Waſſerriſſe, Abſchwemmungen und 
Verſandungen zu verwahren; wenn ſich aber ſolche den— 
noch ergeben ſollten, den beſchädigten Grund wieder in 
den vorigen Stand herzuſtellen, und im Falle ihm hierin 
eine Vernachläſſigung zu Schulden kommt, den hierdurch 
entſtandenen Schaden zu erſetzen. 7) Dem Pächter wer— 
den keine Vergütungen unvorhergeſehener Wetter- und 
Waſſerſchäden zugeſtanden, außer, der gepachtete Grund 
würde dergeſtalt verwüſtet werden, daß auch die Grund— 
ſteuer abgeſchrieben würde, bei welchem Ereigniſſe um ei— 
ne verhältnißmäßige Nachſicht des Pachtſchillings einge— 
ſchritten werden kann. 8) Es kann weder eine Veräuße— 
rung, noch eine Verpfändung, noch die Errichtung eines 
Gebäudes auf dem gepachteten Grunde Statt finden. 
Wenn der Pächter bei Abſchließung eines Afterpachtes für 
ſeine eingegangene Verbindlichkeit haftet, ſo können die 
> 
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Kirchenaufſeher die Bewilligung dazu ertheilen; widrigen— 
falls iſt die Genehmigung der Landesſtelle anzuſuchen. 
Bei einem während der Pachtzeit eintretenden Hinſcheiden 
des Pächters übergeht der Pacht auf deſſen Erben. 9) 
Dem Pächter wird die Umſtaltung der Aecker in Wieſen, 
und der Hutweiden in Aecker unter Vorbehalt der Bewil— 
ligung der Kirchenvorſteher geſtattet; doch hat er für die 
Verbeſſerung an Grund und Boden keine Entſchädigung 
anzuſprechen. 10) Sollte es zum Behufe der Kirche er— 
forderlich fein, daß ein oder das andere Grundſtück zu ei— 
ner außerordentlichen Beſtimmung während der Pachtzeit 
eingezogen werden müßte: ſo hat es der Pächter gegen 
Auflaſſung der auf das betreffende Grundſtück Bezug neh— 
menden Pachtbedingniſſe, und Vergütung der auf dem 
Grundſtücke anzuhoffenden Aernte oder aber Heu- und 
Grummetfechſung abzutreten, und keine andere Entſchä— 
digung anzuſprechen. 11) Zur Sicherheit der Kirche hat 
der Pächter gleich nach der Unterfertigung des Licitations— 
Protokolls einen dem ganzjährigen Pachtzinſe gleichkom— 
menden Betrag bar und unverzinslich zu erlegen, woge— 
gen es ihm frei ſtehet, die Pecunial-Caution durch eine 
ſolche Real-Caution einzulöfen, welche von Seite der Lan—⸗ 
desſtelle als hinreichend anerkannt werden wird; zu wel— 
chem Behufe die Hypotheks-Extracte längſtens binnen 
vierzehn Tagen nach der Verſteigerung nachgetragen wer— 
den müſſen. Treten zu einem und demſelben Objecte 
mehrere Pächter ein: fo haften fie in solidum, 12) Die 
Ratification des Pachtes wird der Landesſtelle dergeſtalt 
vorbehalten, daß der Pächter gleich nach der Unterferti— 
gung des Licitations-Protokolls, die Kirche aber erſt nach 
erfolgter Gubernial-Beſtätigung rechtlich verbunden wird. 
13) Alle Stempelgebühren und Taxen hat der Pächter 
aus Eigenem zu beſtreiten a). 


a) Verord. in Böhm. v. 19. Dec. 1822 Jak. 8. Bd. S. 207, 
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Die Pachtdauer von ſechs Jahren iſt bei Kirchen: 
gründen ſchon früher feſtgeſetzt geweſen 5). Dagegen iſt. 
es von jener Beſtimmung, wornach die Verpachtung von 
Kirchengründen nicht in C. M., ſondern in W. W. abge: 
ſchloſſen werden ſollte c), durch die neuern Pachtbeding— 
niſſe abgekommen. 

Die Eigenſchaft des Pächters macht kein beſonderes 
Bedingniß aus, da ſelbſt Juden Kirchengründe pachten 
dürfen (oben n. 3); es können nur ſolche Perſonen zu den 
Pachtverſteigerungen nicht zugelaſſen werden, welche zur 
Uibernahme eines Pachtgeſchäftes überhaupt in irgend ei— 
ner Beziehung nicht geeignet find d). Die Einſchaltung 
der Bedingung, daß der Pächter alle k. k. Steuern, öf— 
fentlichen Abgaben und Laſten, ſie mögen auf den zu ver— 
pachtenden Gründen bereits haften, oder erſt während 
der Pachtzeit eingeführt und gefordert werden, unerläß— 
lich übernehmen müſſe, iſt ebenfalls ſchon vordem und 
wiederholt verordnet geweſen e), und war es auch in Ga— 
lizien F). Allein dermalen iſt für letztere Provinz vorge— 
ſchrieben, daß jene Haftung nie mehr in die Pachtbeding— 
niſſe aufgenommen werden ſoll, und daß ſolches nicht blos 
von den landesfürſtlichen, ſondern von allen nach dem 
Steuergulden repartirt werdenden, wie immer Namen 
habenden Abgaben zu gelten habe, und zwar aus der Ur— 
ſache, damit von den Pachtluſtigen die Beſorgniß, als ob 
Steuerveränderungen eine Erhöhung der Giebigkeiten her— 


v. 22. März 1827 Prov. Geſ. 9. Bd. S. 157, in Oeſter. 
oᷓũĩ. d. E. v. 10. Oct. 1821 % 23. 

5) Verord. in Böhm. v. 10. Juni 1815 Jak. 8. Bd. S. 205. 

c) Zerord, in Böhm. v. 1. Aug. 1816 ebend. S. 206. 

4) Hofd. v. 19. Oct. 1815. 

e) Verord. in Böhm. v. 4. Febr. 1792 ebend. 2. Bd. S. 547, 
v. 19. Juli 1810 ebend. 10. Bd. S. 162, v. 29. Sept. 
1820 ebend. 8. Bd. S. 206. 

7) Verord, in Galiz. v. 1. Dec. 1818 Schwerdl. 10. Bd. S. 90. 
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bei führen könnten, wodurch dieſelben leicht abgeſchreckt 
und zu ſehr niedrigen Anboten beſtimmt werden dürften, 
entfernt werde g). Die bedungene Caution muß zwar 
bar und unverzinslich erlegt, keineswegs aber unverzins— 
lich liegen gelaſſen werden, da fie nur als ein Pfand an— 
zuſehen iſt, und zur Sicherheit der verpachtenden Kirche 
in der Art zu dienen hat, daß, wenn der Pächter die Be— 
dingniſſe der Verpachtung nicht erfüllen, und dadurch der 
Kirche einen Nachtheil zufügen ſollte, dieſe hieraus ihre 
Befriedigung erhalten könne. Der Pächter bleibt daher 
als Pfandgeber berechtiget, die vortheilhafte Benützung 
ſeines Pfandes, ſomit die verzinsliche Anlegung des erleg— 
ten Geldbetrages, oder die Einlöſung desſelben mit einer 
tauglichen Real-Hypothek zu verlangen, und iſt im erſten 
Falle blos verpflichtet, die darüber ausgeſtellte, und mit 
der nöthigen Vinculirung verſehene, Schuldurkunde in 
die Kirchenkaſſe zu hinterlegen. Der Kirche ſteht das Be— 
fugniß nicht zu, mit der bar eingelegten Caution ohne 
Einwilhigung des Pächters eine wie immer geartete Ver— 
fügung zu treffen, oder ſie zu ihrem Vortheile fruchtbrin— 
gend anzulegen; ſie darf ſie blos verwahren, und muß ſie 
bei dem Ausgange des Pachtes dem alle Verbindlichkeiten 
erfüllenden Pächter zurück ſtellen I). 


$. 69. 
In welcher Art die Verpachtung zu geſchehen hat. 


Die Verpachtung der Kirchengründe hat, wie ſchon 
früher beſtimmt war a), mittelſt öffentlicher Ver- 
ſteigerung zu geſchehen 5). Stellt ſich die Verpachtung 


g) Hofd. v. 31. Jan., Verord. in Galiz. v. 16. Febr. u. 6. 
März 1821 Prov. Geſ. S. 21 u. 46. 

h) B. G. B. 59. 459 u. 469, Verord. in Böhm. v. 2, Juli 
1822. 

a) Verord. v. 28. Febr. 1772 Jak. 3. Bd. S. 342. 

5) Hofd. v. 11. Mai 1794, v. 19. Oct. 1815, Verord. in 
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auf wenige Jahre außer dem Wege der Licitation für die 
Kirche vortheilhafter dar: ſo muß dazu die Bewilligung 
des Kreisamtes eingeholt werden c). Der Licitation kön- 
nen auch der Bezirks-Vikär und der Ortsſeelſorger bei— 
wohnen, jedoch ohne einen Anſpruch auf einen Diäten— 
Genuß oder eine Vergütung der Reiſekoſten ſtellen zu kön— 
nen d). Der Bezirks-Vikär kann den einen und den an— 
dern Anſpruch nur dann machen, wenn ihm wegen be— 
ſorglicher Verkürzung der Kirche die Intervenirung von 
der Landesſtelle aufgetragen worden iſt; wo er ſich aber 
bei der diesfälligen Liquidation auf den Auftrag, der ihm 
deshalb ertheilet wurde, zu berufen hat e). 

Zum Ausrufspreiſe ſind zwei Drittheile des vorigen 
Pachtſchillings 7); im Küſtenlande aber der ganze vorige 
Pachtſchilling anzunehmen 8). Die frühere Verordnung, 
in Folge welcher zum erſten Ausrufspreiſe bei der allge— 
mein eingeführten Verpachtung der Kirchengründe aus den 
Kirchen-Wirthſchaftsbüchern oder nach dem Rectifications— 
Anſchlage ein zwölfjähriger Durchſchnitt des mittleren Er— 
trägniſſes nach Abſchlag der Anbau- und Fechſungskoſten 
erhoben werden mußte A); die nachfolgende, wornach das 
mittlere Erträgniß in einem Anſchlage von ſechs Jah— 
ren 1); ſo wie die dieſe widerrufende Verordnung, nach 


Böhm. v. 9. Sept., in Oeſter. o. d. E. v. 10, Oct. 1821 
8. 23. 

c) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B g. 42 a. a. 
O. S. 50. 

d) Hofd. v. 27. Juni 1816 Jak. 8. Bd. S. 205. Verord. in 
Böhm. v. 9. Sept. 1815 ebend., in Oeſter. o. d. E. v. 10. 
Oct. 1821 §. 23. 

e) Verord. in Böhm. v. 21. Dec. 1821 n. 1, 2, 3. 60719. 

7) Verord. in Böhm. v. 22. März 1827 Beil. u. 15, Prov. 
Geſ. 9. Bd. S. 157. 

g) angef. Verord. für das Küſtenl. J. 41. 

*) Verord. in Böhm. v. 4. Febr. 1792, in Defter, o. d. E. 
v. 10. Oct. 1821 §. 23. 


2) Verord. v. 13. Mai 1800 Jak. 2. Bd. S. 548. 
I. Theil. 16 
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der der letzte Pachtzins zum Ausrufspreiſe angenommen 
werden ſollte *), find durch die neueſte Vorſchrift außer 
Wirkſamkeit getreten. 

In Nieder⸗-Oeſter reich iſt den Kirchenvorſte— 
hern für das Verfahren bei der Verpachtung von Kirchen— 
gründen und Kirchenzehenten nachſtehende Weiſung mit 
den, für die Aufnahme der Licitations-Protokolle im An- 
hange Lit. K und L beigefchloffenen, Formularen ertheilt 
worden: 1) Die Verpachtung der Kirchengründe und Ze— 
henten hat im öffentlichen Verſteigerungswege zu geſche— 
hen. Zu jeder Ausnahme hiervon haben die Kirchenvor— 
ſteher die vorläufige Genehmigung der Landesſtelle ein— 
zuholen. 2) Die Dauer der Pachtzeit muß dem klugen 
Ermeſſen der Kirchenvorſteher hinſichtlich der Zeit, des 
Ortes und der Sachverhältniſſe überlaſſen werden. Da— 
her können Aecker auf 3 — 6— 9 Jahre, Wieſen auf 
1—3—6—9 Jahre, Weingärten auf 9 — 12 — 15 
Jahre verpachtet werden. Der Grund einer Abweichung 
von der, für die verſchiedenen Gattungen der Grund— 
ſtücke beſtimmten, längſten Pachtdauer muß jedoch von 
den Kirchenvorſtehern mit genauer Darſtellung der Ber: 
hältniſſe in ihrem diesfälligen Berichte angegeben werden. 
3) Jede Verpachtung iſt zum mindeſten drei Monate vor 
Anfang der neuen Pachtperiode einzuleiten, der Tag aber, 
an welchem die Verſteigerung Statt finden ſoll, ſo zu be— 
ſtimmen, daß derſelbe nicht allein in der nächſten Umge— 
bung, ſondern nach umſtänden auch in entfernteren Or- 
ten bekannt werden kann. 4) Die Kundmachung hat 
mittelſt Edicte zu geſchehen, und die Kirchenvorſteher 
müſſen jederzeit in der Lage ſein, ſich über deren Affigi— 
rung ausweiſen zu können. In jenen einzelnen Fällen, 
wo nach Verſchiedenheit der Ortslage oder der Bedeuten— 
heit des Pacht-Objectes die Kundmachung durch die Wie— 
ner Zeitung als nothwendig, oder doch als höchſt rath— 
ſam und nicht vielmehr als ein unnöthiger Geldaufwand 


4) Hofd. v. 19. Juli 1800 ebend. S. 549. 
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erſcheint, bleibt es den Kirchenvorſtehern überlaſſen, das 
Betreffende einzuleiten. 5) Den Ort, an welchem die 
Verpachtung vor ſich gehen ſoll, beſtimmt entweder die 
Lage der eigenen oder zehentbaren Gründe, oder aber der 
Vortheil der Kirche, welchen deren Vorſteher hierbei ſtets 
berückſichtigen müſſen. 6) Die Kirchenvorſteher haben bei 
der Licitations-Vornahme zu erſcheinen, auch wenn ſelbe 
nicht unmittelbar von ihnen, ſondern von einer Ortsobrigkeit 
vorgenommen werden ſollte. Sie haben dafür zu ſorgen, 
daß in dem Licitations-Protokolle das Pacht- Object 
mit allen ſeinen Merkmalen genau bezeichnet werde; daß 
in den Bedingniſſen, welche die Formularien der Licita— 
tions- Protokolle enthalten, nur dann etwas geändert 
werde, wenn dieſes örtliche Verhältniſſe unvermeidlich 
machen; daß bevollmächtigte Licitanten ihre Vollmachten 
einlegen, und daß das Licitations-Protokoll von dem 
meiſtbietenden Pächter rechtsgültig, d. i. entweder von 
ihm ſelbſt, oder mittelſt eines Namensunterſchreibers und 
zweier unbedenklichen Zeugen, von welchen letzteren einer 
auch der erſtere ſein kann, unterſchrieben werde. 7) Bei 
ſchon verpachtet geweſenen Gründen oder Zehenten iſt je= 
derzeit der zunächſt frühere Pachtzins; bei Gründen und 
Zehenten aber, welche in eigener Regie waren, derje: 
nige Ertrag zum Ausrufspreiſe anzunehmen, welcher ſich 
bei Weingärten nach einem fünfjährigen, und bei Grün— 
den anderer Art nach einer neunjährigen Durchſchnittsbe⸗ 
rechnung ergibt. 8) Wird bei der Licitation, welche zu— 
erſt immer nach den einzelnen Theilen, aber nach dem 
Ermeſſen der Kirchenvorſteher auch für das ganze Pacht— 
Object vorzunehmen iſt, der Ausrufspreis oder noch mehr 
erzielt, ſo dürfen die Kirchenvorſteher den Licitations-Act 
ſogleich genehmigen. 9) Iſt aus überzeugenden Gründen 
zu erwarten, daß bei nicht erzieltem Ausrufspreiſe in ei— 
ner zweiten Licitation wenigſtens dieſer erlangt werden 
dürfte: ſo haben die Kirchenvorſteher ſogleich die hierzu 
nöthigen Einleitungen zu treffen. Wird aber auch bei 
16 * 
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dieſer Licitation der Ausrufspreis nicht erzielt, oder glau— 
ben die Kirchenvorſteher ſchon gleich nach der erſten Lici— 
tation, daß derſelbe bei einer zweiten Licitation ebenfalls 
nicht erzielt werden könne: ſo ſind die Licitations-Pro— 
tokolle ſowohl der ihrem Ende nahenden, als auch der 
neu beginnenden Pachtperiode, oder wenn Gründe oder 
Zehente noch nicht verpachtet waren, nebſt dem letzteren 
Protokolle auch die nach dem Formulare verfaßten Er— 
tragsberechnungen mit den Beweiſen der förmlich geſche— 
henen Kundmachung letzterer Licitation und einer Bilanz 
über die Abweichung des Pachtanbotes von dem Ausrufs— 
preiſe, vorzulegen. Zugleich ſind die Gründe zu entwickeln, 
welche für die Genehmigung der unter dem Ausrufspreiſe 
gebliebenen Pachtanbote ſprechen. 10) Das Licitations— 
Protokoll, welches in allen Fällen die Stelle des Contracts 
zu vertreten hat, iſt gleich, nachdem dasſelbe entweder 
von den Kirchenvorſtehern oder von der Landesſtelle geneh— 
migt worden iſt, auf Koften der Pächter claſſenmäßig ftem= 
peln zu laſſen, und eine beglaubigte ungeſtempelte Ab— 
ſchrift, unter Angabe der Daten einer allfälligen Regie— 
rungs⸗Ermächtigung, der Kirchenrechnung beizulegen 7). — 
In Salzburg muß bei der Zehentverpachtung der Kir— 
chen den Bedingniſſen die Elauſel beigerückt werden: „Das 
pactirte Getreide iſt nach jenem Ablöſungspreiſe zu ber 
zahlen, der höchſten Orts für die Aerarial-Getreideablö— 
ſungen des Pflegeamtes, in welchem die Kirchenzehenten 
gelegen ſind, beſtimmt worden iſt, und zwar innerhalb 
4 Wochen nach Bekanntgebung dieſer Ablöfung”, indem 
hierdurch der ſicherſte Anhaltungspunct für die Bemeſſung 
der Ablöſungspreiſe bezweckt wird m). 

Häuſer und Gebäude befinden ſich ſeltener in 


2) Verord. in N. Oeſter. v. 15. Jan. 1832 Wagner 1832 2. 
Hft. S. 102. 
m) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 23. Sept. 1822 Schwerdl. 
10. Bd. S. 142. 


3 


dem Vermögen der Kirchen, als andere Realitäten; eben 
deshalb fehlen uns beſondere Vorſchriften über ihre Be— 
nützungsart. Indeſſen ſcheint es keinen Anſtand zu haben, 
daß da, wo Kirchen welche beſitzen, die Benützung durch 
Vermiethen der Analogie zuſage, und dabei die Anordnun— 
gen wegen Verpachtung der Kirchengründe mit der nöthi— 
gen Modification angewendet werden können. Die oben 
($- 67) angeführten Verordnungen für Tyrol und das Kü— 
ſtenland, welche ausdrücklich von Miethverträgen ſprechen, 
beſtätigen dieſe Behauptung. 


$. 70. 
Kirchenwaldungen. 


Kirchenwaldungen bleiben in der eigenen Ver— 
waltung und Benützung der Kirche (§. 76 n. 1) 4). Da: 
mit jedoch hierin Ordnung gepflogen werde, ſo ſtehen ſie 
unter der beſondern Aufſicht der Obrigkeit 5), und der 
Controlle des Kreisamtes c) und der Landesſtelle (§. 41). 

Nach der Holz- und Waldordnung für Böhmen ſollte 
unter ſchwerer Strafe ohne Bewilligung des Patrons, und 
in unterthänigen und Schutzſtädten, wo das Patronats— 
Recht dem Magiſtrate zuſtehet, ohne Bewilligung der 
Obrigkeit kein Holz verkauft oder ausgewieſen d), und 
eben ſo wenig ohne ordentlichen forſtmäßigen Ausweis, 
oder da, wo der guten Waldpflege Abbruch geſchehen würde, 
zur Gewinnung des Harzes ein Baum geriſſen werden e). 
Gegenwärtig aber muß zum Verkaufe vom Bau- oder 
Brennholze aus Kirchenwaldungen jedesmal die Bewilli— 


a) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 $. 23. 

5) Verord. v. 17. Jan. u. 2. Febr. 1792. 

c) Hofd. v. 13. Dec. 1794, Verord. in Böhm. v. 23. April 
1804. 

d) Allerh. Reſer. v. 23. März, Pat. v. 5. April 1754 8. 2 
Jak. 6. Bd. S. 434. 

e) Hofd. v. 26. Juli 1794 ebend. S. 441. 
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gung der Landesſtelle, und im Küſtenlande des Kreisamtes 7) 
angeſuchet werden; die Wirthſchaftsbeamten und Kirchen- 
rechnungsführer können eigenmächtig keinen Verkauf ma: 
chen, worauf die Kreisämter vorzüglich bei Kreisbereiſungen 
den erforderlichen Bedacht zu nehmen haben 3). Schreiter 
ein Wirthſchaftsamt um die Beſtätigung eines Licitations— 
Protokolles über veräußerte Holzgattungen aus Kirchen— 
wäldern ein: ſo hat es dem Protokolle den cubiſchen Ge— 
halt ſowohl, als die Holzgattung eines jeden Stammes 
beizuſetzen, und zugleich anzugeben, ob nicht die Holzaus— 
beute den feſtgeſetzten jährlichen Holzetat überſteige, und 
wenn ſolches der Fall wäre, auf welche Art es dieſen Vor— 
griff bei den künftigen Abholzungen wieder einzubringen 
gedenke A). Selbſt den Beneficiaten darf aus den Kir— 
chenwäldern kein Holz nach der Dominical-Taxe paſſirt, 
ſondern es muß bei beſonders rückſichtswürdigen Umſtänden 
die vorläufige Anzeige hierüber an die Landesſtelle erſtattet 
werden z). 


$. 71. 
Kirchenlehen. 


Die Kirchenlehen, von deren Urſprunge und recht— 
lichen Verleihung ſchon oben ($. 11) die Rede geweſen iſt, 
find von zweierlei Art: active, wenn das Lehen-Obereigen— 
thum; paſſive, wenn das Lehen-Nutzungseigenthum bei 
der Kirche ſich befindet. Uiber beide Arten kommen in dem 
gemeinen Kirchenrechte bei weitem mehr Beſtimmungen 
vor, als in dem Oeſterreichiſchen. Hier ſollen nur dieje— 
nigen angegeben werden, welche auf die Verwaltung der— 
ſelben Bezug nehmen. 


7) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B. 9. 46 S. 52. 
g) Verord. in Böhm. v. 23. April 1804 Jak. 8. Bd. S. 277. 
un) Verord. in Böhm. v. 3. März 1825 Prov. Gef. 8. Bd. 

S. 277. 
1) Verord. in Böhm. v. 2. Nov. 1798. 
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Bei den Activ-Kirchenlehen übet im Namen 
der Kirche der Kirchenvorſteher die Lehensherrlichkeit aus; 
er hat die Lehensgerichtsbarkeit a), und alle Rechte eines 
Lehensherrn. Er kann daher die Lehen im Eröffnungsfalle 
ohne weiters wieder verleihen; wenn nur die Wiederverlei— 
hung nicht unter Bedingungen geſchieht, welche für die 
Kirche nachtheiliger ſind, oder beſondere Statuten die Ein— 
vernehmung anderer kirchlichen Perſonen, insbeſondere bei 
größern Pfründen die des Capitels nothwendig machen 5). 
Dieſe Lehen find eigentliche Lehen, und gehen als ſolche 
nur auf jene Perſonen über, welche überhaupt lehensfähig 
find c). Bei den Paſſiv-Kirchenlehen iſt der Kir⸗ 
chenvorſteher Lehenträger, und hat als ſolcher die Erneue— 
rung der Belehnung innerhalb Jahr und Tag anzuſu— 
chen d), den Leheneid zu ſchwören e), die Lehensdienſte zu 
leiſten oder loszukaufen, in Lehensſachen die Gerichtsbar— 
keit des Lehensherrn anzuerkennen 7), und wegen Felonie 
den Verluſt der ihm für ſeine Perſon zuſtehenden Rechte, 
ohne Beeinträchtigung der Kirche, zu leiden g). 

Nach den Oeſterreichiſchen Geſetzen kann von Activ— 
Kirchenlehen kaum mehr eine Rede ſein, nachdem 
die Regierung erklärt hat, daß bei dem Umſtande, wo die 
Urſache, aus welcher Kirchengüter an weltliche Perſonen 
zu Lehen gegeben worden ſind, nun nicht mehr be— 
ſteht, und alle Güter der Kirchen vom Staate Schutz und 
Vertheidigung erhalten, die im Lande befindlichen Lehen 
der Kirchen, ſo wie ſie durch das Abſterben der weltlichen 


a) cap. 7. de foro compet. (2. 2.) 

5) Feud. II. 35. in fin. cap. 2. de feud. (3. 20.) 

c) Pehem. jus. ecel. part. II. $$, 817. 818. Freih. v. Heinke 
Lehenr. Wien 1818, §. 55. 

d) Feud. I. 22. II. 24. pr. 

e) cap. 30. de jurejur, (2, 24.) cap. un, 5. 2. de statu 
regul, in 69. (3. 16.) 

f) cap. 6. 7. de foro compet. 

g) Feud. II. 40. cap. 76. de R. J. in 6°, (5.13.) 
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Familie, die ſich in ihrem Beſitze befindet, oder ſonſt er— 
öffnet werden, nicht mehr zu Lehen verliehen, ſondern zu 
dem Religionsfonde eingezogen und öffentlich feil geboten 
werden ſollen, wenn nicht der gegenwärtige Beſitzer fie 
um einen billigen, mit ihm zu behandelnden, Preis an ſich 
zu löſen bereit iſt. Die Prälaten und Aebte mußten zu 
dem Ende ein verläßliches Verzeichniß und eine Beſchrei— 
bung dieſer Lehengüter, mit namentlicher Anführung ihrer 
wirklichen Beſitzer und der dieſen davon zufließenden Ein— 
künfte, verfaſſen, wovon ein Exemplar bei der Landesſtelle, 
ein zweites bei dem Fiscalamte, und ein drittes bei der 
Hofſtelle aufbewahret wird, um in dem Falle der Erledi— 
gung ein obachtſames Auge auf die Befolgung jener An— 
ordnung tragen zu können A). Die auf die Activ-Kirchen⸗ 
lehen ſich beziehenden vaterländiſchen Verordnungen be— 
ſchränken ſich daher blos darauf, daß auf dieſe Lehen nim— 
mermehr Schulden contrahirt werden dürfen, und die be— 
reits darauf haftenden ſo bald als möglich getilgt werden 
müſſen, damit bei dem wirklichen Heimfalle ihre Tilgung 
nicht dem Religionsfonde zur Laſt falle r). Für die Paſſi v⸗ 
Kirchenlehen iſt in Abſicht auf die Lehenserneuerung 
vorgeſchrieben, daß in den Fällen, wo die zu Pfarren, 
Beneficien, Kirchen und andern causis piis gehörigen, 
lehenrührigen Grundſtücke, Zehenten und Gerechtigkeiten 
rechtmäßig zu recognoſciren ſind, die Pfarrer, Beneficiaten, 
Kirchen- und Stiftungsvorſteher die Belehnung zur gehö— 
rigen Zeit ordentlich anſuchen ſollen, widrigens für den 
durch ihre Nachläſſigkeit den causis piis erwachſenden 
Schaden, insbeſondere für die hieraus entſtehenden Cadu— 
citäts⸗Klagen, nur fie zu haften haben F). 


A) Verord. v. 4. o. 24. Febr. u. 3. Juli 1787 Krop. 13. Bd. 
S. 572, 574, v. 8. Jan. 1789 Krop. 17. Bd. S. 682. 

1) Hofd. v. 12. März 1789 ebend. 

A) Verord. v. 16. April 1784 Krop. 6. Bd. S. 466, 517. 
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$. 72. 
Gefälle und Renten. 


Gefälle und Renten, wie Getreiddienſte, Ze— 
henten u. ſ. w., welche einer Kirche zuſtehen, ſollen ſo 
wie die Kirchengründe benützet, und dieſem nach durch öf— 
fentliche Verſteigerung verpachtet werden, wobei in Ab— 
ſicht auf das Verfahren und die Vorlegung des mit dem 
Pächter abgeſchloſſenen Contractes zur Beſtätigung das 
oben ($$. 67 und 69) Geſagte zu gelten hat a). Nur die 
Bedingniſſe, unter denen die Verpachtung geſchehen ſoll, 
können nicht ganz die obigen ſein, ſondern müſſen nach 
Verſchiedenheit des zu verpachtenden Rechtes eingerichtet 
werden. Bei der Verpachtung von Kirchenzehenten kön— 
nen die für Nieder-Oeſterreich vorgeſchriebenen Bedingun- 
gen (Formular Lit. L.) zum Vorbilde genommen werden. 
Unter ſonſt gleichen Umſtänden iſt bei der Verpachtung 
den Gemeinden und Zehentholden der Vorzug zu ge— 
ben 5). Reſte, d. i. Rückſtände von ſolchen Nutzungen, 
müſſen ohne Verzug eingetrieben werden, damit ſie nicht 
anwachſen, und ihre Einbringung darum ſchwer oder un: 
möglich werde c). Nur Laudemien und Mortuar— 
Gebühren, welche Kirchen von den ihnen gehörigen 
Ruſtical-Gründen zuzukommen haben, können nicht ver— 
pachtet, ſondern müſſen von Fall zu Fall verrechnet, und 
die diesfälligen den Unterthanen auszufolgenden Kauf- und 
Schirmbriefe oder Verlaſſenſchafts-Inventarien nicht nur 
von den Vorſtehern, ſondern auch von der Vogtei unter— 
ſchrieben werden d). 


a) Verord. v. 17. Jan. u. 2. Febr. 1792 n. 5. Hofd. v. 11. 
Mai 1794, in Oeſter. o. d. E. v. 26. März 1797 u. 10. 
Oct. 1821 f. 23. 

6) Verord. v. 17. Jan. u. 2. Febr. u. 5 u. 7. Juli 1796, 
in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 23. 

o) Verord. in Böhm. v. 6. Oct. 1809. 

A) Verord. in Steyerm. v. 5. Juni 1802. 
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$. 73. 
Ablöſung der Kirchenſitze. 


Die VertFsilung der Kirchenſitze an die Kirch— 
kinder kommt, in ſo weit hierbei nur auf die Perſon 
Rückſicht genommen wird, ausſchließlich dem Seelſorger 
als dem unmittelbaren Vorſteher des Gottesdienſtes zu. 
Sie wird jedoch nicht allenthalben in dieſer Art angetrof— 
fen, indem es an vielen Orten, vorzüglich auf dem Lan— 
de eingeführt iſt, daß die Kirchkinder für den Genuß der 
Kirchenſitze eine Abgabe an die Kirche entrichten, und das 
Recht auf einen beſtimmten Kirchenſitz entweder ein für 
allemal, oder auf ein oder mehrere Jahre an ſich löſen 

müſſen. 

Dieſer Gebrauch, der für die Kirche gleichfalls eine 
Quelle des Einkommens iſt, iſt nicht durchaus verboten; 
denn die Verordnung, welche ihn für einen Unfug erklärt 
und abzuſtellen geboten hat a), iſt in Folge ſpäterer De— 
claratorien nur von den Kirchenſtühlen in Wien und Prag, 
welche eine beſondere Thüre zum Sperren haben, zu ver— 
ſtehen, weil bei der Zuſammenkunft einer häufigeren 
Volksmenge, wenn ſolche Stühle leer blieben, nicht ſelten 
ein lautes Murren in der Kirche entſtand 5); die Ablö— 
ſung der Kirchenſtühle auf dem Lande geht ſie nicht an c). 
Nur für Böhmen wurde neuerlich vorgeſchrieben, daß, 
weil der Verkauf der Kirchenſitze blos im äußerſten Noth— 
falle zu Gunſten ſehr armer Kirchen ausnahmsweiſe ge— 
ſtattet iſt, der Curat-Clerus weder geſperrte noch unge— 
ſperrte Kirchenſtühle unter unnachſichtlicher Geldſtrafe ver— 
kaufen dürfe d). Wo aber ſonſt die Ablöſung beſteht, da 
muß ſie als ein Gegenſtand, welcher das Kirchenvermögen 


4) Hofd. v. 14. Mai 1783 Krop. 2. Bd. S. 237, 407. 

5) Verord. in Böhm. v. 16. Aug. 1787 Jak. 3. Bd. S. 390, 
Hofd. v. 25. März 1790. 

c) Hofd. v. 25. März 1790. 

) Verord. in Böhm. v. 30. Jan. 1823 * 8. Bd. S. 463. 
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betrifft, im Einverſtändniſſe mit der weltlichen Vogtei 
und unter Zuziehung der Kirchenväter vorgenommen wer— 
den. Einſeitig von dem Pfarrer allein kann fie nicht ge= 
ſchehen (§. 37). Entſtehen in der Folge in Betreff der 
Ablöſung Anſtände, ſo müſſen ſie auf gleiche Art beige— 
leget werden. N 


8. 74. 


— 


Aufnahme und Entlaſſung der Kirchendiener. 


Obgleich die Aufnahme und Abdankung der Kir— 
chendiener, welche nicht zugleich den Schuldienſt auf 
ſich haben, als ein blos der geiſtlichen Obrigkeit zuſtehen— 
des Recht anzuſehen, und früher auch dafür erklärt wor— 
den iſt a): fo kann dieſes doch nur im Einklange mit je— 
nen Verordnungen verſtanden werden, welche alle die 
Kirche betreffenden Angelegenheiten von der gemeinſchaft— 
lichen Berathung und dem Einverſtändniſſe des Pfarrers 
mit der Vogtei abhängig machen, zumal, als früher ſogar 
geboten war, daß die Beſtellung der Kirchen- und Schul— 
bedienten nicht dem Pfarrer, ſondern dem Patrone, ledig— 
lich mit vorläufiger Einvernehmung des Pfarrers über den 
ſittlichen Wandel und die Fähigkeit der Competenten, ge— 
bühren ſoll 5). Dieſem nach müſſen, wenn nicht bei ei— 
ner Kirche ein beſonderes Uibereinkommen beſteht, oder 
die Obſervanz etwas anderes eingeführt hat, die Kirchen— 
diener, welche blos dieſem Dienſte leben, von der geiſtli— 
chen und weltlichen Vogtei gemeinſchaftlich aufgenommen, 
und können nur mit wechſelſeitigem Einverſtändniſſe ihres 
Dienſtes entlaſſen werden c). Sit dagegen mit dem Meß— 


4) Hofd. v. 13. Oct. 1770 Thereſ. 6. Bd. S. 293. 

6) Allerh. Refer. v. 1. April 1702 Jak. 4. Bd. S. 168. 

e) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 % 15 Prov. Geſ. 
2. Bd. S. 16, in Böhmen v. 21. Mai 1824. 


nerdienſte der Schuldienft verbunden: fo wird dieſer Dienſt 
als der Haupt-, und jener als der Nebendienſt angeſehen, 
und es ſteht die Aufnahme des Meßners oder eigentlich 
des Schullehrers, und die Präfentation desſelben an das 
Conſiſtorium, dem Patrone zu d). 


§. 75. 
Vertretung des Kirchenvermögens. 


Aus dem, daß das Fiscalamt in Folge der ihm er— 
theilten Inſtruction alle unter öffentlicher Aufſicht und 
Verwaltung ſtehenden Inſtitute ohne Ausnahme zu ver: 
treten hat, folgt von ſelbſt, daß auch fromme Vermächt— 
niſſe, Stiftungen und alle Erwerbungen der Kirche unter 
Lebenden und auf den Todesfall, in ihrer Einſetzung und 
Einbringung von dieſem Amte vertreten werden müſſen, 
da der Staat für ihre Erfüllung nach dem Willen der Erb— 
laſſer, Sifter und Geſchenkgeber vermöge des über ſich ge— 
nommenen oberſten Schutzrechtes zu ſorgen verpflichtet 
iſt a). Es bedarf daher da, wo die Kirche einen Inteſtat— 
Erbtheil anſpricht, und entweder hierüber, oder über den 
Betrag oder deſſen Ausſcheidung aus der Verlaſſenſchaft 
ein Streit entſteht, der Aufſtellung eines beſondern Ver— 
treters auf Koſten dieſes Erbtheiles nicht mehr (F. 23 u. 5), 
wie es gleichwohl früher, außer dem Falle, wo der Fiscus 
für eine landesfürſtliche Patronats-Kirche in dem Orte der 
Abhandlungsbehörde einſchritt, immer geſchehen mußte 5). 
Dasſelbe iſt auch der Fall, wenn eine Kirche zum Uni— 
verſal-Erben berufen wird. Es ändert dieſes die Sache 


d) Ebend. Hofd. v. 11. Febr. 1786, Pol. Schulverfaſſg. g. 
142—149. Be 

a) Hofd. v. 10. Nov. 1811 u. 31. Dec. 1820 Pol. Gef. 
48. Bd. S. 497. 

6) Hofd. v. 8. Oct. 1784, v. 28. Jan., 9. April 1790 u. 
8. Febr. 1821, Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 
1821 $. 28. * 
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nicht; und es hat das Fiscalmt alsdann gleichfalls die 
Vertretung zu leiſten c). e 

Was aber die weitere Vertretung der Kirchen und 
des bereits in ihrem Beſitze befindlichen Vermögens bes 
trifft, ſo kommt es darauf an, ob ſie unter landesfürſtli— 
cher oder Privat-Verwaltung ſtehen, und folglich der un— 
mittelbaren landesfürſtlichen oder einer Privat-Obſorge 
zugewieſen ſind. Im erſten Falle liegt ſie nicht minder 
dem Fiscus; im letzten aber, es mag die Adminiſtration 
einzelnen Privaten oder ganzen Gemeinden und Corpora— 
tionen übertragen ſein, dieſen Privat-Patronen ob, jedoch 
unter ihrer Verantwortung nicht nur für die Zwecke der 
Stiftung, ſondern auch für die genaue Befolgung der— 
ſelben, und unter der Oberaufſicht des Staates c). 
Dieſem nach geht bei geiſtlichen Inteſtat-Verlaſſenſchaf— 
ten die Vertretung der Privat-Patrone erſt dann an, 
wenn der Quotient für die Kirche ausgeſchieden iſt e). 
Beſitzen die Privat- Patrone oder eigentlich Vögte die nö— 
thigen Kenntniſſe und das zur gerichtlichen Vertretung 
erforderliche Befugniß ſelbſt: ſo können ſie den ihnen un— 
terſtehenden Kirchen in eigener Perſon die Vertretung 
leiſten; ſonſt ſtellen ſie mit dem Pfarrer der zu vertre— 
tenden Kirche einen berechtigten Vertreter auf f). Iſt 
eine Privat- Patronats-Kirche gegen die Patronats— 
oder Vogteiobrigkeit zu vertreten: ſo wird die Vertretung 
kraft des dem Staate zuſtehenden oberſten Schutzes wie— 
der von dem Fiscalamte geleiſtet g). Kommen aber 


ce) Hofd. v. 27. Dec. 1821 Schwerdl. 10. Bd. S. 168. 

4) Hofd. v. 31. Dec. 1820 u. 8. Febr. 1821, Verord. in 
Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 28. 

e) Hofverord. v. 8. Febr. 1821 Schwerdl. 10. Bd. S. 230. 

) Fiscal. Inſtruct. v. 10. März 1783 f. 6 Krop. 4. Bd. 
S. 115, 117, Sof, v. 27. Juni 1786 Krop. 10. Bd. 
S. 740, A. G. O. 28. Hptſt., Verord. für das Küftent, 
v. 19. Febr. 1820 §. 17. 

8) Hofd. v. 31. Dec. 1820. 
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zwei unter fiscalaͤmtlicher Vertretung ſtehende Kirchen oder 
Stiftungen mit einander in Streit: fo beſtellt die Landes- 
ſtelle für jede einen beſondern Vertreter von Amtswegen g). 
Ob in allen dieſen Fällen die Kirche oder Stiftung in den 
Rechtsſtreit, in welchem ſie vertreten werden ſoll, als Klä— 
ger oder Beklagter verflochten fei, iſt gleichgültig A). Wi: 
brigens muß zur wirklichen Führung eines Rechtsſtreites 
für die Kirche die beſondere Bewilligung der Landesſtelle 
erwirkt 1), vor der Entſcheidung aber eben derſelben die 
Anzeige gemacht, und dem Vortrage der geiſtliche Re— 
präſentant, dem auf Verlangen auch die Proceß-Acten 
zur Einſicht mitzutheilen find, beigezogen werden ). 
Durch dieſe allgemeinen Vorſchriften ſind alle noch 
ſonſt beſtandenen Vertretungen der Kirchen und ihrer 
Stiftungen außer Wirkſamkeit geſetzet worden. Nament— 
lich iſt dieſes der Fall bei dem Prager erzbiſchöflichen 
Conſiſtorial-Fiscus, welcher nach früheren Verordnungen 
die Privat-Patronats-Pfründen und die geſammten, 
auf Kirchen und Beneficien Bezug nehmenden, Stiftun— 
gen aller Diöcefen des Königreiches Böhmen im Rechts— 
wege zu vertreten, und vorzüglich damals ſein Amt zu 
handeln hatte, wenn die Vertretung gegen den Patron 
ſelbſt zu leiſten war Z), indem ausdrücklich erklärt wurde, 
daß es von dieſer Vertretung als einer Eigenheit der 
Provinz Böhmen abzukommen habe, weil ſich damit die 
Art der Ausübung des landesfürſtlichen Schutzrechtes über 


g) Hofd. v. 30. Nov. 1789. 

Ah) Fiscal. Inſtruct. v. 10. März 1783 $. 5. 

1) Hofd. v. 16. Dec. 1819 Prov. Gef. Ilyr. 1. Bd. S. 133, 
f. d. Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 $- 17. 

*) Gerichts⸗Inſtruct. I. Abtheil. d. 50. Hofd. v. 28. Febr. u. 
15. April 1788. 

2) Pragmatik v. 8. Aug. 1750 9. 3 u. Pat v. 19. Febr. 
1756 Jak. 3. Bd. S. 392 — 394, Verord. in Böhm. v. 
12. Dec. 1787 Jak. 6. Bd. S. 357. 
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fromme Siftungen und Anſtalten, welche in allen Pro: 
vinzen dieſelbe fein muß, nicht verträgt m). Die in 
Oeſterreich beſtandene Stelle eines Curators der milden 
Stiftungen war ſchon früher eingegangen, und die ſich 
daſelbſt in causis piis ergebenden Vertretungen der Hof— 
kammer-Procuratur zugemwiefen worden n). 

Eine eigenmächtige Vertretung der Kirchen und 
Stiftungen iſt unerlaubt, und macht verantwortlich. Nur 
wenn es ſich um die Eintreibung der nicht gehörig ver— 
ſicherten Capitalien oder die Einbringung der Intereſſen 
handelt, darf ſich nicht ſogleich an das Fiscalamt gewendet 
werden, indem zunächſt den Obrigkeiten und Magiſtraten 
Sorge zu tragen obliegt, daß die rückſtändigen Intereſſen 
eingebracht, und die Stiftungs-Capitalien hinlänglich ver— 
ſichert werden o). Dagegen muß bei allen Concurſen, wo 
eine Kirche oder milde Stiftung Forderungen zu machen 
hat, unter Haftung der Vogteien und Patrone für allen 
Schaden die ungeſäumte und beſtimmte Anzeige gemacht 
werden, mit Benennung der dabei verflochtenen Kirche oder 
Stiftung, mit Anführung der Summe der Forderung 
und der verfallenen Zinſen, und mit Beitegung des kund 
gemachten Edictes, dann aller übrigen zum Beweiſe der 
Forderung ſowohl, als ihrer Hypothek asche Urkunden 
und Schriften p). 


m) Hofd. v. 14. Febr. 1822 Prov. Geſ. 4. Bd. S. 135. 

n) Circul. der N. Oeſter. Appellat. Gerichts v. 19. Nov. 1811. 

o) Hofd. v. 3. März 1792, Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 
10. Oct. 1821 5. 2 

p) Verord. in Galiz. v. 29. Nov. 1784 Krop. 10. Bd. € 
716, Hofd. v. 10. Aug. 1787 u. 13. Juli 1789 ebend. 17. 
Bd. S. 665, Verord. in Tyr. v. 3. März 1793, im Küſtenl. 
v. 19. Febr. 1820 lit, B $$. 18, 19 S. 30 — 32, in Oeſter. 
o. d. E. v. 26. Oct. 1807 u. 10. Oct. 1821 f. 28. 


— 256 — 


Drittes Hauptſtück. 
Von den Kirchenrechnungen. 
$. 76. 
Abfaſſung und Einrichtung der Kirchenrechnungen. 


©, wie über jede Verwaltung fremden Vermögens, fo 
muß auch über die Verwaltung des Kirchenvermögens 
Rechnung gelegt, und in derſelben der Empfang, die Aus— 
gabe, und als Reſultat der Uiberſchuß oder die Vermeh— 
rung oder Verminderung des Stammvermögens, ſomit 
der gegenwärtige Stand des Vermögens deutlich ausgewie— 
ſen werden. 

Zur Erzielung der Gleichförmigkeit in Abfaſſung der 
Kirchenrechnung iſt für alle Kirchen ohne Unterſchied, ob 
ſie landesfürſtliche oder Privat-Patronats-Kirchen ſind a), 
ein eigenes Formular (für Böhmen im Anhange Lit. M.) 
vorgeſchrieben b), an welches ſich mit Rückſicht auf die 
unten folgenden Bemerkungen buchſtäblich gehalten werden 
muß. In Folge dieſes Formulars werden zuerſt unter 
der Haupt-Rubrik: Empfang, der vorjährige Raitreſt 
am baren Gelde, an ſowohl in öffentlichen Fonden, als 
bei Privaten anliegenden Stiftungs-Capitalien, dann an 
eigenthümlichen Capitalien und Ausſtänden übertragen 


a) Verord. in Böhm. v. 20. April 1796. 

6) Pat. v. 24. Sept. 1774 Krop. 2. Bd. S. 121, v. 24. 
Mai 1784 Krop. 6. Bd. S. 467, 519, Verord. in Böhm. 
v. 5. Aug: 1795, in Oeſter. o, d. E. v. 10. Oct. 1821 
§§. 5 u. 32, im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. D. §. 1 
Prov. Geh 2. Bd. S. 85, 104-160. 
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und ſummirt; hernach werden der Reihe nach die Em— 
pfänge an Zinſungen von Realitäten, an Intereſſen und 
zwar abgeſondert von Stiftungs- und eigenthümlichen 
Capitalien, an Vermächtniſſen, Opfern, Funeral-Gel— 
dern, und endlich an verſchiedenen Empfängen, worunter 
Alles gehört, was in den vorhergehenden Rubriken nicht 
vorkommt, aufgeführt, einzeln ſummirt, und zuletzt alle 
Empfangsſummen in eine Hauptſumme zuſammen gezo— 
gen. Hierauf folgen unter der Haupt-Rubrik: Aus ga— 
be, die Ausgaben auf geſtiftete Jahrestage, Meſſen und 
Andachten, und zwar einzeln, was davon dem Pfarrer, 
dem Schullehrer, den Muſicis u. ſ. w. zukommt; die 
Ausgaben auf Kirchenerforderniſſe, Steuern und Beſol— 
dungen, auf Baue und Reparaturen, auf angeſchaffte 
Paramente und Geräthe, und endlich verſchiedene Aus— 
lagen, die keine beſondere Rubrik haben, welche ſämmt— 
lich ebenfalls einzeln ſummirt, und nach den einzelnen 
Summen in eine Hauptſumme zuſammen gezogen wer— 
den. Endlich wird nach Abzug der Ausgabsſummen von 
den Empfangsſummen unter der Haupt-Rubrik: Aus: 
weis, der gegenwärtige Stand des Kirchenvermögens 
nach den einzelnen Rubriken: an barem Gelde, an Stif— 
tungs⸗Capitalien, an eigenthümlichen Capitalien und an 
Ausſtänden, mit Hinzurechnung des am Schluße zu be— 
merkenden Werthes der Realitäten, erſichtlich gemacht. 
Hierbei iſt noch folgendes zu bemerken: 

1) Wenn einige Kirchen-Realitäten nicht verpachtet, 
fondern von den Kirchenvätern bewirthſchaftet werden: fo 
müſſen eigene Wirthſchaftsrechnungen geführt, und darin 
die Natural-Einnahmen und Ausgaben beſonders ange— 
ſetzt werden, wornach der Kirchenrechnung nur der bare 
Geldbetrag, der nach Abſchlag der Cultur-Koſten erübri— 
get, einzuſchalten iſt. Insbeſondere ſoll dieſes nach einer 
neuen Verordnung für Böhmen rückſichtlich der Kirche n— 
waldungen geſchehen, über deren Nutzungen in dem 
Kirchenrechnungs-Formulare keine Rubrik erſcheint, und 

I. Theil. 17 
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bei allen Kirchen, bei welchen ſich ein Waldſtand befindet, 
eine ordentliche Waldamtsrechnung mit der Angabe des 
Flächeninhaltes, des Holzzuſtandes und aller Empfangs- 
und Ausgabs-Rubriken verfaßt, und der Netto-Ertrag 
in der Kirchenrechnung bei der Rubrik: Zinſungen von 
Realitäten, unter der Benennung Kirchen-Wald— 
ſtand und Kirchenwaldnutzen ausgewieſen wer— 
den. Um die Staatsbuchhaltung in den Stand zu ſetzen, 
dieſe Rechnung einer ordentlichen Prüfung zu unterziehen, 
mußten die Kreisämter gleich nach der Erlaſſung jener 
Verordnung ein von den Drtsfeelforgern und Bezirks— 
Vikären mitzufertigendes Verzeichniß der Kirchen, welche 
Wälder beſitzen, mit Beſtimmung des Flächeninhaltes und 
Beſchreibung des Waldzuſtandes einbringen c). Für letz— 
tere wurde ein Formular mit 23 Rubriken mitgetheilt, 
wornach auch die Pfarrwaldungen forſtmäßig zu beſchrei— 
ben waren d). 

| 2) In der Ausgabs-Rubrik: Auf Befoldungen, 
darf für den Kaminfeger kein Lohn in Ausgabe gebracht 
werden, da zufolge neuerer Verordnungen der Lohn für 
das Fegen der Pfarrhofskamine nicht mehr aus dem Kir— 
chenvermögen beſtritten werden darf (F. 93). Dieſe Ausla- 
ge kann nur noch da vorkommen, wo die Sacriſtei im 
Winter geheitzt wird. 

3) Bei größeren Reparaturen muß eine beſondere 
Baurechnung geführt und revidirt werden e), und wo die— 
ſes der Fall iſt, wird in der Kirchenrechnung blos die 
Summe der Bauauslagen angemerket, und die revidirte 
Baurechnung als Beilage angeſchloſſen. 

4) Da in dem Ausweiſe einige Poſten der Kürze 


c) Verord. in Böhm. v. 14. Febr. 1817 Jak. 8. Bd. S. 468, 
republ. am 17. Jan. 1823 Gout. 23. Bd. S. 42. 

d) Verord. in Böhm. v. 15. Mai u. 12. Sept. 1824 Gout. 
24. Bd. S. 398, 925. 

e) M. Abhandl. v. kirchl. Gebäud. 88. 22 u. 60. 
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halber nur ſummariſch angegeben werden: ſo müſſen alle 
mit dem Worte ſummariſch bemerkten Poſten noch 
beſonders ordentlich und namentlich verzeichnet und be— 
ſchrieben, und die Verzeichniſſe in der Kirchenkaſſe aufbe— 
wahret werden. Dieſe ſind: a) das Verzeichniß aller 
Privat-Schuldner, bei welchen die Stiftungs- und Kir— 
chen-Capitalien haften, ſammt ihrer Hypothek und den 
rückſtändigen Intereſſen; b) das Verzeichniß der verſeſſe— 
nen Intereſſen bei der Grundobrigkeit; c) das Verzeich— 
niß der der Kirche gebührenden Grundgelder, d) das Ver— 
zeichniß des andern Kirchen vorgeliehenen Geldes; e) das 
Verzeichniß aller übrigen Ausſtände. Zum Muſter dienet 
das im Anhange unter Lit. N vorkommende Formular. 
Dieſe Verzeichniſſe gehen jedoch die Kirchenrechnung ſelbſt 
nichts an; ſie ſind daher auch nur ein für allemal zu ver— 
fertigen, und mit Anmerkung der jährlich vorkommen— 
den Veränderungen in der Kirchenkaſſe aufzubewahren 
G. 45) hh. 

5) In Oeſterreich ob der Ens müſſen in der dazu 
beſtimmten Columne bei den Einnahmen und Ausgaben 
die Artikel-Nummern, unter welchen ſelbe in den Jour— 
nalen vorkommen, ſo wie in den Journalen die Seiten— 
und Poſten-Nummern, unter welchen ſie in die Rechnung 
eingetragen find, angeſetzt werden. Dieſe Rechnungs- 
Documente werden den Journalen angeſchloſſen, dieſe 
aber den Rechnungen; folglich kommen hier lediglich die 
Zahlen, unter welchen jene den Journalen anliegen, an— 
zuführen. Die Einnahmen und Ausgaben werden in 
Conventions-Münze angeſetzt. Kommen aber mehrere be— 
deutende Einnahmen und Ausgaben in Wiener Währung 
vor, ſo muß für dieſe Währung eine eigene Columne er— 
öffnet werden; unbedeutende Beträge werden in Wiener 
Währung außerhalb der Columne erſichtlich gemacht, und 


7) Verord. in Böhm. v. 5. Aug. 1795 Jak. 3. Bd. S. 373, 
in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 30. 
i 17 * 
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in der Columne nach dem Curs zu 250 in Conventions⸗ 
Münze ausgeſetzt g). 

In Galizien beſteht für die Verrechnung der Kir— 
cheneinkünfte durch die Spiritual-Adminiſtratoren eine 
eigene Vorſchrift mit folgenden: a) Die Rechnung muß 
genau nach dem angegebenen Formulare gelegt werden. 
b) Jede Quittung, die dieſer Rechnung angeſchloſſen 
wird, muß von dem Empfänger eigenhändig unterſchrie— 
ben, und claſſenmäßig geſtempelt fein. Iſt der Empfän⸗ 
ger des Schreibens unkündig: ſo muß er ſie von zwei 
Zeugen unterſchreiben laſſen, wovon einer den Vor- und 
Zunamen des Ausſtellers zu unterfertigen, der Ausſteller 
dagegen feine Unterſchrift durch Beiſetzung feines Hand— 
zeichens zu beſtätigen hat. e) Bei Verrechnung der In— 
tereſſen von den Kirchen-Capitalien muß in der Rechnung 
der Schuldner und die Hypothek, dann die Zeitperiode, 
für welche die Intereſſen-Zahlung zu gelten hat, genau 
angegeben, und der Ausdruck: für das Jahr, ganz ver— 
mieden werden, weil bei den verſchiedenen Jahresperio— 
den, nach welchen die Jahres-Intereſſen fällig ſind, hier— 
durch die wirkliche Zahlungs-Epoche nicht gehörig bes 
ſtimmt wird. d) Muß der Rechnung ein getreuer indivi— 
dueller Auszug aus den Trauungs- und Sterbebüchern 
angeſchloſſen werden. Wenn in dem Verzeichniſſe der 
Verſtorbenen ſich Individuen befinden, die Armuthshalber 
unentgeldlich beerdigt wurden: ſo muß der Beweis der 
Armuth durch Zeugniſſe von der Ortsobrigkeit und dem 
Ortsvorſtande hergeſtellt werden. e) Außer der kleinen 
Ausbeſſerung der Kirchenwäſche darf weder auf Repara— 
turen der Kirchenſachen, noch auf neue Anſchaffung etwas 
verrechnet werden. Wenn der Fall der Nothwendigkeit 
zu ſolchen Herſtellungen eintritt: ſo hat ſich der Admini— 
ſtrator zur Erwirkung der Herſtellung durch den betreffen⸗ 
den Dechant an das Kreisamt oder den Patron zu wen— 


8) Verord. in Seſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 85. 9, 10. 
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den. 1) Für die Bewirthung von Geiſtlichen bei Abläſſen 
und andern Feſten können keine Beträge in Aufrechnung 
gebracht werden. g) Den Boten zur Austragung der 
Currenden darf kein höherer Lohn als die Gebühr, welche 
von dem Kreisamte gezahlt wird, erfolgt und verrechnet 
werden. Der ausgelegte Betrag muß in einer beſondern 
Conſignation, in welcher der Tag, an dem, der Ort, 
wohin, der Name, an wen die Currende geſchickt wurde, 
die Meilenentfernung und der Name des Boten erſichtlich 
zu machen iſt, aufgenommen, und dieſe der Rechnung 
beigelegt werden. h) Außer einigen Büchern ordinäres 
Papier dürfen die Adminiſtratoren keine andern Schreib— 
Materialien verrechnen. Wenn der Fall der Verlegung 
neuer Kirchenbücher eintritt: ſo haben ſie ſich an den De— 
chant zu wenden, welcher bei ſeiner vorgeſetzten Behörde 
wegen deren Beiſchaffung einzuſchreiten hat. i) Der vers 
rechnete Wäſcherlohn muß durch den von der Wäſcherin 
beſtätigten Waſchzettel belegt, und in demſelben der für 
jedes einzelne Stück bezahlte Wäſcherlohn angeſetzt werden. 
k) In der Rechnung dürfen jene Beträge, welche das 
Kirchen-Perſonale und andere Parteien bar zu empfangen, 
jedoch noch zu Guten haben, nicht als bezahlt in Aufrech— 
nung gebracht, ſondern ſie müſſen in einer der Columnen 
als noch rückſtändig angegeben, und die Zeit, für wel— 
che ſie eigentlich entfallen, beſtimmt ausgedrückt werden. 
1) Das Erbſteuer- Aequivalent für die Capelläne darf für 
die Zeit ihres wirklichen Beſtandes nicht in Aufrechnung 
gebracht werden, indem dieſelben dieſe Steuer aus eige— 
nen Mitteln zu bezahlen haben. m) Der Dechant iſt ver— 
bunden, die vom Adminiſtrator gelegte Rechnung genau 
durchzugehen, ſich von der Richtigkeit der Ausgaben zu 
überzeugen, und wenn kein Anſtand obwaltet, die Rech— 
nung ſammt den Belegen zu coramiſiren. nm) Die ſolcher 
Geſtalt erlegte Rechnung hat das Kreisamt der Landes— 
ſtelle einzuſenden, vor deren Einſendung aber ſich zu über— 
zeugen, ob die Beſtimmung dieſer Verordnung genau er: 
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füllt wurde, und der Rechnungsleger ſich nicht etwa eine 
unrichtige Verrechnung erlaubt habe A). 


8. 7. 
Zeit und Ort der Aufnahme der Kirchenrechnung. 


Die Kirchenrechnung muß mit jedem Jahre, und 
zwar längſtens ſechs Wochen nach deſſen Verlaufe ohne 
mindeſte Ausflucht, und unter Verantwortung der Vogtei— 
herrſchaft und des Rechnungsführers ordentlich mit allen 
juſtificirenden Documenten geleget und aufgenommen wer— 
den a). In Steyermark ſoll die Rechnungsaufnahme 
ſchon bis zu Ende des Jahres unter der unnachſichtlichen 
Beſtrafung der Vogtei und des Pfarrers mit ſechs Reichs— 
thalern geſchehen dp). Das Jahr wird in allen dieſen 
Verordnungen mit Ende Decembers als Solar-Jahr ge— 
nommen c). Eine Verordnung in Böhmen, welche den 
Schluß Octobers als das Ende des Militär-Jahres zum 
Termine für die Rechnungslegung feſt geſetzt hatte d), iſt 
ausdrücklich wieder behoben worden e). Die jüngſten Ver: 


A) Verord. in Galiz. v. 14. Juni 1825 Prov. Gef. 7. Bd. 
S. 123. 

4) Hofreſer. für Böhm. v. 9. Oct. 1724 Jak. 3. Bd. S. 366, 
Hofd. v. 27. Aug. 1748 n. 3 Thereſ. 1. Bd. S. 68, 
Verord. v. 26. März 1790 Jak. 3. Bd. S. 372, v. 3. 
Aug. 1795 ebend. S. 400, Verord. für Oeſter. o. d. E. 
v. 15. Febr. 1752 u. 4 u. 10. Oct. 1821 f. 1, für Oeſter. 
u. d. E. v. 8. Dec. 1759 n. 4, Hofd. v. 10. Dec. 1783, 
Hofd. v. 6. März 1817 Pol. Geſ. 45. Bd. S. 66, für 
das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. D SS. 1, 2, 13 Prov. 
Gef. 2. Bd. S. 84—85, 91. 

5) Verord. in Steyerm. v. 16. Dec. 1801 Pol. Gef. 16. 
Bd. S. 198. 

c) Ebend. 

4) Verord. in Böhm. v. 4. März 1805 Jak. 8. Bd. S. 449. 

e) Hofd. v. 31. Juli 1806 ebend. S. 350. 


ordnungen in Oeſterreich ob der Ens, dann für 
Tyrol und Vorarlberg haben aber neuerdings das Militär— 
Jahr zu dieſem Termine angenommen F). Wegen des 
eigentlichen Tages zur Rechnungsaufnahme muß zwiſchen 
dem Vogtherrn und dem Pfarrer, und dafern auch der 
Bezirks-Vikär dabei erſcheinen will oder ſoll (§. 78), auch 
mit dieſem das vorläufige Einverſtändniß gepflogen, der 
beſtimmte Tag aber dem Pfarrvolke vierzehn Tage vorher 
von der Kanzel angekündiget, und die Rechnung ſelbſt we— 
nigſtens acht Tage zuvor dem Pfarrer zur genauen Durch— 
ſicht mitgetheilt werden g). 


Was den Ort der Rechnungsaufnahme betrifft, ſo 
ſoll ſie, wenn der Patron in Perſon dabei erſcheinen will, 
allemal auf dem Schloſſe oder in der obrigkeitlichen Woh— 
nung; fonft aber, wenn er feinen Subſtituten ſchicket, 
nach dem alten Herkommen entweder in dem Schloſſe 
oder der herrſchaftlichen Kanzlei, oder in dem Pfarrhofe, 
oder wohl auch, wenn kein Pfarrhof im Orte vorhanden 
iſt, in einem andern der Kirche nahe gelegenen tauglichen 
Haufe vor ſich gehen A), Die Verordnung im Küſten— 
lande und in Oeſterreich ob der Ens, welche befiehlt, daß 
ſie in dem Pfarrhofe, als wo ſich die Zechſchreine befindet, 
abgehalten werde 1), ſcheint einerſeits voraus zu ſetzen, 


J) Hofd. für Tyr. v. 13. Sept. 1821 III. Abſchn. §. 1 Eout. 
20. Bd. S. 672, Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. 
Oct. 1821 §. 6. 

g) Tract: de jur, incorp. tit. 2. $& 6. Verord. v. 15. Febr. 
1752 u. 8. Dec. 1759 u. 5, in Böhm. v. 26. März 
1790 Jak. 3. Bd. S. 372, angef. Verord. für das 
Küſtenl. §. 4 S. 85, für Oeſter. o. d. E. F. 1. 

h) Tract, de jur. incorp, tit. 2. f. 6. Hofrefer, für Böhm. 
v. 9. Det. 1724 Jak. 3. Bd. S. 366, Hofd. v. 27. Aug. 

1748 n. 3, 4 Thereſ. 1. Bd. S. ur Verord. v. 8. Dec. 
1759 n. 4. 
1) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 15. ge) 1752 27. Febr. 
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daß ſich daſelbſt die Zechſchreine befinde, und andererſeits, 
daß der Patron nicht perſönlich gegenwärtig ſei, weil 
dieſem ein beſtimmtes Recht ohne ſein Verſchulden nicht 
entzogen werden kann. In Tyrol ſoll die Kirchenrech— 
nung im Orte ſelbſt, und zwar im Widum, oder wenn es 
nicht anders thunlich iſt, bei dem Landgerichte vorgenom- 
men werden ). Befindet ſich die Ausübung des Patro— 
nats-Rechtes bei einem Magiſtrate, ſo iſt der Ort der Auf— 
nahme der erlegten Kirchenrechnung das Rathhaus 2). 


8. 78. 


Gegenwärtige bei der Aufnahme und Rangordnung 
unter denſelben. 


In Anſehung der Perſonen, in deren Ge: 
genwart die Kirchenrechnungen aufgenommen werden 
ſollen, waren zu verſchiedenen Zeiten verſchiedene Beſtim— 
mungen beftanden, und es iſt noch gegenwärtig unter den 
einzelnen Provinzen keine Gleichförmigkeit eingeführet. 
Den älteſten Vorſchriften zufolge ſollten in Böhmen der 
Patron oder deſſen Subſtitut, der Bezirks-Vikär, der 
Pfarrer und der Kirchenvater a); in Oeſterreich die 
Vogtherrſchaft oder ihr abgeordneter Commiſſär, der Pfar— 
rer und der Vikär, die Zechpröbſte und ein Ausſchuß von 
der Gemeinde 5), überdies, wenn neben dem Vogtherrn 


1797 u. 7. Oct. 1821 55. 1, 10, im Küſtenl. v. 19. Febr. 
1820 lit. D F. 3 S. 85. 

4) Hofd. für Tyrol v. 13. Sept. 1821 III. Abſchn. §. 4 
Gout. 20. Bd. S. 672. 

2) Hofd. v. 31. Juli, Verord. in Böhm. v. 27. Oct. 1804, 
Jak. 8. Bd. S. 464. b 

a) Hofreſer. für Böhm. v. 9. Oct. 1724 Jak. 3. Bd. S. 366, 
Hofd. v. 27. Aug. 1748 n. 3 Thereſ. 1. Bd. S. 68, 
allerh. Reſc. v. 25. Mai u. Pat. v. 11. Juni 1770 Jak. 
1. Bd. S. 191. 

5) Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 8. Det. 1759 n. 4. 
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ein beſonderer Kirchenpatron beſteht, auch dieſer zugegen 
fein c). Nach einer ſpätern, und wie es ſcheint, allge— 
meinen Weiſung ſollten allein der Pfarrer oder Curat, 
der Pfleger oder Richter, zwei Beiſitzer, der Gexichtsſchrei— 
ber, und der Rechnungsführer erſcheinen d). Da indeſſen 
der Patron für alles zu haften, und alles beizuſchaffen hat: 
ſo wurde in Böhmen weiter beſtimmt, daß ſowohl er, als 
auch der Bezirks-Vikär zugegen ſein ſollen e). Hernach 
wurde wieder erklärt, daß, obgleich die Gegenwart des bi- 
ſchöflichen Vikärs überflüſſig iſt, da der politiſche Commiſ— 
ſär von Amtswegen einſchreitet, dem Ordinarius dennoch 
in Betrachtung, daß ihm die Oberaufſicht über das Kir— 
chenvermögen zuſteht, und die Haftung dafür obliegt, un— 
benommen gelaffen werden ſoll, den Vikär zur Rechnungs- 
aufnahme zu ſchicken /). Den jüngſten Verordnungen zufolge 
iſt die perſönliche Intervenirung der Vikäre neuerlich aus 
der Rückſicht eingeſtellt worden, weil ſie den Stand des 
Kirchenvermögens und die Art ſeiner Verwaltung kennen 
zu lernen und zu controlliren bei der canoniſchen Viſitation 
die beſte Gelegenheit haben g), und außerdem auch die 
Kirchenrechnung zur beſondern Reviſion vorgelegt erhalten 
($. 80). Da dieſes aber mehr in der Abſicht verordnet 
wurde, um an Fuhrkoſten und Remunerationen zu erſpa— 
ren, als um den Bezirks-Vikären den größtmöglichen Ein— 
fluß auf die Luſtrirung der Kirchenrechnung zu entziehen: 
ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß den Bezirks-Vikären frei⸗ 
willig bei der Kirchenrechnungslegung zu erſcheinen keines— 
wegs verwehrt ſei. — Vermöge der letzten Verordnungen ſol— 


c) Tract, de jur. incorp. tit. 1. $. 14. tit. 2. $. 7. 

d) Hofd. v. 24. Sept. 1774 Jak. 3. Bd. S. 370. 

e) Verord. in Böhm. v. 9. Juni 1775. 

7) Verord. in Böhm. v. 26. Febr. 1790 u. 21. Mai 1792 
Jak. 3. Bd. S. 372. 

3) Hofd. v. 10. Mai, Verord. in Böhm. v. 11. Juli 1827 
Prov. Geſ. 9. Bd. S. 341. 
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len nothwendiger Weiſe nur die geiſtliche und weltliche Vogtei 
oder ihr Commiſſär, die Zechpröbſte und ein Ausſchuß der 
Pfarrgemeinde oder allenfalls der Ortsrichter gegenwärtig 
fein A). Auch kann bei den, einem geiſtlichen Orden zu— 
gehörigen, Pfarren der Orden ſelbſt von der Rechnungsauf— 
nahme nicht ausgeſchloſſen werden ). Bei der Rechnungs— 
legung von Kirchen, über welche ein Magiſtrat die Patro— 
nats-Rechte ausübet, muß unter Zuziehung dreier bürger— 
licher Repräſentanten der volle Rath verſammelt fein F). 

Die Rangordnung unter den bei der Aufnahme 
der Kirchenrechnung gegenwärtigen Perſonen iſt folgender 
Maßen beſtimmt. Wenn der Patron in Perſon erſcheint: 
fo gebühret ihm specialis honoris gratia der Vorſitz und 
die Leitung des Geſchäftes, und zwar ſelbſt dann, wenn 
die Zuſammentretung in dem herrſchaftlichen Schloſſe oder 
der obrigkeitlichen Wohnung vor ſich ginge. Iſt er nicht 
perſönlich zugegen, ſondern erſcheint ſein Subſtitut: ſo 
haben in dem herrſchaftlichen Schloſſe und der obrigkeitli— 
chen Wohnung der Bezirks-Vikär und Pfarrer als Gäſte 
vor den Subſtituten und obrigkeitlichen Beamten den 
Vorſitz. Wenn aber die Rechnung in dem Pfarrhofe auf— 
genommen wird: ſo ſitzt der Bezirks-Vikär vor dem Be— 
amten und Subſtituten des Patrons, und dieſe ſitzen wie— 
der vor dem Pfarrer. Kann der Bezirks-Vikär aus erheb— 
lichen Urſachen nicht erſcheinen: ſo ſitzen in dem Pfarrhofe 
dennoch die herrſchaftlichen Beamten und der Subſtitut 


u) Hofverord. v. 21. Febr. 1785, Hofd. v. 29. Sept. 1808 
u. 7 Pol. Geſ. 31. Bd. S. 70, Verord. in Oeſter. o. d. 
E. v. 27. Febr. 1797 u. 10. Oct. 1821 §. 1, in Böhm. 
v. 31. Juli 1799 n. 4, im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 
lit. D g. 3 S. 85, in Tyr. Hofd. v. 13. Sept. 1821 
III. Abſchn. §. 2 a. a. O. 

1) Verord. v. 5. Juli 1766 u. 13. 

E) Hofd. v. 31. Juli, Verord. in Böhm. v. 27. Oct. 1804 

n. 3 Jak. 8. Bd. S. 464. 
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als Gäſte vor dem Pfarrer 2). Bei einer gemeinſchaftli— 
chen Zuſammentretung zwiſchen einem geiſtlichen Orden 
und dem landesfürſtlichen politiſchen Commiſſäre gebührt 
der Vorrang dem Letztern m). 


$. 79. 


Art der Aufnahme der Kirchenrechnung. 


Die Aufnahme der Kirchenrechnung beſteht nach der 
den Rechnungs-Commiſſären mitgetheilten Inſtruction a) 
darin, daß die gelegte Rechnung ordentlich abgeleſen, Poſt 
für Poſt durchgegangen, geprüft, und mit den Rech— 
nungsbeilagen zuſammen gehalten werde. Es wird zu 
dem Ende bei den Empfangs-Rubriken unterſucht, 
ob der im vorigen Jahre verbliebene Kaſſereſt übertragen, 
das Einkommen richtig angeſetzet, und davon nichts unter— 
ſchlagen ſei; bei den Ausgabs- Rubriken, obnicht une 
nöthige Ausgaben gemacht, ob die gemachten mit Quittun— 
gen beleget, ob zu allen außerordentlichen Auslagen die höhe— 
re Bewilligung eingeholet und die Original-Verordnung dar— 
über vorhanden 5), ob die Handwerks-Conto nicht überſetzt, 
und bei Reparationen die Paſſirungen nicht überſchritten ſei— 
en. Bei der Guthabung werden die Rückſtände in ein— 
zelnen Poſten ausgewieſen, hierüber die Schuldner wenig— 
ſtens bei größern Poſten, fo weit es thunlich iſt, abgehöret, auf 
ſolche Art eine Liquidation formirt, und die in der zur Kir— 
chenrechnung verfaßten Conſignation (§. 76) vorkommenden 
Aenderungen angemerket; dann wird in Abſicht auf die Ca— 


2) Hofrefer, für Böhm. v. 9. Oct. 1724 u. Hofd. v. 27. Aug. 
1748 n. 3, 4. 
n) Guſtermann Oeſter. Kirchenr. I. Thl. & 122 u, III. 
4) Verord. v. 22. Juni 1785 Krop. 8. Bd. S. 618. 
6) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 16. Juni 1701, in Krain 
v. 20. Sept. 1797 Pol. Geſ. 11. Bd. S. 130, im Küſtenl. 
19. Febr. 1820 D g. 12 S. 91. 
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pitalien unterſucht, ob über jede Privat- Schuldpoſt eine, 
und zwar mit Pragmatical-Sicherheit verſehene Obligation 
vorhanden, und ob, wenn ſich eine Unſicherheit offenbart, zur 
Aufkündigung die nöthige Einleitung gemacht ſei; hier— 
auf weiter geſehen, ob alle Obligationen, die verbliebene 
wohl zu überzählende Barſchaft, und die Pretioſen nach 
dem Inventarium wirklich vorhanden und gut verwahret 
ſeien, und endlich mit Zurückbehaltung des, zur Beſtrei— 
tung der täglichen Bedürfniſſe erforderlichen, Geldbetra— 
ges Alles, was in die Kirchenkaſſe zu hinterlegen iſt, da— 
ſelbſt verſchloſſen c). 

Wird die Rechnung in allen Puncten richtig erkannt, 
ſo muß ſie auf Ort und Stelle von den Repräſentanten, 
dem Rechnungsführer und Pfarrer, und wo der Bezirks— 
Vikär zugegen iſt, auch von dieſem mit der Beſtätigung 
unterfertiget werden, daß ſie die Rechnung revidirt, und 
in allen Empfangs- und Ausgabspoſten richtig befunden 
haben d). Bei Bedenken, welche bei der Rechnungsauf— 
nahme aufſtoſſen, mußte ſonſt zur nöthigen Ausgleichung 
in Abweſenheit des Patrons von dem Vikäre dem Conſi— 
ſtorium, und von dem Subſtituten dem Patrone Bericht 
erſtattet werden e); nun aber werden ſie ſogleich mit wech— 

* 
c) Hofd. v. 24. Sept. 1774 Jak. 3. Bd. S. 370, v. 21. Febr., 

21. Nov. 1785 Krop. 8. Bd. S. 609, 625, v. 21. Sept 

1808 u. 7, Verord. in Böhm. v. 3. Aug. 1795 Jak. 3. Bd. 

S. 400, v. 31. Juli 1799 n. 2 u. 6. Oct. 1809 Jak. 

8. Bd. S. 466, Hofd. für Böhm. v. 2. Sept. 1800. n. 7, 

im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 D 55. 5—7 S. 68-88, 

in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 §. 33. 

d) Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 9. Dec. 1759 n. 4, Hofd. 

v. 8. Aug 1795, für Böhm. v. 2. Sept. 1800, Hofd. v. 29. 

Sept. 1808 n. 8, Verord. f. d. Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 

lit. D. $ 3 S. 85, für Tyr. v. 13. Sept. 1821 III. 

Abſchn. §. 3 Gout. 20. Bd. S. 672, für O. Oeſter. v. 

10. Oct. 1821 $. 7. 

e) Hofreſcr. für Böhm. v. 9. Oct. 1724. 
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ſelſeitigem Einverſtändniſſe abgethan, und wenn dieſes 
nicht geſchehen kann, dem Kreisamte zur Unterſuchung 
angezeigt 7). Um möglichen Bedenken bei den Ausgaben 
zu begegnen: ſo müſſen in den der Kirchenrechnung beizu— 
ſchließenden Conten und Noten nicht blos der Gegenſtand, 
für welchen die Zahlung geleiſtet wurde, ſondern auch die 
wirkliche Abſtattung; und zwar nicht allein durch die Wor— 
te: richtig bezahlt oder ſaldirt, ſondern durch die eigen— 
händige Unterſchrift des Empfängers oder das ſeinem Na— 
men beigeſetzte Handzeichen und die Mitfertigung des Na— 


mensſchreibers bewieſen, bei Beſoldungs- und Beſtallungs⸗ 


Quittungen aber die Periode, von und bis zu welchem Zeit— 
puncte, genau angegeben, und wo dieſes der Fall nicht iſt, 
ſogleich die Beanſtändigung und Rückſtellung zur Verbeſſe— 
rung gemacht werden g). 

Alles dieſes iſt auch zu beobachten, wenn die Kir— 
chenrechnung vor einem das Patronats-Recht ausübenden 
Magiſtrate gelegt wird, indem auch von dieſem über den 
einen und den andern Gegenſtand die genaueſte Beurthei— 
lung gepflogen, die Rechnung vor der buchhalteriſchen Re— 
viſion allſeitig gefertiget, und daß dieſes alles beobachtet 
worden ſei, im Raths-Protokolle angemerket werden muß 2). 

In Oeſterreich ob der Ens unterfertigen ſich 
alle Anweſenden dergeſtalt, daß jeder ſeine Bemerkungen 
auch beſonders beiſetzen, und zu ſeiner Verſicherung allen— 
falls ſelbſt der Landesſtelle einſenden kann 2). Hierin 
wurde durch die ſpätere allgemeine Vorſchrift zur Erzielung 
einer getreuen und nützlichen Vermögensverwaltung *) 


J Hofd. für Böhm, v. 2. Sept. 1800, Hofd. v. 29. Sept. 
1808 u. 8, angef. Verord. im Küſtenl. 80. 5, 10 S. 86, 90. 

8) Verord. in N. Oeſter. v. 17. Juli 1825 Prov. Gef. 7. Bd. 
S. 324, v. 22. Aug. 1827 9. Bd. S. 508. 

A) Verord. in Böhm. v. 27. Oct. 1804. f 

1) Verord. in Oeſter, o. d. E. v. 27. Febr. 1799 u. 10. Oct. 
1821 f. 7. 

*) Hofd. v. 29. Sept. 1808, 


% 
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nichts geändert, da es in ſolcher ausdrücklich heißt, daß fie 

nur in fo weit anzuwenden ſei, als fie mit der Verfaſſung 
des Landes und den ſchon beſtehenden Vorſchriften über— 
einſtimmt 2). Auch wird hier der Kirchenrechnung ein 
Inventar über die vorhandenen Kirchengeräthe und Ein— 
richtungen mit den Rubriken: brauchbar, abgenützt, 
ganz unbrauchbar, und zwar von der geiſtlichen 
Vogtei und den Zechpröbſten gefertiget, beigeſchloſſen m). 
Letzteres hat auch im Küſten lande zu geſchehen 1). 
Für Nieder-Oeſterreich dagegen wurde beſtimmt, 
daß, außer dem der Kirchenrechnung über die im Laufe des 
Jahres neu zugewachſenen oder in Abfall gebrachten In— 
ventars-Stücke anzuſchließenden Ausweiſe (§. 44), den 
Kirchenvätern bei Gelegenheit der Rechnungslegung jähr— 
lich die in der Kirchenlade aufzubehaltenden Verordnungen 
über die Verwaltung des Kirchenvermögens gegen ihre 
ſchriftliche Beſtätigung zum Leſen gegeben oder vorgeleſen 
werden ſollen o). 

Uiberall aber ſollen bei Gelegenheit der Rechnungs: 
aufnahme auch die Armen-Inſtituts-Rechnungen revidirt, 
wenigſtens die Armengelder genau überzählt, die Obliga— 
tionen vorgeleget und geprüft, und darauf geſehen wer— 
den, daß die Spital- und Pfründler-Portionen den Stif— 
tungen gemäß vertheilet werden p). Welche Pflichten der 
Commiſſion bei der Ablegung der Kirchenrechnung in Ab— 
ſicht auf kirchliche Gebäude obliegen, iſt an ſeinem Orte 
vorgekommen 9). 


2) Hofd. v. 22. Dec. 1808 Pol. Gef. 31. Bd. S. 137. 

m) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 2. März 1796. 

n) Verord. im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. D. F. 9 a. a. O. 
S. 89, Anhang: Ausgab. $, 4 ebend. S. 156. 

o) Verord. in N. Oefter, v. 1. Juli 1830 3. 29175. 

5) Hofd. v. 14. Jan. 1792, 8. Sept. 1799 Pol. Geſ. 14. Bd. 
S. 169, Entſchl. v. 17. Febr. 1800, Verord. in Böhm. v. 4. 
März 1805. 

9) M. Abhandl. v. kirchl. Gebäud. 99. 28, 29, 31, 54, 73. 
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9. 80. 
Reviſion der aufgenommenen Rechnung. 


Die auf die angeführte Art aufgenommene Rech— 
nung wird mit der vorjährigen Rechnung und allen an— 
dern Beilagen zunächſt dem Bezirks-Vikäre zur Re vi— 
ſion übergeben a), wenn er nicht etwa ſchon bei ihrer 
Aufnahme zugegen war (§. 78). Der Bezirks -Vikär 
hat ſie genau zu prüfen, und bei befundener Richtigkeit 
mit der Beſtätigung zu unterſchreiben, daß er ſie geſehen 
und nichts einzuwenden habe. Scheinen ihm aber einige 
Poſten, beſonders bei den Ausgaben, welche ſich nur aus 
Local-Umſtänden beurtheilen laſſen, unrichtig: ſo kann er 
Auskunft fordern. Beheben ſich dieſelben damit nicht: 
ſo muß er darüber ordentliche Mängel ausſtellen, und 
ſolche nach vollendeter Rechnungs-Reviſion des ganzen Be— 
zirkes dem Kreisamte ſchriftlich anzeigen 5). 

Was den weitern Gang nach der von dem Vikäre 
vorgenommenen Reviſion betrifft, fo iſt zu unterſcheiden. 
Von den landesfürſtlichen und den unter den ver— 
ſchiedenen Staatsfonden ſtehenden Patronats— 
Kirchen, dann den Kirchen, welche zur Beſtreitung ihrer 
Current-Erforderniſſe Beiträge aus dem Religions: 
fonde erhalten c), ſo wie in Mähren von den Kirchen, 
bei welchen das Patronats-Recht den zur Staatsbuch— 
haltung rechnungspflichtigen königlichen Städten zuſteht, 
als welche den Abgang am Kirchenvermögen erſetzen müſ— 
ſen, mithin bei einer unordentlichen Gebahrung mit dem 


a) Verord. in Böhm. v. 30. Nov. 1827 3. 57850. 

5) Hofd. für Böhm. v. 2. Sept. 1800 n. 8, 9 u. Verord. 
v. 4, März 1805 Jak. 8. Bd. S. 459, Hofd. v. 29. Sept. 
1808 n. 8, 9. 

c) Hofd. v. 24. Jan. 1790, v. 5. Dec. 1791 Jak. 3. Bd. 
S. 371 f., Verord. in Nied. Oeſter. v. 27. Nov. 1806, in 
Tyr. v. 13. Sept. 1821 III. Abſchn. §. 7 a. a. O. 
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Vermögen ihrer Patronats- Kirchen leicht zu Schaden 
kommen können ck), müſſen die Original-Rechnungen voll: 
ſtändig mit allen Original-Beilagen beleget, und von mehre- 
ren Kirchen eines Vogteibezirkes in Ober-Oeſterreich gleich— 
zeitig e), in Nieder- Oeſterreich aber einzeln, wie fie ein— 
langen, um die Gewerbsleute, die zu fordern haben, ſchnel⸗ 
ler befriedigen zu können, aber längſtens bis Ende Fe— 
bruar 7), eingeſendet werden. Dagegen werden von den 
Privat-Patronaten die vollſtändigen Rechnungen zur wei— 
tern Cenſur nun g) dem Privat = Patrone; der Staats- 
buchhaltung aber auf dem angeführten Wege nur ein ge— 
treuer Auszug davon mitgetheilet A), In Böhmen müſ— 
ſen mit den der Staatsbuchhaltung zur Cenſurirung vor— 
zulegenden Rechnungen Abſchriften von den vorhandenen 
Stiftsbriefen, in ſo weit es noch nicht geſchehen iſt, ein— 
geſchickt, und für die Zukunft, fo oft ein Stiftsbrief aus: 


d) Hofd. v. 25. Aug. 1825 Prov. Geſ. Mähr. 7. Bd. S. 205. 

e) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 17. Febr. 1828 Prov. Gef. 
10. Bd. S. 42. 

F) Hofd. für N. Oeſter. v. 25. Febr. 1824 Prov. Gef, 6. Bd. 
S. 83, Verord. v. 23. Jan. 1826 Prov. Geſ. 8. Bd. 
S. 42. 

g] Ehemals dem Kreisamte, Hof. v. 8. Juni 1785 Krop. 
8. Bd. S. 630, 632. 

Ah) Allerh. Entſchl. v. 31. Juli 1762 Jak. 3. Bd. S. 368, 
Hofd. v. 10. Oct. 1768, Verord. v. 4. Dec. 1774 u. 5. 
März 1788, Hofd. v. 23. Juli 1789, Verord. v. 9. Juni 
1797, Hofd. v. 29. Sept. 1808 n. 9, u. 22. Dec. 1808 
Pol. Geſ. 31. Bd. S. 70, 137, für Böhm. v. 2. Sept. 
1800, Berord, in Oeſter. o. d. E. b. 10. Oct. 1821 
dd. 1 u. 5, im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. D $. 14 
S. 94, in Tyr. v. 29. Febr. 1816 Prov. Geſ. 3. Bd. 
1. Thl. S. 235, Hofd. v. 13. Sept. 1821 III. Abſchn. 
d. 7, in Illyr. v. 7. Aug. 1823 Prov. Gef. 5. Bd. S. 
279, in N. Oeſter. u. Mähr. v. 25. Febr. 1824 ve Geſ. 
6. Bd. S. 83. 
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gefertiget wird, eine Abſchrift genommen, und der Staats— 
buchhaltung übergeben werden 7). 

Die von der Staatsbuchhaltung ausgeſtellten Män— 
gel müſſen von dem Rechnungsleger erläutert, und die 
Erläuterung abermal an die Staatsbuchhaltung eingege— 
ben werden, wornach von dieſer die Rechnung adjuſtirt 
und finaliſirt wird, oder eine Superbemängelung erfolgt, 
welche, wenn ſie ſich durch die Supererläuterung nicht be— 
hebt, den Rechnungsleger zum Erſatze der Mängelpoſten 
verpflichtet. Jede Erläuterung und Supererläuterung 
muß, wie die Rechnung ſelbſt, nicht blos von der welt— 
lichen, ſondern auch von der geiſtlichen Vogtei vidirt, und 
unterfertiget werden, damit dieſe ihre allfälligen Bedenken 
bei der einen oder andern Aufrechnung und Erläuterung 
beizuſetzen Gelegenheit habe. Die von der geiſtlichen 
Vogtei nicht mitgefertigten Rechnungen und Erläuterungen 
werden auf Koſten des Schuldtragenden zur Vidirung und 
Mitfertigung zurückgeſtellt x). Die andietirten Mängel: 
erſätze haben dieſelben Clauſeln zu enthalten, welche für 
die Cameralfonds- Verrechnungen beſtimmt ſind. Glaubt 
ſich der Rechnungsleger bei der einen oder andern Poſt be— 
ſchwert: ſo ſteht es ihm frei, gegen die Erledigung inner— 
halb der geſetzlichen Friſt von ſechs, und wenn er außer 
der Provinz ſich aufhält, von zwölf Wochen von dem Ta— 
ge des Empfangs derſelben den Rechtsweg gegen den Fis— 
cus bei dem Landrechte allein, oder zugleich neben dieſem 
den Weg der Gnade bei der Landesſtelle zu ergreifen. Un— 
terläßt er dieſes, ſo findet nach Verlauf jener Friſt weder 
ein Rechts-, noch ein Gnadenzug mehr Statt, ſondern die 
Erledigung erwächſt in Rechtskraft, und die hierdurch be— 


2) Verord. in Böhm. v. 29. Juli 1829 Prov. Gef, 11. Bd. 
S. 474. 

*) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 4. Aug. 1823 Schwerdl. 
10. Bd. S. 189, v. 23. Oct. 1824 Prov. Geſ. 6. Bd. 
S. 269. 

I. Theil. 18 
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ſtimmten Erſätze müſſen fo gewiß geleiſtet werden, als fie 
ſonſt mit Execution eingetrieben werden ). Um dieſen 
Termin auf keinen Fall zu verſäumen: ſo muß bei 
den auszufertigenden Mängeln am Schluße die Zeit— 
friſt angemerkt werden, bis zu welcher die Erläuterung 
zu erſtatten iſt. Kann ſolche bis dahin aus gegrün— 
deten Urſachen nicht erſtattet werden, ſo iſt innerhalb 
derſelben um eine Verlängerung der Friſt anzuſuchen m). 
Die Rechnungs-Finaliſirung wird in der Kirchenkaſſe re— 
ponirt ($. 46). 

Die Reviſion der von Privat-Patronats⸗ 
Kirchen gelegten Rechnungen hat durch den Buchhalter 
oder Revidenten zu geſchehen, welchen der Patron für die 
Reviſion der Rechnungen von ſeinen eigenen Gütern un— 
terhält. Sie iſt ohne höhere Controlle ganz der Sorgfalt 
des Patrons überlaſſen, ihm nicht einmal anbefohlen, ſon— 
dern nur angerathen, indem es heißt, daß, obgleich durch 
die Controlle des Vikärs und die jährliche Einſendung des 
Kirchenrechnungs-Extractes hinlängliche Sicherheit vor— 
handen iſt, das Privat-Dominium als Kirchen-Patron 
die Kirchenrechnungen gleichwohl um ſo mehr alle Jahre 
durch ſeine Wirthſchafts-Inſpection ordentlich cenſuriren 
laſſen ſoll, als es jederzeit für die Dotation der Kirche zu 
ſorgen und zu haften hat, folglich ihm zu ſeiner eigenen 
Sicherheit an der Richtigkeit der Rechnungen gelegen ſein 
muß n). Nur in Böhmen beſtehen verfaſſungsmäßig 
die Eigenheiten, daß die Rechnungen von den, unter dem 
Privat⸗Patronate der k. und Leibgeding-Städte ſtehenden, 
Kirchen von dem Kreisamte dem Unterkammeramte zuge— 


2) Hofd. v. 9. Juni 1825 Prov. Gef. Mähr. 7. Bd. S. 113. 
m) Hofkam. Decr. v. 30. Juli 1825. 
n) Allerh. Reſer. v. 31. Juli 1762 Jak. 3. Bd. S. 368, allerh. 
Entſchl. v. 17. Febr. 1800, Hofd. v. 29. Sept. 1808 u. 
9, für Böhm. v. 2. Sept. 1800, Verord. in Oeſter. o. d. 
E. v. 10. Oct. 1821 §. 37. 
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ſtellet, und daſelbſt ordentlich revidirt werden o); dann 
daß die Rechnungen von den, dem Jaoachimsthaler und 
Przibramer Bergoberamte als Montan-Patronate unter— 
ſtehenden, Kirchen der Local-Montan- Buchhaltung zur 
Reviſion, Bemängelung und Erledigung oder Ausfertigung 
des Finale überreicht werden, während der Staatsbuchhal— 
tung nur Duplicate ohne Beilagen zur bloſen Einſichtnah— 
me des Standes des Kirchenvermögens zukommen p); nicht 
minder, daß die Prager Kirchenrechnungen mit allen Bei— 
lagen dem erzbiſchöflichen Conſiſtorium zu übergeben ſind, 
welches fie durch den General-Vikär oder deſſen Stellver— 
treter cenſuriren zu laſſen hat 4). 

Hinſichtlich der von allen Privat-Patronats-Kir— 
chen an die Staatsbuchhaltung einzuſendenden Rechnungs— 
Extracte iſt folgendes zu merken: 1) Die Einſendung der 
Rechnungs-Extracte muß ſo wie die Rechnungslegung alle 
Jahre 7), und zwar mit Ende des Jahres geſchehen s), 
und dieſer Termin genau eingehalten werden t). Von der 
Verordnung, welche ſie bis längſtens Ende März vorzule— 
gen geſtattete u), iſt es abgekommen. In Oeſterreich 
ob der Ens müſſen ſie bis zum 15. März vorgelegt 
werden ©). 2) Die Extracte müſſen für ſich allein ver— 
faßt, und mittelſt abgeſonderter Berichte eingeſendet wer— 


o) Verord, in Böhm. d. 26. Febr. 1808 Jak. 8. Bd. S. 451. 
p) Hofd. v. 28. Aug. 1819, Verord. in Böhm. v. 10. Oct. 
1820, 28. Juli u. 19. Oct. 1821 Jak. 8. Bd. S. 460 — 462. 
9) Verord. in Böhm. v. 17. Dec. 1819 Jak. 8. Bd. zur S. 452. 
7) Verord. v. 8. Dec. 1759 zu Ende, Hofd. v. 28. Juli 1795 
u. 29. Sept. 1808 n. 9, für Böhm, v. 2. Sept. 1800. 
3) Hofd. v. 23. Juli 1789 Jak. 3. Bd. S. 371, Verord. 
in Böhm, v. 10. Aug. 1818 Jak. 7. Bd. S. 122. 
2) Verord. in Böhm. v. 23. Oct. 1796 Jak. 3. Bd. S. 380. 
u) Verord. in Böhm. v. 5. März 1788 ebend. S. 371. 
v) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 6,1 vergl. 
mit d. 6. 
18 * 
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den 10). Die Spital- und andere weltlichen Stiftungs⸗ 
rechnungen, mit welchen eigentlich ſie nie vermenget wer— 
den ſollen &), dürfen nun nicht einmal zur ſtaatsbuch— 
halteriſchen Cenſur eingeſchickt, ſondern müſſen nach vor— 
läufiger Prüfung bei der Kirchenrechnungsaufnahme (vorg. 
F.) von den Magiſtraten und Obrigkeiten revidirt, und 
die geſchehenen Bemängelungen dem Kreisamte berichtet 
werden /). Wo indeſſen deren Einſendung wieder vorge— 
ſchrieben iſt, wie in Nieder-Oeſterreich, da müſſen ſie auch 
von dem Pfarrer und den bei der Rechnungslegung zuge— 
gen geweſenen Perſonen unterfertiget werden, und in einer 
kurzen Bemerkung enthalten, in weſſen Verwahrung ſich 
das bare Geld und die Obligationen befinden, und wie 
der Bauſtand der etwa vorhandenen Stiftungsgebäude be— 
ſchaffen ſei z). 3) Die Abfaſſung der Rechnungs-Extracte 
muß nach den im Anhange Lit. 0, P vorkommenden For 
mularen, deren eines das Concretal-Vermögen von meh— 
reren Kirchen unter demſelben Patronate a), das andere 
einen dreijährigen Vermögensausweis darſtellt, mit Bei: 
behaltung aller in der Kirchenrechnung vorkommenden 
Rubriken, und mit der Original-Kirchenrechnung vollkom— 
men übereinſtimmend, eingerichtet werden )). Sie dürfen 
demnach nicht, wie ehemals c), ſummariſch lauten, ſon— 
dern müſſen mit individuellen Vermögensausweiſen ver— 


20) Verord. in Böhm. v. 1. März 1790, v. 10. Dec. 1810 
u. 24. Juli 1819. 

) Verord. in Böhm. v. = März 1790 Jak. 5. Bd. S. 520. 

) Allerh. Entſchl. v. 17. Febr. 1800. 

2) Verord. in N. kr: v. 27. Juli 1830 3. 40145. 

a) Verord. in Böhm. v. 5. April 1831 Prov. Gel. 13. Bd. 
S. 131. 

5) Verord. in Böhm. v. 23. Oct. 1796 Jak. 3. Bd. S. 380, 
in Oefter, o. d. E. v. 7. Mai 1828 Prov. Gef. 10. Bd. 
S. 104. 

c) Verord. v. 24. Mai 1784, Hofd. v. 23. Juli 1789. 


ſehen werden 4). Hat die Kirche eigene und Stiftungs⸗ 
Capitalien, ſo muß jede Gattung getrennt aufgeführt, 
und bei den öffentlichen Fonds-Obligationen der Name, 
auf den ſie lauten, ihre Eigenſchaft, ob ſie Aerarial— 
oder Domeſtical- Obligationen find, dann ihr Betrag, 
Nummer, Datum, Procent und der Fond, von dem 
ſie ausgefertiget wurden; bei Privat- Obligationen aber 
außer dieſen Daten die Bemerkung, ob das Capital geſetzlich 
ſicher geſtellt iſt, und welches die Daten des Satzbriefes 
ſind, angegeben werden e). Beſitzt die Kirche Vermögen 
in C. M. und in W. W.: fo müſſen ſowohl die Bar— 
ſchaft, die am Ende des Jahres verblieb, als auch die 
Capitalien, je nachdem ſie in W. W. oder in C. M. 
verzinſet werden, in zwei Columnen ausgewieſen wer— 
den 7). Hat die Kirche einen Wald: fo iſt bei der Ru— 
brik: Realitäten, der Ertrag der Aecker, Wieſen, Gärten 
u. ſ. w. beſonders, und der Ertrag der Waldung eben— 
falls beſonders aufzuführen g). In Böhmen muß über: 
dies die Beſtätigung, daß die Kirchen- und Pfarrgebäus 
de beſichtiget worden, und die Bemerkung, welche Beſit— 
veränderungen bei den Realitäten, worauf Aerarial- oder 
Stiftungsfonds-Capitalien haften, im Laufe des Jahres 
vorgefallen find ($$. 60 u. 110) A), in Mähren aber die 
Zahl der dem Kirchſprengel einverleibten Seelen beigeſetzet ꝛ), 
und in Nieder⸗Oeſterreich bei den Ausgabs-Ru— 
briken: Beſoldung, Kirchenerforderniſſe und Extra-Ausla— 
gen, die ſpecifiſchen von den Kirchenvorſtehern gefertigten 


d) Verord. in Böhm. v. 27. Aug. 1821 Gout. 20. S. 573. 

e) Verord. in N. Oeſter. v. 2. Nov. 1826 Prov. Gef, 8. Bd. 
S. 587. \ 

F) Verord. in N. Oeſter. v. 12. Oct. 1821 Prov. Geſ. 3. 
Bd. S. 597. 

8) Verord. in Böhm. v. 17. April 1829 Prov. Gef, 11. Bd. 
S. 137. 

A) M. Abhandl. v. den kirchl. Gebäuden $. 28. 

t) Vererd. in Mähr. v. 10. Sept. 1799. 
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Ausmeife beigelegt werden, damit nicht die Ausgaben über: 
trieben angeſetzt werden können x). Früher, als die Kir: 
chenrechnungen abgeſchloſſen und von den Vogtei-Com— 
miſſären berichtiget ſind, dürfen ſie, eben weil ſie nur ein 
Auszug aus den Kirchenrechnungen ſein ſollen, niemals 
verfaßt werden 2), 4) Die Kirchenrechnungs-Extracte müſſen 
ſo wie die Kirchenrechnungen allemal von der geiſtlichen 
und weltlichen Vogtei m), in Böhmen überdies auch 
von dem Bezirks-Vikäre unterfertiget ſein. Hat der 
Pfarrer Urſache, ſeine Unterſchrift bei den einen oder 
andern zu verweigern: ſo muß er ſie dem Patrone eröff— 
nen; dieſer darf ohne Unterſchrift des Pfarrers weder 
Rechnungen, noch Rechnungs-Extracte annehmen n). 5) 
Sie müſſen zunächſt an das Kreisamt überreicht o), und 
von dieſem nicht einzeln, ſondern für das ganze Jahr auf 
einmal mit einer Conſignation von dem ganzen Kreiſe, 
und der Bemerkung der darüber erlaſſenen Aufträge der 
Staatsbuchhaltung zur Hinterlegung bei den Kirchen— 
Inventarien eingeſendet werden p). 6) Von der Verord— 


*) Verord. in N. Oeſter. v. 10. Dec. 1826 Prov. Gef. 8. Bd. 

S. 720. ö 
I) Verord. in N. Oeſter. v. 25. April 1828 Wagner Jahrg. 
1828 5. Hft. S. 281. 

n) Verord. in Böhm. v. 17. Febr. 1765 u. 9. Juni 1797 
Jak. 3. Bd. S. 368, 381. Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 
10. Oct. 1821 §. 7, Verord. in N. Oeſter. v. 9. Mai 1827 
Prov. Geſ. 9. Bd. S. 369, in O. Oeſter. v. 7. Mai 1828 
Prov. Geſ. 10. Bd. S. 104. 

n) Hofd. v. 8. Aug. 1795 Pol. Gef, 7. Bd. S. 41, Verord. 
in Böhm. v. 28. Febr. 1772 u. 3. Aug. 1795 u. 3 Jak. 
3. Bd. S. 369, 400, v. 6. Oct. 1809 u. 4 Jak. 8. 
Bd. S. 466. 

) Berord, in Böhm. v. 14. März 1790 Jak. 5. Bd. S. 506. 

pP) Verord. in Böhm. v. 28. Juli 1763, 17. Febr. 1765 u' 
5. März 1788 Jak. 3. Bd. S. 368 —371, Hofd. v. 25. 
Zebr., Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 8. März 1824 u. 
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nung, daß ſie der Landesſtelle zugeſtellet werden ſollen, 
wenn ſie in der gehörigen Zeit nicht eingebracht worden 
ſind, ſondern die Einbringung durch dieſelbe hatte urgirt 
werden müſſen 9), ſcheint es abgekommen zu fein, nach— 
dem die neueſte Verordnung ihre Einbringung bei der Staats⸗ 
buchhaltung ſchlechthin befiehlt 1). 

Die Reviſion, welche dem Biſchofe geſtattet iſt, und 
geſtattet ſein muß, wenn die Mitaufſicht, welche er über 
die Verwaltung des Kirchenvermögens führt, nicht unaus— 
führbar ſein ſoll, geſchieht in der Art, wie ſie die Staats— 
buchhaltung über die Kirchenrechnungen von Privat-Patro— 
naten vornimmt; es werden ihm von allen Kirchen ohne 
Unterſchied des Patronats blos ſummariſche Rechnungs— 
Extracte eingeſchickt s). 


$. 81. 
Rechnungen von Wallfahrtskirchen. 


Von den bisher angeführten Vorſchriften in Rückſicht 
auf Abfaſſung, Aufnahme und Reviſion der Kirchenrech— 
nungen beſtehen bei Wallfahrtskirchen einige Ab— 
weichungen. Es müſſen nämlich von ſämmtlichen Wall— 
fahrtskirchen, ſie mögen unter was immer für einem Pa— 
tronate ſein, individuelle Rechnungen beſonders über die 
eingehenden Opfer- und Meßgelder, dann deren Verwen— 
dung geleget, und dieſe Rechnungen mittelſt des Ordina— 
riats, das hierüber die ſeinerſeits nöthigen Bemerkungen 
zu machen hat, an die Landesſtelle eingeſendet werden, in 
welchem Wege ſodann auch die allfälligen Erinnerungen 


19. März 1825 Schwerdl. 10. Bd. S. 172, in N. Oeſter. 
v. 6. Mai 1828 Prov. Geſ. 10. Bd. S. 274. 

9) Verord. in Böhm. v. 23. Juli 1789 u. 6. April 1795 
Jak. 3. Bd. S. 371372. 

r) Verord. in Böhm. v. 5. April 1831 a. a. O. 

5) Verord. an den Prag. Magiſtr. v. 17. Dec. 1819, Verord. 
in Böhm. v. 19. Mai 1821. 
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und Anordnungen der letztern an die Kirchenvorſteher zur 
Befolgung zurück gehen a). 

Hierbei werden jedoch, was die Ap fer ge be⸗ 
trifft, nur diejenigen, welche in den Opferſtock eingehen, 
und dieſe zwar mit Benennung des Betrages, welcher bei 
Eröffnung des geſperrten Opferſtockes gefunden wird, dann 
diejenigen, welche an Wallfahrtstagen von den Wallfahr— 
tern bei den Umgängen um den Altar dargebracht werden, 
endlich jene, welche in den nach geſetzlicher Vorſchrift vor 
der Predigt herumzutragenden Klingelbeutel geſammelt 
werden, und auch letztere nur damals in dieſer Rech— 
nung verrechnet, wenn die Sammlung zum Beſten der 
Kirche geſchieht. Opfergelder, welche in den Klingelbeu— 
tel für die Armen geſammelt werden, werden ſogleich bei 
der Armenkaſſe in Empfang genommen, und gehören 
eben ſo wenig in die Wallfahrts-Kirchenrechnung, als 
Opfer, welche bei Umgängen um den Altar an Sonn— 
und Feiertagen von den Pfarrkindern eingehen, und dem 
Pfarrer zukommen ($. 18). In Betreff der Meßgel— 
der werden in der Hauptkirchenrechnung nur die geſtif— 
teten Meſſen individuell ausgewieſen, da die für Current— 
Meſſen eingehenden Geldbeträge den Prieſtern, welche ſie 
leſen, gehören, und die Kirche keinen Antheil daran 
nimmt 5), ſelbſt nicht einmal zur Bedeckung ihrer Bedürf— 
niſſe, indem dieſe, wo ſie fehlt, von dem Ordinariate im 
Einverſtändniſſe mit der Landesſtelle auf eine andere ge— 
ſetzliche Art bewirket werden muß ($. 88) c). 

In Böhmen müſſen dieſe Rechnungen nach einem 
gleichförmigen Formulare, im Anhange Lit. Q, verfaßt d), 


a) Hofd. v. 11. Dec. 1806 Pol. Geſ. 27. Bd. S. 201, für 
das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. D. $. 14 S. 94, für 
Tyr. v. 13. Sept. 1821 III. Abſchn. F. 7 Gout. 20. Bd. 
S. 672. 

5) Hofd. v. 29. Oct. 1807 Jak. 8. Bd. S. 451. 

o) Hofd. v. 30. Juni 1832 3. 13587. 

4) Verord. in Böhm. v. 13. Juni 1811 Jak. 8. Bd. S. 452. 
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und nicht blos von dem Kirchenrechnungsführer; ſondern 
jedesmal auch von dem Vikäre unterfertiget werden e). 
Iſt die Wallfahrtskirche zugleich Pfarrkirche: ſo können 
die auf die Wallfahrt ſich beziehenden Gegenſtände mit 
den die Pfarre betreffenden Einnahmen und Ausgaben in 
eine und die nämliche Hauptrechnung aufgenommen wer— 
den; allein es muß dann dieſe Pfarrkirchenrechnung der 
für jede Wallfahrts-Kirchenrechnung vorgeſchriebenen Ein— 
ſicht und Prüfung unterzogen werden 7). 


§. 82. 


Aufwand und Belohnungen aus Gelegenheit der 
Rechnungsaufnahme. 


Bei der Rechnungsaufnahme muß aller unnöthige 
Aufwand unterbleiben a). Gaſtereien, die bei dieſer 
Gelegenheit auf Koſten der Kirchen gehalten zu werden 
pflegten, ſind durchgehends und dergeſtalt verboten, daß 
ſie weder aus dem Kirchenvermögen paſſirt werden, noch 
dem Pfarrer, der ſich nicht freiwillig hierzu erbietet, zur 
Laſt fallen dürfen b). 

Auch müſſen alle bei der Rechnungsaufnahme gegen— 
wärtigen Perſonen das ihnen ohnehin nur einmal des 
Jahres obliegende Amt ohne Entgeld verrichten. Nur 
denjenigen, welche ſich in erwähnter Abſicht außer dem 
Orte ihres Aufenthaltes zu verfügen haben, iſt für einen 


e) Verord. in Böhm. v. 16. Sept. 1810 ebend. 

F) Hofd. v. 4. Febr. 1830 3. 2505. 

a) Tract, de jur, incorp. tit. 2. d. 6. Hofd. v. 11. März 
1811. 

5) Verord. v. 15. Febr. 1752 u. 8. Dec. 1759 n. 6, v. 21. 
Juni 1784, 1. Febr. u. 28. Juli 1786, Verord. v. 28. 
Juli 1786 Krop. 10. Bd. S. 721, v. 21. Mai 1792 Jak. 
3. Bd. S. 372, für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. D 
§. 4 S. 86, für Tyr. v. 13. Sept. 1821 III. Abſchn. 9. 4 
Gout. 20. Bd. S. 672. 
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diesfalls zugebrachten Tag und Nacht ein Gulden an 
Diäten nebſt Vergütung der höchſt nöthigen Reiſe— 
koſten aus der Kirchenkaſſe bewilliget c ). In Oeſter— 
reich ob der Ens iſt dieſer Reiſekoſten- und Diäten-Erſatz 
auch den Vogteien zugeſichert d). Die Beſoldung 
des Kirchenrechnungsführers ſetzt eine neuere 
Vorſchrift ſo feſt, daß ihm für eine Rechnung ohne Un— 
terſchied, ob ſie das Vermögen einer Pfarr-, Filial-, Com— 
mendat-Kirche oder einer Capelle betrifft, von dem erſten 
Hundert Gulden 2 fl., und von ſedem das erſte Hundert 
überſteigenden Gulden 1 kr., bei Kirchen aber, deren Ein— 
künfte hundert Gulden nicht ausmachen, überhaupt 1 fl. 
30 kr. zuzukommen haben; hingegen wegen eines jeden 
Gulden Reſtes 1 kr. abzuſchlagen ſei, weil die ſehr oft 
beträchtlichen Kirchenreſte und Ausſtände meiſtens durch 
Nachläſſigkeit des Kirchenrechnungsführers entſtehen, wel— 
cher nur auf dieſe Art ſeines eigenen Nutzens wegen ver— 
mocht werden kann, die Kirchenreſte einbringlich zu ma— 
chen, und nicht mehr anwachſen zu laſſen e). In Oe— 
ſterreich, ob der Ens erhält der Rechnungsführer, 
wenn die jährliche Einnahme 100 fl. nicht überſteigt, 3 fl., 
bei einer Einnahme von mehr als 100 fl. aber für jedes 
volle Hundert 2 fl., für das halbe Hundert 1 fl. F). Im 
Küſtenlande, wo die Zuſammenſetzung der Kirchen— 
rechnung und des Rechnungs-Extractes der Vogtei zu— 
ſteht, darf überhaupt als Remuneration für eine Kirchen— 
rechnung nur 1 fl. 30 kr. in Ausgabe geſtellt werden g). 


c) Hofd. v. 24. Sept. 1774 Krop. 2. Bd. S. 121, Verord. 
für Krain v. 20. Sept. 1797 Pol. Geſ. 11. Bd. S. 133, 
angef. Hofd. für Tyr. 

d) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 28. Aug. 1828 Prov. Geſ. 
10. Bd. S. 267. 

e) Hofd. v. 29. Nov. 1794, Verord. in Böhm. v. 16. Jan. 
1795 Jak. 3. Bd. S. 383 — 384. 

F) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 f. 36. 

g) angef. Verord. im Küſtenl. lit. D. & 11 S. 91. 
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Iſt dem Kirchenrechnungsführer nach dem Stiftsbriefe ein 
Antheil an den Stiftungserträgniſſen zugewandt: ſo iſt 
ſeine Remuneration nach dem oben angegebenen Maßſta— 
be nicht von der ganzen Einnahme der Stiftung, ſondern 
lediglich nach Abſchlag jenes Erträgniſſes zu berechnen, 
da ſonſt das Kirchenvermögen doppelt in Anſpruch genom— 
men würde Rn). Die Bezirks-Vikäre, welche in Böhmen 
bisher der Kirchenrechnungsaufnahme gleichfalls beizuwoh— 
nen hatten, ſollten nach frühern Verordnungen unent— 
geldlich zugegen fein 7). Hierauf wurde ihnen aber für 
die Reviſion einer jeden Kirchenrechnung nebſt der unent— 
behrlichen Fuhre (§. 90) ein Betrag von 2 fl. W. W. paſ⸗ 
ſirt &), vorausgeſetzt, daß die Kirche vermöglich iſt, da 
dieſer Betrag aus der Kirchenkaſſe verabfolgt wird, und 
mit der ausdrücklichen Verwahrung, daß er von unver— 
möglichen Kirchen gar nicht geleiſtet werden dürfe, und 
auch nicht von jeder Kirche, ſondern nur von jeder Kir— 
chenrechnung zu entrichten komme, daher da, wo das Ver— 
mögen mehrerer Kirchen in einer Rechnung geführt wird, 
nur einmal gebühre 2). Dermalen iſt zwar die perſönliche 
Intervenirung der Bezirks-Vikäre aufgehoben; allein die 
Reviſion der Kirchenrechnung liegt ihnen noch fortan ob; 
es iſt ihnen deshalb die dafür ausgeſetzte Gebühr pr. 2 fl. 
W. W. von jeder revidirten Kirchenrechnung, wo ſie das 
Kirchenvermögen, ohne daß die Kirche an ihrer Current— 
Bedeckung einen Abgang leidet, zu tragen vermag, neuer— 
dings zugeſichert worden m). 


Ah) Verord. in Böhm. v. 28. April 1826 Prov. Gef, 8. Bd. 
S. 79. 
2) Verord. in Böhm. v. 3. Aug. 1795 u. 31. Juli 1799 n. 4. 
*) Hofd. v. 11. März 1801 u. Verord. v. 14. Nov. 1811 
Jak. 8. Bd. S. 459. 
4) Verord. in Böhm. v. 7. Juli 1802 u. 9. April 1807 ebend. 
n) Hofd. v. 10. Mai u. 7. Juni, Verord. in Böhm. v. 11. 
Juli 1827. Prov. Geſ. 9. Bd. S. 341. 


— 284 — 
9. 83. | ’ 
Abtretungs-Liquidation. 


Außer der jährlich zu erlegenden Kirchenrechnung 
muß auch bei der jedesmaligen Veränderung des Kirchen— 
rechnungsführers unter Beiziehung des Ortsſeelſorgers eine 
beſondere Abtretungs-Liquidation vorgenommen, und ſol— 
che unvermengt mit jener in Contributions- und Waiſen— 
angelegenheiten, welche etwa derſelbe Rechnungsführer 
auf ſich hatte, verfaſſet werden a). In Nieder-Oeſter⸗ 
reich muß ſogar bei jeder Veränderung in der Perſon des 
Pfarrers oder Vogtei-Commiſſärs, und umgekehrt bei 
dem Austritte des Erſteren von dem Letzteren auf ſolche 
gedrungen werden, da einer wie der andere Verwalter eines 
ihm nicht gehörigen Vermögens iſt, und jedem daran ge— 
legen fein muß, ein ihm anvertrautes Geſchäft in dem 
ordentlichen und richtigen Stande zu übergeben, und von 
aller weitern Verantwortlichkeit enthoben zu bleiben 5). 
Sie muß von dem Ortsſeelſorger unterſchrieben, ſodann 
dem Vikäre zu feiner allfälligen Erinnerung und Mitun— 
terfertigung zugeſtellt, und endlich ſo gefertiget, durch 
das Kreisamt der Landesſtelle eingeſendet werden c). Wie 
ſich bei ſolchen Liquidationen in Abſicht auf die Uibergabe 
der Kirchen-Apparate und Einrichtungen benommen wer— 


den ſoll, iſt oben ($. 44) vorgekommen. Hier iſt nur noch zu 


bemerken, daß in Böhmen am Schluße einer jeden Kir— 
chenvermögens-Abtretungs-Liquidation die Bemerkung 
beigefügt werden muß, ob die Reviſion der Kirchen-Effecten 


a) Verord. in Böhm. v. 7. Juli 1797, in Oeſter. o. d. E. v. 
10. Oct. 1821 6. 38. f i 

5) Verord. in N. Oeſter. v. 28. Aug, 1830 Wagner Jahrg. 
1830 10. ft. S. 468. 

c) Verord. in Böhm. v. 9. Mai 1821 Gout. 20. Bd. S. 295, 
v. 26. Juni 1832 3. 14187. 


ſtückweiſe erfolgt iſt, dann ob, und welcher Erſatz für den 
abtretenden Rechnungsführer ſich ergeben hat d). 


g §. 84. 
Scontrirung des Rechnungsführers. 


Daß den Landesſtellen, Kreisämtern und Ordina— 
riaten zur Pflicht gemacht ſei, über die genaueſte Befol— 
gung der, die Verwaltung des Kirchenvermögens betreffen— 
den, Verordnungen zu wachen, und ſie bei den unterge— 
ordneten Behörden, den Bezirks-Vicariaten, Magiſtraten 
und Wirthſchaftsämtern zu betreiben, iſt an feinem Orte 
gefagt worden (§§. 40, 41). Um die Befolgung dieſer von 
Zeit zu Zeit ergangenen Verordnungen um ſo ſicherer zu 
bewirken: ſo ſind dieſelben in mehreren Provinzen neuer— 
lich noch mittelſt einer ſummariſchen Zuſammenſtellung 
publicirt worden a). Am beſten überzeugen aber von 
dem Vollzuge öftere und unvermuthete Liquidationen 
und Scontrirungen des Rechnungsführers; ſie laſſen den 
Stand des Kirchenvermögens und deſſen Sicherheit ſchnell 
und leicht überſehen. Unſere Geſetze betrachten fie auch’ 
als ein ſehr zweckmäßiges Mittel, den Kirchenrechnungs— 
führer in beſtändiger Ordnung und Aufmerkſamkeit, und 
die Kirchenkaſſe in immerwährender Richtigkeit zu erhal— 
ten, und befehlen ſie den Kreisämtern und Bezirks-Vikä— 
ren an. Erſtere ſollen ſie bei Kreisbereiſungen ($. 41), 
letztere, wann fie immer wollen, aber wenigſtens im Jah— 


d) Verord. in Böhm. v. 7. Juli 1831 Prov. Geſ. 13. Bd. 
S. 302. 4 

a) Verord. in Trieſt v. 19. Febr. 1820 Prov. Geſ. 2. Bd. S. 
73 in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 Schwerdl. 9. Bd. 
S. 663 in Salzb. v. 16. Oct. 1821 ebend. 10. Bd. S. 1803 
in Tyrol u. Verarlb. Hofd. v. 13. Sept. 1821 Gout. 20. 
Bd. S. 672; in Böhm. v. 27. April 1822 ebend. 21. Bd. 
S. 444. 5 


„ 


re einmal anſtellen )). Die einen und die andern ha— 
ben fie unentgeldlich zu machen, und die Kreis-Commiſ— 
ſäre können dafür niemals Diäten aufrechnen, ſelbſt nicht, 
wenn die Liquidation aus einer beſondern, und was im— 
mer für einer Urſache veranlaßt worden wäre c). In 
Oeſterreich ob der Ens ſollen die Vogteien und Seelſorger, 
und in Böhmen die das Patronats-Recht ausübenden Ma- 
giſtrate den Rechnungsführer wenigſtens alle Quartale 
einmal ſcontriren, und daß es geſchehen ſei, im Rathe 
öffentlich vortragen, und in das Raths-Protokoll ein- 
ſchalten d). 

Das bei der Scontrirung zu beobachtende Verfah— 
ren iſt dasſelbe, welches für die Liquidation der Waiſen— 
kaſſe vorgeſchrieben iſt. Nach dieſem kommt es 1) auf 
die richtige Uibertragung des Rechnungsreſtes, auf wel— 
chen liquidirt wird; 2) auf den Verweis des Activ-Stan— 
des, und zwar der Capitalien, der rückſtändigen Inter- 
eſſen und der Kaſſebarſchaft, und 3) auf den Ausweis 
des Paſſiv- Standes an. Bei der Uüibertragung des 
Rechnungs reſtes ſoll beſonders darauf geſehen wer— 
den, ob die letzte Rechnung abgegeben und revidirt wor— 
den ſei. Iſt ſie noch gar nicht erlegt, ſo ſoll ſie ſogleich 
abgefordert, und vorläufig geprüft werden. Hat ſie die 
Reviſion bereits paſſirt, ſo ſoll ſich aus der hierüber er— 
folgten Erledigung überzeugt werden, ob dem Rechnungs— 
führer einige Erſätze zur Laſt fallen, und ob er ſolche, und 
zu welcher Zeit berichtiget habe. Iſt dieſes geſchehen, fo 
ſoll dem in der Liquidation übertragenen Reſte von Sei— 
te der Commiſſion beigeſetzt werden: „Die Rechnungen 
ſind durchaus ſammt jener, auf welche liquidirt wird, 


5) Hofd. v. 20. Febr. u. 15. März 1806 Jak. 8. Bd. S. 
465, v. 29. Sept. 1808 u. 9, für Böhm. v. 2. Sept. 1800. 

c) Verord. in Böhm. v. 30. Mai 1823 Jak. 8. Bd. S. 401. 

d) Hofd. v. 31. Juli, Verord. in Böhm. v. 27. Oct. 1804 n. 
2. Jak. 8. Bd. S. 463, in O. Oeſter. v. 10. Oct. 1821 8. 34 
vergl. mit §. 8. 
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erlegt, auch bereits revidirt; dem Rechnungsführer gingen 
keine Erſätze zur Laſt, mithin iſt der hier angenommene 
Reſt gut übertragen worden.“ Die ſich ergebenden An— 
ſtände, welche in der Randanmerkung aus Mangel des 
Raumes nicht detaillirt werden können, ſollen in dem 
Commiſſions-Protokolle behandelt werden, auf welches ſich 
dann in der Liquidation nur zu beziehen iſt. Bei dem 
Verweiſe der Activ-Capitalien fol a) in Be: 
treff der Privat-Obligationen geprüft werden, ob das Ca— 
pital mit Pragmatical- Hypothek bedeckt, ob die vorge— 
ſchriebene Clauſel in Betreff der richtigen Intereſſen-Zah— 
lung eingeſchaltet, die Obligation von zwei Zeugen geferti— 
get und ſtadt- oder grundbücherlich einverleibt, ob der 
bücherliche Extract beiliegend, und gegen welche Procente 
das Capital ausgeliehen ſei. b) Soll der Schuldner, 
welcher bei der Liquidation zu erſcheinen hat, gefragt 
werden, ob er das geborgte Capital bisher nicht abgezahlet 
habe, und ob er den ihm vorgeliehenen Betrag noch im— 
mer ganz ſchuldig ſei. c) Wo ſtändiſche oder andere öf— 
fentliche Fonds-Capitalien vorkommen, ſoll erhoben wer— 
den, ob die Obligationen gegen bare Einlage eingelöſet, 
oder mit Rabatt eingewechſelt, und im erſten Falle, ob 
das bei der ſtändiſchen Credits-Kaſſe erhaltene Gratiale, 
im zweiten der erhaltene Rabatt und mit welchem Be— 
trage zum Beſten der Kirche verwendet, dann in welcher 
Jahresrechnung dieſe gewonnenen Beträge in Empfang 
gebracht worden ſeien. Damit dieſe Erhebung bei der 
Credits-Kaſſe geprüft werden könne, ſo iſt es nothwendig, 
den einzelnen Beträgen das Datum und die Zahl der 
Obligation, dann das Procent beizuſetzen. Bei den rück— 
ſtändigen Intereſſen fol erforſcht werden, warum 
der Rechnungsführer ſich nach der in der Obligation ent— 
haltenen Clauſel, welche die Partei zur richtigen Inter— 
eſſen⸗Zahlung verbindet, nicht benommen habe, und wo 
einige verlorene Reſte verwieſen werden ſollen, in welchem 
Jahre, und aus welcher Urſache ſolche uneinbringlich ge— 


I 
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worden, und wie ſie dem gegenwärtigen Rechnungsführer 
zuliquidirt wurden, welches ſeine Antretungs-Liquidation 
ausweiſen muß. Bei der Kaſſebarſchaft endlich ſoll 
das vorhandene Geld, welches mittelſt eines ſpecielen 
Münzzettels erſichtlich gemacht werden muß, überzählet, 
und ſich überzeugt werden, daß die Kirchengelder nicht 
mit andern Geldern vermengt aufbewahrt werden. Wird 
das Kirchenvermögen in der vorgeſchriebenen Ordnung be— 
funden: ſo iſt bei jeder Gattung der ausgewieſenen Be— 
träge der commiſſionelle Befund nach dem oben angeführ— 
ten Beiſpiele am Rande beizuſetzen; wird dagegen eine ge- 
ſetzwidrige Amtshandlung bemerket, ſo ſollen die entdeck— 
ten Gebrechen mittelſt Protokolls auseinander geſetzt, und 
in der Liquidation bei der betreffenden Poſt ſich auf den 
Protokolls-Paragraph, wo die Anſtände näher abgehan— 
delt worden ſind, berufen werden e). 


§. 85. 


Vermögensverwaltung und Rechnungslegung bei 
proteſtantiſchen Bethäuſern. 


Das Vermögen der proteſtantiſchen Bethäu— 
ſer war von jeher nicht weniger, als jenes der katholi— 
ſchen Kirchen der Aufſicht und Obſorge der Staatsverwal— 
tung unterzogen geweſen; die Vorſteher derſelben konnten 
damit nie willkührlich verfahren, ſondern mußten es ver— 
rechnen a). Um nun in dieſe Verwaltung und Verrech— 
nung auch Ordnung und Gleichförmigkeit zu bringen, 
wurden folgende, der proteſtantiſchen Kirchenverfaſſung ganz 
zuſagenden, Vorſchriften erlaſſen: 

1) Die Verwaltung und Verrechnung des Vermögens 
eines proteſtantiſchen Mutter- oder Filial-Bethauſes liegt 
den von der Kirchengemeinde beſtellten Kirchenvorſtehern 


e) Verord. in Böhm. v. 17. Dec. 1808, in Oeſter. o. d. E. 
v. 10. Oct. 1821 $ 38. 
4) Hofd. v. 20. Sept. o. Oct. 1784 Jak. 8. Bd. S. 621. 
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oder Kirchenvätern ob, deren höchſtens vier und wenigſtens 
zwei ſein ſollen, und deren Wahl jederzeit im Beiſein ei— 
nes obrigkeitlichen Commiſſärs vorzunehmen iſt 5). 

2) Die Kirchenvorſteher müſſen zu ihren Berathfchlas 
gungen über öconomiſche Angelegenheiten der Kirchenge— 
meinde auch den Paſtor beiziehen, und deſſen Rath und 
Meinung vernehmen. 

3) Einer der Kirchenvorſteher hat die Hauptkaſſe für 
die currenten Einnahmen und Ausgaben zu führen, und 
die Rechnung zu verfaſſen. Wenn ein Bethaus Activ— 
Capitalien, Uiberſchußgelder oder ſonſt ein ſtabiles Vermö— 
gen beſitzet: ſo iſt zu deren Hinterlegung eine Bethauskaſſe 
mit dreifacher Sperre zu errichten, und in dem Bethauſe, 
in der Wohnung des Paſtors, oder ſonſt an einem ſicheren 
Orte aufzubewahren, und ein Schlüſſel derſelben dem 
Vorſteher als Kaſſehalter, der zweite einem Mitvorſteher, 
und der dritte dem Paſtor zu übergeben. 

4) Längſtens 15 Tage nach dem neuen Jahre ſoll der 
Vorſteher als Kaſſehalter die Bethausrechnung des ver— 
floſſenen Jahres nach der für Kirchenrechnungen überhaupt 
vorgeſchriebenen Form fertig, und mit den nöthigen Bei— 
lagen verſehen, den Mitvorſtehern und dem Paſtor vorlegen. 

5) Dieſe Rechnung unterſchreiben nach gehöriger Prü— 
fung und Berichtigung die Mitvorſteher als Mithaftende; 
der Paſtor aber ſetzt ſein Vidi hinzu, wodurch er die ihm 
bekannte Richtigkeit der Angaben der Kirchenvorſteher ſo— 
wohl in Rückſicht der Einnahmen, als Ausgaben beſtätiget— 

6) Wenn es den Kirchenvorſtehern an der zur For— 
mirung der Rechnung gehörigen Geſchicklichkelt fehlet, fo 
ſoll ihnen der Paſtor an die Hand gehen, Er darf und 
fol auch in ſolchen Fällen die Rechnung ſtatt ihrer ver— 
faſſen; doch bleiben ſelbſt dann nur die Kirchenvorſteher, 
als die für die Richtigkeit der Einnahmen und Ausgaben 
haftenden Rechnungsleger, verantwortlich, ſo wie ſie auch 


I. Theil. 19 


200 — 


eine ſolche Rechnung zu unterſchreiben, oder wenn einer 
oder der andere des Schreibens unkundig iſt, durch das, 
ſeinem von einem andern unterſchriebenen Namen beige⸗ 
ſetzte, Kreutzzeichen zu unterfertigen haben. 

7) Iſt die Kirchenrechnung auf dieſe Art verfertigt, 
unterſchrieben und vidirt: ſo hat der Paſtor dem Bezirks— 
Commiſſäre davon die Anzeige zu erſtatten, damit längſtens 
bis Ende Januars eine, von dem Paſtor auf der Kanzel 
zu verkündigende, Verſammlung gehalten werde, wozu der 
Tag von dem Bezirks-Commiſſäre einverſtändlich mit dem 
Paſtor zu beſtimmen iſt. Bei dieſer Verſammlung ſollen 
gegenwärtig ſein: a) die Vorſteher der Kirchengemeinde; 
b) zwölf andere, aus den verſtändigſten und vermöglich— 
ſten Mitgliedern der Gemeinde durch deren freie Wahl zu 
beſtellende, Ausſchußmänner; c) der Paſtor; d) der Be— 
zirks⸗-Commiſſär als Repräſentant des Kreisamtes, wel— 
cher das Präſidium zu führen, für Ruhe und Ordnung in 
der Verſammlung zu ſorgen, und die etwa nöthige politi— 
ſche Aſſiſtenz auf diesfälliges Anlangen zu leiſten hat. Iſt 
irgendwo kein Bezirks⸗ Commiſſär vorhanden, ſo hat das 
Kreisamt anſtatt deſſen ein anderes geeignetes Individuum 
zu ernennen. | 

8) Der Zweck dieſer Verſammlung iſt, die ganze 
Kirchengemeinde mittelſt ihrer anweſenden Ausſchußmän— 
ner zu überzeugen, daß die freiwilligen Beiträge ihrer Mit— 
glieder zur Erhaltung der gottesdienſtlichen und Schulan— 
ſtalten gehörig geſammelt, in Empfang genommen, und 
zu dem beabſichtigten Zwecke verwendet worden, und daß ſich 
kein vermögliches Glied der Gemeinde ſolchen Beiträgen un— 
ter nichtigen Vorwänden zu deſto mehrerer Bedrückung an— 
derer entzogen habe. Dieſe Verſammlung hat demnach fol— 
gender Maßen vorzugehen: a) Zuerſt wird die unter dreifa— 
cher Sperre ſtehende Kirchenkaſſe eröffnet, ihr Stand unter— 
ſuchet und verificirt. b) Dann wird die Rechnung abgelefen, 
die allfälligen beſcheidenen Erinnerungen der Ausſchußmän— 
ner werden erläutert, die Rechnungsfehler berichtiget. Ergibt 
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ſich ein Unterſchleif, ſo wird nach erhobenem Befunde an Ort 
und Stelle der Erſatz dieſer Poſt an die Kirchenkaſſe von dem 
Bezirks-Commiſſäre als kreisämtlichen Repräſentanten an— 
geordnet, und wider den Schuldigen die dienliche Maßregel 
ergriffen, derſelbe auch, wenn er ein Kirchenvorſteher iſt, von 
ſeinem Amte entfernt, und ein anderer Vorſteher aus dem 
Mittel der Ausſchußmänner durch deren freie Wahl be— 
ſtellt. c) Hierauf hat der Paſtor öffentlich zu erklären, 
ob er für das verfloſſene Jahr ſowohl ſeinen feſtgeſetzten 
Gehalt, als ſeine übrigen, für ſeine Vocation beſtimmten 
Einkünfte richtig erhalten habe. Hat er diesfalls Beſchwer— 
den, ſo muß ſie der Bezirks-Commiſſär auf Anſuchen des 
Paſtors an Ort und Stelle unterſuchen, und das Erfor— 
derliche zur billigen Befriedigung des Paſtors einleiten. 
d) Nachher ſollen die Kirchenvorſteher diejenigen Mitglie— 
der der Gemeinde, welche mit ihren Beiträgen zur Erhal— 
tung der gottesdienſtlichen und Schulanſtalten nicht aus 
Unvermögen, ſondern unter allerhand nichtigen Vorwänden 
zurück blieben, namhaft machen. Dieſe muß der Bezirks— 
Commiſſär nach Thunlichkeit ſogleich, oder nach Maßgabe 
der Umſtände weiterhin vorfordern und ernſtlich ermahnen, 
ihre Pflichten zu erfüllen, und ihren Mitbürgern nicht allein 
die Laſt jener Anſtalten, an denen auch ſie Theil nehmen, 
aufzubürden. Sollten dieſe Ermahnungen nichts fruchten, 
ſo hat er auf Anſuchen der Kirchenvorſteher die Saumſe— 
ligen durch Zwangsmittel zur Erfüllung ihrer Schuldigkeit 
anzuhalten, und die Rückſtände derſelben auch für das 
verfloſſene Jahr einzutreiben. e) Ergibt ſich aus dem 
Rechnungsabſchluſſe ein Uiberſchuß, ſo ſoll dieſer, wenn er 
50 fl. erreicht oder überſteigt, gegen Hypothecar-Sicherheit 
fruchtbringend elocirt, bei minderem Betrage aber in die 
Kirchenkaſſe hinterleget, und dieſe bis zum nächſten Jahre 
wieder dreifach verſperret werden. 1) Sind hingegen Bet: 
hausſchulden vorhanden, ſo ſoll die Verſammlung über die 
Mittel zu deren augenblicklichen oder allmählichen Tilgung 
berathſchlagen. Den Vorſtehern muß eingebunden werden, 
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keine Gelder für das Bethaus ohne Wiffen und Zuftims 
mung der Ausſchußmänner aufzunehmen, widrigens ſie 
ganz allein dafür würden haften müſſen. g) Endlich wird 
der Zuſtand der Kirchen-, Schul- und Paſtorats-Gebäude 
in Anweſenheit des Bezirks-Commiſſärs unterſucht, und 
wegen allfälliger Herſtellungen oder Verbeſſerungen derſel— 
ben das Erforderliche veranlaßt, 

9) Nach der Beendigung alles Vorbeſagten, worüber 
ein ordentliches Protokoll geführt werden muß, und nach 
der im möglich kürzeſten Wege zu pflegenden Berichtigung 
aller Anſtände, hat der Bezirks-Commiſſär zum Beweiſe 
ſeiner Amtshandlung der Kirchenrechnung ſeine Unterſchrift 
und Fertigung beizuſetzen, und ſolche dem Dominium, in 
deſſen Bezirke ſich das Bethaus befindet, zur Prüfung vor— 
legen zu laſſen. Iſt dieſe erfolgt: ſo muß von dem Do— 
minium ein Rechnungs-Extract ſummariſch und undocu— 
mentirt dem Kreisamte, wohin der Bezirks-Commiſſär das 
aufgenommene Protokoll mit ſeinen allfälligen Bemerkun— 
gen gleich nach beendigtem Geſchäfte abzugeben hat, über— 
reicht, von letzterem aber zur weitern Uibergabe an die 
Staatsbuchhaltung der Landesſtelle eingeſendet werden c). 
Von der frühern Vorſchrift, zufolge welcher die Kirchen— 
rechnung mit einem Extracte dem Kreisamte, und zwar in 
Mähren durch den Superintendenten, der ſie kreisweiſe zu 
ſammeln, und mit ſeinem Vidi und allfälligen Bemer— 
kung zu begleiten hatte d), ſpäteſtens bis 15. Februar zur 
weitern Einbeförderung an das Gubernium einzufenden 
war, damit ſie von der Provinzial-Staatsbuchhaltung or— 
dentlich cenſurirt, adjuſtirt, und darüber die ämtliche Er— 
ledigung ertheilet würde e) iſt es abgekommen, und es hat 
dieſe Cenſur die Staatsbuchhaltung nur noch in denjeni— 


o) Hofd. v. 16. Juli 1830 Prov. Gef. Böhm. 12. Bd. S. 492. 

d) Verord. in Mähr. v. 4. Febr. 1825 Prov. Geſ. 7. Bd. 
S. 13. 

e) Hofd. v. 31. Oct. 1822 Gout. 22. Bd. S. 529. 


gen Fällen vorzunehmen, wo entweder ein Verdacht gegen 
den Rechnungsleger obwaltet, oder ein anderer adminiſtra— 
tiver Zweck es nöthig oder nützlich macht F). In Böh— 
men, wo die Adminiſtrirung des, dem oberſten Lehen— 
und Landesherrn über das Kirchen- und Schulweſen des 
ganzen Aſcher und Roßbacher Bezirkes vorbehaltenen, jus 
summum eirca sacra durch die Temperaments-Puncte 
vom 10. März 1775 dem Appellations-Gerichte als Lehen— 
ſchrane eingeräumet iſt, hat das Gubernium auf die pro— 
teſtantiſchen Aſcher und Roßbacher Kirchenrechnungen nie— 
mals einen Einfluß zu nehmen; ſondern es werden dieſel— 
ben in dem Falle, wo es nach dem eben Geſagten noch 
nöthig iſt, durch das Appellations-Gericht der Staatsbuch— 
haltung zur Reviſion zugeſtellet, und die Staatsbuchhal— 
tung hat ihre Mängel und Finaliſirungen auch nur dahin 
abzugeben g). 

10) Die Kirchenvorſteher handeln bei ſyſtemiſirten 
Einnahmen und Ausgaben ihr Amt ohne weitere Anfrage. 
Bei nicht ſyſtemiſirten Einnahmen und Ausgaben, welche 
die Summe von 25 fl. nicht überſteigen, berathen ſie ſich 
mit dem Paſtor und den zwölf Ausſchußmännern. Zu aus: 
ßerordentlichen Ausgaben, welche die Summe von 25 fl. 
überſteigen, iſt die vorläufige Genehmigung des Kreisam— 
tes durch den Bezirks-Commiſſär, welcher nach-genomme— 
ner Einſicht von der Nothwendigkeit und Dringlichkeit ei— 
ner ſolchen Auslage fein Vidi beizufegen hat, anzuſuchen. 

11) Damit endlich auch das Conſiſtorium Augsbur— 
giſcher Confeſſion die ihm nöthige Uiber- und Einſicht des 
öconomiſchen Zuſtandes der Kirchengemeinde erhalte, ſollen 
die Kirchenvorſteher ferner, wie bisher, verbunden ſein, 
dem viſitirenden Superintendenten oder Senior ihre Ber: 
hausrechnungen ſeit der letzten Viſitation vorzuzeigen, und 
ſich über deren erfolgte Erledigung auszuweiſen. Der 


7) Hofd. v. 16. Juli 1830 a. a. O. 
8) Verord, in Böhm. v. 29, Sept. 1821 Jak. 8. Bd. S. 457. 


Superintendent oder Senior hat hierüber in Gemäßheit 
der höchſten Ortes genehmigten Viſitations-Inſtruction 
das Erforderliche in feinem Berichte zu bemerken, und all- 
fällige Unordnungen ſowohl der Landesſtelle als dem Con- 
ſiſtorium zur Abhülfe einzuberichten A). 


h) Hofd. v. 25. Febr. 1808 Pol. Gef. 30. Bd. S. 112. 
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Dritter Abſchnitt. 
Von der Verwendung des Kirchenvermögens. 


$. 86. 
Uibergang und Uiberſicht dieſes Abſchnittes. 


Das Kirchenvermögen wird erworben und nutzbringend 
verwaltet, um Mittel herbei zu ſchaffen und zu beſitzen, 
durch welche der kirchliche Aufwand beſtritten werden 
kann. Es wird verwendet, wenn dieſer Aufwand davon 
wirklich gemacht, d. i. die Gebäude und Geräthſchaften 
zur Verrichtung des äußern Gottesdienſtes angeſchafft, er- 
halten und hergeſtellt, die Koſten des äußern Gottesdien— 
ſtes bezahlt, und alle jene Auslagen geleiſtet werden, wel- 
che die Aufrechthaltung desſelben, und die Aufſicht in der 
einen oder der andern Hinſicht ſowohl, als die Erwerbung, 
der Beſitz und die Verwaltung des Kirchenvermögens ſelbſt 
nothwendig macht. Nach dieſer Ordnung ſollen, nach— 
dem die Verordnungen, welche außerordentliche, nicht ſy⸗ 
ſtemiſirte, Ausgaben aus dem Kirchenvermögen ohne hö— 
here Bewilligung zu machen verbieten, ſchon oben (8. 48) 
vorgekommen find, hier diejenigen Geſetze zuſammen ges 
ſtellt werden, welche in Anſehung dieſer Gegenſtände et— 
was beſonderes vorgeſchrieben haben. 


e | 
Verwendung des Kirchenvermögens auf Gebäude. 


Zu den Gebäuden, welche in ihrer Aufführung, Er: 
haltung und Herſtellung einen Beitrag aus dem Kirchen: 
vermögen anſprechen können, gehören die Kirchen mit ih— 
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ren Acceſſorien: den Pfarrgebäuden, Meßnerwohnungen, 
Kirchhöfen und Todtenkammern, dann die Schulen. 

Von den Kirchen und den dazu gehörigen Gebäu— 
den wurde das Nöthige in der beſondern Abhandlung: 
Von der Erbauung, Erhaltung und Herſtellung der kirch— 
lichen Gebäude zufammen getragen; die Fälle, wann, und 
die Beiträge, welche aus dem Kirchenvermögen zu leiſten 
kommen, können daſelbſt a) eingeſehen, und müſſen um 
eine weitläufige Wiederholung zu vermeiden, hier über: 
gangen werden. 

Die Schulen ſind eine urſprünglich kirchliche An⸗ 
ſtalt, und ſo lang ſie dieſe blieben, wurde der erforderli— 
che Aufwand von der Kirche getragen. Nachdem aber die 
öffentliche Staatsverwaltung ſich ihrer angenommen, und 
fie zu einem kirchlich-politiſchen Inſtitute umgeändert 
hatte, nachdem mehrere neue Kirchen und noch mehr neue 
Schulen errichtet worden waren: ſo war es natürlich, 
daß der Aufwand von den meiſten Kirchen gar nicht mehr, 
von den übrigen aber nur noch zum Theile beſtritten wer— 
den konnte. Es mußte ein neuer Fond geſchaffen werden, 
in welchen aus dem Kirchenvermögen nicht ausſchließliche, 
ſondern nur aushülfsweiſe Einlagen verlangt werden konn— 
ten. So verordneten auch unſere Geſetze. Ihnen zufol⸗ 
ge ſollte in den Schulfond das Intercalare von der Geiſt— 
lichkeit (dieſes jedoch blos bis zu der Zeit, wo es dem Re— 
ligionsfonde zugewieſen wurde ($. 106)), und nur ein 
Theil von dem Uiberfluße der vermöglichen Kirchen einge— 
hoben werden 5). Uiberdies ſollten die geſtifteten Proceſ— 
ſions-Gelder für Schulen verwendet (§. 35), und wenn 
bei Koſtenüberſchlägen zu Schulgebäuden die Concurrenz— 
Theile der einzelnen Beitragspflichtigen ausgemeſſen wür— 


a) M. Abhandl. Von d. kirchl. Gebäud. $$. 15, 16, 23, 30, 
31,37 — 46, 50, 52, 53, 61 — 63, 67 u. 77. 

5) Hofd. v. 20. Oct. 1781 u. Decr. der Central-⸗Finanz⸗Hof⸗ 
Commiſſ. v. 5. Oct. 1811. 
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den, das entbehrliche Kirchenvermögen in ſo weit mit in 
Anſchlag gebracht werden, als ſolches in Barſchaft und 
ſicher einbringlichen Rückſtänden beſtände, und von Capi— 
talien ſelbſt nicht die Rede wäre, auch die gewöhnlichen 
Kirchenerforderniſſe, vorfallenden Ausbeſſerungen und Her— 
ſtellungen an Kirchengebäuden in keine Colliſion kämen c); 
endlich zur wirklichen Verwendung die Einwilligung des 
Ordinariats beigebracht würde d). — Doch davon iſt es 
nun, in ſo weit die Verbindlichkeit zu einem Beitrage 
nicht etwa auf einem beſondern Titel gegründet iſt e), 
ganz abgekommen, indem aus Gelegenheit der bisher dem 
Kirchenvermögen aufgebürdeten Commiſſions-Koſten zur 
Unterſuchung der Baulichkeiten an Schulgebäuden aus— 
drücklich erklärt worden iſt, daß nach den in dem Schul-Co⸗ 
dexe aufgenommenen Grundſätzen das Kirchenvermögen in 
keinem Falle und unter keinem Titel mehr bei Schulbau— 
lichkeiten zu concurriren, mithin auch dieſe Commiſſions— 
Koſten nicht zu tragen habe, ſondern daß dieſe Koſten 
mit den Baukoſten von den baupflichtigen Parteien zu 
beſtreiten ſeien F). Nur in Oeſterreich ob der Ens ſcheint 
es bei dem Alten geblieben zu ſein, da in der jüngſten 
Verordnung von der Verwaltung des Kirchenvermögens 
jene früheren Geſetze über den Beitrag zu Schulen un— 
verändert aufgenommen worden find g). 


$. 88. 
Auf Kirchengeräthſchaften, Kirchen— Paramente und 
Kirchenerforderniſſe. 


Die Auslagen auf Kirchengeräthe, Kirchen⸗ 
Paramente und Kirchenerforderniſſe werden 


e) Verord. in Böhm. v. 18. Oct. 1787. 

d) Hofd. v. 29. Mai 1783. 

e) Hofd. f. Oeſter. o. d. E. v. 31. Jan, 1791. 

F) Verord. in Nied. Oeſter. v. 28. Mai 1810, in Böhm. v. 4. 
Oct. 1813, Hofd. v. 7. April 1821, Pol. Schulverfaſſ. 9. 398. 

8) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 & 30. 
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ordentlicher Weiſe aus dem Kirchenvermöoͤgen beſtritten. 
Es folgt dieſes aus der Beſtimmung desſelben, und erhel— 
let deutlich aus dem geſetzlich mitgetheilten Entwurfe für 
Kirchenrechnungen (§. 76), und den folgenden Verordnun— 
gen. Die Ausnahme, welche bei den Kirchen der neuen 
Expoſituren in ſo fern Statt hat, daß dieſe Kirchen den 
zur Beſtreitung der Kirchenerforderniſſe nöthigen Geldbe— 
trag aus dem Religionsfonde zugewieſen erhalten, hat 
nur ſo lang zu beſtehen, als ſie nicht zu einem eigenen 
Vermögen kommen, womit ſie ihre Erforderniſſe zu be— 
ſtreiten im Stande ſind. So bald dieſes der Fall iſt, hat 
es von jedem weitern Beitrage aus jenem Fonde abzu— 
kommen a). 

In Abſicht auf die Bewilligung zu den Auslagen 
auf Kirchengeräthe und Paramente gilt das oben ($. 48) 
Geſagte; nur muß in Böhmen zur Anſchaffung neuer Kir- 
chengeräthe aus unedlem Metalle in jedem Falle die beſondere 
Bewilligung der Landesſtelle angeſucht werden 5), da die 
deshalb ergangene Verordnung allgemein lautet. Für die 
Kirchenerforderniſſe iſt in den neuern Zeiten ebenfalls kein 
beſtimmter Betrag mehr ſyſtemiſirt worden, weil die Prei— 
ſe derſelben, ſo wie aller andern Dinge zu wandelbar, 
und von dem Wechſel der Verhältniſſe zu abhängig ſind, 
als daß ein dauerhafter Maßſtab ausgemittelt werden könn— 
te c). Nur in Steyermark und Kärnthen wurde für 
die armen, größtentheils aus dem Religionsfonde dotirten, 
Pfarrkirchen als höchſtes jährliches Material-Quantum, 
wenn ſich blos ein Prieſter bei der Kirche befindet, an 
Wein 25 Maß, an Oehl für ein ewiges Licht 52 5, an 
Weihrauch 3 5b, an Wachskerzen 30 dd feſtgeſetzt, welches 


a) Verord. in Böhm. v. 9. April 1788 Jak. 3. Bd. S. 337, 
Hofd. v. 9. Jan. 1789 Krop. 17. Bd. S. 683. 

5) Verord. in Böhm. v. 11. Juli 1810. . 

c) Hofd. v. 6. Aug., 2. u. 12. Sept. 1809, Verord. in Böhm. 
v. 22. Juni, 16. u. 24. Sept. 1809, 20. Nov. 1811, 30. 
Suli 1813 Jak. 8. Bd. S. 439. | 
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bei Pfarrkirchen mit zwei Geiſtlichen an Wein mit 25 Maß, 
an Wachskerzen mit 10 W zu vermehren iſt d). Des— 
gleichen wurde in Böhmen für die unter dem Patro— 
nate eines öffentlichen Fondes ſtehenden Kirchen als Cyno— 
ſur beſtimmt, daß für zwei Geiſtliche an Meßwein 104 
Seidel, an Wachskerzen 42 W, auf Hoſtien 6 fl., für 
die Kirchenwäſche 6 fl., an Oehl für eine Tag und Nacht 
brennende Lampe 42 W, an Unſchlittlichtern 2 W, für 
die Beichtzettel 24 kr., für heiliges Oehl 1 fl., auf 
Botenlohn 2 fl., an Weihrauch 3 W, an Kirchenkalen— 
dern 1 Stück in Aufrechnung gebracht werden können e). 
Zur Erzielung eines wohlfeileren und möglichſt gleichmä— 
ßigen Anſchaffungspreiſes rückſichtlich des Weines, Wach— 
ſes, Lampenöhles, Weihrauchs und der Unſchlittlichter 
ſollte hier noch unter eigens vorgezeichneten Bedingungen 
der Weg der öffentlichen Feilbietung eingeſchlagen werden 7). 
Allein dieſe Verpachtung wurde mit der Weiſung wieder 
abgeſtellt, daß die Rechnungsführer der landesfürſtlichen 
Patronats-Kirchen gemeinſchaftlich mit dem Seelſorger bei 
der Beiſchaffung der Kirchenerforderniſſe lediglich auf den 
wirklichen Bedarf und die billigſten Ankaufspreiſe unter 
ſtrenger Verantwortung und Erſatz des unbilligen Mehr— 
aufwandes Rückſicht nehmen, und dem Religionsfonde 
die ſo bedeutenden Laſten möglichſt zu erleichtern trachten 
ſollen g). Für eine Oſterkerze iſt bei Kirchen, wo nur ein 
Geiſtlicher beſteht, ein Gewicht von beiläufig 2 Wi paſſirt, 
und muß dieſelbe bei allen gottesdienſtlichen Functionen 
angezündet werden, damit ſie ganz verbraucht werde, und 
als eine geweihte Sache nicht in die Hände von Laien 


d) Verord. für Steyerm. v. 29. März 1813. 

e) Verord. in Böhm. v. 18. Sept. 1824 Jak. 8. Bd. S. 441. 

7) Verord. für Böhm. v. 18. Sept. u. 7. Dec. 1824, dann 
23. April 1825 ebend. S. 441 — 444. 

8) Hofd. v. 9. Juni, Verord. in Böhm. v. 31. Juli 1825 ebend. 
S. 444. 


zurückkomme. Für Kirchen mit mehreren Geiſtlichen iſt eine 
verhältnismäßig größere Kerze beizuſchaffen A), 
Kann mit den für Hoſtien, heiliges Oehl, Beicht— 
zettel, Kirchenwäſche u. ſ. w. ausgeſetzten Geldbeträgen 
nicht ausgelangt werden: ſo muß der Rechnungsführer 
oder Kirchenvorſteher um zahlbare Anweiſung des jährlich 
ſich ergebenden Abganges mit Beilegung einer documen— 
tirten Rechnung bei der Landesſtelle einſchreiten 1), wie 
insbeſondere dem Joachimsthaler Bergoberamte in Betreff 
der dem Montan-Patronate unterſtehenden Kirchen vorge— 
ſchrieben wurde K). Dieſes hat auch dann zu geſchehen, 
wenn der für den Meßwein angewieſene Betrag wegen des 
geſtiegenen Preiſes nicht zureicht, da wegen des letztern 
Umſtandes an der Verpflichtung der Kirchenvorſteher zur 
Beiſchaffung eines echten und genießbaren Weines nichts 
nachgeſehen werden kann, vielmehr die Vikäre ausdrück⸗ 
lich verpflichtet ſind, bei der canoniſchen Viſitation über 
die Qualität des Meßweins die gehörige Unterſuchung an— 
zuſtellen ). Dagegen follen die Amtsvorſteher den Seel— 
ſorgern, Kirchenvätern und Kirchendienern keine übertrie— 
benen, unwahrſcheinlichen, oft nur auf dem Papiere be— 
findlichen Auslagen auf Meßwein, Lampenöhl, Wachsker— 
zen und Weihrauch geſtatten, und im Betretungsfalle un— 
nachſichtlich zum Erſatze des der Kirche dadurch zugefüg⸗ 
ten Schadens verhalten werden m). Die in dem Orte 
einer adminiſtrirten Pfarre nicht exponirten Spiritual-Ad⸗ 
miniſtratoren dürfen, weil ſie gewöhnlich nur alle drei 
Sonn- oder Feiertage in der Kirche, welche fie admini— 
ſtriren, Gottesdienſt halten, blos ein Drittel des ganzen 


Ah) Verord. in Böhm. v. 7. Jan. 1828 3. 61664. 

2) Hofd. v. 6. Aug. 1809, Verord. in gen v. 20. Nov. 
1811. N 

&) Verord. in Böhm. v. 19. Oct. 1821 lit. o. 

4) Verord. in Böhm. v. 19. Jan. 1805 Jak. 9. Bd. S. 141. 

m) Verord. in Böhm. v. 25. Juli 1796 Jak. 3. Bd. S. 333, 
in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 F. 35. 
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Betrages der ſyſtemiſirten Kirchenerforderniſſe, wenn ſie 
nicht mit einem noch geringeren Betrage auslangen 
können, in Rechnung bringen m). 


Erwachſen die Auslagen zu einem ſolchen Betrage, 
daß ſie aus dem eigenen Kirchenvermögen oder eigentlich 
den currenten Einkünften desſelben nicht mehr getragen 
werden können: ſo hat der Patron, es mag dieſer eine 
Privat- Perſon oder ein öffentlicher Fond ſein, den Ab— 
gang zu leiſten. Es iſt dieſes eine Verbindlichkeit, welche 
ſich aus der Natur des Patronats-Rechtes und zugleich 
Hk ergibt, daß dem Patrone die Oberaufſicht über 
die Verwaltung des Kirchenvermögens und die Würdigung 
der Kirchenrechnungen zugeſtanden iſt, um durch die eine 
oder die andere Einſicht Erſparungen in dem Kirchenver— 
mögen zu bewirken, oder Mittel zur Vermehrung desſel— 
ben an die Hand zu geben, welche die Regierung gewiß 
nach Zuläſſigkeit unterſtützen wird o). Ein gleiches gilt 
von der Kircheneinrichtung, als welche als eine Kirchen— 
baulichkeit anzuſehen und der gleichen Concurrenz-Pflicht 
zu unterziehen iſt p). 

Für die Kirchen der neu eingezogenen oder ſequeſtrir— 
ten Stiftsherrſchaften dürfen die Kirchenvorſteher für ſich 
allein, und ohne vorläufige Bewilligung von Seite des 
Patrons, auf Rechnung der herrſchaftlichen Renten keine 


Auslagen machen. Thun ſie es gleichwohl, ſo verlieren 
fie allen Anſpruch auf Vergütung g). 


n) Berord. in Galiz. v. 16. Mai 1820 Schwerdl. 10. Bd. 
S. 121. 

o) Hofd. v. 23. Sept. 1813 u. 11. April 1822 Schwerdl. 
10. Bd. S. 178, Verord. in Böhm. v. 19. Jan. 1805, 
in Illyr. v. 16. Nov. 1821. 


5) M. Abhandl. v. d. kirchl. Gebäud. §. 61. 
) Verord. in N. Defter, v. 18. April 1805. 
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$. 89. 


„ 


Auf die zum Dienſte der Kirche beſtimmten Per— 
ſonen. b 


Seelſorger und Meßner ſind eigens zum Dienſte der 
Kirche beſtimmt, und beſonders angeſtellt; ſie ſollten eben 
deshalb auch ganz allein aus dem Kirchenvermögen unter— 
halten werden. Indeſſen ſind bei allen ältern, und wohl 
auch bei mehreren neuen Kirchen die Beneficial= Hüter von 
dem eigentlichen Kirchenvermögen ($$- 4, 10 u. f.) geſchie⸗ 
den, und die Geiſtlichen können aus dem letztern nur 
dann etwas anſprechen, wenn es ihnen in den Pfründen— 
Erections-Inſtrumente oder in beſonderen Conventionen 
zugeſtanden iſt. Blos in Böhmen iſt zur Schonung des 
Religionsfondes noch die Einrichtung getroffen worden, 
daß, wenn einem Deficienten = Pfarrer ein Cooperator bei— 
gegeben werden muß, der für dieſen ausgeſetzte Unterhalt 
ſo weit, als er nicht aus den pfarrlichen Einkünften be— 
ſtritten werden kann, aus dem hinreichenden Kirchenver⸗ 
mögen getragen wird a). ar 

Auch die Meßner beziehen ihren Unterhalt gewöhn— 
lich nicht ganz allein aus dem Kirchenvermögen, ſondern 
erhalten von daher nur einen beſtimmten Gehalt, und 
haben außer dieſem einen Antheil an Stiftungen, dann 
ein beſonderes Recht auf Stolgebühren und die Abſamm— 
lung der Gemeinde, deſſen ungeſtörter Beſitz, nachdem er 
vorläufig durch die Anzeige ihrer Gehaltszuflüſſe ausge— 
mittelt worden war 5), bei allen ſpätern Veränderungen, 
die in Betreff der Kirchen, oder ihrer Verrichtungen bei 
denſelben Statt gefunden hatten, ihnen wiederholt zuge— 
ſichert worden iſt. So muß nach einer Verordnung für 
Inner-Oeſterreich aus den Gemeinden der Filial-Kirche, 
bei welcher ein eigener Meßner angeſtellet iſt, die Stol— 


a) Verord. in Böhm. v. 10. Jan. 1822. 
5) Verord. v. 20. Dec. 1783, 
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taxe immer fort an den bei der Mutterkirche angeſtellten 
Meßner abgeführet werden c). Der Abgang, welchen die 
Meßner an ihrem Einkommen durch die Aufhebung der 
Taufſtole und des bei der Taufhandlung ihnen gemachten 
freiwilligen Geſchenkes d) erlitten haben, wird aus dem 
Kirchenvermögen, oder wo dieſes nicht zureicht, von dem 
Patrone, ſomit auch von dem Religionsfonde, wo dieſer 
das Patronats-Recht hat; der Entgang durch die aufge— 
hobenen Colleda- Gebühren aber mittelſt eines beſtimmten 
Neujahrsgeſchenkes, in das der Betrag der Colleda ver— 
wandelt wurde, erſetzet e). Die Beträge endlich, welche ſie 
für die Verrichtung bei der Taufe, die aufgehobenen Ein— 
räucherungen der Häuſer, und das abgeſchaffte Wetter- 
läuten von den Grundobrigkeiten oder Gemeinden jährlich 
zu beziehen hatten, müſſen ihnen als ein in ihren Gehalt 
eingerechnetes Einkommen noch ferner verabreichet wer— 
den /). Auf den Percenten-Zuſchuß, welcher den aus 
dem Religionsfonde beſoldeten Individuen minderer Ca— 
thegorie zugeſtanden worden war, erhielten die aus dieſem 
Fonde unterhaltenen Kirchendiener keinen Anſpruch g); 
dagegen beziehen dieſelben jetzt ihre Beiträge gleich dem 
andern aus dem Religionsfonde betheilten Perſonale in 
Conventions-Münze A). Iſt den Meßnern für den In— 
tereſſen-Entgang von den auf die Hälfte herabgeſetzten 
Obligationen zur Ergänzung ihrer Congrua aus dem freien 
Vermögen der Kirche, den Gemeinderenten einer Local— 
Anſtalt oder einem öffentlichen Fonde eine Entſchädigung 
zu Theil geworden: ſo hören ſolche für die betreffende Lo— 


c) Hofentſchl. v. 12. Juni 1786 Krop. 10. Bd. S. 829. 

) Hofd. v. 8. Nov. 1783. 

c) Hofentſchl. v. 6. Juli 1786 Trat. 6. Bd. S. 285. 

7) Hofentſchl. v. 13. Aug. 1786 u. Hofd. für Böhm. v. 10. 
Oct. 1787. 

8) Hofd. v. 30. Aug. 1810. 

h) Hofd. v. 17. Mai 1821 Eout. 20. Bd. S. 313. 
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cal⸗Quelle oder Fond in dem Augenblicke auf, als jene 
Obligationen verlooſt, und die Intereſſen in ihrem ur— 
ſprünglichen Betrage wieder bezahlt werden 2). Der Ge— 
halt, welchen die Meßner aus dem Kirchenvermögen be— 
ziehen, wird blos in Wiener Währung verabfolget; jedoch 
iſt geſtattet, daß er da, wo das Kirchenvermögen zureicht, 
auch in Conventions-Münze angewieſen werden könne. 
Es hängt dieſes von dem Ermeſſen der Kirchenvorſteher 
ab, welche auf die Zeit der Aufnahme des Meßners, die 
Wichtigkeit und Menge ſeiner Dienſtleiſtungen, dann ſei— 
ne Würdigkeit Rückſicht zu nehmen haben. Reicht aber - 
das Einkommen der Kirche nicht zu, ſo kann gegen den 
Patron zu einer nen kein Zwang W wer⸗ 
den K). 3 
Schullehrer, welche den Meßynerdlenſt verfehen, 
genießen das für den Meßner ausgeſetzte Einkommen Y. 
Außer dieſem follte zwar zufolge früherer Verordnungen 
in den Kirchſpielen, wo Schullehrer noch abgingen oder 
nicht hinlänglich beſoldet wären, ein Theil der entbehrli— 
chen Kircheneinkünfte für ſie verwendet werden m); allein 
neuere Geſetze haben beſtimmt, daß für die Dotirung der 
Lehrer das Kirchenvermögen in der Regel nicht zu concur— 
riren habe, und auf keinen Fall hierzu in Anſpruch ges 
nommen werden ſoll, wenn nicht deſſen Vermögensſtand 
genau ausgewieſen, das Einvernehmen mit den Kirchen— 
vorſtehern gepflogen, die Zuſtimmung des Ordinariats ein— 
geholt und die Genehmigung der Studien-Hofcommiſſion 
angeſucht worden iſt n). Eben fo wurde für Böhmen 


1) Verord. in Böhm. v. 1. Aug. 1822 Jak. 9. Bd. S. 187; 
*) Hofd. v. 14. Nov. 1822 Gout. 20. Bd. S. 326. 
2) Hofd. v. 23. Sept. 1813. 
m) Verord. v. 31. Dec. 1777, 22. Jan. u. 20. Febr. 1778, 
v. 17. Aug. 1781 Jak. 3. Bd. S. 397. 
n) Hofd. v. 7. Mai, Verord. in Tyr. v. 1. Aug. 1818 Prov. 
Geſ. 7. Bd. S. 669, 
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verordnet, daß einem Lehrer oder Gehülfen aus dem für 
ſeine eigenen Bedürfniſſe bedeckten Ertrage des Kirchen— 
vermögens von dem Patrone und dem Ordinariate mit 
Genehmigung der Staatsverwaltung zwar eine Zulage be— 
williget, aber zur Ergänzung ihrer Congrua aus eben die— 
ſem Vermögen Patron und Ordinariat keineswegs auf— 
gefordert werden können, indem in Ermangelung ei— 
gener Local-Quellen der Schulfond zu dieſer Leiſtung 
verpflichtet iſt o). An Schul- Präparanden darf aus dem 
Kirchenvermögen niemals eine Unterſtützung geleiſtet wer— 
den p). 

Ob und welchen Beitrag aus dem Kirchenvermögen 
die Chor-Muſici und Todtengräber anſprechen 
können, läßt ſich im Allgemeinen nicht beſtimmen, ſon— 
dern muß für jede Kirche nach den beſondern Fundations— 
Inſtrumenten beurtheilt werden. 


§. 90. 
Auf Diäten und Belohnungen. 


Obgleich die canoniſche Viſitation, welche von den 
Vikären (Landdechanten) alle Jahre in ihrem ganzen 
Bezirke vorgenommen werden muß, nebſt der Aufrechthal— 
tung der Reinheit des Glaubens die Entdeckung und Ab— 
ſtellung der Gebrechen in dem Gottesdienſte, den Kirchen 
und ihrem Vermögen zum Zwecke hat: ſo darf doch dafür 
aus dem Kirchenvermögen nichts verwendet, keine Taxe 
entrichtet, und kein Geſchenk unter was immer für ei— 
nem Titel, nicht einmal von dem viſitirten Seelſorger 
gemacht werden a). Nur der Betrag von 2 fl., welcher 


o) Hofd. v. 18. April 1822 3. 9744, für Böhm. v. 10. Aug. 
1822 Schwerdl. 10. Bd. S. 332. 

>) Hofd. für Oeſter. o. d. E. v. 28. Oct. 1822. 

a) Hofd. v. 2. Nov. 1782, 20. Jan. 1785 u. 20. Nov. 1819 
lit. a; Verord. in Böhm, v. 14. Jan. 1804. 

I. Theil. 20 
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den Bezirks⸗Vikären für ihre, meiſtens bei der canoniſchen 
Viſitation vorzunehmende, Reviſion der Kirchenrechnung 
bewilliget iſt (§. 82), macht eine Ausnahme, und kann 
aus der Kirchenkaſſe verabfolget, und in der Rechnung 
ſelbſt in Ausgabe geſtellt werden. Die ihnen unentgeld— 
lich zu ſtellenden Fuhren, müſſen von der Obrigkeit und 
den Unterthanen, deren gemeinſchaftliches Wohl die ca— 
noniſche Viſitation zum Gegenſtande hat, herbei geſchafft 
werden )). Zwar hat eine neuere Verordnung die uns 
entgeldliche Fuhrenſtellung für die Bezirks-Vikäre und 
Schul-Diſtricts-Aufſeher abgeſtellt c); allein die Staats- 
verwaltung hat ſich in dieſer Beziehung nun wieder da— 
hin ausgeſprochen, ſie halte ſich verſichert, daß, wie über— 
all, ſo auch in Böhmen die Gemeinden ihren geiſtlichen, 
für ihr Beſtes beſorgten, Vorſtehern ohne Geſetz dasjenige 
leiſten werden, was dieſe von ihnen billig erwarten kön— 
nen d). | 

Für die von den Schul-Diſtricts-Aufſehern alle 
Jahre vorzunehmende Schul-Viſitation wurden nach dem 
oben aufgeſtellten Grundſatze, daß von dem Kirchenver— 
mögen in keiner Art mehr auf Schulen etwas verwen— 
det werden ſoll ($$. 87 und 89), anfangs weder Vor— 
ſpann, noch eine Vergütung der Fuhrkoſten bewilliget e). 
Allein hernach wurde vorgeſchrieben, daß ihnen zur Be⸗ 
ſtreitung der Reiſekoſten aus Gelegenheit der Schul- Viſi— 
tation aus dem Kirchenvermögen oder dem Fonde, auf den 
die Kirche mit ihren Bedürfniſſen angewieſen iſt, 5 fl. Y), 
dann 3 fl. in Einlöſungsſcheinen g), endlich 3 fl. in Con⸗ 


5) Verord. in Böhm. v. 21. Dec. 1804 u. 27. Aug. 1818 
Jak. 10. Bd. S. 566 — 567. 

o) Hofd. v. 20. Jan. 1825 Jak. 10. Bd. S. 567. 

d) Hofd. v. 7. Juni 1827 Prov. Geſ. in Böhm. 9. Bd. S. 341. 

e) Hofd. v. 9. Oct. 1803. 

J) Hofd. v. 24. März 1806. 

8) Hefd. v. 28: Juni 1811. 
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ventions-Münze verabfolgt werden follen ), welche in 
Ober-Oeſterreich gleich nach der Viſitation in loco gegen 
eine von dem Ortsſeelſorger und dem obrigkeitlichen Be— 
amten zu coramiſirende Quittung im Beiſein des Seel— 
ſorgers und des controllirenden weltlichen Vogteibeamten 
ausbezahlt 1), in den übrigen Provinzen aber von dem 
Kirchenvorſteher vor Ende des Militär-Jahres an das 
Conſiſtorium eingeſendet, und von dieſem den Bezirksauf— 
ſehern dann ausgehändiget wurden, wenn ſie ihre Berich— 
te über den Befund der viſitirten Schulen erſtatteten X). 
Später wurde dieſe Gebühr von dem Kirchenvermögen 
auf den Schulfond übertragen ?) und, als dieſem die neue 
Laſt zu beſchwerlich fiel, ganz eingeſtellt mit der Weiſung, 
daß die Schul-Diſtricts-Aufſeher die Schul-Viſitation unter 
einem mit der canoniſchen Viſitation abhalten können 
wobei ihnen keine beſondern Auslagen erwachſen m). Der 
letzten Verordnung zufolge iſt die Remuneration für die 
Schul⸗Viſitation wieder bewilliget un), und wird wie frü— 
her mit 3 fl. C. M. o) aus dem Vermögen der betreffen— 
den Kirche, wenn aber dieſes nicht hinreicht, aus dem 
Concretal-Vermögen der unter demſelben Patronate ſte— 
henden Kirchen, und wenn auch letzteres unzulänglich iſt, 


Ah) Hofd. v. 20. Nov. 1819 lit. e, v. 25. April 1822 Prov. 
Gef. Böhm. 4. Bd. S. 438, Verord. in Illyr. v. 16. 
Nov. 1821. 

1) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 1. Febr. 1822. 

*) Hofd. v. 24. März 1806. 

2) Allerh. Entſchl. v. 3., Hofd. v. 15. März 1823 3. 1777. 

m) Hofd. v. 10. u. 24. März 1827 Prov. Geſ. in Böhm. 9. 
Bd. S. 202. | 

n) Allerh. Entſchl. v. 26. Febr., Hofd. v. 11. März 1830 
Prov. Geſ. in Böhm. 12. Bd. S. 196. 

o) Verord. in Böhm. v. 8. Febr. 1831 Prov. Gef, 13. Bd. 
S. 69. f 

20 * 
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aus dem Schulfonde bezahlt p). Dieſe Schul-Viſitations⸗ 
Remuneration fällt allen katholiſchen Curatie-Kirchen zur 
Laſt, ſie mögen Pfarr-, Localie-, Expoſitur-, Filial- oder 
Commendat-Kirchen ſein, wenn ſich nur anders eine 
Schule dabei befindet, und dieſe ordentlich viſitirt wird 3). 
Beſteht in dem Orte, wo die Filial-Kirche iſt, keine 
Schule, und müſſen die ſchulfähigen Kinder des Ortes, 
wo die Filial⸗Kirche iſt, in die Schule des Ortes, wo 
keine Kirche iſt, geſchickt werden: ſo wird ſie von der 
Filial⸗Kirche geleiſtet. Gehören mehrere Filial⸗-Kirchen zu 
einer Schule: ſo wird ſie nur einmal, und keineswegs 
von jeder Kirche beſonders oder ſo vielmal abgeführet, als 
Kirchen ſind r). Bei den akatholiſchen Schulen kommt 
ſie den Senioren zu, welche bei dieſen Schulen das, was 
bei katholiſchen Schulen den Schul-Diſtricts-Aufſehern 
obliegt, zu beſorgen haben, und hierin an die Stelle des 
vormals dazu beſtellt geweſenen Kreis-Commiſſärs in Schul— 
ſachen getreten ſind s). In Steyermark jedoch, wo 
die akatholiſchen Schulen von dem Kreis-Commiſſäre 
oder einem andern von dem Kreisamte delegirten Beam— 
ten zugleich mit dem Senior viſitirt werden, erhält der 
Senior hinſichtlich jeder viſitirten Schule nebſt der unent— 
geldlichen Abholung von der Gemeinde, eine Remunera— 
tion von 3 fl., und der kreisämtliche Beamt nach der frü— 
hern Anordnung die Vergütung der Reiſeauslagen aus 
dem Bethauſe, oder wenn dieſes ſolche zu beſtreiten un— 
vermögend iſt, aus dem Schulfonde t). 

Für Reiſen, welche Bezirks⸗Vikäre zu machen haben, 


p) Allerh. Entſchl. v. 26. Febr., Hofd. v. 11. März 1830, 
allerh. Entſchl. v. 21., Hofd. v. 27. April 1832 Prov. 
Geſ. Böhm. 14. Bd. S. 260. 

9) Hofd. v. 5. Mai 1807. 

7) Hofd. v. 13. Juli 1810. 

3) M. Abhandla, V. den Rechten d. Akatholik. 9. 54. 

t) Fofd. für Steyerm. v. 6. März 1820. 
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wenn ſie zu Schul- und Kirchen-Commiſſionen in ihrem 
Diſtricte gerufen werden, erhalten ſie weder Diäten noch 
eine Koſtenvergütung, weil dieſe Reiſen zu ihren ordentli— 
chen Amtsreiſen gehören u). Das eine und das andere 
können ſie blos dann anſprechen, wenn ſie zu einzelnen 
Commiſſionen, die außer ihren Bezirken vorfallen, und da— 
her als außerordentliche Commiſſionen anzuſehen ſind, be— 
ſonders abgeordnet werden 20). Nur bei der Verpach— 
tung von Kirchengründen findet bisweilen eine Ausnahme 
Statt, wie oben ($$. 48 u. 69) geſagt worden iſt. Wo 
ihnen übrigens ein Anſpruch auf eine Reiſekoſtenvergü— 
tung gebühret, müſſen die diesfälligen Reiſe-Particularien 
bei Verluſt alles Anſpruches innerhalb ſechs Monaten von 
dem Tage der beendigten Commiſſion &), wenn aber die 
Liquidation in einer Unterſuchung ihren Grund hat, wo— 
rüber das Reſultat anzuzeigen iſt, zugleich mit dem dies— 
fälligen Berichte und nie abgeſondert eingebracht ), und 
zur Beſeitigung mannigfaltiger Geſchäftsverzögerungen 
darin der Gegenſtand der Unterſuchung kurz und bündig 
ausgedrückt, der Auftrag, in Folge deſſen die Unterſu— 
chung vorzunehmen war, genau angegeben, und das Rei: 
ſe-Journal oder der von dem Liquidanten zu führende, 
und von dem Amte, wo commiſſionirt wird, zu beſtäti— 
gende Tagebogen über die tägliche Verrichtung, dann, 
unter Namhaftmachung des Patrons der dreijährige Kir— 
chenrechnungs-Extract beigeſchloſſen werden 3). 

Die Belohnung der Kirchenrechnungs führer 
und der bei der Rechnungsaufnahme noch ſonſt gegenwär— 
tigen Perſonen aus dem Kirchenvermögen gründet ſich im 


u) Studien⸗Hof⸗Commiſſ. Decret v. 8. Febr. 1823 Jak. 7. Bd. 
S. 308. 
20) Hofd. v. 20. Nov. 1819 ebend. S. 303. 
*) Hofd. v. 20. Nov. 1819 u. 12. Nov. 1821 ebend. S. 306. 
) Verord. in Böhm. v. 21. Dec. 1821 n. 4 ebend. S. 307. 
2) Ebend. u. 2, 3. 
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Geſetze; hiervon, fo wie von dem Betrage derſelben, iſt 
oben (§. 82) die Rede geweſen. N 

In wie fern den Kreis-Ingenieuren eine Ver⸗ 
gütung der Reiſekoſten, welche bei der Beaugenſcheinigung 
und Unterſuchung der kirchlichen Gebäude auflaufen, aus 
dem Kirchenvermögen zugeſtanden werde, iſt anderswo ab— 
gehandelt worden a). 

Den Forſtämtern iſt von jedem Gulden des in 
den Kirchenwaldungen geſchlagenen Holzes 10 kr. Stamm— 
geld unter der Bedingung abzunehmen bewilligt, daß ſie 
entgegen ihrer Verbindlichkeit, die Kirchenwaldungen im 
guten Stande zu erhalten, nachkommen 5). 

Die Belohnung anderer Perſonen, welche ſich 
mit der Beſorgung kirchlicher Angelegenheiten zu befaſſen 
haben, z. B. der Kirchenväter (§. 36) und Kirchenvögte 
($. 38), ſtützet ſich auf kein allgemeines Geſetz, ſondern 
muß aus rechtlichen Verträgen, den Stiftungsurkunden 
oder der Obſervanz gerechtfertiget werden. Eine weitere 
Ausführung deſſen iſt hier nicht am Orte. Nur der Kir— 
chen⸗- Patron kann aus der Natur des Patronats— 
Rechtes ſowohl nach dem gemeinen Kirchenrechte c), als 
nach den vaterländiſchen Verordnungen d), wenn er durch 
Krieg, Feuer, Waſſergüſſe oder andere dergleichen unvorher— 
geſehene Fälle in Armuth geräth, immer eine Unterſtützung 
aus dem Kirchenvermögen in ſo weit anſprechen, als nach 
Beſtreitung der nothwendigen Ausgaben das reine Ein— 
kommen erlaubt. 

In Steyermark iſt es auch erlaubt, aus dem Kir— 
chenvermögen Schul-Prämien und catechetiſche Geſchenke 
für Schulkinder und fleißige Beſucher der Chriſtenlehre bei— 
zuſchaffen, vorausgeſetzt, daß die Kirche und die dazu ge— 


a) M. Abhandl. v. kirchl. Gebäud. §. 56. 

5) Verord. v. 25. Nov. 1773 Jak. 6. Bd. S. 436. 

c) can. 30. caus. 16. d. 7. cap. 25. de jure patron. (3. 38.) 

d) Tract. de jur. incorp. tit. 1. $. 13. Hofd. v. 27. Sept. 
1813. 
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hörigen Filialen ein zureichendes Vermögen beſitzen, und 
der zu verwendende Betrag, den die Vogtei und der Pfar— 
rer mit den Kirchenpröbſten zu beſtimmen haben, mit dem 
Vermögensſtande der Kirche und der Zahl der zu Bethei- 
lenden im Verhältniſſe ſteht e). Die Anſchaffung der ei— 
nen und der andern kommt gegen Verrechnung bei der Kir— 
chenrechnung dem Seelſorger zu Y. 


$. 91. 
Auf Stempel, Taxen und andere Gebühren. 


Die zum Gebrauche der Kirchen nothwendigen Stem— 
pel müſſen aus dem Kirchenvermögen bezahlet werden. 
Die kirchlichen Urkunden unterliegen den allgemeinen Stem— 
peltaxen, in ſo weit ſie in dem Stempel-Patente und den 
nachfolgenden Verordnungen von dem Gebrauche des Stem— 
pels nicht ausdrücklich ausgenommen worden find a). Ausge- 
nommen find: a) die ſummariſchen Rechnungs-Extracte 5); 
„b) die Berichte in Stiftungsſachen, welche nicht die Partei 
ſelbſt bei Gelegenheit eines aus den Stiftungs- oder Kir— 
chengeldern angeſuchten Darleihens betreffen, ſondern auf 
die Sicherheit dieſer Gelder Beziehung haben c), wohin 
auch jene Berichte der Conſiſtorien gehören, welche den 
Vermögensſtand einer Kirche überhaupt zum Gegenſtande 
haben, und über Anfrage der Landesſtelle erſtattet werden d); 
c) alle Urkunden, welche bei der In- oder Extabulation 
einer Stiftung vorfallen e); d) alle Urkunden, welche die 
Vögte und Pfarrer ausſtellen, um eine Stiftung zur Er— 
haltung des landesfürſtlichen Beſtätigungsbriefes zu berech— 


e) Verord. in Steyerm. v. 18. Juli 1807. 

7) Verord. in Steyerm. v. 20. Juni 1811. 

a) Hofd. v. 7. Jan. 1803. 

5) Stempel-Pat. v. 5. Oct. 1802 f. 9 lit. h. 
c) Ebend. lit. 1 u. Hofd. v. 29. März 1792. 

d) Verord. in Böhm. v. 21. Mai 1803. 

e) Stempel-Pat. v. 5. Oct. 1802 8. 9 lit. mm. 
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tigen F); e) alle Schriften, welche das Fiscalamt in Ver: 
tretung der Kirche und ihres Vermögens überreicht g); 1) die 
Quittungen über Intereſſen, welche von den, bei dem 
Wiener Stadt-Banco, bei dem Banco-Lotto und bei dem 
Nieder-Oeſterreichiſchen ſtändiſchen Lotto anliegenden, Ca— 
pitalien erhoben werden. Die Quittungen über Intereſſen 
von den in den übrigen öffentlichen Fonden anliegenden Ca- 
pitalien unterliegen dem claſſenmäßigen Stempel, indem 
bei dieſen Capitalien nur der Religions- und der Studien 
fond von dem Gebrauche des Stempels frei find A). 

Der allgemeinen Tapordnung unterſteht die Kir— 
che ſowohl in Angelegenheiten des ſtreitigen als des nicht 
ſtreitigen Richteramtes 1). Eben ſo bezahlt ſie für die von 
politiſchen Stellen und Aemtern ihr zukommenden Decrete 
in fo weit Taxen, als dieſe Decrete fie ſelbſt angehen F). 


Von der biſchöflichen Kanzlei aber können ihr keine andern 


Taxen aufgerechnet werden, als für die ausgefertigte Ur— 


kunde über die Weihung eines Altars und die Einſeg— 


nung einer Glocke, beide mit 30 kr.; für die Urkunde über 
die Weihung einer Kirche und die Einſegnung eines Kirch— 
hofes, ſo wie für die Ausfolgung eines Portatile, und 
die Confirmation einer neu errichteten Stiftung ($. 30), 
alle vier mit 3 fl. 2), und die einen und die andern ge= 
genwärtig in Conventions-Münze m). Für den Stein 
oder das ſonſtige Zugehör des Portatile darf nichts gefor— 
dert werden 1). Die Vidimirungen der zum Gebrauche der 


F) Ebend. lit. un. 

8) Ebend. F. 12 lit, b. 

Ji) Ebend. g. 9 lit. d, Verord. in Böhm. v. 9. Jan. 1804. 

2) Taxord. v. 1. Nov. 1781 f. 2 u. 13. Sept. 1787 F. 1. 

4) Verord. v. 14. Sept. 1759. 

1) Biſchöfl. Kanzlei-Taxordn. v. 21. April 1784 2. Rubr. lit. 
J, m, 3. Rubr. lit. e, d, g. 

m) Hofd. v. 2. Dec. 1819. 

u) Angef. Pat. v. 21. April 1784 3. Rubr. Iit. g. 


„ 
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einberſtelen beſtimmten Stiftsbriefe müſſen von den Magi⸗ 
ſtraten und Obrigkeiten unentgeldlich ertheilet (§. 32), 
und die gerichtlichen Depoſita den Kirchen, Stiftungen 
und überhaupt den causis piis ohne Abzug eines Zähl— 
geldes erfolget werden (§. 24 n 6) o). 

Die Vertretung, welche das Fiscalamt Kirchen 
und Stiftungen leiſtet, iſt unentgeldlich. In dem Falle 
aber, wo die fiscalämtliche Vertretung nicht eintritt, ſon— 
dern von den Kirchenvorſtehern zur Austragung einer 
rechtlichen Angelegenheit ihrer Kirche ein beſonderer Ver— 
treter aufgeſtellt werden muß ($. 75), gebühren dieſem 
dieſelben aus dem Kirchenvermögen ($. 48) zu bezahlen— 
den Gebühren, welche er von den andern durch ihn ver— 
tretenen Parteien anzuſprechen das Recht hat. Reicht 
das Kirchenvermögen nicht zu: ſo hat ſie, gleich wie es 
bei andern Kirchenauslagen der Fall iſt, ſubſidiariſch der 
Patron zu tragen p). 


d. 92. 
Auf. Steuern und Abgaben. 


Ob und welchen Abgaben die Kirchen bei der Erwer— 
bung eines Vermögens unterliegen, iſt im erſten Haupt- 
ſtücke (88. 22 n. 5, 23 n. 4, 24 n. 5, 26, u. 30 n. 3) 
auseinander geſetzt worden. Hier erübriget noch die An— 
führung derjenigen beſondern Verordnungen, welche den 
wirklichen Beſitz und Genuß des Kirchenvermögens einer 
Steuer unterwerfen. 

Seit der Aufhebung der geiſtlichen Immunität in den 
Oeſterreichiſchen Staaten (§. 12) haben die Kirchen von 
ihrem Vermögen alle ordentlichen und außeror⸗ 
dentlichen Staatslaſten und Abgaben, und 


o) Hofd. v. 2. Nov. 1790 lit. h. 
p) Hofd. ohne Datum, Verord. in Tyr. v. 5. 98145 1825 
Prov. Gef. 10. Bd. S. 497. 
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zwar der allgemeinen Steuer-Rectification zufolge, gleich 
andern Staatsbürgern zu tragen und zu entrichten. Ihre 
Realitäten ſind Dominical-Gründe a), und zahlen als ſol— 
che das Extraordinarium, Damit aber durch dieſe Steuer 
das Kirchenvermögen nicht zu Gunſten anderer Perſonen 
belaſtet werde, indem bei mehreren Kirchen wirklich eine 
Uiberſpannung entdecket wurde: fo müſſen die Wirth⸗ 
ſchaftsämter die Repartitionen mit den individuelen Faſ— 
fions = Auszugbögen dem Kreisamte vorlegen, und das 
Kreisamt ſich zur Richtſchnur nehmen, daß, nachdem die 
Stände zur Erleichterung der Grundſteuer von den Do— 
minical-Gründen ihre Zins- und Robotnutzungen dem 
Extraordinario unterzogen haben, auf jeden in dem Faſ— 
ſions⸗Bogen ausgewieſenen, Steuergulden 40½ kr., und 
auf die Zins- und Robotnutzungen von dem, in den geift- 
lichen Dominical-Anlagstabellen im Jahre 1757 ausge— 
wieſenen, Betrage 29 Procent zu entrichten kommen 5). 
Bei den verpachteten Kirchengründen hat die Grundſteuer 
und alle ordentlichen und außerordentlichen Abgaben der 
Pächter zu tragen (J. 68 n 5). Von der Grundſteuer 
ſind blos die ſchon erbauten Kirchen und Freidhöfe befreit. 
Bei der Erbauung neuer Kirchen hat fi der Stifter we— 
gen der Steuerfreiheit abzufinden c). Der Hausſteuer 
unterliegen die Kirchen durchaus nicht d). 

Die Kirchengefäße von Gold und Silber müſſen gleich 
anderen, zum Gebrauche oder Zierde dienenden aus dieſen 
Metallen verfertigten, Geräthen punzirt ſein; die 
dafür zu entrichtenden Abgaben ſind durch Ablieferung 
entbehrlicher Kirchengeräthe, oder bar aus dem Kirchen 


a) Verord. in Böhm. v. 6. Oct. 1794 u. 19. Dec. 18228. 3. 
5) Verord. in Böhm. v. 6. Oct. 1794. 
c) Hofd. v. 19. Febr. 1751 m. 1. 
d) Inſtr. über die Hauszinsert rägniß⸗ Erhebung 5. 23, Hofd. 
v. 21. Sept. 1820. 
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vermögen, in deſſen Abgange aber von dem Patrone be— 
richtiget worden (§. 97) e). Nun werden dieſe Gefäße 
immer ſchon punzirt angeſchafft Y. 

Die Kirchen-Capitalien ſind wie andere Capitalien 
der Intereſſen- oder Claſſen-Steuer in fo weit un⸗ 
terzogen geweſen, als der nach Abſchlag der ſyſtemiſirten 
und fundirten Auslagen rein verbliebene Uiberſchuß die 
Summe von 100 fl. C. M. erreichte g). Es waren nur 
die Stiftungen auf Meſſen, deren Capitalien bei öffentli— 
chen Kaſſen anliegen, von dieſer Steuer frei geblieben, indem 
dieſelben die Intereſſen, wenn ſie ſich nur anders über den 
Beſitz der betreffenden Obligationen, beſonders wenn dieſe 
auf den Namen der Stiftungen nicht lauteten, auszuwei— 
ſen vermochten, und über den für eine Stiftung geſetzlich 
ausgeſetzten Betrag (§. 28 m. 2 vergl. mit $. 30 n. 3) 
kein Uiberſchuß ſich ergab, ohne Abzug bezogen, und le— 
diglich die Uiberſchüſſe für gewöhnliche freie Einkünfte ange— 
ſehen, und weil dabei dem Willen des Stifters kein Abbruch 
geſchah, verhältnißmäßig mit der claſſenmäßigen Steuer 
beleget wurden A). Da jedoch feit dem Jahre 1830 die 
Claſſen-Steuer überhaupt behoben iſt z), fo kann von ihr 
auch bei den Kirchen keine Rede fein. 


Das Alumnaticum haben die Kirchen nicht zu 
entrichten ). 


e) Hofd.“ v. 21. Aug. u. 16. Oct. 1806 Pol. Gef. 27. Bd. 
S. 67, 122, v. 11. Dec. 1806 Jak. 7. Bd. S. 282, v. 
21. Juni 1810 Pol. Geſ. 34. Bd. S. 147. 

F) Hofd. v. 30. Jan. 1824 Pol. Gef. 52. Bd. S. 29. 
3) Hofd. v. 11. Dec. 1827 Prov. Gef, Böhm. 10. Bd. 
S. 4. 

*) Hofd. v. 14. Mai 1802. 

2) Allerh. Entſchl. v. 25. Mai 1829. 

4) Hofd. für Illyr. v. 3. Dec. 1818 Schwerdl. 9. Bd. 
S. 5. 


Ra Er 
BADEN 
Verbotene Verwendung des Kirchen vermögens. 


Jede Verwendung des Kirchenvermögens, welche zu 
andern Zwecken oder in anderer Art, als der bisher an— 
geführten, geſchieht, iſt unerlaubt und verboten. Aus— 
drückliche Beſtimmungen kommen diesfalls in folgenden 
Stücken vor: 4 

1) Gaſtmahle auf Koften des Kirchenvermögens 
überhaupt a), und insbeſondere bei Gelegenheit der auf 
zunehmenden Kirchenrechnungen (§. SL) oder an Kirch— 
weihfeſten zu halten, iſt unterſagt b). 

2) Die Firmungsunkoſten, welche auf Ehren— 
bezeigungen für den Biſchof und auf Feſtlichkeiten für den 
Gottesdienſt ausfallen, können nach einem billigen Maß— 
ſtabe unter die hierzu willigen Gemeinden und die ver— 
möglichen Kirchen mit Einverſtändniß der Kirchenvögte 
vertheilt werden. Dagegen dürfen Gaſtereien oder Rega— 
lien an den Ceremoniär und das Dienſtvolk des Biſchofs 
nie der Kirche zur Laſt gehen c). 

3) Der Rauchfangkehrerlohn für das Fegen 
der Kamine in den Pfarrhöfen darf nicht aus der Kirchen— 
kaſſe paſſirt, ſondern muß in Böhmen bei den alten Pfar— 
ren und Localien von den alt dotirten Beneficiaten, und 
bei den neuen von dem Patrone, es mag dieſer der Reli— 
gionsfond oder-ein Privater fein, getragen werden d). Es iſt 
nur bei den Religionsfonds-Patronats-Pfründen erlaubt, 
dieſe Zahlung unmittelbar aus dem Vermögen der betref— 
fenden Kirche zu leiſten, weil der Religionsfond den Ab— 


a) Hofentſchl. v. 16. Aug. 1769 Thereſ. 5. Bd. S. 443. 

6) Verord. v. 8. Juli 1783. M. Abhandlg. Von d. Kirchen⸗ 
vermögen II. Thl. §. 121 zu Ende. 

c) Hofd. für Tyr. v. 3. Jan. 1818 Schwerdl. 10. Bd. S. 169. 

d) Verord. in Böhm. v. 5. Dec. 1811. 
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gang zur Bedeckung der Erforderniſſe bei den unter ſeinem 
Patronate ſtehenden Kirchen aus Eigenem erſetzen muß e). 
In Oeſterreich unter der Ens, in Steyermark und Kärn— 
then hat die Koſten für den Kaminfeger ſchlechterdings der 
jeweilige Beneficiat zu tragen 7). Der Umſtand, daß in 
dem geſetzlich mitgetheilten Kirchenrechnungs- Formulare 
(§. 76) eine Rubrik für dieſe Auslage vorkommt, macht 
nichts zur Sache; jene ſpätere Verordnung derogirt dieſer 
Rubrik um ſo mehr, als es darin ausdrücklich heißt, daß 
der Bezirks- Vikär, welcher die Kirchenrechnungen revidirt, 
und den Betrag der Auslage für den Kaminfeger paſſirt, 
denſelben ſelbſt erſetzen müſſe. 

4) Die Auslagen, welche die este der 
durch Elementar-Zufälle beſchädigten Ufer 
bei Kirchen- und Pfarrgründen, oder die Ver— 
wahrung derſelben gegen dieſe Beſchädigungen nothwendig 
macht, ſind nicht von dem Kirchenvermögen, ſondern von 
dem Patrone zu beſtreiten, und können hierbei nicht ein— 
mal die eingepfarrten Gemeinden zur unentgeldlichen Lei— 
ſtung der Hand- und Zugarbeiten verhalten werden 38). 
Bei verpachteten Kirchengründen muß zufolge der neue— 
ſten Pachtbedingniſſe die Koſten zur Verwahrung gegen 
Waſſereinriſſe, Abſchwemmungen und Verſandungen, und 
bei wirklich eingetretener Beſchädigung jene der Herſtel— 
lung, der Pächter tragen ($. 68 n. 6). 

5) Für die Bezahlung des Amts- und Intelli— 
genz- Blattes darf der Kirche keine Ausgabe aufge: 
rechnet werden, indem die weltlichen Vogteien, welche je— 
ne Blätter halten müſſen, die Stücke, in denen etwas 
vorkommt, was auf die Vogtei-Geſchäfte Beziehung hat, 
den geiſtlichen Vogteien mitzutheilen verbunden ſind. 


e) Verord. in Böhm. v. 31. Oct. 1826 3. 60804. 

7) Verord. in Oeſter. u. d. E. v. 22. Mai 1805, Hofd. für 
Steyerm. u. Kärnth. v. 18. Juni 1897 n. 3. 

8) Hofd. v. 17. Sept. 1812 Jak. 8. Bd. S. 202. 


0 


— 318 — 


6) Endlich darf zur Anſchaffung von Ehren- und 
Schandbüchern, wo dieſelben ſchon einmal eingeführt 
find, die nothwendige Auslage in keinem Falle aus dem Kir⸗ 
chenvermögen genommen werden, widrigens die Kirchen— 
vorſteher ohne weiters zu deren Erſatze verhalten werden A). 


3) Verord. in N. Oeſter. v. 22. Juni 1831 3. 35251. 


er N: 


Vierter Abſchnitt. 
Von der Veräußerung des Kirchenvermögens. 


§. 94. 
Begriff der Veräußerung. 


a heißt im eigentlichen Verſtande die 
Handlung, wodurch auf einen Andern ein dingliches Recht 
übertragen wird a). Das gemeine Kirchenrecht aber er— 
weitert dieſen Begriff zu Gunſten des Kirchenvermögens, 
und bezieht jede Handlung unter Lebenden und auf den 
Todesfall darunter, durch welche die Kirche in Anſehung 
ihres Vermögens beſchwert, oder der Zuſtand desſelben ver— 
ſchlimmert wird, gleichviel, ob dabei ein dingliches oder 
perſönliches Recht verloren geht 5). Demnach iſt eine Ver— 
äußerung die Schenkung c), der Tauſch d), der Verkauf, 
die Lehenbeſtellung e), Emphyteutiſirung und Erbverpach— 
tung 5), die Einräumung einer dinglichen oder perſönli— 
chen Servitut ), die ſpecielle Verpfändung und Verhypo— 
thecirung *); das Darleihen ), die Abtretung eines ding— 


a) fr. 28. 67. D. de V. S. (50. 16.) 

5) const. 24. C. de SS, ecel. (1. 2.) const. fin. C. de reb. 
alien, non alien, (4, 51.) Nov. 7. praef, cap. 1. 2.— 
Cap. 5. de reb, eccles, alien, (3. 13.) cap, un. ibid. 
int, Extrav, com, (3. 4.) 

c) cap. 2. de donat, (3. 24.) 

d) cap. 2. de rer, permut, (3, 19.) 

e) cap. 5. de reb, eccles, alien, 

F) cap. 9. ibid. cap. un, ibid. int, Extrav. com. 

8) const. fin. C. de reb, alien. non, alien, 

h) cap. 1. 3. de pignor, (3. 21.) 

2) fr. 2. §. 2. D. de reb. cred, (12. 1.) 
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lichen Rechtes oder einer Forderung %), die Verbürgung 
und Zahlung fremder Schulden 7), die Ausſchlagung einer 
angefallenen Erbſchaft, eines angefallenen Vermächtniſſes 
und einer angetragenen Schenkung m) (die Geſetzſtellen, 
welche dieſem letztern zu widerſprechen ſcheinen n), find von 
der Veräußerung im eigentlichen Sinne zu verſtehen), end— 
lich die Verjährung. 3 

Unſere vaterländiſchen Geſetze ſtimmen nicht nur in 
dieſe Ausdehnung des Begriffes der Veräußerung ein, ſon— 
dern rechnen auch noch die Aufkündigung anliegender Ca— 
pitalien, die Aufnahme eines Darleihens (§§. 98, 99) und 
die Zahlung o), die Erhebung eines Prozeſſes p), die Auf— 
tragung des Haupteides 9), den Vergleich über den Streit— 
gegenſtand 1), und die Theilung eines gemeinſchaftlichen 
Gutes s) zu den Veräußerungsarten. 


§. 95. 
Erforderniſſe zur Veräußerung. 


Daß ſchon die Kirchenſatzungen des viertes Jahrhun— 
dertes die freie Veräußerung des Kirchenvermögens ver— 
boten, daß die kaiſerlichen Verordnungen des fünften Jahr— 
hundertes das Verbot bekräftiget, und geiſtliche und welt— 
liche Geſetze aller folgenden Jahrhunderte bis auf die 
neueſten Zeiten ſolches erneuert, näher beſtimmt und ver— 


k) fr. 6. 23. D. de haered. vel act, vend, (13. 4.) 
2) cap. 2. de solut, (3. 23.) 
m) fr. 5. f. 8. D. de reb. eor. qui sub tut. (27. 9.) fr. 
23. D. de acquir, vel omitt, baered. (29. 2.) 
u) fr. 1. 6. $. 2. D. quae in fraud. cred. (42. 8.) fr. 28. 
D. de . 8. 
o) B. G. B. $. 1421. 
p) A. G. O. g. 63. 
9) Ebend. §. 203. 
r) B. G. B. §. 1380. 
5) Ebend. 2. Thl. 16. Sptſt. 
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ſchärft haben, iſt oben ($$. 10—12) geſagt worden. Nach 
dieſen Geſetzen kann eine Veräußerung nur dann gültig 
und mit Wirkung vor ſich gehen, wenn eine gerechte Ur— 
ſache hierzu vorhanden iſt, und, weil zumal bei Gegen— 
ſtänden von größerem Werthe das Urtheil darüber nicht 
jedem Kirchenvorſteher überlaſſen werden kann, alle Förm— 
lichkeiten beobachtet werden, welche zur völligen Uiberzeu— 
gung von dem rechtlichen Beſtande derſelben vorgeſchrie— 
ben find, Als gerechte Urſachen werden angegeben: 
1) Dringende Noth, welche von der Kirche nicht anders, 
als durch Veräußerung eines Kirchengutes abgewendet 
werden kann, wie, wenn es ſich um die Erhaltung der 
Kirche oder der gottesdienſtlichen Gefäße, oder um Bezah— 
lung ihrer Schulden handelt a); 2) ein offenbarer Vor— 
theil, wenn es nämlich deutlich erhellet, daß die Kirche 
durch die Veräußerung nicht nur keinen Nachtheil leidet, 
ſondern fogar einen Gewinn zieht 5); 3) die Ausübung 

der Liebeswerke gegen Arme, Bedrängte und Gefangene, 
weshalb ſelbſt heilige Geräthe veräußert werden können c). 
Die vorgeſchriebenen Förmlichkeiten beſtehen darin, 
daß eine vorläufige Unterſuchung über die obwaltenden 
Umſtände angeſtellt, und die Erlaubniß oder Beiſtimmurg 
aller derjenigen eingeholet werde, welchen vermöge des 
Geſetzes oder des landesherrlichen Schutzrechtes die Auf— 
ſicht über die Erhaltung des Kirchenvermögens obliegt, 
oder deren Einwilligung ein beſonderer Vorbehalt, ein Ver— 
trag oder Herkommen vorausſetzt. Zu dem Ende muß 


a) can. 70. caus. 12. d. 2. cap, 6. de eccl. aedif. 
(3. 48.) 

5) can. 52. caus, 12. d. 2. cap. 8. de his, quae fi. a 
prael. (3. 10.) cap. 8. de reb, eccl. non alien. (3. 13.) 
cap. 8. eod, in Clem. (3. 4.) 

c) J. 8.) J. de rer. divis. (2. 1.) const. 21. C. de 88. 
ecel. Nov. 120. cap, 10, — can, 13 — 16, 70, caus. 
12. g. 2. 
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der Prälat oder Kirchenvorſteher, welcher veräußern will, 
wenn feine Kirche eine Ordens, Collegiat- oder Cathe— 
dral⸗-Kirche iſt, und alſo ein Capitel hat, dieſes; außer— 
dem aber die ſonſtigen Intereſſenten berufen, ihnen die 
Urſache und den Gegenſtand der Veräußerung vortragen, 
ihre Zuſtimmung erwirken, und ſodann die angetragene 
Veräußerung dem rechtmäßigen Obern zur Gutheißung, 
Bekräftigung und Ausfertigung der für kommende Zeiten 
zum Beweiſe nöthigen Urkunde, welche von ihnen allen 
mitzufertigen iſt, vorlegen d). Ordentlicher Weiſe iſt in 
dieſer Sache der Biſchof der rechtmäßige Obere; nur in 
Bezug auf exemte Kirchen iſt es der Römiſche Pabſt. Die 
Verordnungen, welchen zufolge überhaupt ohne Vorwiſſen 
des Pabſtes kein Kirchengut veräußert werden ſoll e), ſind in 
Anſehung der von daher einzuholenden Einwilligung durch 
entgegen geſetztes Beobachten längſt außer Gebrauche ge— 
kommen; in Betreff der darauf verhängten Strafen aber 
waren ſie bei uns gar nie angenommen geweſen. Die 
eidliche Verpflichtung der Biſchöfe zur Unterlaſſung der Ver— 
äußerung wird insgemein blos von den biſchöflichen Ta— 
felgütern verſtanden J). 

Nach unſeren Geſetzen wird zu jeder, unter was im— 
mer für einem Namen oder Vorwande vorzunehmenden, 
Veräußerung kirchlichen Vermögens die landesfürſtliche 
Bewilligung, welche durch das Kreisamt bei der Landes— 
ſtelle anzuſuchen iſt, erfordert, ohne daß hierbei etwas 
auf den Gegenſtand oder den Werth des zu veräufßernden 
Gutes ankommt. Das Geſetz erklärt ausdrücklich, daß 


ch can. 52. caus, 12. d. 2. cap. 1. 8. de his, quae fi. 
a prael. cap. 1; de reb, eccl, non alien. in 60, 
(3. 9.) cap. 1. eod. in Clem. (3. 4.) 

e) cap. 2. de reb. eccl, non alien. cap. un. eod. int. 
Extrav, com. (3. 4.) 

7) Pehem, jus, eccl, univ. part, II. $, 767. Sauter, fun- 
dam, jur, eccl, $, 954. 
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ſich das Verbot der Veräußerung ohne landesfürſtliche 
Bewilligung auf Grundſtücke und Realitäten, Capitalien, 
Pretioſen, alle Mobilien, die nicht zum Wirthſchaftsbe— 
triebe gehören, alle beſtimmten und unbeſtimmten jähr— 
lichen Nutzungen oder Einkünfte, ſie mögen wie immer 
Namen haben, und überhaupt auf Alles, was in dem 
Kirchen-Inventare als ein Kirchengut verzeichnet iſt, er— 
ſtrecke g). Es ſind davon nicht einmal die zinnernen und 
kupfernen Särge in den Familiengrüften, welche doch in 
das Inventar nicht aufgenommen worden ſind, ausge— 
nommen, ſelbſt dann nicht, wenn die Kirche in Noth iſt, 
und das gelöſte Geld zur Beiſchaffung oder Herſtellung 
abgängiger Kirchenerforderniſſe verwendet werden ſoll 7). 
Stiftungs-Realitäten dagegen, wovon die Stiftung noch 
beſteht, dürfen unter gar keinen Umſtänden hintan gege— 
ben werden, weil ſonſt mancher abgehalten werden könn— 
te, Stiftungen zu errichten, wenn dieſelben nicht aufrecht 
erhalten, und mit dem ihnen gehörigen Eigenthume von 
der Verwaltungsbehörde nach Willkühr verfügt werden 
dürfte 1). 
§. 96. 
Ausnahmen von dem Verbote der Veräußerung: 
a) Nach dem gemeinen Rechte; 


Nach dem gemeinen Rechte ſcheint das erſte Erfor— 
derniß zur gültigen Veräußerung keiner Ausnahme zu 


8) Landesord. f. Böhm. v. 10. Mai 1627 A 25, Hofd. v. 10. 
Sept., Pat. v. 5. Oct. 1782 Krop. 2. Bd. S. 115, 221, 
Hofd. v. 13. Febr. 1783, 16. Nov. 1786 Krop. 10. Bd. 
S. 688, 701, v. 3. Aug. 1791, Verord. in Steyerm. v. 
5. Juni 1802, im Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B SS, 
45, 47, 48 Prov. Geſ. 2. Bd. S. 51 u. 52, in Tyr. v. 
13. Sept. 1821 II. Abſchn. 9. 7 Gout. 20. Bd. S. 672, 
in Oeſter. o. d. E. v. 10. Oct. 1821 $ 30. 

h) Hofd. v. 10. Dec. 1788 Krop. 15. Bd. S. 949. 

1) Hofd. v. 16. April 1818 Schwerdl. 9. Bd. S. 62. 

21 * 
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unterliegen, und bei einer jeden Veräußerung, wenn auch 
der Gegenſtand derſelben von gar keinem Belange iſt, 
vorausgeſetzt zu werden. Dagegen bedarf es der Beob— 
achtung der vorgeſchriebenen Feierlichkeiten nicht: 1) 
wenn es darauf ankommt, daß aus dem Kirchenvermö— 
gen mäßige Schenkungen gemacht werden a); 2) wenn 
bewegliche minder koſtbare Sachen, beſonders ſolche, wel— 
che ſich nicht aufbewahren laſſen, oder auch unbewegliche, 
welche gar keinen oder nur einen unbedeutenden Ertrag 
abwerfen, wie immer veräußert werden ſollen, vorausge— 
ſetzt, daß der Begriff von Koſtbarkeit und Ertrag nicht 
mißverſtanden, und nicht etwas zur Umgehung des Geſez— 
zes unternommen wird 5); 3) wenn unfruchtbare oder 
ganz uncultivirte Gründe emphyteutiſirt c), oder 4) frucht⸗ 
bare und wirklich bebaute, erſt anheim gefallene, wieder 
in Erbzins oder wieder zu Lehen gegeben d); 5) wenn got= 
tesdienſtliche Gefäße verpfändet werden ſollen e); endlich 
6) wenn für ein von der Kirche empfangenes Darleihen 
eine Generals Hppathek beſtelt wird. Dieſer letzte Aus⸗ 
nahmsfall findet Statt, theils weil auch die Kirche eine 
gültig contrahirte Schuld zu bezahlen verbunden iſt J), 
theils weil durch Beſtellung einer ſolchen Hypothek der 
Gläubiger für feine Forderung nur ſicher geſtellt, aber 
nicht berechtiget wird, ein beſonderes Gut zum Nachthei⸗ 
le der Kirche zu veräußern, theils endlich, weil unter den 
verbotenen Veräußerungsarten das Geſetz ausdrücklich nur 
die Special⸗Hypothek erwähnt g), und die, obgleich allge— 


u) can. 57. caus. 12. d. 2. cap. 2. 3. de donat. (3. 24.) 

5) can. 20. 58. caus. 12. q. 2. 

c) cap. 7. de reb, eccl. non alien, 

d) cap. 2. de feud. (3. 20.) cap. un. de reb. ecel. non 
alien. int, Extrav. com, | 

e) cap. 1. de pigu. (3. 21.) 

7) const. 21. auth. Praeterea C. de 88. eceles. — can. 5 
caus. 10. d. 2. 

g) Nov. 7. cap. 6. . 1. — cap. 5. de reb. ecel. non alien. 
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meine, Verordnung des P. Paul II. A), abgeſehen davon, 
daß ſie ſelbſt Ausnahmen von dem Verbote zuläßt, in Zu— 
ſammenhaltung mit andern deutlichen und beſtimmten 
Geſetzen erklärt werden muß. 


$. 97. 
b) Nach den Oeſterreichiſchen Verordnungen. 


In unſern vaterländiſchen Geſetzen kommen dieſe 
Ausnahmen nicht vor; es erhellet vielmehr aus denſelben 
(F. 95) deutlich, daß, ohne die landesfürſtliche Bewilligung 
eingeholet zu haben, nur Wirthſchaftserzeugniſſe, und 
auch dieſe nur ſo weit, als ſie nicht zur Fortſetzung des 
Wirthſchaftsbetriebes, zum fundus instructus gehören, 
dann die Opfer in Wachs (§. 18) veräußert werden können. 

Blos in Anſehung einiger Gegenſtände war die Ver— 
äußerung vorübergehend erlaubt oder wohl gar vorge— 
ſchrieben. So verordnete die K. M. Thereſia, daß alle 
Grundſtücke und Weingärten der landesfürſtlichen Pfar— 
ren, welche wenig Nutzen tragen, verkauft, und die Kauf— 
gelder nutzbringend angelegt werden ſollten a), ein Befehl, 
der für das Küſtenland bei Grundſtücken, bei welchen die 
eigene Bewirthſchaftung und die Verpachtung wenig ein— 
bringt, neueſtens wiederholt wurde 5). K. M. Thereſia 
forderte ſogar Bericht, ob nicht eine allgemeine Veräuße— 
rung der Kirchengründe auch auf den nicht landesfitftlis 
chen Patronaten den Kirchen und Beneficiaten zuträglicher 
wäre. Sie beſchränkte jedoch hierüber, dann über den 
Ausweis, welches die zu den landesfürſtlichen Pfarren ge— 
hörigen Gründe ſeien, und wie viel ſie austragen, die 
Verordnung zur Veräußerung 1) auf die den Kirchen zu— 
gehörigen dienſtbaren und freien Gründe, mit Ausnahme 


Ah) cap. un, de reb. eccl. non alien. int. Extrav. com. 

a) Hofentſchl. v. 20. März 1770 Thereſ. 6. Bd. S. 179. 

5) Verord. für das Küſtenl. v. 19. Febr. 1820 lit. B F. 45 
a. a. O. S. 51. 
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jener, welche gegen Verabreichung der ganzen Fechſung 
oder eines beträchtlichen Beſtandgeldes an die Kirche von 
der Pfarrgemeinde unmittelbar bebauet werden; 2) auf 
die Weingärten im V. U. W. W., die in der Höhe des 
V. O. M. B. und von der Pfarre Yps; 3) auf alle zu 
Pfarren gehörigen Unterthanen, welche mit dem bloſen 
Grunddienſte und Laudemium, mithin ohne Robot oder 
nur mit einigen Robotstagen dahin geſtiftet find, weil eis 
nes Theils die nicht mögliche eigene Pflege dieſer Gründe, 
und andern Theils die Haftung für das Contributionale 
den Schaden aus derſelben Beibehaltung ſattſam be— 
währet hatte, daher die Veräußerung weit vortheilhafter 
war c). — K. Joſeph II. befahl nach Aufhebung der bei 
den meiſten Gnadenbildern beſtandenen Exemtionen den 
Verkauf der in Gold, Silber und andern Pretioſen beſte— 
henden Opfer ($. 105 n. 4), und die Veräußerung aller 
activen Kirchenlehen ($$. 71 u. 105 n. 7). — K. Franz 
endlich verwilligte, daß den neuen Seelſorgern und auch 
den alten Expoſiten, deren Einkünfte die Congrua von 
jährlichen 400 fl. nicht überſtiegen, Kirchengründe bis beis 
läufig zehen Metzen Ausſaat zu einem Garten oder einer 
Wieſe, von der fie ſich ein oder zwei Stücke Vieh zur häus⸗ 
lichen Nothdurft halten könnten, unentgeldlich überlaſſen 
würden (§. 66), wenn ſich anders aus den Kirchenrech— 
nungen ergäbe, daß die Uiberlaſſung ohne Nachtheil der 
Kirche und ihrer Erforderniſſe geſchehen könne; weshalb 
jedesmal die Beſtätigung der Landesſtelle, welcher das 
Urtheil hierüber vorbehalten wurde, angeſucht werden 
muß d). In den neuen Zeiten wurde noch das entbehr— 
liche Kirchenſilber einer Veräußerung unterzogen. Bei 
Einführung der Punzirung wurde nämlich geſtattet, daß 


c) Verord. v. 18. Mai u. 4. Oct. 1771, Hofd. v. 10. Aug. 
1776. 
d) Hofd. für Böhm. v. 22.] Mai, Verord. v. 23. Nov. u. Hofd. 
v. 7. Dec. 1795. 
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die Kirchen, welche überflüſſige goldene oder ſilberne Ge— 
räthſchaften hatten, dieſe zur Einſchmelzung abgeben, und 
mit dem dafür erhaltenen Geldbetrage die Punzirungs— 
Taxe berichtigen könnten e). Sodann wurde bewilliget, 
daß die Kirchen an den für alle Staatsunterthanen eröff— 
neten freiwilligen Anleihen des entbehrlichen Gold- und 
Silbergeräthes Theil nehmen dürften 7). Zuletzt aber 
wurde befohlen, daß, wie alle Staatsbürger überhaupt, ſo 
auch die Kirchen alles entbehrliche, in dem Geſetze nicht 
ausdrücklich ausgenommene, Silber zu einem mit einer 
Lotterie verbundenen Anleihen an die beſtimmten Einlö— 
ſungsämter gegen Vergütung des ausgemeſſenen Werthes 
in fünf = percentigen Hofkammer-Obligationen abzugeben 
hätten g), fo zwar, daß dasjenige Silber, welches vorſchrifts— 
mäßig nicht abgegeben würde, nachträglich ohne Vergütung 
abgenemmen, und die Kirche dafür von den Kirchenvor— 
ſtehern entſchädiget werden ſollte 2). Uiber die geſchehene 
Ablieferung wurden vorläufig Interims-Scheine ausge— 
ſtellt, weil die Obligationen erſt nach völliger Beendigung 
des Ablieferungsgeſchäftes und abgeſchloſſenen Rechnungen 
verabfolget werden konnten, wobei, wie die Verordnung 
ſagt, die Kirchen nichts verloren, da die Zinſen immerhin 
von dem Tage des Material-Erlages zu laufen anfingen, 
und der Bezug derſelben an ihnen um ſo mehr ſelbſt durch 
eine etwas längere Zeit entbehret werden konnte, als ſie 
von dem todten Geräthe auch vorher nichts genoſſen ha— 
ben 1). Wegen Realiſirung dieſer Interims- Scheine zu 
den verheißenen drei- percentigen in Wiener-Währung 


e) Hofd. v. 16. Oct. 1806. 
7) Hofd. v. 14. April 1809. 
3) Hofd. v. 19. Dec. 1809 u. 26. Maͤrz 1810, Verord, v. 
8. Febr. 1810. 
h) Hofd. v. 23. Aug. 1811. 
) Ebend. 
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verzinslichen Hofkammer⸗Obligationen A) und Auszahlung 
der hierauf haftenden rückſtändigen Zinſen mußten ſich die 
Kirchenvorſteher bisher an die Univerſal-Staats- und 
Banco-Schuldenkaſſe wenden. Nun iſt aber die Einrich⸗ 
tung getroffen, daß jene Kaſſe die Obligationen an die 
Credits-Kaſſe der Provinzial-Hauptſtädte überſendet, und 
die hierauf rückſtändigen Zinſenbeträge mit Abfuhrs⸗Quit⸗ 
tungen im Wege der Amts-Correſpondenz dahin befördert, 
von wo ſie die Parteien gegen vorſchriftsmäßig auszuſtel— 
lende, und in wie fern ſie Kirchen betreffen, von dem 
Kreisamte zu coramiſirende, Quittungen Z) erheben kön⸗ 
nen m). Die unter 50 fl. ausgefallenen Forderungsbe— 
träge von den Interims-Scheinen, welche ſo wie alle nicht 
volle 10 fl. im Endziffer erreichenden Beträge zur Erleich— 
terung der Intereſſen-Berechnung bar hinaus bezahlt wur— 
den, müſſen gleich den Obligationen zum Stammvermögen 
der Kirchen gerechnet und folglich nutzbringend angelegt 
werden n). 


F. 98. 


Abtretung, Aufkündigung und Löſchung der Activ⸗ 
Forderungen. 


Daß Kirchen⸗Capitalien, wozu alle ausſte⸗ 
henden Forderungen gerechnet werden können, unter den 
verbotenen Veräußerungs-Objecten namentlich vorkommen, 
iſt aus dem Obigen (§. 95) zu entnehmen. Nach unfern 
Geſetzen iſt es eine Veräußerung: 1) wenn Kirchen-Capi— 
talien an einen andern Gläubiger abgetreten; 2) wenn öf— 
fentliche auf die Kirche lautende Staats-Obligationen auf 


*) Hofd. v. 24. Nov. 1817 u. 10. April 1818. 

2) Verord. in Böhm. v. 12. Oct. 1819. 

m) Hofd. v. 26. Mai, Verord. v. 16. Juni 1819. 

n) Hofd. v. 24. Nov. 1817 u. 10. April 1818, Verord. in 
Steyerm. v. 22. April 1818. ö 


eine andere Perſon umſchrieben oder devinculitt a); 3) wenn 
landtäflich, ſtadt- oder grundbücherlich verſicherte Capita— 
lien aufgekündiget; 4) wenn verhypothecirte Capitalien aus 
den Hypotheken- Büchern gelöſcht 5); 5) wenn einem 
Schuldner Nachläſſe zugeſtanden werden. Keine dieſer 
Handlungen kann von 1 den Kirchenvorſtehern eigenmächtig, 
und ohne die höhere Bewilligung hierzu angeſucht und er— 
halten zu haben, vorgenommen werden c). Unſere Geſetze 
ſind deshalb ſo ſtreng, daß ſie nicht einmal die, in der Kir— 
chenrechnung und den zu derſelben gehörigen Verzeichniſſen 
(. 76) als alte Reſte und Vorſchüſſe an eine andere Kirche 
erſcheinenden, Forderungen, ob ſie gleich uneinbringlich 
ſind, löſchen laſſen, ſondern verordnen, daß auf ihre Lö— 
ſchung erſt bei der Landesſtelle angetragen werden müſſe dk). 
Für den Fall eines angeſuchten Nachlaſſes iſt in Oeſter— 
reich ob der Ens angeordnet, daß die Vogtei die Geſuche 
von Viertel- zu Vierteljahr mittelſt eines beſondern Nach— 
laß⸗Libelles an das Kreisamt ſchicken, und dieſes alle Ge— 
ſuche in einem daraus geformten, jedoch nach der verſchiede— 


a) Hofd. v. 31. Mai u. 30. Juni 1826 Pol. Gef. 54. Bd. 
S. 67. 

5) Hofd. v. 21. Mai 1821 Pol. Geſ. 49. Bd. S. 154, v. 
30. Mai 1821 Gout. 20. Bd. S. 402, v. 30. Juni 1821 
Schwerdl. 9. Bd. S. 152. 

c) Ebend. Verord. in Böhm. v. 6. April 1775 n. 3 Jak. 3. 
Bd. S. 205, Hofd. v. 10. Sept. 1782 Krop. 2. Bd. S. 
117, 256, v. 27. Juni, 14. Aug., 16. Nov. u. 1. Dec. 
1786, Verord. in Krain v. 20. Juli 1793, Hofd. für Tyr. 

26. Mai 1802 Pol. Gef. 17. Bd. S. 129, für das Kü⸗ 
ſtenl. v. 19. Aug. 1819 Schwerdl. 9. Bd. S. 151 u. 19. 
Febr. 1820 lit. B 80. 7, 8 a. a. O. S. 22, für Oeſter. 
o. d. E. v. 10. Oct. 1821 $- 30 u. 9. Sept. 1822 Schwerdl. 
10. Bd. S. 158, Hofd. v. 31. Mai u. 30. Juni 5 
a. a. O. 

() Verord. in Böhm. v. 3. Aug. 1795, 31. Juli 1799 u. 6. 
Oct. 1809 u. 2. 
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nen Eigenſchaft der Stiftung abgeſonderten, Total-Kreis⸗ 
Nachlaß⸗Libelle der Regierung vorlegen e), dann daß fie je- 
den Zinsnachlaß, der wegen erlittener Elementar-Schäden 
beantragt wird, mit einem vidimirten Extracte aus dem 
obrigkeitlichen Schaden-Beſchreibungs-Protokolle, und den— 
jenigen, der wegen Armuth und Zahlungsunfähigkeit des 
Bittſtellers in Antrag kommt, mit einem legalen Zeugniſſe 
ſeines Landgerichtes, worin die Armuth und Zahlungsun— 
fähigkeit des Bittſtellers nebſt deren Urſachen angegeben 
find, begründen ſoll 7). 

Iſt von der Landesſtelle die Bewilligung zur Löſchung 
einer bücherlich einverleibten Forderung ertheilt worden: ſo 
kann bei deren Heimzahlung die Löſchungsbewilligung von 
der Vogtei auf der Quittung beigefügt werden g). 


$. 99. 
Aufnahme neuer Paſſiv⸗Capitalien. 


Nach denſelben Grundſätzen wird die Belaſtung des 
Kirchenvermögens mit Schulden beurtheilet. Nicht ei— 
ne, ſondern mehrere Verordnungen erklären, daß das An- 
leihen (contractus mutui) eine Veräußerung enthalte, 
und das allgemeine Verbot der eigenmächtigen Veräuße— 
rung auch auf die Aufnahme neuer Paſſiv-Capitalien 
ſich erſtrecke, da die Vermehrung des Paſſiv-Standes im— 
mer zugleich die Verminderung des Activ-Vermögens mit 
ſich führet. Um indeſſen alle diesfälligen Zweifel zu behe—⸗ 
ben, und von einer durchaus gleichen Beobachtung des 
Geſetzes verſichert zu ſein, wurde noch ausdrücklich ver— 
ordnet, daß jede Aufnahme eines Paſſiv- Capitals, ohne 

ge) Berord, in Oeſter. o. d. E. v. 5. Nov. 1821 Beil. B. 

Schwerdl. 9. Bd. S. 117. 

F) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 19. März 1823 Schwerdl. 

10. Bd. S. 152. 

8) Verord. ohne Datum bei Schwerdl. 10. Bd. S. 158. 


von der Landesſtelle die Erlaubniß angeſucht und erhalten 
zu haben, verboten ſei a), und niemand einer Kirche oder 
Stiftung ohne Vorwiſſen und Einwilligung der Landes- 
ſtelle etwas darleihen oder creditiren dürfe )). Der Lan— 
desſtelle ſelbſt ſcheint das Befugniß zur Ertheilung dieſer Eins 
willigung nur damals zuzukommen, wenn der Kaſſeüber— 
ſchuß zur Beſtreitung der Koſten bei Herſtellungen an 
kirchlichen Gebäuden unzureichend iſt c). Uibrigens muß, 
wenn mit der gehörigen Bewilligung zu Handen der Kir— 
che ein Darleihen aufgenommen wird, die darüber auszu- 
ſtellende Obligation nicht blos von den Zechpröbſten unter— 
ſchrieben, ſondern auch von dem Vogtei-Commiſſäre und 
dem Pfarrer corroborirt werden d). Die exceptio non 
numeratae pecuniae kann die Kirche eben fo wenig mehr 
vorſchützen, als andere Staatsbürger es konnen e). 


$. 100. 
Rechtliche Wirkungen der verbotenen Veräußerung. 


Nach dem gemeinen Kirchenrechte hat die mit Hint— 
anſetzung der geſetzlichen Erforderniſſe vorgenommene Ver⸗ 
äußerung weder für das innere, noch für das äußere Ge— 
richt Gültigkeit oder rechtliche Wirkungen, folglich auch 
dieſe nicht, daß der unredliche Erwerber einen Titel zur 
Verjährung (F. 104) erhalte a), oder das Recht erlange, 


a) Hofd. v. 18. Febr. 1783 Jak. 3. Bd. S. 211, v. 27. Juni, 
14. Aug., 16. Nov. u. 1. Dec. 1786, f. d. Küſtenl. v. 19. 
Aug. 1819 n. 2, Schwerdl. 9. Bd. S. 151 u. 19. Febr. 
1820 lit. B. $. 34 S. 45, für Tyr. v. 13. Sept. 1821 
II. Abſchn. §. 7 a. a. O. 

5) Hofd. v. 19. Nov. 1786 u. 12. März 1791. 

e) M. Abhandl. Von d. kirchl. Gebäud. §. 45. 

d) Verord. v. 8. Dee. 1759 u. 14. 

e) Hofd. v. 1. März 1787. 

a) cap. 6, 12, de reb, eccl. non alien. cap, 2. eod. in 
6°. (3. 9.) cap. 1. cod. in Clem. (3. 4.) cap. un. eod. 
in Extrav. com. 
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dasjenige zurück zu fordern, was er für die veräußerte 
Sache geleiſtet hat, wenn er nicht zugleich beweiſen kann, 
daß es für die Kirche vortheilhaft verwendet worden iſt ö). 
Ein gleiches hat Statt, wenn zwar keine wirkliche Ver— 
äußerung vor ſich gegangen iſt, aber doch die Vorſteher 
für die Kirche Verbindlichkeiten übernommen haben, indem 
dieſe die Kirche zu nichts verbinden, wenn nicht erwieſen 
werden kann, daß ſie hieraus einen Vortheil geſchöpft hat c). 
Ob die Veräußerung an weltliche oder geiſtliche Perſonen, 
oder auch an eine andere Kirche geſchehen ſei, iſt gleich— 
gültig d). Die Verordnung, zufolge welcher Kirchenvor— 
ſteher Kirchengründe nicht an Weltliche überlaſſen ſollen e), 
iſt durch andere vollſtändigere zu erklären, indem es ſonſt 
wohl auch anginge, mit Einwilligung des Capitels und 
mit Erlaubniß des Pabſtes Veräußerungen zu machen, 
wenn gleich keine rechtmäßige Urſache dazu vorhanden iſt, 
da in dem Geſetze nur von jenen, nicht zugleich von die— 
ſer Erwähnung gethan wird. Die Rechtsregel: Der Pri— 
vilegirte kann gegen den gleich Privilegirten von ſeinem 
Privilegium keinen Gebrauch machen, iſt unhaltbar, und 
wird im gegenwärtigen Falle durch eine andere behoben, 
vermöge welcher bei gleicher Begünſtigung dem, der einem 
Nachtheile begegnen will, der Vorzug vor jenem gebühret, 
der einen Gewinn machen ſoll. Daß aber die Kirchenge— 
ſetze bei dem Verbote der freien Veräußerung keine Kirche 
insbeſondere, ſondern nur die Kirche überhaupt berückſich— 
tiget haben, läßt ſich nicht erweiſen J. 


5) cap. 3. de emt. vend, (3. 17.) 

c) cap. 4. de fidejuss. (3. 22.) eap- 2. de solut. (3. 23.) 
cap. 1. de depos. (3. 16.) cap. 76. de R. J. in 6°. fr. 
27. D. de reb. cred. (12. 1.) Auth. Hoc jus ad const. 
14. C. de SS, ecel. 

d) cap. 1. de reb. ecel, uon alien. 

e) cap. 2. eod. in 6°, N 

f) Eybel. introductio iu jus. eccl, $. 401. lit. 1. 


- 
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Die angeführten Wirkungen treten ein, es mögen 
beide oder nur eines der geſetzlichen Erforderniſſe mangeln. 
Die bloſe Beobachtung der Förmlichkeiten kann den Ab— 
gang der rechtmäßigen Urſache, und das Daſein dieſer, 
außer den oben (§. 96) gedachten Ausnahmen, die Ver— 
nachläſſigung jener nicht erſetzen. Iſt es aber gewiß, daß 
die vorgeſchriebene Form beobachtet worden iſt, fo wirds 
auch vermuthet, daß eine gerechte Urſache vorhanden ge— 
weſen ſei g), weil der Zweck aller Förmlichkeiten die Uiber— 
zeugung von der Richtigkeit der geſetzlichen Urſache iſt. 
Bei einem langen Beſitze eines veräußerten Kirchengutes 
werden im Zweifel ſelbſt die geſetzlichen Förmlichkeiten ver— 
muthet, da, ſo lang die Widerrechtlichkeit nicht erwieſen 
iſt, der Beſitz geſchützet, und Streitigkeiten auch von Sei— 
te der Kirche vielmehr unterdrücket, als begünſtiget wer— 
den müſſen A). Uibrigens laſſen die Gefege zu, daß eine 
Veräußerung, die vom Anfange aus Mangel der vorge— 
ſchriebenen Form ungültig iſt, durch die nachfolgende Ge— 


nehmigung der Kirchenobern, denen diesfalls die Beurthei— 


lung anheim geſtellt bleibt, gültig werde, indem der dar— 
über entgeldlich geſchloſſene Vertrag hinkend, nur für den 
Dritten ſogleich verbindlich iſt ), und dasjenige, was zum 
Vortheile der Kirche beſteht, zu ihrem offenbaren Nach— 
theile keine Anwendung leidet ). 

In Oeſterreich iſt die Veräußerung des Kirchenver— 
mögens gleichfalls nicht blos verboten, ſondern auch wir⸗ 
kungslos. Denn alle deshalb ergangenen Verordnungen 
erklären ausdrücklich, daß jede ohne höhere Bewilligung 
geſchehene Veräußerung, Abtretung, Aufkündigung und 


g) cap. 5. de probat. (2. 19.). 

h) fr. 2. pr. et fr. fin. D. de aqua et aquae. pluv. are · 
(39. 3.). 

1) pr. J. de auctor. tut. (1. 21.) can. 42. caus. 12. 4. 2. 
cap. 2, de pact. (1. 35.) cap. 10. de R. J. in (o. 

4) cap. 61. de R. J. in 6°, 
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Einſchuldung als null und nichtig, ohne Rechtskraft und 
rechtliche Folgen für die Kirche zu betrachten ſei ), wenn 
ſie nicht durch nachfolgende Genehmigung von höheren 
Orten aufrecht erhalten wird. Ob und in wie fern in Be— 
treff des veräußerten Gutes eine Verjährung Statt finde, 
wird (§. 104) geſagt werden. 


$. 101. 
Strafe der widerrechtlichen Veräußerung. 


Außer den eben angeführten Wirkungen der verbo— 
tenen Veräußerung haben die geiſtlichen und weltlichen 
Geſetze über diejenigen, welche ſie vornehmen, auch ver— 
ſchiedene Strafen verhängt. Und zwar ſoll nach den 
erſtern der Biſchof oder Prälat, welcher eine widerrechtliche 
Veräußerung gemacht hat, dem Interdicte des Eintrittes 
in die Kirche unterliegen, und wenn er innerhalb ſechs 
Monaten keine Genugthuung leiſtet, von der Adminiſtra— 
tion ſeines Amtes, und der geiſtlichen Gerichtsbarkeit ipso 
facto ſuſpendirt ſein. Ein anderer Geiſtlicher, welcher 
wider jenes Verbot gehandelt hat, ſoll ipso facto ercom> 
municirt, und wenn er Güter der Kirche, der er vorſteht, 
veräußert hat, ſeiner Pfründe verluſtig ſein, und dieſe als 
erledigt einem andern verliehen werden können a), Wer 
endlich ein veräußertes Kirchengut, wohl wiſſend, daß bei 
der Veräußerung die vorgeſchriebene Form nicht beobachtet 
worden iſt, an ſich löſet, ſoll außerdem, daß er excommu— 
nicirt ſei, ſeine Gegenleiſtung verlieren, und die Kirche 
ſolche einziehen )). Es verſteht ſich von ſelbſt, daß dieſe 
harten Strafen nicht die blos abgeſchloſſene, ſondern die durch 
Uibergabe vollzogene Veräußerung, und auch dieſe nur ſo 


2) Hofd. v. 5. Oct. 1782, 16. Febr. 1783, 16. Nov. 1785 
Verord. in Steyerm. v. 5. Juni 1802. 

a) cap. un, de reb. eccl. non alien, in Extrav. com, 

6) coust. 14. §. 1. C. de 88. ecel. — cap. 5, de reb, 
eccl, uon alien. 
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weit treffen, als ſie durch entgegen geſetztes Beobachten 
nicht außer Gebrauche gekommen ſind c). 

Den vaterländiſchen Geſetzen zufolge wird das wider— 
rechtlich veräußerte Kirchengut eingezogen, folglich derjenige, 
welcher es an ſich gebracht hat, deſſen verluſtig, und über— 
dies mit einer den Umſtänden angemeſſenen Strafe beleget. 
Dem an der Veräußerung Schuld tragenden Geiſtlichen 
werden bis zum gänzlichen Erſatze d des Veräußerten die Ein: 
künfte in Beſchlag genommen d); die mitwiſſende Vogtei 
wird mit Vorbehalt des Regreſſes zum Erſatze des der Kirche 
zugefügten Schadens verhalten e). 


§. 102. 


Rechtsmittel bei einer durch widerrechtliche Veräu— 
ßerung oder ſonſt erlittenen Verletzung. 


Zur Wiedererlangung des widerrechtlich Veräußer— 
ten kommt das gemeine Recht den Kirchen mit mehreren 
Rechtsmitteln zu Hülfe. Es ertheilt 1) die Eigen— 
thums- und die Publitianiſche Klage gegen jeden Beſitzer 
der veräußerten Sache auf Rückſtellung derſelben mit allem 
Zugehöre, Zuwachſe und Früchten a); 2) eine perſönliche 
Klage gegen den Veräußerer und deſſen Erben auf Schad— 
loshaltung aus Eigenem 5); 3) wo die Ungültigkeit aufs 
fallend iſt, das Interdiet Unde vi, und das Rechtsmittel 
aus dem Canon Redintegranda c), und ſelbſt 4) das 
Interdict Uti possidetis, da die Kirche nach dem Gerichts— 
gebrauche in dem Civil = Befige des widerrechtlich veräußer— 


c) Eybel. introductio in jus ecel. $, 401. ad lit. m. 

d) Hofd. v. 5. Oct. 1782 u. 16. Febr. 1783. 

c) Verord. in Steyerm. v. 5. Juni 1802, im Küſtenl. v. 19. 
Febr. 1820 09. 49, 50 S. 53. 

a) cap. 6. de reb, eccl, alien. 

5) ean. 18. caus, 12. d. 2, cap, 3. de pignor. (3. 21.) 

c) can, 3. caus, 3. d. 1. 
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ten Gutes bleibt d). Mit dem einen und dem andern 
dieſer Rechtsmittel kand ſowohl der an der Veräußerung 
Schuldtragende, vorausgeſetzt, daß er nicht im eigenen, 
ſondern im Namen der Kirche klagt, als auch ſein Nach— 
folger e), der Patron 5), das Capitel und jeder Geiſtliche 
auftreten g). Iſt die Kirche bei einer rechtsförmigen Ber: 
äußerung bedeutend verletzt worden, fo kann der Nachtheil 
durch Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, welche ſelbſt 
gegen Kirchen Statt findet A), gut gemacht werden ꝛ); fie 
muß jedoch, dafern nicht etwa Betrug, Furcht oder Zwang 
unterlaufen iſt, innerhalb vier Jahren von dem Tage der 
erlittenen Verletzung angeſucht werden %). 

In Oeſterreich beſtehen zur Wiedererlangung des wi— 
derrechtlich Veräußerten keine beſondern Klagen, da dieſe 
Angelegenheit nicht vor die Juſtiz-, ſondern vor die poli— 
tiſchen Behörden gehört, welche letztern über eine wie im— 
mer vorgekommene Anzeige ihr Amt handeln, und die 
erforderliche Unterſuchung veranlaſſen müſſen. Es iſt blos 
zur zuverläſſigeren Erzielung der Anzeige demjenigen, der 
ein wie immer veräußertes oder ſonſt verborgenes und ver— 
heimlichtes Real-Vermögen, Capital, Pretioſen, Fahr— 
niſſe oder geiſtliche Einkünfte entdeckt und angibt, nebſt 
der Verſchweigung ſeines Namens zur Belohnung ver— 
ſprochen, daß er die vier-percentigen Intereſſen des Schä— 
tzungswerthes einer ſolchen Realität, eines ſolchen Capi— 
tals, oder des aus den Pretioſen gelöſten Betrages durch 


d) cap. 2. de restit. spoliat. in 69. (2. 5.) 

e) cap. 4. de reb, ecel. alien. a 

F) can. 31. caus. 16. d. 7. 

g) cap. 6. 9. de reb. eccl. alien. 

h) cap. 3. de restit. in integr. (1. 41.) cap. 3. de emt. 
et vend. (3. 17.) 

1) cap. 1. de restit, in integr. cap. 11. de reb, eccl. 
alien, cap. 3. 6. de emt, et vend. 

*) cap. 1. 2. de restit, in integr. in 60. cap. un, eod. in 
Clement, (1. 11.) 
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drei Jahre zu genießen haben ſoll, ausgenommen, er 
wäre ſelbſt der Beſitzer oder ein geiſtlicher Vorſteher, wel— 
cher die Anzeige zu machen kraft des Geſetzes verbunden 
iſt . Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, ver— 
möge welcher Rechtsgeſchäfte im außerordentlichen Wege 
aufgehoben werden, wenn im ordentlichen Rechtswege kein 
Mittel erübriget, beſteht bei uns gar nicht mehr. Es 
können nun alle widerrechtlichen Handlungen und Ge— 
ſchäfte unmittelbar ſo lang beſtritten werden, als die 
Verjährung nicht im Wege ſteht; wo aber dieſe eintritt, 
hört aller weitere Beiſtand von Seite des Geſetzes und des 
Gerichtes auf m). 


9. 103. 
Verfahren bei drückender Schuldenlaſt einer Kirche. 


Den von Schulden bedrängten Kirchen ſteht das ge— 
meine Recht auf eine zweifache Art bei, einmal, daß bei 
einer Verpfändung einer fruchttragenden Sache die einge— 
hobenen Nutzungen, fo weit fie die vier-percentigen Zins 
ſen überſteigen, auf Abzahlung des Capitals gerechnet 
werden, und dann, daß, wenn ſich der Gläubiger dieſer 
Behandlung nicht fügen will, ein von den Kirchenvorſte— 
hern auserſehenes Gut gerichtlich feil geboten, und falls 
ſich kein Käufer findet, dem Gläubiger mit Hinzuſchla— 
gung des zehnten Theiles des Schätzungspreiſes an Zah— 
lungsſtatt aufgedrungen werden kann a). 

Bei uns kann es ſich wohl nicht ſo leicht ereignen, 
daß eine Kirche ſo ſehr mit Schulden überladen werde, 
daß ſie ihre Gläubiger zu befriedigen nicht vermöchte, da 


2) Hofd. v. 5. Oct. 1782, angef. Verord. im Küſtenl. 9. 51 
S. 54. 


m) B. G. B. $. 1450. 

a) Auth. Hoc jus porrectum ad const. 14. C. de SS. ec- 
eles. Nov. 120. cap. 6. f. 2. in fin. 

I. Theil. 22 
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im Allgemeinen gar keine Schulden für Kirchen contrahirt 
werden ſollen (§. 99), und das, was zur Beſtreitung der 
ordentlichen und außerordentlichen Bedürfniſſe am Kir— 
chenvermögen abgeht, von dem Patrone geleiſtet werden 
muß (dd. 88, 89, 92, 93 n. 2 u. 3). Sollte es indeſſen 
gleichwohl durch was immer für Unglücksfälle geſchehen, 
daß bei einer Kirche, welche kein frei veräußerliches, ſon— 
dern nur geſtiftetes Vermögen beſitzt, die Schulden über 
die Maßen angewachſen ſind: ſo bleibt nur das Mittel 
übrig, daß wo möglich die Ausgaben beſchränkt, dadurch 
etwas erſpart, und ſolches zur Abſtoßung der rechtmäßi— 
gen Schulden nach und nach verwendet werde; dann, daß 
alle intereſſirten Gläubiger vorgefordert, ihnen der ſchlech— 
te Zuſtand der Kirche, und daß die wenigen vorhandenen 
Güter geſtiftet, folglich unveräußerlich ſeien, vorgeſtellt, und 
die mit dem landesfürſtlichen Conſenſe verſehenen Gläubi— 
ger zur Erlaſſung der verfallenen und künftigen Intereſ— 
fen disponirt, denjenigen aber, die keinen landesfürſtli— 
chen Conſens haben, der Beweis, daß ihre Darleihen 
zum unmittelbaren Nutzen der Kirche verwendet worden 
ſind, aufgetragen, und allenfalls auch ſie zu einem Nach— 
laſſe am Capitale und Intereſſen auf den Fall der lan— 
desfürſtlichen Approbation behandelt; hiernach die Claſſi— 
fication der Gläubiger verfaßt und publicirt, und die 
Gläubiger nach der Ordnung der Claſſen von dem jährli— 
chen, aus den Rechnungen ſich zeigenden, Uiberſchuße 
und andern Zuflüſſen nach und nach mit ihren Capitalien 
befriediget werden. Wo eine ſolche Verhandlung gepflo- 
gen worden iſt, muß, was in der Sache geſchehen ſei, 
von Jahr zu Jahr nach Hof berichtet werden 5). 


b) Verord. v. 17. U. 24. Nov 1724. 


x 
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17 g. 104. 
Verjährung des Kirchenvermögens. 


Das bisher Geſagte gilt von der Veräußerung, wel— 
che in einer willkührlichen Handlung der Kirchenvorſteher 
ihren Grund hat. Es gibt aber außer dieſer noch eine 
andere nothwendige, und wider Wiſſen und Willen der 
Kirchenvorſteher Statt findende Veräußerung, die Ver— 
jährung, welche durch ihre Eigenheiten in jeder Hinſicht 
von den willkührlichen Veräußerungsarten abweicht, und 
eben deshalb beſonders abgehandelt werden muß. 

Die Verjährung iſt der Verluſt des Rechtes auf 
eine Sache oder Forderung, welches während der von 
dem Geſetze beſtimmten Zeit nicht ausgeübt worden iſt a). 
Iſt dieſer Vetluſt mit einem Erwerbe von Seite desjeni— 
gen, an den er erfolgt, verbunden, fo heißt fie Erſiz— 
zung 5). Zur Erſitzung wird erfordert, daß der Erſitzen— 
de die Sache oder das Recht, welche auf dieſe Art erwor— 
ben werden ſollen, wirklich beſitze, daß ſein Beſitz recht— 
mäßig, redlich und echt ſei, und durch die ganze von dem 
Geſetze beſtimmte Zeit fortgeſetzt werde c). Die Redlich 
keit des Beſitzes oder der gute Glaube, daß man Eigen— 
thümer des zu erſitzenden Gegenſtandes ſei, muß nach 
dem gemeinen und Oeſterreichiſchen Rechte nicht blos vom 
Anfange da geweſen ſein, ſondern ununterbrochen gewäh— 
ret haben d). Die Zeit iſt in dem gemeinen Rechte ſo 
beſtimmt, daß bewegliche Sachen der Kirche in 3 Jah— 
ren e); unbewegliche Sachen und Rechte in 40 Jah- 


a) B. G. B. $. 1451. 

5) Ebend. §. 1452. 

c) Ebend. §. 1460. 

d) cap. fin, de praescript. (2. 26.) cap. 2. de R. J. in 6°, 
B. G. B. 55. 1463, 1497. 

e) Auth. ad const. 23. C. de 55. eeccles., — Gratian. ad 
can. 16. caus. 16. d. 3. f 

22% 
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ren 75), und diefes ſelbſt von einer andern Kirche oder from— 
men Corporation g); die Beſitzungen der Römiſchen Kirche 
aber vermöge eines beſondern Privilegium erſt in 100 Jah— 
ren erſeſſen werden können A). Forderungen und zeitliche 
Klagen werden innerhalb des zu ihrer Anſtellung beſtimm— 
ten Zeitraumes; immerwährende Klagen aber in 40 Jah— 
ren, und jene der Römiſchen Kirche wieder nur in 100 
Jahren verjähret 1). Tritt während dieſer Zeiträume ei— 
ne Sedisvacanz ein: ſo wird die Verjährung unterbro— 
chen, und bis zur Wiederbeſetzung des Stuhles aufge— 
ſchoben ). Iſt aber die Erſitzung oder Verjährung mit 
den gehörigen Erforderniſſen vollendet, ſo ſcheint kein 
Rechtsmittel, folglich auch keine Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand dagegen mehr Statt zu haben, da es be— 
ſtimmt heißt, daß eine vierzigjährige Verjährung jede Kla— 
ge ausſchließe Y, und die Verordnungen, welche von einer 
Wiedereinſetzung gegen den Verlauf der Zeit ſprechen m), 
nur von den verſtrichenen gerichtlichen Fallfriſten verſtan— 
den werden müſſen. 

Unſere Geſetze laſſen ee Sachen, dann jene 
unbeweglichen Sachen und Rechte, welche auf den Namen 
des Beſitzers den öffentlichen Büchern einverleibt find, ge— 
gen die Kirchen in ſechs Jahren; ſonſt aber, wenn ſie 
keinen Gegenſtand der öffentlichen Bücher ausmachen, oder 
doch nicht auf den Namen des Erſitzenden denſelben einge— 


) Nov. 111. cap. 1. Nov. 131. cap. 6. — can. 2. 3. caus. 
16. J. 4. cap. 4, de praescript. 

g) cap. 6. 8. de praescript. 

J) Nov, 9. — can. 17. caus. 16. d. 3. cap. 13. 14. 17. 
de praescript. cap. 2. eod. in 60. 

1) Auth. ad const. 23. C. de SS. eccles. Nov, 131, cap. 6. 

k) cap. 4. 15. de praescript. cap. 2. 9. 1. de translat. 
epist. 

7) cap: 6. de praescript. 

m) cap. 1. 2. de restit. in integr. in 6%, cob. un. eod. in 
Clement. 
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tragen find, erſt in 40 Jahren erſitzen n). In dem leg: 
tern Falle, bei einer Erſitzung von 40 Jahren, bedarf es 
keiner Angabe des rechtmäßigen Titels o). Zur eigentli— 
chen Verjährung, welche keine Erſitzung in ſich begreift, iſt 
gegen die Kirche der bloſe Nichtgebrauch des Rechtes, das 
an ſich ſchon von ihr hätte ausgeübt werden können, durch 
40 Jahre hinlänglich p). Hat das Geſetz für einige Fälle 
einen kürzeren Zeitraum ausgemeſſen, fo hat es bei dieſem 
fein Verbleiben J). Insbeſondere iſt ſolches der Fall bei 
Forderungen von rückſtändigen jährlichen Abgaben, Zinſen, 
Renten oder Dienſtleiſtungen, welche, obgleich das Recht 
ſelbſt erſt durch den Nichtgebrauch von 40 Jahren ver— 
jährt, ſchon in 3 Jahren erlöſchen 1). Davon find nur die 
Intereſſen von verzinslichen Staatspapieren ausgenom— 
men, indem zu Gunſten der Staatsgläubiger jene Friſt 
von drei Jahren auf 30 Jahre erweitert worden iſt, da— 
her die einzelnen verfallenen Intereſſen-Raten, ſo wie 
das Stamm-Capital ſelbſt erſt nach Verlauf eines Zeit— 
raums von 30 Jahren verjähret werden s). 

Von der ehemals ſo ſehr im Gange geweſenen un— 
vordenklichen Verjährung kommt in unſerem 
neuen Geſetzbuche mit Recht keine Erwähnung vor. Sie 
kann weder als Erwerbungs-, noch als Erlöſchungsart an— 
geſehen werden; eben deshalb finden ſich ſelbſt in dem 
gemeinen Rechte nur wenige Spuren davon vor t). Nach 
demſelben beruht ſie auf dem Grundſatze, daß derjenige, 


n) B. G. B. §. 1472. 

o) Ebend. 9. 1477. 

p) Ebend. $$. 1478, 1485. 

g) Ebend. §. 1486. 

r) Ebend. §. 1480. 

5) Hofd. v. 15. März 1812 u. 30. April 1815. 

t) fr. 2. $. 8. fr. 26. D. de aqua et aqua plur. arceng. 
(39. 3.) fr. 3. §. 4. D. de aqua quotid, et aestiv. 
(43. 20.) 


1 

welcher ſich über Menſchengedenken hinaus in dem unun—⸗ 
terbrochenen Beſitze einer Sache, oder in der ununterbro— 
chenen Ausübung eines Rechtes befunden hat, eben des— 
wegen ſo angeſehen wird, als habe er die Sache oder das 
Recht ſelbſt rechtmäßig erworben. Nach unſerm Geſeß— 
buche tritt dieſe Vermuthung ſchon dann ein, wenn je— 
mand ſeine Erſitzung auf einen Zeitraum von 30 Jahren 
ſtützt u). a 


u) B. G. B. §. 1477. 
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Zweite Abtheilung. 


Von dem Religionsfonde. 


§. 105. 
Begriff und erſte Bildung des Religionsfondes. 


Was das Kirchenvermögen für die einzelnen Kirchen iſt, 
das iſt der Religionsfond für alle Kirchen einer Provinz. 
So wie nämlich aus dem Kirchenvermögen alle ordentlichen 
und außerordentlichen Bedürfniſſe der einzelnen Kirchen be— 
ſtritten werden: fo hat der Religions fond die Beſtim— 
mung, den mannigfaltigen Religionsanſtalten einen höheren 
Schwung, Kraft und Dauer zu geben, die verſchiedenen 
Kircheneinrichtungen zu unterhalten, zu unterſtützen und 
zu befördern, und den durch Krankheit oder Alter geſchwäch— 
ten, oder zu ferneren Kirchendienſten untauglich geworde— 
nen Geiſtlichen zu Hülfe zu kommen, oder gänzliche Ver— 
ſorgung zu gewähren. Ä 

Urſprünglich wurde der Religionsfond aus dem ges 
ſammten Vermögen der aufgehobenen inländiſchen 
Mönchs- und Nonnenklöſter a) gebildet, wozu noch die 
Beträge kamen, welche für die, in Gold, Silber oder Edel— 
geſteinen beſtandene, Faſſung der Reliquien ſolcher Klöſter 
gelöſet, und für ihre Kirchengeräthe von den nicht aufge— 
hobenen Klöſtern und Stiften im Baren oder durch Ein- 
löſung anderer Geräthe von geringerem Werthe, die dann 


a) Hofd. v. 28. Febr. u. 27. März 1782, dann 7. u. 13. Jan. f 
1783 Krop. 2. Bd. S. 133, 2723 139, 141, 291, 8. Bd. 
S. 651, 652, v. 20. Det, 1785 Jak. 1. Bd. S. 362. 


Eh mer 


ärmeren Kirchen käuflich überlaffen wurden, vergütet wor— 
den 5), ſo wie das, was für die aus ihren Bibliotheken 
veräußerten Bücher eingegangen iſt. Letztere, die Kloſter— 
bibliotheken, ſind ausdrücklich als ein Eigenthum des Re— 
ligionsfonds erklärt worden, und ſollen auch in Zukunft 
bei den etwa noch aufzuhebenden Klöſtern als ein ſolches 
behandelt werden, fo zwar, daß daraus den Local-Biblio- 
theken nur in ſo fern Bücher überlaſſen werden können, als 
deren Anſchaffung dem Religionsfonde in Gemäßheit ſeiner 
Beſtimmung obliegt c). Die bei Aufhebung der aus— 
wärtigen Stifter und Klöſter heim gefallenen Capitalien, 
welche bei Privaten anliegend waren, ſind in den Grund— 
büchern und der Landtafel als dem höchſten Aerarium an— 
heim gefallen vorgemerket worden d); der Religionsfond 
hatte auf dieſelben keinen Anſpruch. In der Folge kamen 
zu dem auf ſolche Weiſe gegründeten erſten Fonde noch: 

1) Die Capitalien der aufgehobenen Bruderſchaften 
des dritten Ordens oder der Tertiarier, und die dieſem 
Orden zugehörigen, in andern Klöſtern befindlich geweſenen, 
Kirchen-Paramente und Geräthſchaften, in ſo weit ſie ei— 
nen Theil des Vermögens des Ordens ausmachten e); nicht 
aber auch das Vermögen der übrigen Bruderſchaften; die— 
ſes wurde nach Abzug der Beträge, welche zur Bedeckung 
der Stiftungen und der übrigen Stiftungsobliegenheiten er— 
forderlich waren, mit einem Theile dem Armen-Inſtitute, 
mit dem andern dem Schulfonde zugewendet J). 


5) Hofd. v. 23. Aug. 1783, Verord. v. 31. Oct. 1785 Krop. 
10. Bd. S. 768. | 

ce) Hofd. v. 6. Jan. 1815 Pol. Gef, 43. Bd. S. 2. 

d) Hofd. v. 2. Oct. 1808 u. 30. März 1809 ebend. 31. Bd. 
S. 72, 32. Bd. S. 76. i 

e) Hofd. v. 8. März 1783, Verord. v. 9. April 1788. 

F) Hofd. v. 3. März 1783 Jak. 1. Bd. S. 351, 4. Nov. u. 
31. Dec. 1784, 13. Jan., 10. Febr. u. 29. Afril 1785 
ebend. S. 360. 
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2) Die einfachen Beneficien, mit welchen die Seel— 
forge nicht verbunden worden iſt g). 

3) Die in einigen Provinzen ſchon früher beſtande— 
nen, meiſtens nur ſehr ſchwachen, Emeriten- und Defi- 
cientenfonde, und in Inner-Oeſterreich der alte Religions- 
fond A). 

4) Jene Geldbeträge, die aus den in Gold, Silber, 
und Pretioſen beſtandenen Opfern, als welche nach Auf— 
hebung der den meiſten Gnadenbildern ertheilt geweſenen 
Exemtionen veräußert werden mußten (§. 97), gelöſet 
worden find ꝛ). 5 

5) Das Vermögen der als überflüſſig geſperrten Kir— 
chen und Capellen, die denſelben zugehörig geweſenen 
Geräthſchaften und die Gebäude ſelbſt, nachdem ſie vor— 
läufig durch den Bezirksdechant mit Zuziehung des Orts— 
ſeelſorgers und eines herrſchaftlichen Beamten entweihet 
worden waren; von dieſem Vermögen ſollte nur dasjeni— 
ge ausgenommen ſein, worauf arme Mutterkirchen einen 
Anſpruch machen konnten, oder womit alte Pfarrer dotirt 
waren (§. 32 n. 3) K). 

6) Die Einkünfte der nach der Normal-Zahl als 
überflüſſig reducirten Dom-Capitular-Präbenden 2). 

7) Alle im Lande ſelbſt vorhandenen, von dem Ver— 
leihungsrechte der Erzbiſchöfe, Biſchöfe und Aebte abhän— 
genden, und von weltlichen Perſonen beſeſſenen Lehen ($- 


8) Hofd. v. 24. Oct. 1783, 9. Febr. u. 22. April 1784. 

h) Hofd. v. 26. März u. 16. Sept. 1784 Krop. 6. Bd. S. 
515, 519, v. 21. Mai 1785, Hofbeſch. für Inn. Oeſter. 
v. 26. März 1785 Krop. 8. Bd. S. 615, 650, 651, Hofd. 
v. 24. Nov. 1788 Krop. 15. Bd. S. 936. 

7) Hofd. v. 10. Mai 1784. 

k) Hofd. v. 1. Juli u. 9. Dec. 1785 Krop. 8. Bd. S. 687, 
v. 15. Dec. 1785, 30. Nov. 1787 u. 3. April 1788 Krop. 
15. Bd. S. 901. 

2) Hofd. v. 2. Febr. 1787 Krop. 13. Bd. S. 578. 


— 346 — 


71); mit Ausnahme derer, die dem Erzbisthume Oll⸗ 
mütz gehören, welche, nachdem ſie auch mit eingezogen 
worden waren, demſelben zurück geſtellt wurden m). 

8) Endlich in Böhmen insbeſondere noch die Salz— 
kaſſe n), deren Gründung ſich von dem ſo genannten Salz— 
Contracte oder der Convention herſchreibt, welche einer— 
ſeits zur Entſchädigung der Böhmiſchen Kirche für die vie— 
len Güter, die ihr in den Religionsunruhen vor und un— 
ter K. Rudolph II. entzogen worden, und nach Unter— 
drückung der ketzeriſchen Parteien von der katholiſchen 
Geiſtlichkeit zurück verlangt wurden, andererſeits zur Be— 
ruhigung des Gewiſſens der weltlichen Beſitzer dieſer Gü— 
ter, zwiſchen K. Ferdinand II. und P. Urban VIII. im 
Jahre 1630 abgeſchloſſen wurde. Vermöge dieſer Con— 
vention verpflichtete ſich der König, daß a) zu Gunſten 
der katholiſchen Religion, der katholiſchen Kirche, und des ge— 
ſammten Clerus von Böhmen auf jede große Kuffe Salzes, 
welche woher immer in Böhmen eingeführt, oder daſelbſt ge— 
graben, oder aus zu entdeckenden Böhmiſchen Salzquellen 
gekocht werden würde, eine Abgabe von 15 kr., welche der— 
malen für jedes in Böhmen zu verſilbernde Centner-Faſſel 
Salz 7½ kr. W. W. beträgt o), geleget, und daß b) die⸗ 
ſer Fond niemals eingezogen, gehemmt oder widerrufen 
werden ſollte, ohne die päbſtliche Einwilligung eingeholet, 
und liegende, eben fo viel eintragende, Güter dafür, an: 
gewieſen zu haben; der Pabſt hingegen verſprach, auf 
alle Rechte und Anſprüche hinſichtlich der Böhmiſchen Kir— 
chengüter Verzicht zu leiſten, welche den Katholiken bis 
dahin entzogen worden waren, und ſich in den Händen 
der Laien befanden (§. 103) p). 


in) Hofd. v. 29. April 1791 Pol. Gef. 3. Bd. S. 258, 

2) Hofd. v. 28. Juni u. 11. Juli 1782. 

0) Hofd. v. 13. Juli 1811. | 

p) Paul. a Riegger. corp. jur. eccl, Boh. p. 149. et send. 


N 
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Heutige Zuflüſſe des Religionsfondes. 


Außer dem, durch die eben angeführten Vermögen— 
ſchaften gegründeten, in Capitalien, Realitäten, und nutz— 
bringenden Rechten beſtehenden, Hauptſtamme hat der 
Religionsfond noch andere, ſich alljährig oder von Zeit zu 
Zeit erneuernde, Zuflüſſe. Dieſe ſind: 

1) Die Intercalar-Früchte, welche anfangs 
für die Kirche und Armen a), dann für den Normal— 
Schulfond 5), darauf nach der von Fall zu Fall einzuho— 
lenden allerhöchſten Entſchließung c), und bald hernach 
wieder zur möglichen Ergänzung des Abganges des Schul— 
fonds, und zum beſſeren Beſtehen desſelben verwendet 
werden mußten d); nun aber ſchlechterdings und von allen 

Oeſterreichiſchen Beneficien, es mögen dieſes Bisthümer 
oder mindere geiſtliche Beneficien ſein, und von der 
landesfürſtlichen oder einer Privat-Verleihung abhängen, 
oder dem Patronate eines auswärtigen Stiftes unterſte— 
hen e), zum Religionsfonde einfließen 7), indem fie eini— 
ger Maßen dasjenige äquivaliren, was der Religionsfond 
zur Ergänzung der Congrua der unzureichend dotirten, 
und zum Unterhalte der lediglich aus dem Religionsfonde 


a) Verord. v. 8. Febr. 1771 Jak. 3. Bd. S. 88. 

5) Ebend. Verord. v. 3. Jan. 1775, Hofd. v. 4. April 1777 
u. 11. Dec. 1779 Jak. 3. Bd. S. 93, 95. 

o) Hofentſchl. v. 20. Aug. 1780. 

d) Hofd. v. 20. Oct. 1781 ebend. S. 95. 

e) Hofd. v. 5. Juni u. 30. Juli 1787 Jak. 3. Bd. S. 
96 — 97. 

7) Hofd. v. 28. Oct. 1783 Krop. 1. Bd. S. 342, 378, v. 
15. Sept. 1785, v. 20. Aug. u. 28. Sept. 1787 Jak. 
3. Bd. S. 97, v. 24. März 1801 f. 1, für Tyr v. 29. 
Jan. 1816 Prov. Geſ. 3. Bd. S. 181, v. 17. Mai 1824 
Prov. Geſ. Böhm. 6. Bd. S. 260, für N. Oeſter. v. 
30. Nov. 1825 Wagner Jahrg. 1825, 12. Hft. S. 443. 
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dotirten Beneficiaten und Cooperatoren beſtreitet, wornach 
ſich dieſe Einziehung eben ſo rechtfertiget, als jene des 
Vermögens der geſperrten Kirchen, als welche wieder ein 
Erſatz für die großen Koſten war, die der Religionsfond 
auf die Gründung und Unterhaltung der vielen nothwen— 
digen neuen Curatie-Kirchen verwendet hat und noch ver— 
wendet (§. 117). Die Intercalar-Früchte müſſen nun 
ſelbſt in denjenigen Provinzen in den Religionsfond ein— 
fließen, in welchen es bisher noch nicht der Fall war, und 
für dieſen Fond ſo lang verwendet werden, als derſelbe 
paſſiv iſt. Wird er irgendwo ſelbſtſtändig, d. i. in die Lage 
verſetzt, daß er nicht blos von Seite des Aerars keiner 
Unterſtützung mehr bedarf, ſondern auch, was er von dem— 
ſelben als Vorſchuß oder Dotation erhalten hat, zurück zu 
erſetzen vermag: ſo können die Uiberſchüſſe über ſeinen 
Bedarf überhaupt, und nicht allein der vollſtändige oder 
theilweiſe Ertrag der erledigten geiſtlichen Beneficien, zu 
andern analogen Zwecken verwendet werden, worüber im 
eintretenden Falle die gehörigen Anträge nach Hof zu 
ſtellen find g). Eine Ausnahme, daß die Intercalarien 
zu dem Religionsfonde einfließen, machen nur a) jene Be— 
neficien, bei welchen die Einkünfte von einem ganzen Kör— 
per (einer geiſtlichen Communität) bezogen, und entweder 
ungetheilt genoſſen, oder pro rata unter die Mitglieder 
vertheilet werden, welches der Fall bei den zur Dotirung 
der Klöſter gewidmeten Regular-Beneficien, und allen Ca: 
nonicaten und Dignitäten der Capitel iſt, die keine ge— 
wiſſen, von der gemeinſchaftlichen Capitel-Maſſe abgeſon— 
derten, Einkünfte haben, ſondern die angewieſenen Portio— 
nen aus der Commun-Maſſe beziehen, weil hier die erle— 
digte Portion vermöge der Natur der Gemeinſchaft ſogleich 
den übrigen zuwächſt, und dem ganzen Körper gehört; 
b) jene Beneficien, bei welchen die Einkünfte auf die ge— 


3) Allerh. Entſchl. v. 9., Hofd. v. 17. Mai 1824 Schwerdl. 
10. Bd. S. 139. 
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ſtifteten, auch während der Erledigung zu erfüllenden, 
Obliegenheiten z. B. Meſſen und andere Andachtsübungen, 
Almoſen oder den Unterhalt der Armen gänzlich aufgehen, 
weil nur der nach Abzug aller Auslagen verbleibende 
Uiberſchuß das dem Religionsfonde zufließende Intercalare 
bildet 2). In Anſehung der Deutſchen und Maltheſer— 
Ordenspfarreien kommt es darauf an, ob ſie eigentliche 
Ordens-, oder Ordens-Patronats-Pfarreien ſind, d. i. 
ob der Orden ſelbſt Pfarrer iſt, und ſie mit Ordensgeiſtli— 
chen als Pfarrverweſern beſetzt, welche nach des Ordens 
Willkühr abgerufen, und auf eine andere Pfarrei überſetzt 
werden können, oder ob der Orden nur Patron iſt, und 
Weltprieſter präſentirt. Die Pfarreien der erſten Art ſind 
wie die der Stifter und Klöſter zu behandeln, und alſo 
von der Ablieferung des Intercalars frei; jene der zwei— 
ten Art aber haben dasſelbe an den Religionsfond abzu— 
führen i). Hiervon beſteht blos eine Ausnahme in Tyrol; 
da nämlich in Tyrol der Deutſche Orden nicht mehr im 
Beſitze ſeiner Rechte und ſeines Eigenthums iſt, ſo haben 
daſelbſt von den Deutſchen Ordenspfarren die Intercalar— 
Einkünfte gleichfalls in den Religionsfond einzufließen X). 
Die Ausnahme, welche für die Erzbisthümer und Bis— 
thümer unter dem Vorgeben angeſprochen wurde, daß die 
Intercalar-Einkünfte von denſelben dem Nachfolger zur 
Beſtreitung der Taxen zuſtändig ſeien, hat nicht Statt 
gefunden )). Wie ſich in Anſehung der Berechnung des 
Intercalars zu benehmen, und wann die Intercalar— 
Rechnung abzugeben ſei, wird im zweiten Theile (09. 
112—120) gefagt werden. 


h) Hofd. v. 8. Febr. 1771 8. 1. 2. 

1) Hofd. v. 2. Aug. 1804. | 

) Hofd. v. 27. März 1816 Prov. Geſ. 4. Bd. II. Abth. 
S. 493. 

7) Hofd. v. 8. Febr. 1771 f. 1. 
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2) Die Religions fonds⸗- oder geiſtliche 
Aushülfsſteuer, d. i. die Abgabe, welche dem geiſt— 
lichen Vermögen zur leichtern Beſtreitung der Bedürfniſſe 
des Religionsfonds auferlegt iſt. Was hierbei zuerſt die 
Perſonen betrifft, welche dieſe Steuer zu entrichten haben, 
fo waren früher blos die Beſitzer der geiſtlichen Pfründen, 
welche nach der zum Grunde gelegten Faſſion vom Jahre 
1782 einen Ertrag von 600 fl. oder weniger einbrachten, 
davon befreit, und alle übrigen ein höheres Einkommen ge— 
nießenden geiſtlichen Perſonen des weltlichen ſowohl, als des 
regulirten Clerus unbedingt, und zwar die Stifte und 
Klöſter als Communitäten, die Capitel dagegen nach der un— 
ter den einzelnen Gliedern gemachten Abtheilung ihr unter— 
worfen m). Allein gegenwärtig iſt ſie auch den Dom— 
Capiteln, dann den einfachen und Curat-Pfründen gänz— 
lich, den Biſchöfen und Erzbiſchöfen aber in ſo weit nach— 
gelaſſen, als die Dotation und zwar bei jenen 12,000, bei 
dieſen 18,000 fl. nicht überſteigt. Es haben ſie demnach von 
dem Secular-Clerus nur noch die Biſchöfe und Erzbiſchöfe, 
deren Dotation über jene Beträge hinaus reicht, und der 
begüterte Regular-Clerus zu entrichten n). Das Vermö— 
gen des Deutſchen Ordens hat durch den 12. Artikel des 
Presburger Friedens aufgehört, ein geiſtliches Vermögen 
zu ſein, und iſt ein Eigenthum des Kaiſers geworden; es 
unterliegt daher ſolches ſeit dem Jahre 1806 dieſer Steuer 
nicht mehr; wohl aber hat die Entrichtung derſelben von 
dem Vermögen der Pfarrer dieſes Ordens fort zu dauern o). 
Von dem Secular-Clerus wird fie mit 7½ Procent oder 
4½ kr. vom Gulden der fatirten Einkünfte p), und zur 


m) Hofd. v. 28. Febr. 1788 Krop. 15. Bd. S. 931. 
u) Hofd. v. 28. Juni 1793 Pol. Gef, 2. Bd. S. 134. 
o) Hofd. v. 30. Juli 1818 Schwerdl. 9. Bd. S. 143. 
p) Hofd. v. 28. Febr., 1. u. 18. April 1788 Krop. 15. Bd. 
S. 931, Hofd. v. 29. April 1791 II. Abthl. §. 19 der 
Bewillig. für Mähr. Pol. Gef, Leop. 3. Bd. S. 255, v. 
25. Aug. 1792. Pol. Gef. 1. Bd. S. 208. 


— 


— 
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Zeit, bis dieſe und die übrigen Einnahmen des Religions- 
fonds in Conventions-Münze regulirt fein werden ), noch 
in Wiener Währung, von dem Prager Erzbisthume aber 
überhaupt mit 30,000 fl. W. W. ) entrichtet s). Von 
den Stiften und Klöſtern ſollte der ganze jährliche Uiber— 
ſchuß t), oder wie dieſes näher beſtimmt wurde, aus dem 
ganz entbehrlichen Uiberſchuße derjenige Pauſchbetrag als 
Religionsfonds-Steuer abgeführet werden, welcher nach 
den neu abzugebenden Faſſionen leicht abgeführet werden 
könnte, ohne die Induſtrie zu erſticken, den Wirthſchaftsbe— 
trieb zu hemmen, oder der Aufrechthaltung der Stifter zu _ 
nahe zu treten u). Denjenigen, welche in der Folge den 
ſolcher Geſtalt bemeſſenen Beitrag nicht mehr entrichten 
könnten, ohne den numerum fixum ihres Perſonal-Stan—⸗ 
des zu beſchränken, wurde frei geſtellet, ſich hierüber aus— 
zuweiſen, und um die Nachſicht eines Theiles oder des 
Ganzen anzuſuchen 10). Nachdem aber hierbei von un— 
gleichen Grundſätzen ausgegangen worden war, und ſeit— 
her bei manchem Stifte und Kloſter der Vermögens- und 
Perſonal-Stand ſich weſentlich geändert hat: ſo wurde in 
den neueren Zeiten zur ſicherern Einhebung dieſes dem 
Religionsfonde noch immer unentbehrlichen Zufluſſes mit 
ſämmtlichen Stiften und Klöſtern der deutſchen Provin— 
zen eine neue Behandlung vorgenommen, und derſelben 
gleichförmige Directiv- Regeln zum Grunde geleget. Es 
müſſen in dieſer Abſicht die Stifte und Klöſter nach 
dem frühern Formulare ) ihre jetzigen Einkünfte mit 


9) Hofd. v. 4. Nov. 1821. 
7) Hofd. v. 3. Febr. 1812 Jak. 9. S. 546, 
5) Hofd. v. 6. Mai u. 6. Juli 1811. 5 
2) Hofd. v. 20. Jan. u. 6. April 1787 Krop. 13. Bd. S. 585. 
u) Hofd. v. 28. Febr. u. 1. April 1788 Krop. 15. Bd. S. 
931. N 4 
20) Hofd. v. 25. März u. 2. April 1802 Jak. 9. Bd. S. 551. 
*) Hofd. v. 5. Oct. 1782. 
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dem ſpecielen Ausweiſe der Capitalien, der Erträg— 
niſſe von den Gütern und Realitäten, und der übri— 
gen Zuflüſſe, ſo wie ihre Ausgaben zum Betriebe der 
Wirthſchaft, auf den Unterhalt der Geiſtlichen und die 
Steuern nach dem Laufe von 10 Jahren gewiſſenhaft 
und unter prieſterlicher Treue fatiren, und die Faſſionen, 
von dem Stifts- oder Kloſtervorſteher und zwei Senioren 
unterſchrieben, der Landesſtelle zur Begutachtung von 
Seite der Landesbuchhaltung einſchicken, wobei vorkom— 
mende Anſtände von dem einberufenen Stifts- oder Klo— 
ſtervorſteher und einem der Wirthſchaft kundigen Kloſter— 
geiſtlichen, allenfalls mit Vorlegung der Wirthſchaftsrech— 
nungen, behoben werden ſollen. Was nach Abzug der 
Ausgaben von den Einnahmen übrig bleibt, iſt das Su— 
perplus, welches den Gegenſtand des an den Religionsfond 
zu entrichtenden Beitrages ausmacht, wovon jedoch für 
unvorhergeſehene Auslagen der vierte Theil den Stiften 
und Klöſtern zu Guten zu laſſen iſt /). Neueſtens wurde 
angeordnet, daß es im Allgemeinen bei der Entrichtung 
der jedem Stifte und Kloſter zugewieſenen Religionsfonds— 
Pauſchalien verbleiben, und für deren genaue Abſtattung 
Sorge getragen werden ſoll, wogegen jedem Stifte den 
Beweis zu führen vorbehalten bleibt, daß es die Pauſchal— 
Summe ohne Gefährdung der Bedeckung der eigenen Be— 
dürfniſſe, worunter auch die Erziehungs- und Unterrichts— 
anſtalten, für welche es zu ſorgen hat, gehören, zum Theile 
oder gar nicht aufzubringen vermöge 3). Die Abfuhr 
der Religionsfonds- Steuer geſchieht nach Art der Abfuhr 
der Landesſteuer a), und iſt im Unterlaſſungsfalle mit 
Nachdruck zu betreiben 5). 


) Hofd. v. 5. Aug. 1804 u. 29. Nov. 1807 Jak. 9. Bd. S. 
551 —557. 

2) Allerh. Entſchl. v. 15°, Hofd. v. 24. Dec. 1827 Prov. 
Geſ. für N. Oeſter. 9. Bd. S. 755. 5 

4) Hofd. v. 28. Febr. 1788. 

1) Hofd. v. 25. Aug. 1792 Pol. Geſ. 1. Bd. S. 208. 
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3) Die Zaren, weldhe nach der allgemeinen biſchöf— 
lichen Kanzlei-Taxordnung einfließen, in den Diöcefen, 
wo das biſchöfliche Kanzlei-Perſonale aus dem ens 
fonde bezahlet wird c). 

4) Die Strafgelder, welche nach der beſondern 
Beſtimmung der Geſetze dem Religionsfonde zuzufallen 
haben. Dahin gehören: das Strafgeld von 50 fl., welches 
für jedes Ritual, in dem die Bulle In coena Domini ans 
befohlener Maßen nicht vertilgt oder herausgeriſſen worden 
iſt, erleget werden muß d); die Strafe von zehen Reichs— 
thalern für jeden Fall einer Uibertretung der Verordnung, 
an abgebrachten Feiertagen keinen feierlichen Gottesdienſt 
zu halten e); der Erſatz der geiſtlichen Einkünfte, welche 
von einem aus dem geiſtlichen Stande Getretenen nach 
ſeinem Austritte unrechtmäßiger Weiſe genoſſen worden 


find H. 
& 107. 
Verwaltende Behörden. 


Die oberſte Leitung des Religionsfonds hat ſich der 
Landesfürſt als höchſter Schutzherr der Religion und 
der Kirche vorbehalten a). Die unmittelbare Verwaltung 
war früher in allen Provinzen einer eigenen Commiſſion 
anvertraut, welche, zur genauen Erhebung und Bedek— 
kung des Religionsfonds errichtet, vorzüglich darauf zu 
dringen hatte, daß von dem Stamm-Capitale nichts ver— 
wendet, ſondern, was davon einging, ſogleich fruchtbrin— 


c) Pat. v. 21. April 1784 f. 8. 

A) Hofd. v. 4. Mai 1781. 

c) Verord. v. 20. Juni 1770 in Jul. Cäſ. Nat. Kirchenrecht 
2. Bd. ©; 49 n. 39 

7) Hofd. v. 24. Aug. 1786 Krop. 10. Bd. S. 765. 

a) Hofd. v. 29. April 1791 II. Abth. §. 16 der Bewillig. für 
Mähren Pol» Gef: Leop. 3. Bd. S. 255. 

I. Theil. 23 
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gend angelegt wurde 5). Allein dermalen iſt dieſe geift- 
liche Commiſſion in allen Provinzen aufgehoben, und die 
von ihr beſorgte Geſchäftsführung auf den geiſtlichen Re— 
ferenten bei der Landesſtelle mit der Obliegenheit übertra— 
gen, die Gegenſtände des Religionsfondes in voller Raths— 
verſammlung vorzutragen c). Dieſem nach muß ſich in 
allen den Religionsfond betreffenden Geſchäften nur allein 
an die Landesſtelle gewendet werden. In ihren Wir— 
kungskreis gehört insbeſondere: 1) die Verleihung des 
Tiſchtitels an die biſchöflichen, die vorgeſchriebenen Stu— 
dien gut abſolvirenden, Alumnen (nicht aber auch an 
auswärtige, in die Oeſterreichiſchen Staaten aufzuneh— 
menden, Geiſtliche, in Betreff dieſer ſteht ſie der Hofſtel— 
le zu d)); 2) die Aufnahme der Candidaten für die aus 
dem Religionsfonde unterhaltenen Klöſter; 3) die Auslei— 
hung der Religionsfonds-Gelder an Private unter den 
geſetzlichen (§. 51 u. ff.) Vorſichten; 4) die Ergänzung 
der Congrua der Seelſorger, wenn ſie aus den Kräften 
des jeder Provinz eigenen Religionsfonds beſtritten werden 
kann; 5) die Verleihung der aus dem Religionsfonde be— 
reits bewilligten Hand-Stipendien für Theologen; 6) die 
Bewilligung der Nachläſſe und Abſchreibungen an beſte— 
henden Pacht-Contracten, wenn ſelbe nicht mehr als jähr— 
lich 2000 fl. ausmachen, und vollkommen gültige Urſa— 
chen vorhanden ſind; 7) die Anweiſung bis zu dem Be— 
trage von 1500 fl. zu Reparaturen an Religionsfonds-Ge— 
bäuden e), und neueſtens 8) die Anweiſung des Deficien— 
ten = Gehaltes für Local-Capellaͤne und Cooperatoren /). 
Die Religionsfonds-Güter werden nach Auflöſung der 


5) Hofd. v. 26. Sept. 1799 Pol. Gef. 14. Bd. S. 176. 

c) Hofd. v. 30. April 1805 Pol. Gef, 24. Bd. S. 93. 

1) Hofd. v. 5. März 1807. 

e) Hofd. v. 16. Mai 1807 $$. 3, 4, 9, 14, 16, 20 vergl. 
mit Hofd. v. 11. Juli 1811. M. Abhandl. v. kirchl. Ge⸗ 
bäud. §. 58. 

F) Hofd. v. 25. März 1824. 
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Staatsgüter-Adminiſtration, welche ſie ehemals zu ver— 
walten hatte g), von der vereinten Cameral-Gefäl— 
lenverwaltung, die Bergwerke von der Hofkammer 
in Münz- und Bergweſen A), das Intercalare von dem 
für die erledigte geiſtliche Pfründe aufgeſtellten Admini— 
ſtrator verwaltet. Controllirende Stelle iſt die Provin— 
zial⸗Staatsbuchhaltung, welche über Wirthſchafts— 
gegenſtände ihr Gutachten abgibt, und das Rechnungs- 
weſen beſorgt ($$. 114, 115) 2). 

Die Biſchöfe nehmen an der Verwaltung keinen 
weitern Antheil, als daß ſie den Rechnungsſtand einſehen 
können, und jährlich einen Ausweis der für ihren Spren— 
gel aus dem Religionsfonde angewieſenen Penſionen und 
Gehalte zur Wiſſenſchaft erhalten 5). 


$. 108. 


Religionsfonds-Kaſſe. Beſorgung der Einnahmen 
und Ausgaben. 


Die Religionsfonds-Kaſſe iſt dem Cameral-Zahl⸗ 
amte übertragen a). Dieſem Amte iſt in Böhmen auch 
die Salzkaſſe, welche ein Acceſſorium der Religionsfonds— 
Kaffe iſt, übergeben Y)), und die Banco-Gefällen-Haupt— 


8) Verord. v. 25. April 1785, Hofd. v. 28. Oct. 1791 J. 
Abtheil. J. 10 der Bewillig, für Böhm., Hofd. für Galiz. 
v. 20. April 1795. 

J) Hofentſchl. für Galiz. v. 13. Juni 1786, Hofd. v. 4. Zus 
li 1787. 

1) Verord. für Salzb. v. 16. Oct. 1821 & 9 Schwerdl. 10. 
Bd. S. 185, allerh. Entſchl. v. 24. Jan., Hofd. v. 6. Febr. 
1829 Prov. Geſ. Steyerm. 11. Bd. S. 28. 

*) Hofd. v. 17. März 1791 5. 3 n. 7 Pol. Gef. 2. Bd. S. 108. 

a) Verord. für Salzb. v. 16. Oct. 18216. 9 Schwerdl. 10. Bd. 
S. 185, allerh. Entſchl. v. 24. Jan., Hofd. v. 6. Febr. 
1829 Prov. Geſ. Steyerm. 11. Bd. S. 28. 

5) Hofd, v. 11. Juli 1782. 
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kaſſe übermacht dahin die Salzſteuer c). Es iſt dadurch 
von jenem Puncte des Salz-Contractes abgekommen, in 
Folge deſſen die Salzkaſſe Perſonen, welche der Clerus zu 
ernennen hätte, übergeben werden ſollte. Der Einfluß 
des Römiſchen Stuhles auf dieſe Kaſſe, und das Anſu— 
chen bei demſelben um Begnehmigung über die Verthei— 
lung der Salzgelder iſt ſchon früher unterſagt worden d). 

Dieſem nach fließen alle Einnahmen des Reli: 
gionsfondes bei dem Cameral-Zahlamte ein, und alle Zah 
lungen werden von daher geleiſtet. Unmittelbar aber 
wird daſelbſt der Regel nach keine Zahlung angenom— 
men e). Zahlungen, welche an den Religionsfond zu ma— 
chen ſind, müſſen ohne Unterſchied, ob ſie die Abführung 
des Mieth- und Pachtzinſes von den in Beſtand genom- 
menen Religionsfonds-Realitäten /), oder die Entrich— 
tung der Intereſſen von ausſtehenden Religionsfonds-Ca— 
pitalien g), oder die Abtragung des Kaufſchillings für 
veräußerte Realitäten A), oder endlich die Zurückzahlung 
von Capitalien betreffen 1), an die Kreiskaſſe geſchehen, 
und von da an das Cameral-Zahlamt abgeführet wer— 
den k). Zur Erleichterung der Parteien iſt geſtattet, daß 
die Intereſſen für ſich ſowohl, als auch die im baren Gel— 
de zurück zu zahlenden Capitalien mit den bis zum Zah— 
lungstage laufenden Intereſſen von den obrigkeitlichen 
Steuereinnehmern eingehöben, und mittelſt der bei Neben— 


c) Verord. in Böhm. v. 10. Dec. 1815 u. 29. Nov. 1821. 

d) Hofd. v. 28. Juni 1782. 

e) Verord. in Böhm. v. 7. Sept. 1786, Hofd. v. 11. Juli u- 
5. Dec. 1791 Jak. 3. Bd. S. 280, 282. 

7) Kreisſchreiben in Galiz. v. 22. März 1787. 

g) Hofd. v. 21. Juni u, 10. Juli 1794. 

h) Hofd. v. 8. Oct. 1818, Verord. in Böhm. v. 29. Nov. 
1821. 

1) Verord. in Böhm. v. 1. Febr. 1810 Jak. 8. Bd. S. 376. 

k) Hofd. v. 12. Juni 1792 Jak. 3. Bd. S. 250. 
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gaben gewöhnlichen Rechnungsausweiſe monatlich bei den 
Kreiskaſſen abgeführet werden können, welche ſie auf gleiche 
Weiſe an das Cameral-Zahlamt übermachen 7). Dieje— 
nigen, welche von den zum Religionsfonde eingezogenen 
Emeriten⸗Stiftungs⸗Capitalien Intereſſen zu zahlen hat- 
ten, durften dieſelben ſogar geradezu an die noch lebenden 
Emeriten verabfolgen, und hatten ſich blos von Jahr zu 
Jahr mit den von den Ortspfarrern zu coramiſirenden 
Quittungen auszuweiſen m). Eine Verordnung, welche 
die Religionsfonds-Schuldner zur Berichtigung ihrer Schul— 
digkeit direct an den Religionsfond weiſet n), hat zufolge 
der ſpätern ausdrücklichen Erklärung an der alten Einrich— 
tung zur unmittelbaren Abfuhr an die Steuerämter und 
von da an die Kreiskaſſen nichts geändert o). Nur den 
Prager Bürgern iſt geſtattet, Religionsfonds-Capitalien 
ſammt den vertagten Intereſſen ohne weitere Umſtände 
an das Cameral-Zahlamt zurück zu zahlen p). In Salz— 
burg hat das Cameral-Zahlamt ſelbſt die Zinfen von den 
im Auslande bei öffentlichen Kaſſen, bei Stiftungen und, 
Corporationen oder bei Privaten anliegenden Capitalien 
einzuheben 3). Das Cameral-Zahlamt muß jeden Zah— 
lungsempfang quittiren. Iſt das bezahlte Capital land— 
täflich verſichert geweſen, ſo muß die Quittung, welche 
ad effectum extabulationis der Landtafel vorgeleget wer— 
den ſoll, unter Anführung des betreffenden Landtafel— 
Haupt- und Inſtrumenten-Buches die Hypothek, auf der 
es verſichert war, dann den Ausſtellungstag und die Ex— 


2) 8080 v. 21. Juni, 10. Juli 1794, Verord. in Böhm, v. 
1. Febr. 1810. 

m) Verord. in Böhm, v. 19. Nov. 1793. 

7) Verord. in Böhm. v. 24. Oct. 1795. 

o) Verord. in Böhm. v. 8. März 1799. a 

P) Verord. in Böhm. v. 10. Mai 1810 Jak. 8. Bd. S. 376. 

7) Verord. in Oeſter. o. d. E. v. 5. Juni 1823 Schwerdt. 
10. Bd. S. 150. 
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hibiten⸗Nummer der, zur Empfangsnahme des ausquittir- 
ten Capitals von dem Gubernium zugekommenen, Ver: 
ordnung enthalten r). Wird eine Zahlung bei der Kreis— 
kaſſe geleiſtet, ſo quittirt natürlich dieſe. In Galizien 
gibt ſie bei der ganzen oder theilweiſen Abzahlung eines 
Religionsfonds-Capitals noch ein Duplicat der ausgeſtell— 
ten Quittung an das Kreisamt zur weitern Beförderung 
an die Landesſtelle ab s). Die Einbringung der Reli— 
gionsfonds-Bezüge zur gehörigen Zeit und in gehöriger 
Art iſt die Sache der Landesſtelle t) und des Kreisamtes. 
Der letztern Stelle iſt insbeſondere zur Pflicht gemacht, 
die Rückſtände an Intereſſen und andern Gebühren an 
den Religionsfond mit der größten Thätigkeit, nöthigen 
Falles mit Anwendung der ihr zu Gebote ſtehenden 
Zwangsmittel einzutreiben, die erhaltenen Ausweiſe über 
die Rückſtände mit den Vormerkungen des Kaſſiers zu 
einer beſtändigen Uiberſicht wohl zu combiniren, und zwei— 
felhafte oder ganz uneinbringliche Poſten zur weitern Prü— 
fung gutächtlich anzuzeigen u). 

Was die aus dem Religionsfonde zu beſtreitenden 
Auslagen betrifft, ſo werden ſolche faſt durchgehends 
in Metallmünze gemacht. Zuerſt wurde dieſes zwar blos 
in Anſehung der fixen jährlichen Verſehpferd-Beiträge an— 
geordnet 10). Jüngſthin aber iſt befohlen worden, daß 
alle ſtatutenmäßigen Bezüge, als Beſoldungen, Penſionen, 
Congruen, Adjuten u. ſ. w., welche bisher noch im Pa— 
piergelde bezahlt worden ſind, auf gleiche Weiſe, wie die 
Cameral-Bezüge in ihrem urſprünglichen Ausmaße, mit 
Ausnahme der Theuerungszuſchüſſe und Ausbeſſerungen, 
in Metallmünze bezahlet; die Gebühren, welche nach dem 


r) Verord. in Böhm. v. 16. Febr. 1809. 

s) Verord. in Galiz. v. 30. Mai 1794. 

t) Hofd. v. 10. Nov. 1822. N 

1) Verord. in Böhm. v. 10. Dec. 1816 u. 29. Nov. 1821. 
20) Hofd. v. 1. März 1820 Schwerdl. 9. Bd. S. 51. 
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jedesmaligen Bedarfe oder mit Rückſicht auf den geringen 
Werth des Papiergeldes und die beſtandene Theuerung 
bemeſſen worden ſind, und alle veränderlichen Auslagen 
nach dem Curſe zu 250 auf Metallmünze umgeſetzet, und 
nur jene Auslagen, welche nach dem privatrechtlichen Ver— 
hältniſſe beurtheilet werden müſſen, als fixe Beiträge an 
andere Fonde oder Anſtalten, Zinſen von Paſſiv-Capitalien, 
Stiftungen, Aequivalentien u. ſ. w. noch ferner, bis im 
Allgemeinen hierüber entſchieden werden wird, im Papier— 
gelde entrichtet werden ſollen. Die erforderliche Münze 
hat ſich das Cameral-Zahlamt durch Umſetzung der im 
Papiergelde erhobenen Beträge von den Verwechslungs— 
ämtern zu verſchaffen, da die Einnahmen des Religions— 
fondes, ſie mögen in Intereſſen und den Erträgniſſen von 
Capitallen und Realitäten, oder in Abgaben und Beiträ— 
gen von Corporationen beſtehen, zu gleicher Zeit in jene 
Münze nicht umgeſetzet werden konnten, und daher bis auf 
weitere Verfügung noch ſo, wie ſie vorgeſchrieben ſind, 
im Papiergelde angenommen werden müſſen ). 

Zur Erzielung der nöthigen Sicherheit foll die Religions— 
fonds-Kaſſe jeden Jahres mehrmals un verſehens ſcontrirt )), 
und hierbei immer ein Hauptausweis von allen bei dem Ca— 
meral-Zahlamte erliegenden Fonds- Obligationen verfaßt 
werden. Der Unterſuchungs-Commiſſär hat darüber nach 8 
Tagen umſtändlich an das Gubernium zu relationiren, dieſes 
aber die Relation ſammt dem Kaſſe-Liquidations-Ausweiſe 
der Staatsbuchhaltung zuzuſtellen, welches fie innerhalb 14 
Tagen zu prüfen, mit dem Journale zu vergleichen, und 
nebſt den nöthigen Bemerkungen dem Eubernium zurück 
zu geben hat. Letzteres ſetzt dann ſeine eigene Aeußerung 
bei, und legt das Scontrirungs-Operat mit ſolcher, dann 
mit dem Liquidations-Ausweiſe und dem Berichte der 


&) Hofd. v. 27. März 1819 Jak. 8. Bd. S. 113, v. 4. Nov. 
1821, für Galiz. v. 22. Febr. 1819. 
) Hofd. v. 3. Jan. 1817 ebend. S. 401. 


BER Nr 


Staatsbuchhaltung längſtens binnen einem Monate ber 
Hofkammer vor 2). ö N 
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Anlegung der Religionsfonds-Gelder und Einſen⸗ 
dung der Uiberſchüſſe an die Central-Kaſſe. 


Die Religionsfonds-Gelder konnten ehemals gleich 
Kirchen- und andern, unter öffentlicher Aufſicht ſtehenden, 
Fonds⸗Geldern bei Privaten a) fo wie in Staatsfonden b), 
fruchtbringend angeleget werden, und waren hierbei nur 
die oben (§. 51 u. ff.) angeführten Vorſchriften zu beobach— 
ten. Da es aber blos einen allgemeinen Religionsfond 
geben ſollte c), und namentlich für Mähren erklärt wurde, 
daß dem Anſuchen, den Religionsfond in Mähren für die— 
ſes Land allein zu verwenden, nicht willfahrt werden könne, 
indem die Glieder des nämlichen Staatskörpers das allge— 
meine Inſtitut nach Kräften befördern müſſen d); gleichs 
wohl öfters es ſich ereignete, daß die Kaſſe der einen Pro— 
vinz bei eingetretenem Mangel an Barſchaft mit Aushülfe 
und Vorſchüſſen aus andern Provinzen unterſtützet werden 
mußte, was immer mit Weitläufigkeit und Verzögerung 
verbunden war, die Ordnung und Uiberſicht des ganzen 
Fonds erſchwerte, und unnütz ſich darſtellte, weil die wechſel— 
ſeitigen Forderungen der Religionsfonde abgeſchrieben werden 


z) Hofd. v. 27. Oct. 1815, 11. Nov. 1815, 31, Dec, 1816 
Jak. 8. Bd. S. 399— 401. 

a) Pat. v. 18. Oct. 1792 Pol, Gef. 1. Bd. S. 190, Hofd. 
v. 16. März 1793 ebend. 2. Bd. S. 57, v. 25. Mai 
1793 Jak. 3. Bd. S. 253, v. 14. u. 17. März 1794 
Pol. Geſ. 4. Bd. S. 35, 63. 

6) Hofd. v. 20. Febr. u. 30. Oct. 1783 Jak. 5. Bd. S. 95, 
133, v. 10. März 1795 u. 12. März 1797. 

c) Hofd, v. 3. Juli 1792 Jak. 5. Bd. S. 95. 

d) Hofd. v. 29. April 1791 II. Abthl. §. 17 der Be willig. 
für Mähr. Pol, Gef, 3. Bd. S. 256. 
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mußten e); ingleichen es ſich traf, daß der bare Ulberſchuß 
in der einen Provinz angeleget wurde, während in einer 
andern ein Abgang an Barſchaft vorhanden war: ſo wurde 
zur Abwendung dieſer und anderer Gebrechen zu Wien 
eine Central-Kaſſe errichtet. Aus dieſer wurden die 
Provinzial-Religionsfonde nach Erforderniß mit Barſchaft 
verſehen und unterſtützt; an dieſe wurden dagegen von 
ſämmtlichen Provinzial-Religionsfonds-Kaſſen alle Gelder, 
die von zurückgezahlten Capitalien, von Vorſchüſſen, oder 
wie immer ſonſt vom Stammvermögen herrührend eingin— 
gen, von Viertel- zu Vierteljahr durch die Cameral-Kaſſen 
mittelſt Verlagsquittungen übermacht, und erſt von da 
aus die entbehrliche Barſchaft zum Beſten der einzelnen 
Fonde, nach dem Verhältniſſe der von ihnen eingeſchick— 
ten mehr oder minder beträchtlichen Uiberſchüſſe, verzins— 
lich angeleget, oder zum Ankaufe von Staats-Obligationen 
verwendet 7). Doch ſchon nach einem kaum achtjährigen 
Beſtande wurde die Central-Kaſſe wieder aufgehoben, und 
die alte Freiheit zur fruchtbringenden Anlegung der Re— 
ligionsfonds-Gelder im Lande hergeſtellet g). Es ſollten 
nur, um dem höchſten Aerarium die Hülfsguellen eines 
minder läſtigen Credits zu erleichtern, die Uiberſchüſſe von 
dem Religions-, ſo wie von den übrigen Stiftungsfonden, 
im Staatsfonde, und zwar gegen vier von Hundert anz 
geleget werden )). Das Stammvermögen dieſer Fonde 
und die davon entfallenden Beträge, ſonach heimgezahlte 
Capitalien, eingehende Kaufſchillinge für veräußerte Rea— 
litäten und dergleichen konnten noch immer nach dem Be— 
funde der Landesſtelle auf die in jedem Lande möglich 


e) Angef. Hofd. v. 3. Juli 179% 

7) Hofd. v. 20. Dec. 1794 Jak. 5. Bd. S. 134. Miniſt. Schrb. 
v. 16. Jan. 1802. 

g) Hofd. v. 24. Juli 1802 Pol. Geſ. 17. Bd. S. 10. 

Ah) Miniſt. Schrb. v. 16. Jan., Hofd. v. 18. Oct. 1802 Jak. 
8. Bd. S. 57, 62. 
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beſte Art benützt, daher entweder in dem Staatsfonde, 
oder bei Privaten angeleget werden, und waren nur bei 
Einſendung der gewöhnlichen Fonds-Kaſſeſtände zur beſſern 
Uiberſicht die Rubriken zu theilen, um ſolcher Geſtalt von 
angelegten Capitalien jene im Staatsfonde von den bei 
Privaten anliegenden, und eben ſo auch von barem Gel— 
de die eigentlichen Uiberſchußgelder von dem heimgefallenen 
Stammvermögen beſonders auszuweiſen 1). Später aber 
mußten auch die als Stammvermögen einfließenden Bar— 
ſchaften in den Staats = Credits = Fond jedoch gegen fünf 
von Hundert, welche Intereſſen den daſelbſt anzulegenden 
Uiberſchußgeldern unter einem zugeſtanden worden waren, 
angeleget, und alle Jahre außer dem Ausweiſe über den 
Kaſſeſtand noch der Ausweis eingeſendet werden, wie viel 
mit Rückſicht auf die nöthige Bedeckung der für den Fond 
zu beſtreitenden ordentlichen und außerordentlichen Ausla— 
gen angeleget worden, und noch anzulegen wären *). 
Die Uiberſchüſſe und Barſchaften wurden gegen Verlags— 
quittungen auf die Univerſal-Staatsſchuldenkaſſe lautend 
an die Cameral-Kaſſe abgeführet, und zur Ausfertigung 
der Obligationen von der Landesſtelle der Hofſtelle einge— 
ſendet 2). 

Hierin ging abermals eine Veränderung vor ſich, 
als im Jahre 1804 die neue Central-Kaſſe errichtet wur— 
de. Es mußten nunmehr die Provinzial-Religionsfonde 
ihre Uiberſchüße nicht in die Staatsſchuldenkaſſe, ſondern 
in die neue Central-Kaſſe einſenden, woraus nach dem 
Maßſtabe des Uiberſchußes pro rata den bedürftigen Re— 
ligionsfonden die erforderlichen Beiträge dergeſtalt gelei— 
ſtet werden ſollten, daß der Fond, welcher ſolche erhielt, 
wenn er ſelbſt zu einem Uiberſchuße gelangte, ſie ſammt den 


2) Hofd. v. 3. Aug. 1803 Pol. Gef. 20. Bd. S. 29. 

*) Hofd. v. 23. Dec. 1803 ebend. 152. 

2) Hofd. v. 20. Jan. 1804 ebend. 21. Bd. S. 19, v. 31. 
Jan. 1804 Jak. 8. Bd. S. 63. 
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fünf⸗percentigen Zinſen nach und nach zurück zahlen könn 
te m). Die Abfuhr hatte, wie früher, an die Provinzial— 
Banco -Zettelkaſſe gegen eine, auf die Wiener Banco— 
Zettelhauptkaſſe lautende, Verlagsquittung, welche an das 
Univerſal-Cameral-Zahlamt ſtatt Baren eingeſendet wur— 
de n), und bei den in größeren Beträgen zurück zu zahlen— 
den Capitalien ſogleich, ſonſt aber, wenn kleinere Beträge ei— 
ne Summe von 1000 fl. erreichten, zu geſchehen o). Zugleich 
mußte jede Woche der Kaſſeſtand unmittelbar an die ver— 
einigte Hofkanzlei angezeigt werden p). Die Darleihens— 
ſcheine, welche ein Religionsfond über den durch die Central— 
Kaſſe geleiſteten Vorſchuß, Aushülfe oder Unterſtützung 
von dem andern erhielt, wurden nach einem beſonders 
vorgeſchriebenen Formulare, und zur leichteren Berech— 
nung der Intereſſen jedesmal über eine runde Zahl aus— 
geſtellt 3), an das Univerſal-Cameral-Zahlamt einge— 
ſendet, und von da der betreffenden Provinz zugerech— 
net 7). Sie ſtellten wirklich verzinsliche Schuldſchei— 
ne, welche bei beſſern Vermögenskräften des Fonds wieder 
zurück bezahlt werden ſollten, vor, mußten deshalb bei 
den Cameral-Zahlämtern der Provinzen in Verrechnung 
gebracht, und mittelſt einer ordentlichen Durchführung in 
den Journalen der Staats-Hauptbuchhaltung erſichtlich 
gemacht werden s). Für unvorhergeſehene Fälle ſollten 
von dem Uiberſchuße des Religionsfondes 50,000 fl. W. W. 


m) Hofd, v. 26. Nov. 1804 Pol. Geſ. 23. Bd. S. 157. 


u) Hofd. v. 6., v. 24. Aug. u. 12. Sept. 1805 Jak. 8. Bd. 
S. 64. 


5) Hofd. v. 20. Juli 1805 ebend. S. 53. 


) Hofd. v. 31. Jan. u. 23. April 1805, vom 29. Oct. 1806 
ebend. S. 373 — 374. 


r) Hofd. v. 28. Jan. 1806 Jak 10. Bd. S. 44. 
) Hofd. v. 5. Nov. 1806 ebend. 


3 


in Bereitſchaft gehalten t), und ſo lang dieſe Barſchaft 
nicht vorhanden wäre, gar nichts, bei ihrem Vorhanden— 
ſein aber alle übrigen Kaſſebeträge von ſelbſt, und ohne 
eine Erinnerung abzuwarten, eingeſendet werden u). Die 
Kaufſchillingsgelder für veräußerte Religionsfonds-Reali— 
täten dagegen mußten fortwährend zum Ankaufe von 
Staatspapieren gewidmet 10), oder in abgerundeten Zah— 
len a) im Staatsfonde ), und zur Zeit des im J. 1815 
eröffneten Anleihens von 50 Millionen bei dieſem angelegt 
werden 23). Die einmal zugeſtandene Freiheit, fie auch 
an Private unter Pragmatical-Sicherheit ausleihen zu 
können a), währte nur ganz kurze Zeit 5). 

Den neuern Vorſchriften zufolge mußte die Landes- 
ſtelle ſowohl die Kaufſchillings-, als auch alle andern 
Stammgelder der politiſchen Fonde, ſo wie ſie nach und 
nach eingingen, ungeſäumt an die Tilgungsfonds-Haupt— 
kaſſe mit Benennung des Fonds, welchem ſie gehörten, 
einſenden, um ſie ſo ſchnell als möglich durch den börſe— 
mäßigen Ankauf von ſolchen Obligationen, welche die 
Verzinſung in Metallmünze genießen, für den betreffenden 
Fond fruchtbringend zu machen c). Die Ausweiſe über 
den Kaſſeſtand des Central- und der ſämmtlichen Provin— 
zial-Religionsfonde wurden Allerhöchſt Sr. Majeſtät von 
der Staats-Hofbuchhaltung vierteljährig vor Ausgang des 


t) Hofd. v. 29. Aug. 1811 (nach Hofd. v. 20. März 1806 
40,000 fl. B. 3.) Jak. 8. Bd. S. 396. 

u) Hofd. v. 13. März 1807 u. 16. Nov. 1811 ebend. S. 65. 

w) Hofd. v. 14. Mai 1812 ebend. 

=) Hofd. v. 23. April 1805. 

57) Miniſt. Schrb. v. 4. April 1805 Jak. 8. Bd. S. 417, 
Hofd. v. 14. Mai 1805 u. 8. Oct. 1814. 

2) Hofd. v. 13. Aug. 1815. 

a) Hofd. v. 14. Mai 1816 Pol. Geſ. 44. Bd. S. 171. 

5) Hofd. v. 17. Juni 1816. 

c) Hofd. v. 16. April 1818 Jak. 8. Bd. S. 239, v. 26. Juni 
u. 3. Dec. 1818 ebend. S. 65, 66, v. 25. Febr. 1819. 
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folgenden Quartals vorgelegt, zu welchem Ende das Ca— 
meral⸗Zahlamt alle Quartale das Kaffe = Journal der 
Staatsbuchhaltung zur Unterſuchung und ämtlichen Con— 
teſtirung, daß alle von der Landesſtelle zum Empfange 
angewieſenen Gelder von den Kaſſebeamten eingehoben 
und in den Journalen richtig verrechnet worden ſind, 
übergeben, und das mit der ämtlichen Unterſchrift zurück— 
geſtellte Journal ohne Aufſchub der Stiftungshofbuchhal— 
tung einſenden mußte d). Die Ab- und Zurechnungen, 
Erſätze und Vergütungen, welche ſich die Provinzial-Re— 
ligionsfonde entweder vermöge Hofkammer-Verordnungen 
oder ämtlicher Verhandlungen wegen bezahlter Penſionen 
oder anderer Gebühren zu leiſten haben, ſollten an das 
Univerſal-Cameral-Zahlamt eingeſendet werden. Um hier— 
in eine gleichförmige Manipulation einzuführen, iſt die 
Einleitung getroffen worden, daß von der Hofbuchhaltung 
die Forderungsausweiſe eines Fondes an den andern jähr— 
lich gegen das Ende des Militär-Jahres der Hofkanzlei 
vorgelegt, von dieſer aber den Landesſtellen, fo weit fie 
ſelbe betreffen, zu dem Ende zugeſtellet wurden, daß ſie 
die darin aufgeführten Beträge ſammt einer Abſchrift der 
Ausweiſe an das Univerſal-Cameral-Zahlamt zur Em— 
pfangsnahme für den Central-Fond, bei welchem ſie nur 
durchführend zu behandeln waren, abführen ließen e). 
Neueſtens ſind jedoch jeder Provinz der ihr eigenthümliche 
Religionsfond, und die unter dem Namen des Central— 
Religionsfondes bei der politifchen Fonds-Hauptkaſſe bes 
findlichen Theile desſelben wieder ganz übergeben wor— 


den J). 


d) Hofd. v. 24. Mai 1826, 25. Juni 1817 ebend S. 397 — 
399. 

e) Hofd. v. 27. Juli 1808 u. 16. Jan. 1817 ebend. S. 36 
bis 38. N 

7) Allerh. Entſchl. v. 24. Jan., Hofd. v. 6. Febr. 1829 
Pol. Gef. 57. Bd. S. 22. 
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Sicherſtellung, Aufkündigung und Rückzahlung der 
Religionsfonds-Capitalien. 


Zur Sicherſtellung ausſtehender Forderungen 
des Religionsfondes müſſen alle Privat-Schuldverſchrei— 
bungen für Kaufſchillingsrückſtände, intabulirten Satzbriefe 
und andere Verſicherungsſcheine, wie auch alle verzins— 
lichen Kriegsdarleihens-Obligationen oder Lieferungsſcheine, 
und überhaupt wie immer Namen habende verzinslichen 
Documente, welche dem Religionsfonde gehören, und bei 
den Wirthſchaftsämtern in Verwahrung find, an den Re— 
ligionsfond zur Empfangsnahme und Verrechnung abge— 
führet; über unverbriefte Capitalien aber nachträglich 
Schuldverſchreibungen ausgefertiget, und ſolche gleichfalls 
dieſem Fonde zur Verrechnung zugeſtellet werden a). 

Von den in öffentlichen Fonden anliegenden Capita— 
lien, welche auf geiſtliche Stiftungen überhaupt lauten, 
ſomit für den Religionsfond ſich eignen, und wovon die 
Intereſſen bereits durch 25 oder mehrere Jahre unerho— 
ben geblieben ſind, müſſen die diesfälligen Obligationen 
ausfindig gemacht, wenn ſie nicht ausfindig gemacht wer— 
den können, im gewöhnlichen Wege amortiſirt, und von 
Seite des betreffenden Fonds neue Obligationen ausge— 
ſtellet werden 5). 

Die ſich von Zeit zu Zeit ergebenden Beſitzverände— 
rungen bei den dem Religionsfonde verhypothecirten Rea— 
litäten der Privaten müſſen ſtets von der Grundbuchs— 
behörde und Stadtbücher-Verwaltung unter Angabe des 
Capitals dem Kreisamte angezeigt, und von dieſem ſo— 
wohl in dem über ſämmtliche von Privat-Parteien zu be— 
richtigenden Religionsfonds-Gebühren verfaßten Vorſchrei— 
bungsausweiſe vorgemerkt, als auch der Landesſtelle für 


a) Hofd. v. 20. Oct. 1808. 
6) Hofd. v. 9. April 1803 u. 9. Jan. 1812. 
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die Staatsbuchhaltung und das Cameral-Zahlamt, dann 
der Kreiskaſſe bekannt gegeben werden c). 

Private, welchen ſchon früher Religionsfonds-Capi— 
talien zu Darleihen gegeben worden waren, ſind in dem 
ruhigen Beſitze derſelben geblieben; ſie ſollen nur denjeni— 
gen, die mit der Intereſſen-Zahlung nicht zuhalten, oder 
deren Hypothek ſich verſchlechtert (§. 61), aufgekün— 
diget werden d). Dagegen bleiben dieſe Private aller— 
dings berechtigt, die auf ihren Realitäten verſicherten Re— 
ligionsfonds-Capitalien vertragsmäßig aufzukündigen und 
zurückzuzahlen. Ohne vorausgegangene und angenom— 
mene Aufkündigung aber kann keine Zurückzahlung eines 
Religionsfonds-Capitals gemacht werden e). Schuldner, 
welche die Aufkündigung geben wollen, haben ſie nicht 
unmittelbar an die Landesſtelle, ſondern an das Fiscalamt 
zu überreichen F). Iſt eine Aufkündigung gegeben wor— 
den: ſo müſſen die halbjährigen Zinſen vom Tage der Auf— 
kündigung und nicht der Erklärung der Annahme dieſer 
Aufkündigung berechnet werden, indem dem Schuldner 
die 88. 902 und 903 B. G. B. zu Guten kommen, 
und die bei der Annahme unterlaufende Zögerung des 
Gläubigers, d. i. des Religionsfonds, gleichviel, ob mit 
oder ohne Schuld, nach §. 1419 B. G. B. dem Gläubi— 
ger und nicht dem Schuldner zur Laſt fällt g). Die Zah: 
lung muß mit barem Gelde geſchehen. Staatspapiere 
können dem Religionsfonde al pari nicht aufgedrungen 
werden (§. 63) Y. 


c) Verord. in Böhm. v. 30. Dec. 1792, 7. Febr. 1796 Jak. 
2. Bd. S. 533, v. 27. Aug., 29. Nov. 1821, 9. März 
1822, 1. März 1823 Jak. 8. Bd. S. 56, 197 199, 
v. 1. Sept. 1831 Prov. Geſ. Böhm. 13. Bd. S. 563. 

d) Hofd. v. 17. Jan. 1792. 

e) Verord. in Böhm. v. 17. Nov. 1815. 

7) Hofd. v. 21. Dec. 1785. 

g) Hofd. v. 14. März 1822 Jak. 8. Bd. S. 384. 

h) Hofd. f. Galiz. v. 3. Aug. 1797 u. Hofd. v. 7. Jan. 1803 
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Um⸗ und Zuſammenſchreibung der Staats-Obli— 
gationen. 


In Anſehung der Umſchreibung der Staats— 
Obligationen iſt verordnet, daß, fo wie keine dem Reli— 
gionsfonde zugehörige Obligation unter Verantwortung 
der Hauptkaſſebeamten zur Umſchreibung angenommen 
werden kann, wenn nicht zugleich von der Landesſtelle die 
Bewilligung hierzu beigebracht wird, eben ſo ohne ſolche 
Bewilligung keine auf den Namen eines Privaten ausge— 
ſtellte Obligation auf den Religionsfond bei einer Staats— 
kaſſe unter Dafürhaftung der ſchuldigen Beamten umſchrie— 
ben werden darf a). Dagegen ſollen zur Erleichterung der 
verrechnenden Aemter in der Kaſſe-Manipulation, die in 
kleinen Stücken beſtehenden Fonds-Obligationen von glei— 
cher Eigenſchaft in wenige größere zuſam men geſchrie— 
ben, und die in ungleicher Zahl vorkommenden Capitals— 
Beträge, wie bei der Anlegung, ſo auch bei der Um- und 
Zuſammenſchreibung mit Daraufgabe oder Hinauszahlung 
von einigen Gulden auf eine gleiche runde Zahl gebracht 
werden 5). Die Zuſammenſchreibung beforgt die Finanz— 
Hofſtelle, und wird von derſelben unaufgehalten einge— 
leitet c). 


§. 112. 


Verpachtung der Religionsfonds-Güter und Ver: 
miethung der Religionsfonds-Gebäude. 


Die Religions fonds-Güter werden nach den 
für die Benützung der Staatsgüter zur Richtſchnur genom— 


a) Hofd. v. 12. oder 21. Jan. u. 10. Febr. 1797. 

6) Hofd. v. 18. Juni 1804, 14. Febr., 23. April u. 8. Juni 
1805, 29. Oct. 1806, 18. Juni 1813 u. 11. Nov. 1815 
Jak. 8. Bd. S. 400. 

c) Hofd. v. 10. Nov. 1822. 
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menen Grundſätzen benützt. Dieſe blieben ſich aber nicht 
immer gleich, ſondern wurden den jedesmaligen Zeitum— 
ſtänden angepaßt. So war früher bei den Staatsgütern 
im Allgemeinen nach Umſtänden die Veräußerung, Emphy— 
teutiſirung und Verpachtung auf längere Zeit verwilliget a), 
dann die letztere allein geſtattet 5), hierauf die Veräuße— 
rung und Verpachtung ganz eingeſtellt c), und fpäter 
wieder die Zeitpachtung von 3 bis 6 Jahren zugelaſſen d). 
In Folge der jüngſten Verordnungen ſollen alle Güter, 
welche zu der neuerdings verwilligten Veräußerung (J. 130) 
nicht ausgeſetzt, oder bei derſelben nicht an Mann gebracht 
werden, wenn nicht beſondere Rückſichten die eigene Be— 
wirthſchaftung nothwendig machen oder als nützlich erken— 
nen laſſen, mittelſt öffentlicher Verſteigerung auf längere 
Zeit verpachtet, und hierbei ſolche Bedingniſſe geſetzt wer— 
den, bei welchen ſich vor Deteriorationen, Pachtſchillings— 
rückſtänden, Eingriffen in die Waiſenkaſſen, Rechtsſtrei— 
tigkeiten u. ſ. w. möglichſt geſichert wird e). Dieſem nach 
wird es der Beurtheilung der Landesſtelle anheim geſtellt, 
ob bei der neuen Verpachtung der Fonds-Güter nach der 
früheren Inſtruction 7), und mit Beibehaltung der da- 
ſelbſt ausgeſetzten Bedingniſſe vorgegangen werden könne, 
oder welche Abänderungen zum Beſten des Fonds zu ma— 
chen ſeien. Auf jeden Fall werden die Bedingniſſe, unter 
denen die Verpachtung der einzelnen Güter vorgenommen 
wird, zur Wiſſenſchaft der Pachtluſtigen immer im voraus 
öffentlich bekannt gemacht. 


a) Hofd. v. 24. März 1789 Trat. 9. Bd. S. 182. 
5) Hofd. v. 20. Juni u. 10. Dec. 1790 Jak. 2. Bd. S. 615, 
621, v. 29. April 1791 §. 15 Pol. Gef. Leop. 3. Bd. 
S. 255, v. 22. Mai 1795 Jak. 2. Bd. S. 623. 
c) Hofd. v. 3. Febr. 1802 Jak. 8. Bd. S. 222, v. 21. 
Febr. 1812. 
d) Hofd. v. 15. Oct. 1802 ebend. S. 223. 
e) Miniſter. Schrb. v. 1. März 1805 u. 5, 6 ebend. S. 227. 
7) Hofd. v. 20. Juni 1790. 
I. Theil. 24 
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Damit in dem Falle, als ein Pächter die eingegan— 
gene Verbindlichkeit nicht erfüllt, einerſeits der Fond ſicher 
geſtellet, andererſeits aber auch die dem Pächter gebührenden 
Gerechtſamen nicht verletzt werden, wurden folgende Maß: 
regeln beſtimmt: 1) Wenn ein Pächter eines unter der 
Staatsverwaltung ſtehenden Gutes eine ſolche Handlung 
oder Unterlaſſung ſich zu Schulden kommen läßt, worauf 
in dem Pachtvertrage die Aufhebung der Pachtung und 
die Zurücknahme des Gutes ausdrücklich bedungen worden 
iſt: ſo ſoll demſelben auf Anſuchen der verwaltenden Be— 
hörde durch das Kreisamt bedeutet werden, daß er binnen 
14 Tagen nach Empfang des kreisämtlichen Decrets dem 
Pachtvertrage gemäß das Bedungene zu erfüllen, oder die 
Verkürzung gut zu machen, widrigenfalls zu erwarten habe, 
daß ihm das verpachtete Gut fogleich ohne gerichtliche Ver— 
handlung abgenommen, und alles weitere Recht wider ihn 
der Ordnung nach angebracht werden würde, wie dieſe Vor— 
ſicht ohnehin allezeit einen Artikel des Pacht-Contracts aus— 
zumachen hat. 2) Wofern jedoch Gefahr auf dem Ver— 
zuge haftet, zumal bei übler- Verwaltung der Kirchen-, 
Stiftungs-, Waiſen- oder Contributions-Gelder, oder ei— 
ner offenbaren Abwürdigung des Gutes: ſo liegt dem 
Kreisamte ob, ſogleich jemanden an Ort und Stelle zur 
Erhebung der Richtigkeit der Gefahr und der geſchehenen 
Anzeige zu ſenden, und nach Maßgabe und Erforderniß 
derſelben die vorgeſchriebene Friſt von 14 Tagen abzukür— 
zen, oder bis zu derſelben Verlauf einen vorläufigen Be— 
ſchlag (Sequeſtration) zu verhängen. 3) Wenn die geſetzte 
Friſt verſtrichen, und von dem Pächter die nach dem Pacht— 
Contracte geforderte Vorkehrung nicht getroffen iſt: ſo hat 
das Kreisamt auf Anſuchen der verwaltenden Behörde zu 
der wirklichen Abnahme des Gutes zu ſchreiten. 4) Da— 
mit aber hierbei die beiderſeitigen Rechte gleichmäßig ge— 
ſichert werden: ſo hat das Kreisamt den Pächter vorzula— 
den, daß er ſelbſt oder durch einen Bevollmächtigten auf 
dem Gute erſcheine, und in ſeiner und eines Abgeordneten 
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der verwaltenden Behörde Gegenwart, wie auch mit Bei— 


ziehung zweier benachbarten unparteiiſchen Wirthſchafts— 


beamten, alle bei Erlöſchung der Pachtung nach derſelben 
Eigenſchaft und Beſchaffenheit erforderlichen Beſchreibun— 
gen, Schätzungen und Liquidationen mit gehöriger Ge— 
nauigkeit vorzunehmen, hierüber gleichlautende Duplicate 
zu verfaſſen, dieſe ſammt den zugezogenen erwähnten Per— 
ſonen zu unterfertigen, und eines an die verwaltende Be— 
hörde, das andere an den Pächter auszuhändigen. Uiber 
die ganze Handlung iſt ein kreisämtliches Protokoll zu ver— 
faffen, und davon jedem Theile eine Abſchrift zuzuſtellen. 
5) Sollte der Pächter aus was immer für einer Urſache 
ſelbſt zu erſcheinen oder einen Bevollmächtigten zu ſenden 
unterlaſſen, oder die eben gedachten Urkunden zu unter— 
ſchreiben ſich weigern: ſo haben ſie gleichwohl wider den 
Pächter in ſo weit vollkommene Glaubwürdigkeit, als er 
eine Unrichtigkeit derſelben rechtskräftig zu beweiſen nicht 
vermag. 6) Von dieſem Zeitpuncte an hat die verwaltende 


Behörde mit Vorbehalt aller Anſprüche, welche ihr ſowohl 


als dem bisherigen Pächter aus dem Pachtvertrage bis 
dahin gebühren, in alle jene Rechte wieder einzutreten, die 
ihr vor der nun erloſchenen Pachtung gebührten. 7) Glaubt 
der Pächter gegen die ihm nach num. 1 u. 2 angedrohte 
Einziehung ſich rechtfertigen und verwahren zu können: 
ſo bleibt ihm das Recht vorbehalten, als Kläger wider das 


kreisämtliche Ermahnungs-Decret das Fiscalamt bei dem 


Landrechte zu belangen. Das Landrecht hat nach der Ord— 
nung und den Geſetzen zu verfahren, inzwiſchen zwar der 
wirklichen Abnahme des Gutes Einhalt zu thun, jedoch, 
wenn nicht ſchon das Kreisamt wegen dringender Gefahr 
(n. 1) den Beſchlag vorgenommen hätte, auf Anſuchen des 
Fiscalamtes denſelben unter eigener Verantwortlichkeit ſo— 
gleich einzuleiten. 8) Der Pächter hat auch noch nach der 
ſchon wirklich erfolgten Abnahme des Gutes das Recht, 
auf gleiche Art ſeine Klage einzubringen; doch hat es dann 


bis zur endlichen Entſcheidung bei der geſchehenen Abnah— 
24 * 
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me des Gutes zu bewenden. Weil aber das Staatsver— 
mögen nicht eine längere Zeit hindurch Anſprüchen ausge— 
ſetzt bleiben darf, welche deſſen weiterer Benützung oder Ver— 
äußerung in den Weg treten: ſo wird dem Pächter, in ſo 
weit er die Zurücknahme des abgenommenen Gutes begehren 
zu können vermeint, zur Anbringung ſeiner dahin gerichteten 
Klage eine Friſt von 45 Tagen eingeräumt, nach deren 
Verlaufe er nicht mehr gehört wird. 9) Alles bisher An— 
geordnete gilt auch von den ſämmtlichen, in dem Staats— 
gute befindlichen, mit dem Wirthſchaftsbetriebe verbundenen, 
oder aus Natural-Vorräthen beſtehenden, beweglichen Ei— 
genthume des Pächters, wenn in dem Pachtvertrage die 
Bedingung eingeſchaltet worden iſt, daß ſelbes als ein, der 
Obrigkeit nach der Sequeſtrirung oder Abnahme des Gu— 
tes eingeräumtes, Fauſtpfand dergeſtalt anerkannt werden 
ſoll, daß dieſelbe ſich hieraus wegen ihrer richtigen (liqui— 
den) Forderungen, ohne Rückſicht auf die von dem Päch— 
ter angebrachten Gegenforderungen, Zahlung zu verſchaf— 
fen berechtiget ſei. Zufolge der den Staatsgüterverwal— 
tungen ertheilten beſondern Anweiſung ſoll dieſe Bedin— 
gung allen Pachtverträgen über Staatsgüter eingeſchaltet 
werden. 10) Gleichwie jedoch die Pachtrückſtände vermö— 
ge der, den verwaltenden Behörden ertheilten, Vorſchrif— 
ten nicht durch längere Zeit anwachſen ſollen: ſo hat auch 
das denſelben eingeräumte Pfandrecht nur die Pachtungs— 
rückſtände von einem Jahre zu treffen. 11) Die Schäz— 
zung, Feilbietung und Einantwortung dieſer Pfandſchaft 
iſt bei dem Landrechte anzuſuchen, und von demſelben oh— 
ne weitere Schöpfung eines Urtheils nach Vorſchrift der 
Gerichtsordnung zu bewilligen, wenn nicht etwa die eine 
oder andere durch einen zur Zeit des geſchehenen Anſu— 
chens bereits verhängten Concurs gehemmt wird 8). 


g) Pat. v. 31. Dec. 1800 u. Hofd. v. 16. März 1801 n. 
1— 11 Jak. * Bd. S. 623. 


Die Religionsfonds-Gebäude befinden ſich 
theils in eigener Benützung, von Seite der Anſtalt näm— 
lich, die der Religionsfond unterhalten muß, theils ſind 
ſie vermiethet. Letzteres iſt der Fall bei den Gebäuden des 
Religionsfonds, die von dem Militäre benützt werden. Das 
Maß des Zinſes, der theils vom Lande, theils vom Mi— 
litäre, theils von der Stadt bezahlt wird, je nachdem das 
Gebäude als Kaſſerne und Schemalzimmer, oder als Ma— 
gazin, Depoſitorium oder Erziehungs-Inſtitut, oder als 
Spital benützt wird, iſt nach der Schätzung des Werthes 
des Gebäudes mit Zuſchlagung der Steuern und Repara— 
tions-Auslagen berechnet A). 


* §. 3 
Vertretung des Religionsfondes. 


Die Vertretung des Religionsfondes als eines 
unter öffentlicher Verwaltung ſtehenden Inſtituts ſteht 
dem Fiscalamte zu, es mag ſich um eine Erwerbung oder 
um den Schutz eines bereits beſeſſenen Rechtes handeln, 
und der Religionsfond als Kläger oder als Beklagter zu 
vertreten ſein a). Es bedarf daher keineswegs der Auf— 
ſtellung eines beſondern Vertreters, wenn der Religions— 
fond an eine Verlaſſenſchaft einen Anſpruch zu ſtellen 
hat; wohl aber muß ein ſolcher beſtellet werden, wenn 
er mit einem andern öffentlichen Fonde oder einer gleich— 
falls der Vertretung desſelben Fiscalamtes zugewieſenen 
Stiftung in Streit verfällt. Hierbei, ſo wie wegen Bei— 
ziehung des politiſchen Repräſentanten zu dem Vortrage 
von dergleichen Rechtsſtreitigkeiten 5), und wegen Eintrei— 


h) Hofd. v. 18. März 1813 u. 18. Febr. 1823 Jak. 8. Bd. 
S. 43—45. 

a) Fiscal-Inſtruct. v. 10. März 1783 $5- 5, 6, Hofd. v. 20. 
Juni 1790 n. 13. 

5) Hofd. v. 2. u. 15. April 1788 Jak. 2. Bd. S. 337338. 
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bung der Rückſtände, dann Sicherſtellung der Religions- 
fonds-Forderungen vorzüglich bei dem Ausbruche eines 
Concurſes gilt dasjenige, was in Betreff der Vertretung 
des Kirchenvermögens oben (. 75) geſagt wurde. 


$. 114. 
Religionsfonds- Rechnungen. 


Die Rechnungen über die täglichen Einnahmen 
und Ausgaben beſorgt das die Religionsfonds-Kaſſe füh— 
rende Cameral-Zahlamt; das ganze Rechnungsweſen aber 
die Provinzial-Staatsbuchhaltung. Die Controlle führt 
die Staats-Hofbuchhaltung ($$. 108 u. 109). An dieſe 
werden die jährlichen Rechnungsabſchlüſſe, abgeſondert 
von dem eigentlichen Präliminar-Entwurfe, und zwar in 


Folge der neueſten Weiſung mit Ende Decembers eingeſen— 
det a). 


$. 115. 
Präliminar-Syſtem. 


Um eine Uiberſicht der in den Religionsfond einflie— 
ßenden, und der aus demſelben zu beſtreitenden Ausla— 
gen im voraus zu erhalten, müſſen Präliminar-⸗ 
Syſteme vorgelegt werden. Nach den frühern Verord— 
nungen mußte dieſes jährlich geſchehen, und die Prälimi— 
nar-Syſteme von der Staatsbuchhaltung gemeinſchaftlich 
mit dem Kaſſe-⸗Oberbeamten aus den Kaſſe-Liquidations— 
Büchern verfaßt, dabei das vorletzte Jahr, z. B. zur 
Verfaſſung der Vorſchläge für das Jahr 1793 die Data, 
das Erträgniß und die Bedeckung des Jahres 1791 zur 
Grundlage gewählt, alle im Jahre 1792 vorgegangenen 
bekannten Facta, welche zu einer mehr oder minder ver— 
läßlichen Vermuthung eines Zuwachſes oder Abfalles an 
Erforderniß ſowohl, als an Bedeckung Anlaß geben, urd 


a) Hfd, v. 5. Juli 1814. 
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die bei der Buchhaltung vorgeſchriebenen Bemerkungen 
benützt, der Activ- und Paſſiv-Rückſtands-Ausweis bei— 
gelegt, und unter gemeinſchaftlicher Fertigung anfangs 
vor Ende des Militär-Jahres, dann bis halben Septem— 
ber höchſten Ortes eingeſendet werden a). Gegenwärtig 
aber müſſen die Erfordernißausweiſe alle Vierteljahre vor— 
gelegt werden. Für ihre Abfaſſung iſt mit Behebung der 
frühern Formulare 5) ein neues Formular vorgeſchrie— 
ben c), zu welchem zur Inſtruirung der dieſe Ausweiſe 
verfaſſenden Aemter nachträglich einige nähere Beſtim— 
mungen und Modificirungen, vorzüglich in Abſicht auf 
die Einnahmen und Ausgaben in Münze und Papiergel— 
de, und die Dotation aus dem Staatsſchatze, dann in 
Abſicht auf die Activ- und Paſſiv-Rückſtände erlaſſen wor— 
den find d). 


7 $. 116. 
Verwendung des Religionsfondes: 


Welche Beſtimmungen der Religions fond nach der 
Abſicht ſeines erhabenen Stifters K. Joſeph II. haben 
ſollte, iſt oben (§. 105) geſagt worden. Die erſte, mit 
ſeinem Beginnen beſtandene, Verwendung war nur 
jene, welche auf den Unterhalt und die Penſionen der 
Glieder der aufgehobenen geiſtlichen Orden, Stifter und 
Klöſter gemacht wurde. Doch geſellten ſich zu dieſer 
Auslage andere faſt gleichzeitig, noch mehrere ſpäter in ei— 


a) Hofd. v. 7. April, 24. Oct. u. 4. Dec. 1786, v. 1. Oct. 

1787 Jak. 5. Bd. S. 112-126, v. 17. Jan. u. 17. Dec. 
» 1792 Pol. Gef. 4. Bd. S. 23, v. 11. Juni u. 22. Sept. 

1807 ebend. 28. Bd. S. 161, 29. Bd. S. 102, v. 5. Juli 
1814 Jak. 9. Bd. S. 419. 

5) Hofd. v. 24. Oct. 1786 u. 1. Oct. 1787 Jak. 5. Bd. 
S. 112, 123. 

e) Hofkanzl. Präſ. Deer. v. 19. Jan. 1819. 

d) Hofkanzl. Präſ. Decr- v. 30. Oct. 1820. 
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nem ſolchen Umfange und von einer ſolchen Beträchtlich— 
keit, daß der Religionsfond ſich zu einem der bedeutend— 
ſten unter den politiſchen Fonden erheben mußte, und 
nicht ſelten ein Aufliegen der Religionsfonds-Kaſſe ent= 
ſtand. Für den letztern Fall ſollte nach frühern Weiſun— 
gen jedesmal eine zu dem Bedürfniſſe verhältnißmäßige 
Summe von den dem Religionsfonde gehörigen ſtändiſchen 
Capitalien ausbezahlt, und hierüber die Anzeige an die 
Hofſtelle erſtattet werden a). Dieſes wurde jedoch bald 
wieder eingeſtellt und verordnet, daß zur Angreifung des 
Stamm-Capitals des Religionsfonds ohne vorläufige al— 
lerhöchſte Erlaubniß nicht geſchritten, ſondern die Aus— 
hülfe bei dem allgemeinen Religionsfonde geſucht werden 
ſolle )). Nun leiſtet entweder ein anderer hinlänglich be— 
deckter Fond Aushülfe, und zwar theils ohne Intereſſen, 
wenn es blos zur Kaſſeausgleichung oder Bezahlung der 
laufenden Ausgaben auf eine ſehr kurze Zeit von 8 bis 
14 Tagen, theils gegen Verzinſung, wenn es darleihens— 
weiſe auf längere und unbeſtimmte Zeit geſchieht c); oder 
es gewährt die Deckung des Abgangs der Staatsſchatz, 
welches letztere jedoch nie von der Landesſtelle ſelbſt ver— 
fügt werden kann, ſondern unter Vorlegung eines ordent— 
lichen von der Staatsbuchhaltung verfaßten Ausweiſes 
über alle Einnahmen und Zuflüſſe, dann die Ausgaben 
des Religionsfonds, durch die Hofkanzlei bei der Hofkam— 
mer angeſucht werden muß d). Die die heutige Verwen- 
dung des Religionsfondes betreffenden Verordnungen ſollen 
mit Beibehaltung der oben (F. 86 u. ff.) angenommenen 
Ordnung in den folgenden Paragraphen zuſammen geſtellt 
werden. 


4) Hofd. v. 30. Juni 1787 Jak. 2. Bd. S. 443. 

5) Hofd. v. 9. Nov. 1787 Jak. 3. Bd. S. 233. 

ce) Hofd. v. 6. Aug. 1818 ebend. 8. Bd. S. 69. 

d) Hofd. v. 9. Sept. 1788 ebend. 2. Bd. S. 443, v. 10. Sept., 
31. Oct., 21. u. 28. Nov. 1816 ebend. 8. Bd. S. 66— 69. 
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$. 117. 
Auf Gebäude. 


Der Religionsfond beſtreitet auf die Erbauung, Er— 
haltung und Herſtellung kirchlicher Gebäude keine 
andern Auslagen, als welche er als Patron oder Grund— 
obrigkeit gleich einem jeden Patrone und jeder andern 
Grundobrigkeit zu machen ſchuldig iſt. Nichts deſto we— 
niger iſt ſein Aufwand in dieſer Hinſicht ſehr groß, da er 
in beiden Eigenſchaften nicht nur bei allen, auf den Re— 
ligionsfonds-Gütern beſtandenen oder neu errichteten, 
Seelſorger-Stationen ins Mitleiden gezogen wird, ſon⸗ 
dern auch das Patronat und die damit verknüpften La— 
ſten bei den in den Städten neu errichteten Pfarren und 
Localien durchgängig, bei jenen auf dem Lande aber da— 
mals auf ſich nehmen mußte, wo es die betreffende Pri⸗ 
vat⸗Grundobrigkeit nicht übernommen hat a). 

Dasſelbe gilt auch von dem Aufwande auf Schul— 
gebäude, zu welchem der Religionsfond gleichfalls in ſo 
weit zu concurriren hat, als er Patron iſt, oder die frag— 
liche Schule auf einem Religionsfonds-Gute ſich befindet, 
indem ausdrücklich erklärt wurde, daß die Beiträge zu 
Schulen auf den eingezogenen Kloſtergütern aus dem Re— 
ligionsfonde hergenommen werden 5), und der Religions— 
fond da, wo er als Patron und Obrigkeit erſcheint, ſo 
wie jeder andere Privatbeſitzer nach dem Normale das 
Seinige beizutragen hat c). In Anſehung der Schulge— 
bäude iſt er noch mehr beſchwert, indem er ſogar bei ſol— 
chen Schulen, welche weder unter ſeinem Patronate ſte— 
hen, noch in feinem obrigkeitlichen Territorio gelegen ſind, 
die nöthige Unterſtützung ſchaffen muß, wenn die Gemein— 


a) M. Abhandlg. v. kirchl. Gebäud. 89. 16, 23, 31, 43. 46, 
47, 62, 63, 67, 77. 

5) Hofd. v. 21. Sept. 1785, Pol. Verſaſſ. d. deutsch. Schul. 
$. 372. 

5) Hofd. v. 29. Aug. 1788 Krop. 15. Bd. S. 852. 
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den, welche an den Schulbaukoſten zwei Drittel tragen 
ſollten, vermöge der genauen kreisämtlichen Unterſuchung 
die Mittel hierzu nicht haben, und der Schulfond eben— 
falls nicht Hülfe leiſten kann d). Die Art, in welcher 
die Beiträge von dem Religionsfonde als Patrone und 
als Grundobrigkeit gemacht werden müſſen, iſt in der 
Abhandlung von kirchlichen Gebäuden beſchrieben wor— 
den e). Das daſelbſt Angeführte gilt auch bei Schulbau— 
lichkeiten. Die Materialien als Gutserzeugniſſe können 
in dem Wirthſchafts-Regiſter in Ausgabe gebracht wer— 
den, und fallen ſomit dem Religionsfonde direct nicht zur 
Laſt; die Patronats-Laſten aber, welche blos in Geld: 
beiträgen beſtehen, dürfen aus den Gutsrenten nicht be— 
ſtritten werden, ſondern kommen unmittelbar aus dem 
Religionsfonde anzuweiſen 7). Zu neuen Schulgebäuden, 
wobei der Religionsfond die Koſten ganz oder zum Theile 
zu tragen hat, müſſen eigene Uiberſchläge entworfen und 
zur Beurtheilung nach Hof eingeſendet werden g). 

Bei Religionsfonds-Gebäuden, welche dem Militäre 
überlaffen find, beſtreitet die Koſten der Erhaltung im 
Bauſtande, dann der Herſtellung der Reparaturen der 
Religionsfond ſo weit, als ſie jeder andere Eigenthümer 
beſtreitet 2). Um diesfalls jeden Zweifel zu beheben, wel— 
che Anſchaffungs- und Unterhaltungskoſten eigentlich ihm, 
dem Gebäude-Eigenthümer, und welche dem Militäre zur 
Laſt fallen, iſt ein eigenes Verzeichniß aller Auslagen auf 
die Gebäude und deren Auslagen rectificirt worden, an 
das ſich genau zu halten iſt e). Der Anwurf und die 


d) Pol. Verfaſſ. d. deutſch. Schul. . 388. 

e) M. Abhandlg. v. kirchl. Gebäud. a. a. O. 

PB Hofd. v. 18. Juni 1813. 

g) Angef. pol. Schulverfaſſ. $. 363. 

u) Hofd. v. 18. März 1813 u. 19. März 1824 Jak. 8. Bd. 
S. 43, 50. 

1) Hofd. v. 22. Aug. 1824, Verord. in Böhm. v. 21. Mär; 
1825 Jak. 8. Bd. S. 45, 49. 5 
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Verputzung gegen die Straße, dann in den Höfen, ge— 
meinſchaftlichen Stiegen und Gängen hat, in wie fern 
ſolcher nicht durch den Muthwillen der Bequartirten 
nothwendig geworden iſt, worüber gemeinſchaftlich mit 
dem General- Commando jährlich im Frühjaͤhre die Un— 
terſuchung gepflogen werden muß, in der Regel alle Jah— 
re; das Weiſſen der Stiegen und Gänge alle 3 Jahre, 
jenes der Fronten gegen die Straßen und in den Höfen 
aber dann zu geſchehen, wenn ſolches bei der Unterſu— 
chung im Frühjahre für nöthig erkannt wird X). 


§. 118. 
Auf Kirchengeräthſchaften, Kirchen- und Schuler— 
forderniſſe. 


Nicht denſelben Beſtimmungen unterliegen die Aus— 
lagen auf Kirchengeräthſchaften und Kirchen— 
erforderniffe bei den neuen Pfarren und Localien, 
Während nämlich zu den Auslagen auf Kirchengebäude 
der Religionsfond mit baren Geldbeträgen nur als Pa— 
tron zu concurriren hat, folglich auch blos bei ſolchen 
Pfarren concurrirt, von denen er das Patronat überkam, 
muß er die Auslagen auf Kirchenerforderniſſe und Geräthe 
ſchlechterdings bei allen neuen Pfarren machen. Nur iſt 
dieſer Aufwand kein ſolcher, der dem Religionsfonde für 
immerwährende Zeiten zur Laſt fallen ſoll. Denn da or— 
dentlicher Weiſe die Kirchenerforderniſſe aus dem Kirchen— 
vermögen beſtritten werden: ſo hört er auf, ſobald eine 
Kirche zu einem ſolchen Vermögen gekommen iſt, welches 
jene Auslagen zu decken vermag (§. 88). Um die Paſſi— 
rung des nöthigen Betrages zur Anſchaffung und Aus— 
beſſerung der Kirchengeräthe muß, ſo wie bei Baulichkei— 
ten, bei der Landesſtelle beſonders eingeſchritten werden; 


*) Ebend. dann Verord. in Böhm. v. 15. Dec. 1825 ebend. 
S. 50. 3 
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für die laufenden Kirchenerforderniſſe iſt eine beſtimmte 
Paſſirung angewieſen, und daher nur um die Bewilli— 
gung des Abganges das Anſuchen nachzutragen ($. 88).— 
Für die Einrichtung und Erforderniſſe der alten Kirchen 
leiſtet der Religionsfond keinen Beitrag. Reicht das Kir— 
chenvermögen zur Beſtreitung der erforderlichen Auslagen 
nicht zu, ſo kann demſelben durch einen neben der Ar— 
menbüchſe aufzuſtellenden Opferſtock zu Hülfe gekommen 
werden a), oder es hat den Abgang der Patron herbei zu 
ſchaffen ($. 88). 

Auf Schulerforderniſſe, insbeſondere auf Bü— 
cher, Prämien und alles dasjenige, was den Unterricht 
befördert ($. 124), werden von dem Religionsfonde in fo 
weit Beiträge geleiſtet, als ſolche vorhin von den nun auf— 
gehobenen Stiften und Klöſtern gemacht wurden 5). Uiber— 
dies iſt noch befohlen, daß gut geſchriebene und nützliche 
Religionsbücher auf Koſten des Religions- und Schulfonds 
aufgeleget, und zur Verbreitung richtiger Religionskennt— 
niſſe unter den Erwachſenen, und Anlockung der Kinder 
zu dem Beſuche der Schulen vertheilt, an die fleißigen 
Beſucher der Schulen, vorzüglich der Sonntagsſchulen, in 
einem ſchönen Einbande verſchenkt, übrigens aber um 
einen geringen Preis verkauft werden c). 


$. 119. 


Auf den Unterhalt: a) Der angehenden und aus— 
zuweihenden Geiſtlichen. 


Für die Geiſtlichen beſtreitet der Religions fond 
den Unterhalt in allen Lebensverhältniſſen, in allen Lebens— 
perioden, und in jeder Eigenſchaft, in welcher ſie für Re— 
ligion und Kirche zu arbeiten berufen ſind, von ihrer erſten 


a) M. Abhandl. v. kirchl. Gebäud. §. 61. 
5) Hofd. v. 31. Juli 1787. 
ce) Hofd. v. 10. Dec. 1807. 
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Bildung an, bis zu ihrem Tode, im geſunden, ſo wie 
im gebrechlichen Zuſtande, in der Seelſorge, im Schul— 
amte und im Kloſter. 

Was zuvörderſt die angehenden Geiſtlichen betrifft, 
fo hatte der Religionsfond ſchon zur Zeit der General— 
Seminarien einen großen Theil der diesfälligen Auslagen 
übernommen. Nach Auflöſung jener Seminarien und 
Zurückſtellung der urſprünglichen Stiftungen an die Bi— 
ſchöfe wurde er zwar von der nächſten Unterhaltung der 
geiſtlichen Alumnate losgezählt; er kommt ihnen 
aber doch da, wo fie mit dem, nach dem Bedürfniffe 
der Diöceſe erforderlichen, Fonde nicht verſehen ſind, zu 
Hülfe a). Nebſtdem iſt bewilligt worden, daß, ſo fern 
es zur Erzielung des erforderlichen Nachwachſes nothwen— 
dig wäre, und die Kräfte des Religionsfonds es geſtatte— 
ten, Jünglingen, welche ſich der Theologie widmen, St i⸗ 
pendien von 100 fl. aus dem Religionsfonde verabreicht 
werden könnten 5), deren Verleihung, wenn ſie nur in 
der für jede Diöceſe ſyſtemiſirten Zahl, und in dem ſchon 
feſtgeſetzten Betrage verabreicht würden, den Landesſtellen 
nach dem Vorſchlage der Ordinariate zuſtehen ſollte c). 
Der Hofkanzlei wurde die Macht eingeräumt, nach Erfor— 
derniß über dieſe Anzahl auch mehrere zu bewilligen d), und 
in Böhmen wurden deren wirklich zwanzig zu 150 fl. aus 
dem Religionsfonde verabreichet e). Allein dermalen, wo 
alle geiſtlichen Zöglinge in dem Seminare verpflegt wer— 
den, und nur in außerordentlichen Fällen dem einen und 
andern außerhalb des Seminars auf eigene Koſten ſich zu 
unterhalten geſtattet wird, hat die Verleihung der Hand— 


a) Hofd. v. 2. April 1802 5. 4. 

5) Hofd. v. 25. Oct. 1792 2. Abſ. §. 5. 
e) Hofd. v. 16. Mai 1807 u. 16. 

A) Hofd. für Böhm. v. 7. Febr. 1802. 
e) Hofd. v. 9. Aug. 1794. 


„ 
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Stipendien aufgehört F). Für die Zöglinge in dem höhern 
Bildungs-Inſtitute beſtreitet der Religionsfond den 
Unterhaltungsbetrag ganz allein ($$. 126 u. 127) g). 
Für die auszuweihenden Geiſtlichen macht der Re— 
ligionsfond zunächſt keinen Aufwand; wohl aber verlei— 
het er allen als Weltprieſtern zu weihenden Geiſtlichen 
den Tiſchtitel, und übernimmt damit ihre Verpflegung 
für den Fall, als fie nicht anders woher zu leben haben A). 
Dasſelbe findet auch bei ausländiſchen, in die Oeſterrei— 
chiſchen Provinzen aufgenommenen Prieſtern Statt 1). 


$. 120. 
b) Der in der Seelſorge angeſtellten Geiſtlichen. 


Die in der Seelſorge angeſtellten Geiſtlichen unter— 
hält der Religionsfond theils ausſchließlich, theils unter— 
ſtützt er fie mie Beiträgen zu ihrem fundirten oder ge— 
wöhnlichen Einkommen. Erſteres iſt faſt durchgängig der 
Fall bei den neu errichteten Bisthümern, Pfarreien und 
Local⸗-Capellaneien; letzteres bei den, vor der neuen Pfarr- 
einrichtung beſtandenen, Seelſorger- Stationen. 

Die neu errichteten Bisthümer und Ca⸗ 
pitel wurden mit einigen von den, zum Religionsfonde 
eingezogenen, Gütern dotirt, in der Art, daß ſie ſolche 
um ein Pauſch-Quantum überkommen, und den Uiber— 
ſchuß über dasſelbe an den Religionsfond abführen ſollten. 
Das Eigenthum dieſer Güter blieb bei dem Religions- 
fonde; die Bisthümer und Capitel haben, wie es bei an— 
dern geiſtlichen Gütern der Fall iſt, nur die Verwaltung 


) M. Abhandl. V. den Rechten u. Pflichten der Biſchöfe 
u. ſ. w. I. Thl. $- 40. 
g) Hofd. v. 4. April 1817 Schwerdl. 9. Bd. S. 20. 
) £ofd. v. 7. Jan. 1792 Pol. Geſ. 4. Bd. S. 3. S. Dolli⸗ 
ner, das Recht geiſtlich. Perſon. $. 20. 
1) Hofd. v. 5. März 1807. 
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und Nutznießung bis zu jenem Quantum a). Den neu 
angeſtellten Pfarrern, Local-Capellänen und 
Cooperatoren dagegen wurde ein Gehalt im baren 
Gelde, und zwar faſt ganz allein aus dem Religionsfon— 
de angewieſen. Nur an den Orten, wo ſchon früher 
Kirchen und Geiſtliche, und für dieſelben Stiftungen vor— 
handen waren, oder aber von den Patronen und Gemein— 
den Beiträge gemacht wurden, ergänzte der Religionsfond 
blos das, was von dem ausgemeſſenen Gehalte abging. 
Welches dieſe Gehalte waren, wie ſie nach und nach ver— 
ändert, vermehrt und endlich feſtgeſetzt worden ſind, wird 
im zweiten Theile bei der Lehre von der Congrua geſagt 
werden. N 
Den alten Pfarrern und Local-Capellä⸗ 

nen ergänzet der Religionsfond, und nur er allein, nicht 
auch der Patron 5) das, was ihnen an der von jeher 
beſtandenen Congrua zu 300 fl. abgeht. Aus dieſem 
Grunde wurde auch die den, ganz oder großen Theils im 
baren Gelde dotirten, alten Seelſorgern in den theuern 
Jahren zugeſtandene Congrua- Vermehrung blos auf den 
Religionsfond angewieſen. Den Unterhalt der, den alten 
Seelſorgern aus Gelegenheit der Beſtimmungen über die 
neue Pfarreinrichtung nothwendigen, Cooperatoren 
beſtreitet der Religionsfond ſo weit, als er aus den ordent— 
lichen Einkünften des Seelſorgers nicht getragen werden 
kann c). Muß aber ein Seelſorger, welcher einen aus 
dem Religionsfonde dotirten Cooperator hat, aus Mangel 
der Curat-Geiſtlichkeit desſelben entbehren: ſo iſt ihm 
nur an Feſttagen und in äußerſt dringenden Fällen, die 
beſtimmt angezeigt und von dem obrigkeitlichen Amte, 
dem Bezirks-Vikäre und Conſiſtorium beſtätiget werden 
müſſen, erlaubt, ſich mit einem Aushülfsprieſter zu be— 

a) Hofd. v. 24. Sept. 1784 u. 11. Jan. 1785 Jak. 2. Bd. 
8 S. 614. 

5) Hofd. v. 19. Juni 1787. 

c) M. Abhandl. V. den Recht. u. Pflicht. d. Biſchöfe I. Thl. J. 43. 
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helfen, und die Auslagen hierauf zu liquidiren dd). Letz 
tere dürfen in keinem Falle den Cooperators-Gehalt über— 
ſteigen e), und müſſen gleich nach der Verfallszeit ange— 
zeigt, keineswegs aber mehrere Jahre rückſtändig gelaſſen 
werden )). Die Liquidation hat unter Anlegung der Quit— 
tungen der Empfänger zu geſchehen, welche ſämmtlich 
mit einer Schnur, deren Enden bei der Unterſchrift der 
Beſtätigung mit dem allſeitigen Amtsſiegel zu belegen ſind, 
durchgezogen werden müſſen g). 

Den Unterhalt der Seelſorger auf Kloſterpfar— 
ren in den Städten, welche früher mit Weltprieſtern be— 
ſetzt waren, nun aber im Falle der Erledigung von einem 
dazu geeigneten Prieſter des Conventes verſehen werden, 
beſtreitet das Kloſter. Der Religionsfond verleihet ihnen 
blos eine jährliche Remuneration von 150 fl. A). 

Die Pfarr-Proviſoren haben ſich mit dem 
für ſie ausgemeſſenen Gehalte aus dem Erträgniſſe der va— 
canten Pfründe zu begnügen i), und können keinen Unter— 
halt oder Beitrag aus dem Religions fonde anſprechen. 
Nur in dem Falle, wo die adminiſtrirte Pfründe überhaupt 
tief unter der Congrua ſteht, oder zufällig in dem Jahre, 
wo ſie erlediget iſt, den Proviſions-Gehalt nicht erträgt, 
und der Proviſor ſich in einem günſtigeren Jahre den Re— 
greß nicht erholen kann, iſt ihm geſtattet, ſich den erwie— 
fenen Abgang von dem Religionsfonde erſetzen zu laſſen *). 


d) Verord. in Böhm. v. 5. März 1802 u. 5. Sept. 1816. 

e) Verord. in Böhm. v. 3. Febr. 1815 u. 5. Sept. 1816 
Jak. 8. Bd. S. 81, Hofd. v. 28. April 1824 Prov. Geſ. 
Böhm. 6. Bd. S. 363. 

F) Verord. in Böhm. v. 10. Nov. 1818 Jak. 8. Bd. S. 281. 

g) Verord. in Böhm. v. 19. Nov. 1824 Prov. Geſ. 6. Bd. 
S. 581. 

h) Hofd. v. 31. Dec. 1802. 

1) Hofd. v. 3. Nov. 1804 u. 10. Aug. 1815. 

*) Hofd. für Tyrol u. Vorarlb. v. 3. Dec. 1819 u. 7 Schwerdl. 
9. Bd. S. 56. 
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Dieſes hat nun auch in Galizien Statt, jedoch blos bei den 
lateiniſchen Pfründen; rückſichtlich der Pfründen des grie— 
chiſch-katholiſchen Ritus ſoll es unverändert bei der bis— 
herigen Uibung verbleiben 2). 

Die in der Militär-Seelſorge als Feld = Capel: 
läne angeſtellten Geiſtlichen in Böhmen, Mähren, Schle— 
ſien, Tyrol, Unter-, Ober-, Vorder- und Inner-Oeſter— 
reich erhielten zu ihrem ordentlichen, aus der Kriegskaſſe 
zu beziehenden, Gehalte zur Zeit des im Werthe geſunke— 
nen Papiergeldes und der dadurch verringerten Beſoldung, 
aus dem Religionsfonde eine Unterſtützung von jährlichen 
150 fl., jene der übrigen Provinzen aber von 100 fl. m). 
Nach dem Erſcheinen des Finanz-Patentes wurde dieſer 
Beitrag als ein Theuexungszuſchuß zwar gleich andern 
aus dieſem Titel entſtandenen Zulagen eingeſtellet n); als 
lein nicht lang hernach wurde er in ihren neu ſyſtemiſirten 
Gehalt ſo einbezogen, daß er einen integrirenden Theil des— 

‚felben ausmachte, daher auch nach dem ganzen Nennwerthe 
der Einlöſungsſcheine verabfolget o). Die Anweiſung des— 
ſelben hatte aus dem Religionsfonde desjenigen Landes 
zu geſchehen, welchem das Regiment zufolge der neuen 
Regiments- Bezirke zugewieſen worden iſt, und zwar von 
der Zeit, als es ſich in ſeiner neuen Dislocation befand. 
Die Landesſtellen der Provinzen, wo das Regiment früher 
ſtand, und wohin es hernach cantonirt wurde, mußten 
fi über den Termin der hiernach vorkommenden Verän— 
derung in der Zahlungsanweiſung in das Einvernehmen 
ſetzen p). Dieſes iſt jedoch zuerſt rückſichtlich der Feld— 
Capelläne, welche mit ihren Regimentern in Ländern ſte— 


2) Hofd. für Galiz. v. 15. Juni 1820 Schwerdl. 10. Bd. 
S. 118. 

m) Hofd. v. 30. April 1805. 
n) Hofd. v. 8. Juni 1811. 
o) Hofd. v. 3. Aug. 1811. 
p) Hofd. v. 27. Febr. 1819. 
1. Theil. 


2 
or 
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hen, wo ſie ihre Gebühr ganz in Metallmünze beziehen, 
dahin geändert worden, daß ſie auf eine Zulage aus dem 
Religionsfonde ferner keinen Anſpruch haben g). Der- 
malen iſt bei der allgemeinen Regulirung der Gehalte der 
Feld-Capelläne nach drei Claſſen zu 600, 500 und 400 
fl. C. M. und der Anweiſung derſelben aus der Kriegs- 
kaſſe befohlen, daß alle anderweitigen bis nun aus was 
immer für einem Fonde zur beſſern Subſiſtenz der Feld— 
Capelläne geleiſteten Beiträge und Zulagen aufzuhören 
haben, und der Aufwand für ſie blos aus dem Militär— 
Aerar zu beſtreiten ſei 5). 

Auf welche Art der Religionsfond geſichert werde, da— 
mit nicht Gehaltserhebungen für Seelſorger geſchehen, die 
auf eine andere Station überſetzt oder bereits verſtorben 
ſind, kommt an einem andern Orte vor s). 


§. 121. 
c) Der geiſtlichen Ordensperſonen. 


Unter den geiſtlichen Ordensperſonen empfangen blos 
die Redemptoriſten und Mendicanten einen Unterhalt aus 
dem Religionsfonde; die übrigen geiſtlichen Orden, welche 
mit eigenen Gütern verſehen ſind, müſſen vielmehr von 
dem Erträgniſſe derſelben den Religionsfond dotiren helfen 
($. 106 n. 2). 

Rückſichtlich der Redemptoriſten iſt verordnet, 
daß, ſo lang das Inſtitut derſelben kein hinreichendes 
Vermögen beſitzt, um ſeinen in den Weltprieſterſtand 
übertretenden Mitgliedern den erforderlichen Tiſchtitel mit— 
zugeben, und dieſe mit keinem eigenen Vermögen als 
Aequivalent verſehen, noch nach Befund des Ordinariats 


9) Hofd. v. 3. April 1814. 

r) Hofkrgsr. Verord. v. 24. Dec. 1824, Verord. in Böhm. 
v. 19. Jan. 1825 3. 2462. 

5) M. Abhandlg. v. d. Kirchenvermögen II. Thl. $. 12, v. d. 
Rechten u. Pflichten der Biſchöfe I. Thl. §§. 58, 132. : 
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zur Verwendung in der Seelſorge geeignet ſind, den ein— 
zelnen Mitgliedern gleich jedem andern deficienten Welt— 
prieſter der Tiſchtitel aus dem Religionsfonde zugeſichert 
und verabfolgt werden ſoll a). 

Der Unterhalt, der den Mendicanten zugemeſſen 
iſt, iſt eine Vergütung des ihnen durch die abgeſchaffte 
Sammlung entgangenen Almoſens, und daher auf dasje— 
nige beſchränket, was nach Maß ihrer eigenen Faſſionen 
am Unterhalte für den einzelnen Bettelmönch von der 
Sammlung ausgefallen iſt 5). Dieſer Betrag wird den 
Mendicanten ſchon für die Novizen verabreicht, ſo lang 
ihre Anzahl den numerus fixus nicht überſteigt ). Für 
Fremde aber, welche in die Oeſterreichiſchen Staaten ein— 
wandern, darf er nicht früher angewieſen werden, als bis 
die höchſte Erlaubniß zur Aufnahme in eine der Oeſter— 
reichiſchen Provinzen ordnungsmäßig erfolget iſt c). In den 
Provinzen, wo dem einen oder dem andern Mendicanten— 
Orden das Sammeln wieder geſtattet wird, wie dieſes in 
Salzburg bei den Capucinern und Franciscanern der Fall 
iſt e), ſcheint es davon ganz abgekommen zu ſein. Der 
ganze Dotations-Betrag für einen Mendicanten iſt mit 
200 fl. angenommen; für die Steyeriſch-kärnthneriſchen 
Mendicanten-Klöſter aber neuerlich, wie urſprünglich zu 
Grätz und Klagenfurt, mit 180 fl., und auf dem Lande 
mit 130 fl. C. M. feſtgeſetzt 7). Bei dem im Werthe 


a) Allerh. Entſchl. v. 22., Hofd. v. 26. Juli 1822 Gout. 22. 
Bd. S. 46. 

5) Hof. v. 17. Jan. u. 24. Oct. 1783, 13. Sept. 1782 u. 
6. Oct. 1789. 

c) Hofd. v. 26. Sept. 1811 Jak. 9. Bd. S. 275. 

d) Hofd. v. 1. Sept. 1808. 

e) Allerh. Entſchl. v. 20. Oct. 1817 u. Hofd. v. 28. April 
1819. 

FJ) Allerh. Entſchl. v. 7., Hofd. v. 9. Oct. 1824 Prov. Gef, 
Steyerm. 6. Bd. S. 513. N 

25 * 
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geſunkenen Papiergelde und den im Preiſe geſtiegenen 
Lebensbedürfniſſen wurde den, für die Seelenpflege in den 
Civil⸗ und Militär- Spitälern, wie auch zur Aushülfe bei 
Epidemien in den Städten und auf dem Lande beinahe 
unentbehrlichen, Orden der Franciscaner und Capuciner 
aus allerhöchſter Gnade noch ein beſonderer Beitrag von 
200 fl. aus dem Religionsfonde für ihre Cleriker bewilli— 
get, um ihnen durch die Aufnahme derſelben nach been— 
digten Humanitäts- Studien einen mehreren und gedeih— 
lichen Nachwachs zu verſchaffen, und die Beſtreitung des 
Unterhaltes zu erleichtern. Allein die Fortdauer und das 
Maß dieſer Unterſtützung hängt fernerhin nur von der 
allerhöchſten Gnade Sr. Majeftät ab, deshalb ſich nicht 
weiter hierüber ausgelaſſen werden kann. Die zur Erhe— 
bung des ausgemeſſenen Unterhaltungsbeitrages nothwen— 
dige Quittung iſt ſtempelfrei g). — Wie die bei Kloſter— 
pfarreien angeſtellten Kloſtergeiſtlichen remunerirt werden, 
davon iſt im vorigen Paragraphe die Rede geweſen. Ein 
anderweitiger Beitrag, insbeſondere aus Gelegenheit der 
Verſchickung der Ordensgeiſtlichen aus einem Kloſter in 
das andere derſelben Provinz, oder auf die Heilungsko— 
ſten für Ordensmitglieder iſt nicht bewilliget. Auslagen 
dieſer Art muß der Orden, die betreffende Provinz oder 
das betreffende Kloſter ſelbſt und allein beſtreiten 7). 


§. 122. 
d) Der Deficienten. 


Die Verbindlichkeit des Religionsfondes zum Unter- 
halte der in den Deficienten-Stand gerathenen, 
d. i. zu ihren Amtsverrichtungen körperlich oder geiſtig 
unfähig gewordenen Geiſtlichen gründet ſich auf die Ver— 
leihung des Tiſchtitels an dieſelben. Der Deficienten— 


2 


g) Stempel⸗Pat. v. 5. Oct. 1802 §. 12 lit. o. 
*) Hofd. v. 2. April, 1802 n. 9, für Nied. Oeſter. v. 25. 
Juli 1803. 
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Gehalt war urſprünglich mit 200 fl. ausgemeſſen, wurde 
aber in den theuern Zeiten verſchiedentlich erhöhet und 
vermehret. Zuerſt wurde nämlich allen Deficienten die 
Verſicherung gegeben, daß ihnen, wenn ſie ſo gebrechlich 
wären, daß ſie gar kein Meß-Stipendium gewinnen könn— 
ten, eine Aushülfe von Zeit zu Zeit, oder eine beſtändige 
Zulage zur Beſtreitung der vielen Krankheitskoſten nie— 
mals verſagt werden würde a), wenn nur anders die Ge— 
brechlichkeit durch ein beſonders ärztliches Zeugniß darge— 
than würde b). Sodann wurde eine allgemeine Ver— 
mehrung durch Zulagen und Percental-Zuſchüſſe ſowohl 
vor c), als nach Erſcheinung des Finanz-Patentes d) wie 
bei der Congrua paſſirt. Mit der Auszahlung des Defi— 
cienten-Gehaltes in Metallmünze iſt es jedoch von allen 
Erhöhungen wieder ab-, und auf das urſprüngliche Aus— 
maß von 200 fl. zurück gekommen ($, 108). Zur Erſpa⸗ 
rung des Miethzinſes können die Deficienten ihren Auf— 
enthalt unentgeldlich in einem Kloſter nehmen e), oder ſich 
zu ihren Anverwandten oder anders wohin begeben; auf 
den Miethzins wird ihnen nichts paſſirt 7). Noch weni— 
ger iſt für Deficienten oder uncorrigible Prieſter die Her— 
ſtellung neuer oder der Ankauf alter Gebäude auf Koſten 
des Religions fondes verwilliget worden g); es wurde nur 
rückſichtlich der Letztern jüngſtens eine andere Verfügung 
getroffen, und für dieſelben ein gemeinſchaftliches Cor— 
rections-Haus zu errichten befohlen, wie ſolches für Ga— 


a) Hofd. v. 2. April 1803 Pol. Geſ. 17. Bd. S. 56. 
5) Hofd. v. 22, oder 23. Det. 1803. 

c) Hofd. v. 10. Nov. 1810. 

d) Hofd. v. 1. Mai 1815 u. 23. Aug. 1818. 


e) Pat. v. 24. Oct. 1783 Krop. 2. Bd. ©. 219, 387, Ber- 
ord. v. 4. April 1784 Krop. 8. Bd. S. 613. 


7) Verord. v. 17. Febr. 1785 ebend. S. 614. 
8) Hofd. v. 2. April 1802 u. 6. 


u a 
lizien und für Maͤhren bereits beſteht; die Organiſirung 
dieſes Hauſes iſt im Zuge A). 

Die in Wahnſinn verfallenen Weltgeiſtlichen werden 
in das nächſt gelegene Kloſter der barmherzigen Brüder 
überſetzt, und erhalten daſelbſt ihre Verpflegung gegen 
ein jährliches Koſtgeld von 200 fl. aus dem Religionsfon— 
de 1). Für die dahin abzugebenden verrückten Mendican— 
ten aber beſtreitet der Religionsfond keine Auslage; ſon— 
dern es muß den ausgemeſſenen Betrag das betreffende 
Kloſter ſelbſt leiſten F). 


5. 123. 
e) Der Exreligioſen. 


Die Profeſſen beiderlei Geſchlechtes ſolcher geiſtlichen 
Orden, deren ſämmtliche Klöſter das Loos der Aufhe— 
bung in den Oeſterreichiſchen Staaten getroffen hat, wer— 
den, im Falle ſie ſich nicht mit einem angemeſſenen Rei— 
ſegelde in auswärtige Klöſter ihres Ordens verfügen woll— 
ten, mit Penſionen aus dem Religionsfonde unter— 
halten, ſie mögen in einen andern nützlichen noch beſte— 
henden Orden übergetreten, oder in die Welt zurückgekeh- 
ret ſein, oder ſich ein Kloſter von einem andern Orden 
zum Aufenthalte gewählt haben. Hiernach iſt mit Be— 
rückſichtigung des Umſtandes, ob die Ordensgeiſtlichen 
Stiftsgeiſtliche oder Mendicanten, die Nonnen aber Chor— 
frauen oder Laienſchweſtern waren, auch der Betrag be— 
meſſen 4), der bei der überhand genommenen Theuerung 


*) M. Abhandlg. Von den Rechten u. Pflicht. der Biſchöfe 
§. 92. 

2) Hofd. v. 3. März 1783 u. 17. Oct. 1811. 

k) Hofd. v. 8. April u. 20. Mai 1783 Krop. 1. Bd. S. 323, 
370, 372, 2. Bd. S. 86, 227. 

a) Hofd. v. 12. Jan., 18. Febr., 13. März, 16. Sept. 1782, 
Verord. in Böhm. v. 20. Jan. 1785. 
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mehrmals durch Zulagen erhöhet 5), mit dem Erſcheinen 
des Finanz- Patentes aber auf das urſprüngliche Aus: 
maß zurück geſetzt wurde c). 

Theils zur Erleichterung des Religionsfondes, theils 
um dem Mangel an Seelſorgern einſtweilen vorſehungs— 
weiſe zu ſteuern, mußten ſich die penfionirten Exreligioſen 
in der Seelſorge oder bei dem katholiſchen Unterrichte ver— 
wenden laſſen. Diejenigen von ihnen, welche ſich deſſen 
ohne gültige Urſache entſchlugen, und in der Unthätigkeit 
ihre Penſion zu genießen ſuchten, wurden unter Mitwir— 
kung der Ordinariate dazu verhalten, und nach Beſchaf— 
fenheit der Umſtände mit Sperrung der Penſionen bedro— 
het d). Die Exjeſuiten-Prieſter und Laienbrüder wurden 
ihrer Tauglichkeit wegen, erſtere zur Seelſorge, letztere 
zum Schulweſen und zu Mauthämtern beſonders geprüft, 
und die tauglich befundenen mit Einziehung der Penſion 
bei Aperturen verſorgt; die nicht angeſtellten und untaug— 
lichen mußten bei der jedesmaligen Erhebung ihrer Pen— 
ſion ein Zeugniß von ihrem Pfarrer oder Kreisamte bei— 
bringen, daß ſie noch am Leben, und zu einem Amte we— 
der gewidmet noch tauglich ſind e). In Anſehung der 
übrigen Exreligioſen aber wurde befohlen, daß, damit ſie 
ſich nicht der ihnen aufgetragenen Seelſorge oder dem 
Schulamte, wozu ſie fähig ſind, unter dem Vorwande 
ihrer kränklichen Umſtände und körperlichen Gebrechlichkeit 
entzögen „die vorgegebene Untauglichkeit mit Strenge un— 
terſucht, und ſich hierbei nicht mit dem ärztlichen Zeug— 
niſſe zufrieden geſtellt, ſondern diejenigen, bei denen der 
Verdacht eines leeren Vorwandes einträte, wirklich in die 
Seelſorge ausgeſetzt werden ſollten, um es in Anſehung 


5) Hofd. v. 5. Juli, 2. Oet., 10. Nov. 1810 u. 24. Jan. 
1811. 5 

c) Hofd. v. 20. April 1811. 

d) Hofd. v. 10. Sept. 1785. 

e) Hofd. v. 2. Oct., 13. Nov., 24. Dec. 1783. 
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der Tauglichkeit auf eine Probe ankommen zu laſſen. 
Hiernach wurden auch die Halbtauglichen nach Maß ih— 
rer Kräfte in der Seelſorge verwendet, und an Orten des 
ebenen Landes den Pfarrern zugetheilt; die ganz taugli— 
chen jüngeren und ſtärkeren aber in beſchwerlichen Kirch— 
ſprengeln als Hülfsprieſter gebraucht. Bei den neu er— 
richteten Pfarren wurde ihnen ihre Penſion gelaſſen, bei 
den alten aber eingezogen, indem ihnen der Pfarrer, dem 
ſie zugetheilt worden, den gewöhnlichen Unterhalt aus den 
Pfarreinkünften verabreichen mußte, und der Religions— 
fond nur das zuſetzte, um was der Unterhaltungsbetrag, 
der ihnen von dem Pfarrer verabreicht wurde, geringer 
war, als ihre Penſion. Blos denjenigen, welche ſolchen 
Pfarrern als Capelläne zugetheilt wurden, deren Einkom— 
men die Congrua nicht überſteigt, und die alſo nicht im 
Stande ſind, einen Capellan zu unterhalten, ſollte ihre 
Penſion ganz belaſſen werden; in welchem ſeltenen Falle 
jedoch das Einkommen des Pfarrers vorläufig genau zu 
erheben, und zur Anſtellung die Bewilligung von der 
höchſten Behörde anzuſuchen war J). 

Die Penſionen werden ſo wie die Deficienten-Ge— 
halte gegen claſſenmäßig geſtempelte Quittungen verabfol— 
get g), welche nach einer frühern Verordnung von der Orts— 
obrigkeit unter Dafürhaftung, daß der Penſioniſt noch am 
Leben iſt, und keine andere Verſorgung erhalten hat, un— 
terfertiget ſein mußten A); gegenwärtig aber, wenn der 
Penſioniſt oder Deficient in einem Kloſter wohnt, von 
dem Kloſterobern, ſonſt von dem Ortspfarrer unentgeldlich 
coramiſirt werden ). Sie werden zufolge der jüngſten 
Verordnung nicht mehr, wie vordem 7, gleich den Gehal— 


F) Hofd. v. 26. Dec. 1788 Jak. 4. Bd. S. 353. 

8) Hofd. v. 8. Dec. 1783, 31. Jan. 1784, Stempel: Pat. 
v. 5. Oct. 1802 §. 12 lit. c, Hofd. v. 22. Febr. 1803. 

h) Verord. v. 22. Juli 1782. 

1) Hofd. v. 6. Juli 1785 u. 6 Krop. 8. Bd. S. 615. 

*) Hofd. v. 26. Juni 1787 Roth 3. Bd. S. 601. 
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ten der Deficienten und Religions fonds-Seelſorger mit 
Ende, ſondern am erſten eines jeden Monates ausgezahlet; 
ſie verfallen auch nicht mehr immer mit dem Sterbetage 
des Betheilten 7). Denn im Falle des nach dem Zah— 
lungstage erfolgten Abſterbens darf der bereits ausgezahlte 
Betrag aus der Verlaſſenſchaft nicht zurück erſetzt wer— 
den m); ſind ſie aber noch nicht bezahlt, und verlangen 
die Erben des Verſtorbenen die Bezahlung: ſo ſind ſie nur 
bis zum Tage des Abſterbens zu erfolgen ). Eben fo iſt 
rückſichtlich der von der italieniſchen Regierung bewilligten 
Penſionen verordnet, daß dieſelben, da ſie die Exreligioſen 
jetzt zwar aus dem Aerar, eigentlich aber aus dem Kir— 
chengute beziehen, aus welchem den Erben, auch wenn die 
beſtandenen Klöſter und Stifte noch aufrecht ſtünden, keine 
Nachläſſe gebührten, mit dem Todestage der Exreligioſen 
aufzuhören haben o). Die aus dem Mendicanten-Orden 
herſtammenden Religioſen, welche eine Penſion erhalten 
haben, nachdem fie durch die Aufhebung ihrer Klöſter fe=- 
culariſtrt und in der Seelſorge deficient geworden find, ha— 
ben auf den Bezug dieſer Penſion vom erſten des Monats 
keinen Anſpruch p). Um die Todesfälle und Verwechs— 
lungen aller Individuen, welche aus dem Religionsfonde 
eine Penſion oder Proviſion beziehen, in gehöriger Zeit bei 
der Staatsbuchhaltung vormerken, und ihre Penſionen und 
Proviſionen in den Büchern abſchreiben, dann ein verläß— 
liches Verzeichniß der höchſten Hofſtelle vorlegen zu können, 
muß von den Pfarrern und Dominien ſogleich, als ſich 
ein Fall ergibt, die Anzeige nach der Tabelle Lit. R an 


2) Hofd. v. 5. Aug. 1784, 27. Juni u. 24. Juli 1790 Jak. 
4. Bd. S. 334, 346, v. 15. Sept. 1814 u. 13. März 
1823 Jak. 9. Bd. S. 279. 

m) Hofd. v. 13. März 1823. 

u) Hofd. v. 27. Juni u. 24. Juli 1790 Jak. 4. Bd. S. 346. 

o) Allerh. Entſchl. v. 28. Jan., Hofd. v. 6. April 1832 
Wagner Jahrg. 1832 4. Hft. S. 175. 

p) Hofd. v. 10. Juli 1823 Prov. Gef. Illyr. 5. Bd. S. 249. 
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das Kreisamt, und von dem Kreisamte an die Landes— 
ſtelle 9), von den Ordinariaten aber monatlich, und zwar 
in Duplo mit der Bemerkung, ob die Einſtellung oder 
Anweiſung ihrer Bezüge, wie es jedesmal mittelſt eines ab— 
geſonderten Berichtes geſchehen muß 7), bereits angeſucht 
worden iſt oder nicht s), gemacht t), und der Zahlungs— 
bogen an das Cameral-Zahlamt eingeſchickt werden u). 


$. 124. 
1) Der in zeitlicher Correction befindlichen Geiſt— 
lichen. 


In Anſehung des Unterhaltes derjenigen Geiſtlichen, 
welche wegen eines Vergehens einer zeitlichen Correc— 
tion unterzogen werden, iſt folgende Richtſchnur vorge— 
ſchrieben worden. Der Unterhaltsbeitrag, welcher früher 
auf 20 kr. B. 3. a), dann auf 15 kr. W. W. 5), für 
Tyrol und Vorarlberg auf 15 kr., und nur bei zunehmen: 
der Theuerung auf 20 kr. c) bemeſſen war, bleibt nun in 
ſämmtlichen Provinzen auf höchſtens 20 kr. C. M., bei 


9) Hofd. v. 13. Nov., Verord. in Böhm. v. 12. Dec, 1823 
u. 29. Mai 1824 Gout. 23. Bd. S. 717, 24. Bd. S. 429, 
v. 23. Aug. 1827 Prov. Geſ. Böhm. 9. Bd. S. 380. 

r) Verord. in Böhm. v. 12. Juli 1824 Jak. 8. Bd. S. 134. 

5) Verord. in Böhm. v. 14. März 1824 Prov. Geſ. 6. Bd. 
S. 116. g 

2) Hofd. v. 7. Mai 1786, Verord. in Böhm. v. 19. Nov. 
1793 u. 19. März 1798 Jak. 5. Bd. S. 407, v. 11. Juli 
1816, Hofd. v. 13. Nov. 1823, Verord. in Böhm. v. 9. 
Febr. 1824 Jak. 10. Bd. S. 456 — 458, v. 29. Mai 
1824 Prov. Geſ. 6. Bd. S. 242. 

u) Verord. in Böhm. v. 24. Jan. 1828 Prov. Gef. 10. Bd. 
S. 35. M. Abhandlg. v. d. Recht. u. Pflicht. d. Biſchöfe $. 132. 

4) Hofd. v. 6. Nov. 1804 Pol. Geſ. 23. Bd. S. 146, v. 23. 
Dec. 1806 Jak. 8. Bd. S. 564. 

6) Hofd. v. 31. Aug. 1811 Pol. Geſ. 37. Bd. S. 43. 

4 Hofd. für Tyr. u. Vorarlb. v. 2. Juni 1816. 


— 395 — 


größerer Straffälligkeit aber, wo auch die Koſt geringer iſt, 
auf 15 kr. C. M. beſtimmt d). Dadurch ſcheint es auch 
von jener frühern Bemeſſung mit 15 kr. C. M. auf die 
Alimentation mittelloſer Geiſtlichen in Galizien abgekom— 
men zu fein, welche außer der Corrections-Anſtalt in Re— 
collection ſtehen e), da ihre Straffälligkeit die geringſte iſt. 
Die Bemeſſung von 15 oder 20 kr. ſteht als Folge der 
dem Biſchofe eingeräumten Macht zur Beſtrafung der 
Disciplinar-Vergehungen ſeiner Diöceſan-Geiſtlichkeit, dem 
Ordinariate zu 7). Eine weitere Aufrechnung und Liqui 
dirung von Extra-Auslagen auf Beheizung, Beleuchtung 
und Bekleidung der geiſtlichen Sträflinge, wie ſolche in 
den theuern Jahren bewilligt worden iſt g), findet nicht 
Statt, ſondern es müſſen von jenen Beträgen deren ſämmt— 
liche Bedürfniſſe beſtritten werden A). 

Für Pfarrer und Pfarrverweſer ſoll der bemeſſene 
Betrag aus den eigenen Einkünften der Pfarre beſtritten 
werden 1). Local-Capelläne können von den Einkünften 
der Localie nur ſo viel erhalten, als nach Abſchlag des 
nöthigen, nach der allgemeinen Eynofur auf 20 fl. monat— 
lich zu bemeſſenden, Unterhaltes für den Localie-Verweſer 
erübriget, und iſt daher der Abgang zur Ergänzung jener 
täglichen 20 oder 15 kr. aus dem Religionsfonde beizu— 
tragen. Von der Verordnung, in Folge derer ſolche Geiſt— 
liche bei den neuen wie bei den alten Bisthümern aus dem 
Uiberſchuße der Conſiſtorial-Taxen und Sporteln und, fo 
weit dieſer nicht zulangt, aus den Einkünften des Biſchofs 


d) Hofd. v. 11. Oct. 1821 Pol. Gef. 49. Bd. S. 309. 

e) Hofd. für Galiz. v. 8. Juni 1820 Schwerdl. 10. Bd. S. 62. 

7) Verord. in Böhm. v. 21. März u. 4. Sept. 1823 Jak. 
8. Bd. S. 566. 

3) Hofd. v. 28. Dec. 1809 ebend. S. 564. 

) Verord. in Böhm. v. 6. Sept. 1827 Prov. Gef. 9. Bd. 
S. 421. 

) Hofd. v. 13. Oct. 1791 Jak. 3. Bd. S. 633, v. 25. Oct. 
1804 Pol. Geſ. 23. Bd. 145. 
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unterhalten werden ſollten *), iſt es abgekommen. Seel— 
ſorgergehülfen und andere Weltgeiſtliche, welche auf den 
Tiſchtitel des Religionsfonds ordinirt ſind, und noch keine 
Pfründe beſitzen, werden ganz allein aus dem Religions- 
fonde verpfleget. Haben die einen oder die andern in die 
Correction abzugebenden Geiſtlichen aber eigenes Vermö— 
gen: ſo werden ſie aus dieſem unterhalten, und bleibt der 
Religionsfond jener Bürde enthoben, ſo wie er auch für 
ſolche Prieſter die Verpflegungskoſten nicht beſtreitet, welche 
den Tiſchtitel von einem Privaten erhalten haben, und 
vor erlangtem Beneficium in die Correction verfallen. 
Die auf Anſuchen der Biſchöfe nach dieſen Beſtim— 
mungen zu veranlaſſende Anweiſung des Strafgehaltes 
aus dem Religionsfonde iſt der Landesſtelle vorbehalten; 
nach der geſetzlichen Verordnung jedoch eigentlich blos, 
wenn die Corrections-Zeit ein Jahr nicht überſteigt 2). 


§. 125. 
g) Der Catecheten und Schullehrer. 


Unter den Religionslehrern, welche einen Gehalt aus 
dem Religionsfonde zu beziehen haben, kommen nur die 
bei öffentlichen Schulen, bei Gymnaſien und philoſophi— 
ſchen Lehranſtalten angeſtellten Catecheten, als welche 
wirkliche Religionslehrer ſind, vor. Dieſe beziehen ihren 
Gehalt ſogar ganz allein aus dem Religionsfonde a). Die 
bei den Strafhäuſern befindlichen Catecheten erhalten aus 
dem Religionsfonde Remunerationen von 150 und 200 fl., 
wenn ſie wegen der geringern Anzahl von Sträflingen für 
die Ertheilung des Religionsunterrichtes nicht eigens ange— 
ſtellt ſind, ſondern als Kloſtergeiſtliche oder Seelſorger ne— 
ben ihren übrigen Amtspflichten dieſelben verſehen; ſind 


*) Hofd. v. 13. Oct. 1791 a. a. O. 

2) Hofd. v. 6. Nov. 1804, 2. Juni 18 16 u. 11. Oct. 1821. 
M. Adhandlg. v. d. Recht. u. Pflicht. d. Pfarrer §. 166. 

a) Hofd. v. 27. Oct. 1803, 9. Febr. u. 6. Mai 1804, v. 23. 
Juli 1807 Jak. 8. Bd. S. 100 —101. 


* 
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ſie aber eigens für dieſen Unterricht beſtellt, ſo erhalten 
ſie ihren ganzen Unterhalt von daher 5). 
Die Lehrer werden zunächſt nicht aus dem Reli— 
gionsfonde unterhalten; wohl aber leiſtet dieſer Fond zur 


Unterſtützung noch ferner diejenigen jährlichen Beiträge, 


welche vorhin von den aufgehobenen Stiften und Klöſtern 
geleiſtet wurden c). Desgleichen leiſtet ihnen der Reli⸗ 
gionsfond den Erſatz der aufgehobenen Taufgebühren, wo 
er Patron der Kirche iſt d), und in Mähren auch noch 
das, um was ſie durch die Aufhebung der Colleda an ihrer 


Congrua verkürzt worden ſind e). Außer dem führt die 


zum Religions fonde einbezogene Salzkaſſe in Böhmen jähr— 
lich 1500 fl. an den Schulfond zur Anſtellung und Ge— 
haltsverbeſſerung für Lehrer ab, Pech nicht hinlänglich 


bezahlet ſind V.. 


$. 126. 
h) Verſchiedener anderer Perſonen. 


Außer den bisher angeführten Perſonen, welche einen 
Gehalt oder eine Penſion aus dem Religionsfonde beziehen, 
werden von daher noch verſchiedene Beamten unter— 
halten, und mehrere Individuen minderer Ca⸗ 
thegorie beſoldet. Zu den letzteren gehören die Meß⸗ 
ner, Kirchendiener, Organiſten und Chorregenten, deren 
Gehalte ſogar am erſten in Conventions-Münze entrichtet 
wurden a). Zu den erſteren gehören die Beamten der 
biſchöflichen Kanzlei in den Diöceſen, in welchen die ein— 


5) M. Abhandlg. v. d. Recht. u. Pflicht. d. Pfarrer $. 166. 

c) Hofd. v. 27. Juli 1782, 29. Mai 1783, 31. Juli 1787. 

d) Hofd. v. 6. Juli 1786, 17. Mai 1789, 10. März 1790 

Jak. 3. Bd. S. 557, 560, 561. 

e) Hofd. v. 29. April 1791 Pol. Gef. 3. Bd. S. 258. 

7) Hofd. v. 25. Mai 1771. 

a) Hofd. v. 20. April 1820 u. 17. Mai 1821 Schwerdl. 
10. Bd. S. 170, vergl. mit Hofd. v. 30. Aug. 1810. 
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fließenden Taxen dem Religions fonde verrechnet werden 
(F. 106 n. 3). Der General -Vikär jedoch hat nirgends 
auf Koſten des Religionsfonds zu beſtehen, und wird nir— 
gends mehr aus ſolchem beſoldet 5). 

Für die allgemeinen, früher allein von dem Nieder— 
Oeſterreichiſchen Religionsfonde beſtrittenen, Regie-Aus— 
lagen hat der Böhmiſche Religionsfond insbeſondere jähr— 
lich 4040 fl. abzuführen c). 


$. 127. 
Auf Diäten und Belohnungen. 


Was von Diäten und Belohnungen aus Gelegenheit 
der canoniſchen und Schul-Viſitation, dann 
der Kirchenrechnungs-Reviſion oben ($. 90) 
überhaupt geſagt worden iſt, gilt auch bei den Religions— 
fonds -Curatien. In wie fern ſolche an andern Pfarr— 
kirchen aus dem Kirchenvermögen angeſprochen werden 
können, in ſo fern werden ſie an dieſen zunächſt von daher, 
und wenn die Kirche noch kein eigenes Vermögen beſitzt, 
aus dem Religions fonde beſtritten. 

Die Reiſekoſten für die aus den Provinzen 
in das höhere geiſtliche Bildungs-Inſtitut 
Berufenen, und nach dem Austritte aus demſelben auf 
den Poſten ihrer Anſtellung ſich verfügenden Prieſter wer— 
den von demjenigen Provinzial-Religionsfonde getragen, 
auf welchen ſie mit ihrem Unterhalte im Inſtitute ange— 
wieſen ſind. Paſſirt iſt an Meilengeldern der Betrag, 
welcher von dem feſtgeſetzten Ritt-, Trink- und Schmier— 
gelde für ein Pferd auf die Meile ausfällt, ſo wie der 
vierte Theil der Gebühr für eine gedeckte Kaleſche, urd 
zwar beides nach der in den Ländern, die ſie durchreiſen, 


S. 153. 
c) Hofd. v. 4. Sept. 1806 Jak. 9. Bd. S. 535. 
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auf eine ganze Station beſtehenden Vorſchrift; an Zeh— 
rungskoſten aber 15 kr. W. W. Der ganze Betrag wird 
immer gleich definitiv und nach der kürzeſten Route be— 
rechnet, und darf kein Reiſevorſchuß verabfolgt werden a). 
Stifts⸗ und ſolche Geiſtliche, welche im Inſtitute von je— 
manden andern, z. B. einem Biſchofe unterhalten werden, 
haben hierauf keinen Anſpruch 5). 

Die für den Religionsfond ſonſt zu beſorgenden An— 
gelegenheiten ſind als Officioſa anzuſehen; den Kreis— 
Commiſſären iſt unterſagt, aus Gelegenheit derſelben Rei— 

ſe-Particularien einzuſenden c). 


$. 128. 
Auf Stempel, Taxen und andere Gebühren. 


Der Religionsfond entrichtet keine Stempelg e— 
bühr, nachdem alle Urkunden, welche diejenigen, denen 
die Verwaltung der Religionsfonds-Güter anvertraut iſt, 
in einem dieſe Verwaltung betreffenden Geſchäfte ausſtel— 
len, für ſtempelfrei erklärt find a), und in gerichtlichen 
Angelegenheiten das zur Vertretung beſtellte Fiscalamt 
feine Schriften gleichfalls ungeſtempelt einzugeben hat 5). 
Selbſt zu den Urkunden über den aus dem Religionsfon— 
de verliehenen Tiſchtitel iſt kein Stempel erforderlich c). 


a) Hofd. v. 5. Dec. 1823 Pol. Geſ. 51. Bd. S. 302. 

5) Hofd. v. 27. Jan. 1821 Pol. Geſ. 49. Bd. S. 7, v. 1. 
Febr. 1821 Schwerdl. 9. Bd. S. 22, allerh. Entſchl. v 
1. Mai, Hofd. v. 27. Juni 1829 Prov. Gef. Bahn 
Bd. S. 458. 

c) Verord. in Galiz. v. 3. Aug. 1792. 

a) Stempel⸗pat. v. 5. Oct. 1802 f. 9 lit. II, Hofd. v. 24. 
Nov. 1803 vergl. mit Hofd. v. 7. Jan. 1783 u. 18. Mai 
1786. 

5) Hofd. v. 9. Juli 1789 lit. o, Stempel⸗Pat. v. 5. Oct. 1802 
$. 12 lit. b. f 

e) Hofd. v. 8. Juli 1813 u. 20. Aug. 1823 Pol. Geſ. 51. 
Bd. S. 196. 


— 400 — 


Die Gerihtstaren hat der Religionsfond gleich 
andern Parteien zu bezahlen. Nur werden die Taxen 
und Gebühren, welche in den unter fiscalämtlicher Vertre— 
tung auszutragenden Rechtsſtreitigkeiten auflaufen, nicht 
ſogleich während des Laufes des Prozeſſes entrichtet, ſon— 
dern bis zu deſſen Beendigung bei dem Taxamte vorge: 
ſchrieben. Fällt dann das Urtheil dahin aus, daß jeder 
Theil die Unkoſten ſelbſt zu tragen habe: ſo werden ſie 
dem Taxamte aus dem Religionsfonde abgeführet. Wird 
der den Religionsfond vertretende Fiscus zu dem Unko— 
ſtenerſatze verurtheilt: ſo hat der Religionsfond ſowohl dem 
Taxamte die vorgemerkten Taxen zu bezahlen, als auch 
dem Gegentheile die von dieſem bezahlten Taxen zu ver— 
güten. Iſt endlich der Gegentheil in den Erſatz der Ge— 
richtskoſten verfällt worden: fo hat er dem Taxamte die 
für den Religionsfond vorgemerkten Taxen zu erlegen di. 
Die Vertretung leiſtet das Fiscalamt unentgeldlich. 

Die Taxen für die Verleihung des Tiſchtitels aus 
dem Religionsfonde ſind ſo wie die Stempelgebühren nach— 
geſehen e). Für die Verleihung des Tiſchtitels an ſol— 
che Individuen aber, welche aus dem Religionsfonde pen— 
ſionirt waren, und auf Pfarreien angeſtellet werden z. B. 
Exreligioſen, müſſen aus dieſem Fonde dem Hoftaramte 
mäßige Taxen vergütet werden f). b x 

Biſchöfliche Kanzleitaren entrichtet der Religions 
fond für ſeine Curatien in jenen Fällen, in welchen 
ſolche die andern Kirchen aus ihrem Vermögen zu ent: 
richten haben (. 91). 

§. 129. 

Auf Steuern und andere Staatslaſten. 


Der Religionsfond unterliegt gleich den Kirchen (§. 
92) und andern Staatsbürgern allen gemeinen Laſten 


d) Hofd. v. 17. Juni 1785, 2. Juli 1789 u. 29. Sept. 1797. 
e) Hofd. v. 8. Juli 1813 u. 20. Aug. 1823 a. a. O. 
75 Hofd. v. 8. Mai 1795. 


( 
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und Abgaben; er war nur von der im Jahre 1806 
ausgeſchriebenen Vermögens-Steuer befreit geblieben a). 
Er entrichtet für die aufgehobenen Klöſter in Anſehung 
des von daher erworbenen Vermögens das geiſtliche Er b— 
ſteuer-Aequivalent mit vier von Hundert 5), und 
entrichtete die Claſſen-Steuer von den Einkünften, 
welche er nicht von Realitäten, ſondern von Capitalien 
oder ſonſt auf eine Art beziehet, in dem Falle, wenn die 
ſämmtlichen Einkünfte größer, als die ſyſtemiſirten und 
ſonſtigen Auslagen waren, das iſt, von dem Uiberſchuße, 
der aus den Capitalien oder ſonſtigen Nebenzuflüſſen her— 
rührte c), bis dieſe Steuer ganz eingeſtellt wurde. Nach 
früheren Verordnungen hatte er ſie ſogar für die aus ſeinem 
Fonde blos mit Gelde dotirten Geiſtlichen zu entrichten d); 
wovon es jedoch durchgehends, und bis nicht ſämmtliche Pro— 
vinzial-Religionsfonde zu mehreren Kräften gelangt ſein 
würden, noch vor der allgemeinen Aufhebung der Claſſen— 
Steuer abkam e). Die geiſtliche Fortifications-⸗ 
Steuer, welche der Religionsfond von dem, aus den 
Gütern der aufgehobenen Stifter und Klöſter erworbenen, 
Vermögen abzuführen hatte 7), iſt gleichfalls gänzlich ab— 
geſtellet worden 3). 2 

Laſten, von denen die Güter der einzelnen Privaten 
frei ſind, ſind den Gütern des Religionsfondes auch nicht 
auferlegt. Eben deshalb iſt erklärt worden, daß die denk. 
k. Officieren auf den landesfürſtlichen Gütern geſtattete 


a) Hofd. v. 9. Mai 1807 Jak. 10.“ Bd. S. 522. > 

5) Hofd. v. 31. Dec. 1795, Erbſt. Pat. v. 15. Oct. 1810 fl. 
57 lit. e. 

c) Hofd. v. 14. Mai 1782 u. 5. Oct. 1808. 

d) Hofd. für Böhm. v. 15. Jan. 1807 u. 11. März 1810 
Jak. 8. Bd. S. 483, für Oeſter. o. d. E. v. 21. Jan, 1807 
u. 1. Oct. 1811. 

e) Hofd. v. 25. Jan. 1819. 

F) Hofd. v. 1. Juni 1770, 22. Aug. 1785 u. 7. Aug. 1800. 

8) Hofd. v. 24. April 1821. 

I. Theil. 26 
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Jagd, keineswegs auf die Güter der aufgehobenen Klöſter 
und bezugsweiſe des Religionsfondes ausgedehnt werden 
könne N). 
N $. 130. 

Veräußerung der Religionsfonds-Güter. 


Daß in Anſehung der Benützung der Religionsfonds— 
Realitäten nach den bei Staatsgütern angenommenen 
Grundſätzen vorgegangen werde, daß ſich dieſe nach den 
verſchiedenen Zeitverhältniſſen gerichtet haben, und ſolchen 
zufolge die Veräußerung derſelben erlaubt, eingeſtellt, und 
wieder befohlen worden ſei, iſt oben ($. 112) geſagt wor— 
den. Natürlich konnten bei der Veräußerung ſelbſt auch 
nicht immer dieſelben Bedingungen zur Anwendung kom— 
men, ſondern es mußten dieſe gleichfalls nach den Zeit— 
umſtänden beſtimmt werden. Welches ſie waren a), hat 
gegenwärtig wenig Intereſſe, nachdem für die neuer— 
dings 5) angeordnete Veräußerung beſondere Directiven er— 
laſſen worden find, Es ſollen daher hier jene übergangen, 
und dagegen die nun zur Beobachtung aufgeſtellten Grund— 
ſätze und Bedingungen, letztere jedoch nur im Allgemeinen 
und Weſentlichen angegeben werden, da ſie ohnehin jeder ein— 
zelnen Realität, die zum Verkaufe kommt, beſonders ange— 
eignet, und in der Verkaufsankündigung, fo wie bei der Vers 
kaufsvornahme bekannt gemacht werden. Sie ſind folgende: 

1) Die Leitung des Veräußerungsgeſchäftes iſt in 
den Provinzen einer eigenen Veräußerungs-Commiſſion 
übertragen, welche unter dem Vorſitze des Landes- Chefs 


A) Verord. in Böhm. v. 26. Jan. 1783. 

a) Hofd. v. 26. Aug. 1782 Jak. 2. Bd. S. 576— 581, 27. Nov. 
1786 ebend. 5. Bd. S. 13, 19. Juli, 17. Nov., 1. Dec. 1789, 
23. Febr., 13. Sept. 1790, 15. Sept. 1791, 24. Aug. 
1793, 16. Oct. 1797, 14. Oct. 1799 ebend. 2. Bd. S. 
582— 601, 28. Oct. 1803, 1. März 395 11. April 1806 
ebend. 8. Bd. S. 223—229. 

5) Pat. v. 22. Jan. 1817, Miniſter. Schreib. v. 26. Jan. 
1818 Jak. 8. Bd. S. 231. 
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aus zwei Gubernial-Räthen, dem Cameral-Gefällen-Ad⸗ 
miniſtrator und Kammer-Procurator, dann dem Buch— 
haltungsvorſteher oder einem andern, im Dominien- und 
Buchhaltereifache erfahrenen, Individuum der Landesbuch— 
haltung (welchem letzteren jedoch kein votum decisivum 
zuſteht), zuſammen geſetzt iſt. In ihren Wirkungskreis 
gehört, a) die Veräußerungs-Objecte, wie ſie nach und nach 
zum Verkaufe kommen ſollen, auszuzeichnen; b) für die 
Verfaſſung verläßlicher Verkaufsanſchläge unter Beobach— 
tung der gleich folgenden Grundſätze zu ſorgen; e) über 
minder wichtige Bedenken und Anſtände zu entſcheiden; 
d) über Anſtände, welche bie Commiſſion ſelbſt zu gegrün— 
deten Zweifeln führen, die Entſcheidung der Hofkammer 
einzuholen; e) die Wirthſchaftsämter, welche mit der Er— 
theilung der nöthigen Auskünfte zögern, oder ſolche un— 
deutlich oder unvollſtändig geben, zu ihrer Pflicht zu ver— 
halten, gegen ſaumſelige Beamten ſelbſt mit Anwendung 
der geſetzmäßigen Zwangsmittel vorzugehen, und die auf 
die Abfaſſung der Verkaufsanſchläge zunächſt einwirkenden 
Unterbehörden, welche unnütze, nur zu Umtrieben führen— 
de, Anfragen über Umſtände machen, die aus dem Geiſte 
des Geſchäftes leicht gelöſet werden können, mit Verwer— 
fung derſelben ernſtlich zurecht zu weiſen; endlich f) über 
die genaue Beobachtung der bei den abzuhaltenden Ver— 
ſteigerungen vorgeſchriebenen Förmlichkeiten zu wachen. 

2) Zur Veräußerung find ſämmtliche Religions fonds— 
Güter, ſie mögen in eigener Regie ſtehen oder verpachtet 
ſein, geeignet. Ausgenommen ſind nur jene, für deren 
Beibehaltung politiſche Rückſichten vorhanden ſind, oder 
wovon die Stiftungen noch beſtehen (§. 95). 

3) Der Verkauf eines Gutes hat erſt dann Statt, 
wenn der von der Provinzial-Staatsbuchhaltung reviſions— 
mäßig adjuſtirte Ertragsanſchlag von der Domänen-Hof— 
buchhaltung geprüft, und vollſtändig ſicher geſtellet wor— 
den iſt. Die Veräußerungs-Commiſſion muß deshalb jedes 


Verkaufs-Elaborat, gegen welches fie keine Bedenken erz 
N 26 * 
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hebt, einzeln ohne Verzug der Hofkammer vorlegen, als 
welche den Fiscal-Preis auszuſprechen hat. 

4) In Anſehung der Verfaſſung des Ertragsan— 
ſchlages und Berechnung des Fiscal-Ausrufspreiſes werden 
jene Grundfäge beibehalten, welche zur Erhebung und Bes 
ſtimmung des Werthes eines Gutes oder Waldes während 
der vorigen Verkaufs = Perioden, insbeſondere nach dem 
Unterrichte vom Jahre 1798 beobachtet worden ſind. 
Auch findet eine Abweichung von den, für den Güterver— 
kauf vom Jahre 1803 feſtgeſetzten, und bis zur letzt erfolg 
ten Einſtellung desſelben beſtandenen, Directiven nur in 
ſo weit Statt, als mittelſt der neuerlichen Vorſchriften 
ausdrückliche Abänderungen gemacht werden. Dieſem nach 
wird bei den in eigener Regie befindlichen Gütern, von 
welchen alſo Jahresrechnungen vorhanden ſind, der in 
fünf Jahren von dem Jahre 1812 bis 1816 einſchließig 
ſich ergebende wirkliche Ertrag rechnungsmäßig durch die 
Buchhaltung erhoben, und die reſultirende Durchſchnitts— 
ſumme zur Beſtimmung des Fiscal-Preiſes in ein fünf- 
percentiges Capital berechnet. Die Berechnung geſchieht 
in Metallmünze, nachdem der Verkauf ſelbſt nur in dieſer 
Münze vor ſich geht. Zu dieſem Ende wird vorerſt das 
Erträgniß eines jeden zur Durchſchnittsberechnung be— 
ſtimmten Jahrganges nach dem Geld-Curſe jedes Jahres 
auf Metallmünze reducirt. Bei den bisher beſonders in 
Galizien immer im Ganzen verpachteten Gütern, von wel— 
chen keine Rechnungen vorhanden ſind, gilt zur Grundlage 
der Berechnung des Fiscal-Preiſes der aus den zwei letz— 
ten Pacht: Perioden, nach Ausſcheidung aller, von dem 
eingehobenen Pachtſchillinge erweislich beſtrittenen Aus- 
lagen, ſich ergebende Durchſchnitt, und wird auch hierbei 
vorläufig die Reduction auf Metallmünze gemacht; ſollte 
jedoch eine Pacht = Periode vom Jahre 1811 einfallen, fo 
wird der ſchon nach der Scala auf Einlöſungsſcheine redu— 
cirte Betrag ohne weitere Reduction als Conventions- 
Münze angenommen. Bei verpachteten Gütern, von de— 
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nen nur eine Pacht: Periode bekannt tft, und keine Rech— 
nungen vorhanden ſind, wird eine Local-Schätzung vorge— 
nommen, und der ſich ſonach zeigende Ertrag zum Maß— 
ſtabe des Capitals-Werthes gemacht. Fixe Unterthansgie— 
bigkeiten, und die ſich immer gleich bleibenden Verbind— 
lichkeiten, welche ſeiner Zeit in Metallmünze einfließen 
werden, werden bei der Ertragserhebung ohne Curs-Be— 
rechnung in jenem Betrage in Anſchlag gebracht, in wel— 
chem ſie vor dem geſtörten Geldverhältniſſe entrichtet wur— 
den. Dagegen werden aber bei den Ausgaben alle dem 
Gute anklebenden Laſten z. B. Zinſen an fremde Grund— 
bücher, Geldbeträge an Stiftungen, Seelſorger, Schulen 
u. ſ. w. gleichfalls in Metallmünze angeſetzt. 

5) Mit Ausnahme der Pfründen, welche mit einer 
Dignität oder einem vorzüglichen Amte verbunden ſind, 
Probſteien, Dechanteien, Vicariaten und ſolcher Pfarreien, 
die ein gutes Erträgniß haben, um damit verdiente Seel— 
ſorger belohnen zu können, werden mit der zur Veräuße— 
rung beſtimmten Realität auch die darauf haftenden Pa— 
tronats-Rechte veräußert, und dieſes in die Verkaufsbe— 
dingungen mit dem Beiſatze aufgenommen, daß die Be— 
ſitzer ſolcher an ſich gebrachten Güter bei Beſetzung der 
betreffenden Pfründe auf den Terna-Vorſchlag der Ordi— 
nariate beſchränkt ſeien c). 

6) Unterthansreſte, welche nach Maßgabe der mehr 
oder minder wahrſcheinlichen Einbringlichkeit mit Zuge— 
ſtehung des bisher immer Statt gefundenen Percenten— 
Nachlaſſes dem Gutskäufer überlaſſen zu werden pflegten, 
übergehen an den Käufer nur damals, wenn die Unter— 
thanen, denen rückſichtlich ihrer Reſte der Vorzug einge— 
räumt iſt, ſie nicht ſelbſt einlöſen und ſogleich berichtigen 
wollen; daher auch immer vorläufig deshalb ein Verſuch 
gemacht werden muß. 

7) Der Verkauf der Staatsgüter geſchieht blos im 
Wege der öffentlichen Verſteigerung. Um die möglich 


c) Hofd. v. 12. Nov. 1818 Jak. 9. Bd. S. 270. 
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größte Anzahl von Kaufluſtigen herbei zu führen, muß 
zwiſchen der Kundmachung und dem Licitations-Termine 
ein zweimonatlicher Zwiſchenraum als kürzeſte Friſt gelaſ— 
ſen werden. Die Kundmachung, welche nebſt dem ausge— 
mittelten Werthe eine kurze Beſchreibung des Gutes zu 
enthalten hat d), geſchieht nicht blos durch die dreimalige 
Einrückung in die Zeitung der Provinz und die Wiener 
Zeitung e), ſondern auch mittelſt einer beſondern Ankün— 
digung, welche den Zeitungen anzulegen f), und zur Eins 
ſchaltung in den auswärtigen Zeitungen mit zehen Exem— 
plaren der Hofſtelle einzuſenden iſt g). 

8) Kleine für ſich beſtehenden Realitäten, welche zur 
Verminderung der Regie-Koſten einem einzelnen Verwal— 
tungsamte untergeordnet, oder dem Verwaltungsamte ei— 
ner benachbarten größern Herrſchaft zugetheilet ſind, wer— 
den getrennt. Eben ſo werden auch große ausgedehnte 
Güter, welche mit großen Maiereien verſehen ſind, oder 
andere Nutzungsquellen haben, nach reifer Beurtheilung der 
Local-Verhältniſſe in mehrere kleine Güter abgetheilt zum 
Verkaufe gebracht, jedoch dieſe kleinen Abtheilungen ſämmt— 
lich in einem und demſelben Zeitraume zur Verſteigerung 
ausgeſetzt. 

9) Jedem Kaufluſtigen wird geſtattet, die Verkaufs— 
anſchläge da, wo fie aufbewahret werden, einzuſehen, und 
das zum Verkaufe angekündigte Gut nach allen ſeinen 
Rubriken zu beſichtigen, weswegen den Wirthſchaftsbeam— 
ten dieſer Güter die nöthige Weiſung vorläufig hinaus 
gegeben wird. 

10) In Anſehung der perſönlichen Eigenſchaften der 
Käufer, und des Rechtes, den Beſitz zu erwerben, hat es 
bei den bisherigen Ausnahmen und geſetzlichen Beſtim— 


d) Hofd. v. 27. Juni 1806 Jak. 8. Bd. S. 243. 

e) Sofd, v. 18. Mai 1804 u. 7. Oct. 1811 ebend. S. 243 
—244. 

5) Hofd. v. 6. Mai 1811 ebend. 

4) Hofd. v. 6. Aug. 1807 ebend. 
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mungen zu bleiben. Daher ſind die Juden, dann die tür— 
kiſchen Unterthanen und ihre Gattinnen A) von der Theil— 
nahme an dem Güterkaufe noch ferner ausgeſchloſſen; die 
mit der Fähigkeit des Beſitzes landtäflicher Realitäten nicht 
verſehenen Käufer aber müſſen ſich ſolche in dem durch die 
Landesgeſetze ausgezeichneten Wege nachträglich verſchaffen, 
widrigens die erkaufte Realität auf ihre Unkoſten wieder 
verkauft, und bei der dritten Feilbietung auch unter der 
Schätzung hintan gegeben werden würde 1). Sind die 
Käufer von der durch die Landesverfaſſung geforderten Poſ— 
ſeſſions- Fähigkeit und Habilitirung enthoben worden: ſo 
kommt dieſe Diſpens nicht auch ihren Erben zu Statten, 
ſelbſt wenn ſie in dem ausgefertigten Contracte mit er— 
wähnet ſein ſollten; ſondern die Erben ſind ſchuldig, als 
neue Erwerber den beſtehenden Geſetzen Genüge zu leiſten K). 
Nur in Bezug auf die chriſtlichen Käufer, welche ein Gut 
unmittelbar vom Staate erſtehen, und zum landtäflichen 
Beſitze desſelben nicht geeignet ſind, bleibt die von Sr. 
Majeſtät ertheilte Diſpens nicht blos auf ihre Perſon ein— 
geſchränket, ſondern ſie wird auch auf ihre Leibeserben in 
gerader abſteigenden Linie ausgedehnet ). 

11) Jeder Kaufluſtige iſt bei der Verſteigerungstag— 
ſatzung zu dem Erlage eines zehen-percentigen, nach dem 
Ausrufspreiſe zu bemeſſenden, Reugeldes nach den bishe— 
rigen Beſtimmungen zu verhalten, mit dem Unterſchiede, 
daß das Reugeld gleichfalls in Conventions-Münze abge— 
nommen wird, und daß ſich zur Erleichterung der Concur— 
renz von Kaufluſtigen ſtatt des alſogleichen baren Erlages 
mit einer, von dem Fiscalamte geprüften und bewährt 
gefundenen, fidejuſſoriſchen Sicherſtellung begnüget werden 
kann. Verfällt das Reugeld wegen Wortbrüchigkeit des 


h) Hofd. v. 24. Febr. 1816 u. 5. Mai 1820 ebend. S. 219 
— 220. 

1) Hofd. v. 21. März u. 9. April 1813 ebend. S. 218. 

k) Hofd. v. 23. Jan. 1818 Jak. 9. Bd. S. 6. 

2) Hofd. v. 18. April 1818 ebend. S. 7. 
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Käufers, ſo wird es wie das Kaufgeld behandelt, und dem 
Tilgungsfonde zugewieſen m). a 

12) Der Licitations-Abſchluß iſt für den Meiſtbieter 
ſogleich unwiderruflich verbindlich, für den Religions fond 
aber erſt dann, wenn die der Hofkammer vorbehaltene Rati— 
fication eingeholet und ertheilet worden iſt. Daher iſt 
dem Licitations - Protokolle die Clauſel einzuſchalten: 
„Der Contract iſt für den Beſtbieter gleich von dem Tage 
des von ihm gefertigten Licitations- Protokolls, für das 
Aerarium aber von dem Tage der erfolgten Ratification 
verbindlich. Im Falle der Beſtbieter den förmlichen Con= 
tract zu fertigen ſich weigert, vertritt das ratificirte Lici— 
tations- Protokoll die Stelle des ſchriftlichen Contractes, 
und das höchſte Aerar hat die Wahl, entweder den Beſt— 
bieter zur Erfüllung der ratificirten Licitations-Bedingungen 
zu verhalten, oder die Realität auf deſſen Gefahr und 
Unkoſten neuerdings feil zu bieten, und den erlegten Cau— 
tions⸗Betrag im erſten Falle auf Abſchlag der höhern Be— 
köſtigung, im zweiten auf Abſchlag der zu erſetzenden 
Differenz zurück zu behalten, im Falle aber, daß das 
neue Beſtbot keines Erſatzes bedürfte, als verfallen ein— 
zuziehen n).“ Um den verbleibenden Beſtbieter nicht lang 
in Ungewißheit zu laſſen, muß die Ratification mit Vor: 
legung des Original-Licitations-Protokolls Anme 
angeſucht werden. 

13) Der Kaufs-Contract iſt in Gemäßheit der Ver— 
ſteigerungs-Bedingniſſe beſtimmt und genau abzufaſſen, 
darin die gerichtliche Execution des Contractes ſo zu be— 
dingen, daß eine Einvernehmung der contrahirenden Thei— 
le, folglich eine Einklagung nicht mehr erforderlich ſei, 
ſondern die Execution ſogleich bei dem ordentlichen Richter 
angeſucht und von demſelben bewilliget werden könne o), 


m) Hofd. v. 17. Juni 1820 ebend. S. 630, 
n) Hofd. v. 20. April 1821 Jak. 8. Bd. S. 240. 
o) Hofd. v. 28. Oct. 1803 Beil, Inſtruct. u. 17 ebend. S. 22 
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und von der Landesſtelle, dem Fiscalamte und dem Käu— 
fer zu unterfertigen p). Die bei der Uibergabe vorfallen— 
den Anſtände und Differenzen können an den urſprüngli— 
chen Bedingniſſen nichts ändern, ſondern müſſen vielmehr 
nach dieſen beigeleget und entſchieden werden 9). Den 
Stempel zu dem einen Exemplare des Contractes, und 
die Einverleibungstaxen hat der Käufer nach der, in jeder 
Provinz beſtehenden, Vorſchrift zu tragen 7). 

14) In Anſehung der Zahlung des Kaufſchillings 
bleibt feſtgeſetzt, daß bei Gütern, wo der Kaufſchilling 
50000 fl. nicht überſteigt, die Hälfte, und wo er 50000 fl. 
überſteigt, ein Drittel ſogleich und zwar noch vor der wirk— 
lichen Gutsübergabe, die andere Hälfte oder die andern 
zwei Drittel aber binnen fünf Jahren in fünf gleichen 
Raten-Zahlungen zu berichtigen, der Kaufſchillingsreſt auf 
dem erkauften Gute in erſter Priorität zu verſichern und 
mit fünf von Hundert zu verzinſen, das bar eingelegte 
Reugeld endlich gleich, oder in die zu zahlende erſte Kauf— 
ſchillings-Rate einzurechnen ſei s). Der Kaufſchilling muß 
mit baren Gelde berichtiget werden, und werden keine 
Aerarial- Obligationen an Zahlungsſtatt angenommen.“ 
Nur früher konnte dieſes geſchehen, ſo lang zur Verminde— 
rung der auswärtigen Staatsſchuld geſtattet war, daß 
der Kaufſchilling von Gütern, welche von dem Tage der 
Kundmachung verſteigert werden ſollten, mit auswärtigen 
Staatsſchuldverſchreibungen nach ihrem vollen Nennwer— 
the bezahlet werden könnte t). Damals konnten ſogar 
die rückſtändigen Intereſſen von ſolchen Obligationen in 
den Kaufſchilling eingerechnet werden, und zwar bis zu dem 


v) Hofd. v. 24. Aug. 1793 Jak. 2. Bd. S. 600, 

9) Verord. in Böhm. v. 29. Juli 1808 Jak. 8. Bd. S. 241, 

7) Hofd. v. 28. Oct. 1803 Beil. Inſtruct. u. 21. 

s) Hofd. v. 26. Jan. 1818 unterricht für die Veräuß. Com⸗ 
miſſ. n. 1—27 Jak. 8. Bd. S. 231. 

2) Miniſt. Schrb. v. 1. März, Sofd. v. 9. Aug. 1805 ebend. 
S. 411 — 412. 
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Tage, wo dieſer zu erlegen war, oder wenn ein Theil des⸗ 
ſelben früher bezahlet wurde, bis zu dem Tage, wo die 
Zahlung geſchah. Es durften nur ſolche Obligationen 
nicht angenommen werden, welche mit Einſchluße der In⸗ 
tereſſen einen Uiberſchuß über den zu bezahlenden Kauf— 
ſchillingsbetrag abwarfen u). Die von den früheren Ver— 
äußerungen erſt nach dem 15. März 1811 fällig gewor— 
denen Raten-Zahlungen müſſen ſchlechterdings nach der 
Scala, und zwar nicht von dem Tage des ausgefertigten 
Kauf⸗Contractes, fondern von dem Tage der Uibergabe 
des Gutes 20); jene vor dem 15. März 1811 verfallenen 
Raten aber damals nach der Scala berichtiget werden, 
wenn ſie aus Veranlaſſung des Schuldners rückſtändig ge— 
blieben find &). Wird eine Kaufſchillings-Rate mit dem 
Verfallstermine nicht berichtiget, ſo hat die Cameral-Kaſſe 
unverzüglich der Landesſtelle die Anzeige zu machen, um 
den betreffenden Schuldner im gehörigen Wege zur Er— 
füllung feiner Schuldigkeit verhalten zu können (§. 108) ). 


u) Hofd. v. 30. Sept. 1807 ebend. 

20) Hofd. v. 10. Aug. 1811, 8. Febr. 1812 ebend. S. 414, 420. 
&) Hofd. v. 2. Nov. 1811 ebend. S. 420. 

7) Hofd. v. 30. März 1815 ebend. S. 421, 
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Zu d. 31 S. 119. 
Lit. B. 


Stiftbrief. 


Nachdem die Jacob und Agnes N., Eheleute aus der Stadt 
N., noch bei ihren Lebzeiten am 10. März 1832 einhundert 
Gulden C. M. in 20 kr. Stücken bei dem unterfertigten Stadt 
N. Magiſtrate zu Handen der hieſigen Decanal-Kirche der heil. 
Peter und Paul mit der Erklärung erlegt haben, daß beſagtes 
Capital gegen ſichere Hypothek ausgeliehen, und von den abfal— 
lenden Intereſſen pr. 5 fl. in 20 kr. Stücken alle Jahre an dem 
Tage des heiligen Adalbert in der heil. Marcus-Kirche derſelben 
Stadt N. ein geſungenes Seelenamt für die verſtorbene N. 
Freundſchaft mit vorhergehender Verkündigung abgehalten werde: 
ſo geloben und verſprechen die unterzeichneten Vorſteher der ge— 
nannten Kirche mittelſt gegenwärtigen Stiftbriefes für ſich und 
ihre Nachfolger, die diesfällige Stiftung ſtets aufrecht zu erhal— 
ten, und die entfallenden Zinſen in der Art zu vertheilen, daß 
dem Stadtdechante .. 2 fl. 30 kr. C. M. 


5 
dem Muſikanten-Chor e „20 ⸗— — 
der Kirche eine „„ „„ 50 — — 
dem Kirchendienenna¶n . — 14 — — 
den Miniſtrante n. —ĩ⸗ 66 — — 
in Summa „ 5 fl. — kr. C. M. 


zukommen; nicht minder, falls obbeſagtes Capital von 100 fl. 
C. M., welches dermalen bei dem Stadt N. Bürger N. N. 
laut der Libr. Oblig. Lit. A Nro. III, de anno 1802 fol. 
511 einverleibten, und Lib. Contract, de anno 1805 Nro, I. 
fol. 37 p. v. auf der Hypothek de anno 1793 pr. 950 fl., de anno 
1817 pr. 6400 fl. W. W. ausgezeichneten Obligation ddo, 30. 
Jan. 1822 und bücherlichen Extractes ddo. 31. Jan. 1822 
angelegt iſt, aufgekündiget werden ſollte, für deſſen Wiederanle— 
gung Sorge zu tragen; behalten ſich jedoch auch ausdrücklich be— 
vor, auf eine angemeſſene Reduction, falls ſie die Umſtände er— 
forderten, bei den Behörden Anſpruch zu machen. 


. Urkund deſſen iſt dieſer Stiftbrief in drei gleichlautenden 

Exemplaren ausgeſtellt, und von uns, dem Stadtdechante, dem 
Magiſtrate, dem Kirchenrechnungsführer und zwei Zeugen gefer— 
tiget worden, davon eines an die hohe Landesſtelle, das zweite 


MB. 7 


an das hochwürdige N. biſchöfliche Conſiſtorium, und das dritte 
in die Kirchenlade abgegeben wird. 


So geſchehen Stadt N. den 1. Febr. 1822. 


N. N. N. N. 
(L. S.) Bürgermeiſter. (L. S.) Stadtdechant. 
N. N. N. N. 
Magſt. Rath. Kirchenrechnungsführer, 


(L. S.) Jacob N. 
k. k. Beamter. 


Agnes N. geb. N. 


# 


Daß von vorſtehend errichteter Stiftung keine Erbſteuer 
abzuziehen komme, wird von Seite der k, k. Erbſteuer-Hof-Com— 
miſſion anmit beſtätiget. 


Prag am 15. Mai 1822. 


N. N. 


(L. 8.9 
i N. N. 


Von N. biſchöflichen Conſiſtorium wird vorſtehender Stift— 
brief anmit confirmirt. 
N. In der biſchöflichen Kanzlei am 23. Juni 1822. 


N. N. 


(L. 8.) . 
N. N. 

Vom k. k. Böhm. Landes-Gubernium wird vorſtehender 
Stiftbrief feinem ganzen Inhalte nach beſtätiget. 

Prag am 13. Auguſt 1822. 


N. N. 
(L. 8.) 
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Lit. C. 


Wir endesgefertigten Vorſteher der Kirche zu N. N. be⸗ 
kennen kraft dieſes Stiftbriefes: Es habe Herr Georg N. in 
ſeinem am 5. April 1820 errichteten, und am 26. Januar 1833 
publicirten Teſtamente 8. 6 zu unſerer Pfarrkirche tauſend 
Gulden in einer Hofkammer-Obligation ddo. — Nr. — zu 5 pret. 
zu dem Ende vermacht, daß alle Monate für ihn, ſeine Gattinn 
und ſeine ganze Freundſchaft eine heilige Meſſe in vorbemeldeter 
Kirche geleſen, und von den abfallenden Intereſſen pr. 25 fl. 


dem Herrn Pfarrer „ 15 fl. 
dem Meß nern „„ „ 3.3 
den Miniſtranten 1 
der Kirche „ole DEE iR. 6 = 


Zuſammen + 25 fl, 


zufallen, wenn aber jene Obligation über kurz oder lang in bie 
Verlooſung kommen, und die urſprünglichen Zinſen pr. 50 fl. 
abwerfen würde, die weitern 25 fl. ebenfalls der Kirche gehören 
ſollen. 

Da nun dieſes Stiftungs-Capital von tauſend Gulden 
mittelſt der, auf die Pfarrkirche zu N. N. als ein Georg N. 
Meſſenſtiftungs-Capital umſchriebenen, Hofkammer- Obligation 
ddo. — Nro. — zu 5 pret. in die Kirchenlade abgegeben, zur 
Errichtung dieſer Stiftung die biſchöfliche Ordinariats-Accep— 
tation unter dem (Datum) bewirket, und die Beſtätigung von 
der hochlöblichen Regierung unter dem (Datum) ertheilet worden 
iſt: als geloben und verſprechen wir für uns und unſere Nach- 
folger, die fromme Stiftung nach dem Willen des Stifters zu 
ewigen Zeiten getreulich zu erfüllen, behalten uns aber auch vor, 
u. ſ. w. (wie in dem vorhergehenden Muſter.) 


= 


Lit. D. 


Geſchehen N. den 20. November 1804. 


Es iſt heute Anton Jordan von N. vor dem geiſtlichen und 
weltlichen Vorſtande der Pfarrkirche zu N. erſchienen, und hat 
ſich erklärt, folgende Stiftung errichten zu wollen: 


Es ſoll nämlich für ſein und ſeiner verſtorbenen Eltern 
Seelenheil in dem hieſigen Pfarrgotteshauſe jährlich am 2. Ja— 
nuar ein Frühamt abgehalten werden. Zu dieſem Ende hat er 
dem Kirchenprobſte N. N. heute 100 fl. bar erlegt, wofür hier— 
mit beſtens quittirt wird. Von den hiervon entfallenden Zinſen 
ſollen nach der Erklärung des Stifters bezahlt werden: 
Dem H. Pfarrer für Abhaltung des Amtes 1 fl. u. ſ. w. 

Von Seite des geiſtlichen und weltlichen Kirchenvorſtandes 
wird mit Vorbehalt der Acceptation des hochw. Ordinariats und 
der höchſten landesfürſtlichen Beſtätigung die Erklärung des Stif— 
ters angenommen, und die Erfüllung der Stiftungsverbindlichkeit 
zugeſichert. 

Zur Urkund deſſen find drei gleichlautende Exemplare aus— 
geſtellt, und ſolche von den ſämmtlichen Intereſſenten gefertiget 
worden. i 


(L. S.) N. N. Stifter, (L. S.) N. N. Pfarrer. 


(L. 8.) N. N. Ortsrichter. 
(L. S.) N. N. Kirchenprobſt. 


* 
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Lit. E. 


Geſchehen N. den 3. Febr. 1804. 


Es iſt heute Simon Peintner vor dem geiſtlichen und welt- 
lichen Vorſtande der Pfarrkirche zu N. erſchienen, und hat einen 
legalen Auszug aus dem (ſchriftlichen oder mündlichen) Teſtamente 
ſeines Vaters Peter Peintner von 12. Mai 1802 vorgelegt, 
welcher alſo lautet: 

(Wörtlich einzuſchalten.) 

Vermöge der vorgewieſenen Peter Peintneriſchen Verlaſ— 
ſenſchafts-Abhandlung von 13. Jan. 1804 iſt die letzwillige An⸗ 
ordnung von allen Erben anerkannt, und die Abführung der Le— 
gate dem Simon Peintner als eintretenden Gutsbeſitzer über— 
bunden worden 

In Folge deſſen erklärt er ſich für ſich und ſeine Erben 
gegen die Kirche zu N. als Schuldner von 100 fl., welche er 
jährlich zu Lichtmeß mit 4% zu verzinſen „ 

Zur Sicherheit des Capitals, der Zinſen und bei allen⸗ 
fälliger Betreibung ergehenden Gerichtskoſten verſchreibt er ſein 
Vermögen insgeſammt, insbeſondere aber das bei der angeführten 
Verlaſſenſchafts-Abhandlung übernommene Gut (Steuer-Cataſter 
Nr. 448). 

Von den jährlich abreifenden Zinſen pr. 4 fl. ſollen bezahlt 
werden: (das übrige wie in dem Formulare Lit. B. 
Endlich wird auf jedem der drei Exemplare bei⸗ 
geſetzt:) a 

Daß vorliegende Urkunde in dem Protokolle des Gerichtes 
N. vorgemerkt worden, wird von Amtswegen beſtätiget. 


N. den 20. November 1804. 
(L. S.) N. N. Richter. 


Zum $. 32 S. 123. — 417 — N 


1 Lit. F. ® 
Cabellariſches Verzeichniß 


aller bei der St. N. Dechantei⸗ (Pfarr-, Localie-, Erpofiturz, Filial⸗, Stifts⸗, Kloſter-) Kirche oder öffentlichen Capelle zu N. beſtehenden geiſtlichen Stiftungen. 


b 145 40 artig jährli Stiftungsverbindlichkeit 
ae t . mug ; BE: Hiervon erhält gegenwärtig jährli S 9 
Poſt⸗Num⸗ Bedeckungs⸗ Capital.] Siervon ift gegenwärtig elocirt] Jahrliche Intereffen 0 a 115 g jährlich i Stiſtbrief Anmietung, 
mer der Stif⸗ vermöge Obligation Intention des Stifters 
tung u. Seite Namen 
des Fundati⸗ | 0 » 2 = 
ons = Buches des = a Fi vor na 5 — © 2 
n 95 75 b bei a | 2 8 8 E23 S 33 = nach dem || gegenwär⸗ Fahr u. Tagſ Jahr u. Tag 
Stiftbrief Stifters. den zinan. Patente onde | Privaten || per dem = 3 el es | 8 5 | etift tige ber der 
3 9 E . 2 a 5 « 9 
eingetragen em Finanz- Patente Cent. Finanz = Patente = — — R 8 2 briefe Leiſtung Errichtung || Beftätigung 
erſcheint. fl. kr. ff. ftr. ef Em fl. kr. f fl. f kr. fl. kr. fl. traf ff. kr. fl. tr. ¶ fl. cr I fl Ic. fl. r. ¶ fl. kr. Ifl. tr. 
L = - —- 
I. Ungar 240 | =| 240) = = „Bei Johann || 5 12. [BEIDEN E= 6| =| =|=| 5/ = | =|=| 1| >| =| „„ „„ „„ „„ >| = | = Alle Monate 
Seite 1, Sohann | Saufel Obli⸗ W. W. eine verkün-] Dasſelbe [v. 19. Mai [Conſiſtorial⸗ 
gation v. 28. 5 dete h. Meſſe 1731 Beſtätigung 
März 1792. für ſich und v. 30. Mai 
| feine Freund⸗ 1731 
| ſchaft 
II. Gröſchel 1000 | = || 1000| = ||Bei den Hrn. 
Seite 3, Joſeph. Ständen Oblig. 26 ſtille heil. Seit dem 
v. 1. Febr. 1798 Meſſen an [Jahre 1814 
3. 62862 pr. Freitagen nur 21 heil. 
100 fl. | = 4 5 5 = für den Stif- Meſſen 
Obligat, v. 1. 22 | =| = 2 30 ter und ſeine 
Novemb. 1807 Ä | | Angehörigen 
3.146059 pr. 10|59|| =| =|| 5|29 || =| = || 3180 =)44|| =| =| = | = || =| = 
1900 fl. 5 4 |36| = | 
DEN ze | 18 = || 
| a I | 
222 ð2 . . HE Lei age 1 2 DERSELBEN | ST Er a Be I ET 
I f 
III. Zechel Franz 300 | 148 303 = = Bei der O⸗ 5 |15| - 7 255 4/40 =| =|| 10452 =| =|| 1/15] = 15) =| =|| =| =|| = | = ||10 heit, Meſ⸗] Die Meſſen Die Interef 
Seite 5. brigkeit ohne W. W̃ fen für feine] find bisher fen find in der 
Obligat. Seele nicht gele⸗ Kirchenkaſſe 
ſen worden geblieben. a 
T ᷣͤ „„ ˖ 
. 8 | | x 
IV. Welk 400 ⸗ 400 | = Bei den Hrn. - 4 |16| = unterhaltung | Wird nad) v. 25. Febr. || Gub. Beſtä⸗ 
Seite 7. Andreas Ständen Ollig. 2 1 | 8 = 3 =| | =| 8| = -| =|| =| =| =| =|| =| =|| =| =) =| feiner Lampe Zulänglich⸗ 1808 tigung vom 
v. 1. Nov. 1806 | W. W. vor dem keit des 14. Juni 
3. 143540, N Sanctissi- Stiftunge⸗ 1808 
mum betrages uns 3.20432. 
- terhalten 
U 


Gibt es noch andere Participanten, fo werden fie beigeſetzt. 
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Perſolvirenden. 


18 


ER 
30 


der richtigen Stiftungserfüllung nach Monatstagen und Jahren durch eigenhändige Verzeichnung des 


| 
1834 | 1835 


A : De 
gaut Fun⸗ Ich Gefertigter habe perſolvirt im Jahre 
Monats⸗ dations⸗ 
= Was? | 
Nro, für 
Tage 1 1829 | 1830 | 1831 1832 
Im Januar } 
den 1. 
2. I. Für den || eine ſtille Ich N. N. 
+ Johann [heil. Meſſe Pfarrer 
Ungar 
3° II. Fürden || eine ſtille [Ich N. N. 8 
7 Joſeph heil. Meffe || Capellan 
Gröſchel 
4. V. Für den [ eine ſtille Ich N. N. | 
7 Philipp [heil. Meffe | Pfarrer 
Dudek 
5. 
u. ſ. w. 
| 
| 
I} 
Ki 
| 


| 
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Zum §. 44 S. 172. 
Lit. G. 


In ventari um, 


der griechiſch-kathol. Pfarrei zu Rozanka wyzna auf der 

Skoler Privat- Herrſchaft, Stryer Kreiſes, Lemberger 

Erz⸗Diöceſe und Skoler Decanats, worüber Ihre Durch— 

laucht die Frau Fürſtinn Lubomirſka das Patronats-Recht 
ausübet. 


Kirchen— Inventur. 


Nrus. ü Schäz⸗ 
I 25 N zungsbe⸗ 
22. = z 5 . . * 
82 2 I. Beſchreibung Lit. A. E 

25 _f [ir 


1 — [Die g. k. Kirche in Rozanka wyzna 
iſt ſeit 8 Jahren erbaut; ſie ſtehet ge— 
gen Mittag, iſt von Holz, mit Schin— 
deln gedeckt, mit 5 Fenſtern und einer 
hölzernen Thüre verſehen, übrigens in 


gutem Suftande ., „„ 120 — 
Seiten⸗Capellen. 
Altäre. 


2] — [Das große Altar sub tit. Demissio Sti. 

Spiritus, von Holz 
3 — [ Zur rechten Seite sub tit. Sti. Nicolai, 

ebenfalls von Holz und bemahlt + 50 — 
4 — [Zur linken Seite sub tit. Annuntiatio B. 

Virg. Mariae n 50. — 


Betſtühle. 
Beichtſtühle. 


Orgel. 


Kirchenthurm. 
Dieſer iſt ein Beſtandtheil der Kirche, über 
deren Eingang angebracht, und oben bei 
der Kirche bereits zu Geld angeſchlagen. 


I. Th eil. 2 7 


50% I 


18 


19 
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Kirchenglocken. 


Solcher Glocken gibt es drei an der Zahl, 
angebracht in dem Kirchthurme, alle drei 
ae 0. 10.0 u re 


Altarglöckel. 
Drei an der Zahl, ſehr klein, alle drei 
Taufſtein. 


Todtengruft. 


Kirchengeräthe, und zwar Gold-, Sil— 
bergefäße und Pretioſen. 


Kupfer und Meſſing. 


Zwei meſſingene kleine Leuchter 
Ein meſſingenes Rauch fas 
Ein kupferner Kelch ſammt Patene- 5 
Eine kupferne Büchſe ſammt Löffel .. 
Zwei dombackene Büchſen zur Aufbewahrung 
des heil, Des 


Zinn, Blei und Eiſen. 


Holz. 
Drei kleine Altarkreuzztz e 
Ein Proceſſions-Kreuun zzz 
Sechs Leuchter e 
Prieſterliche Ceremonien-Kleider, Fah— 
nen, Bilder und Bücher. 

Ein Meßkleid von Seide, ſchwarz mit Gold: 
blumen geſtickt . 1 R 
Ein Meßkleid von Atlaß 1 „ ge⸗ 
ſtickt 8 „ „„ 
Ein Meßkleid von Seide, roth mit einem 
gelben Kreuze 3, 8 
Ein Meßkleid von Barakon für Trauer⸗ 
andachten „ enn dan 2 
Ein Meßkleid ron Seide grünlicher Farbe 


Schäz⸗ 
zungsbe⸗ 
trag. 


fl. Tier, 


53 


ee 


11 


30 


15 


30 
36 


Il 


A 


Nrus. 
2 5 
lo? 
e 
20] — [Zwei Alben von gemeiner Leinwand . 
ihnen. 
221 — Ein Gürtel . * » % „ 
23] — [Drei feine Tiſchtüche nr 
24 — [Vier grobe dto. „ „ 
25 — [Zwei neue Fahnen 
26 — || Ein fo genannter Deissus, beſtehend aus 
zwölf Apoſtelbildeern ..» 
27 Zwei große Bilder l 
28 — [Ein kleines Bild des heil. Elias 8 


Ein bemahlt verzierter Kaſten zur Aufbe— 
wahrung der Geräthſchaften + + 
[Ein großes Evangelien- Buch. 
Ein Meßbuch in Folio 
Ein Actus Apostolor um 
Ocroichau ere eee 
Triphologion ne anne 
"| Euchologion Trebec nk 


Beſchreibung Lit. B. 


ww w 
Dr © 
ES 


alt und baufällig, weshalb an ihrer Statt 
eine andere neue von Holz gegen Sonnen: 
aufgang erbaut, und im künftigen Jahre 
ganz ſicher zu Stande gebracht ſein wird; 
es ſind darin 5 Fenſter angetragen, nebſt 
einem Kirchenthurme. 


Seiten-Capellen. 


Altäre. 
37] — Der große Altar ziemlich armſelig sub. tit. 
Seti. Adalberti + 1 * . + . 
Betſtühle. 
Beichtſtühle. 


—— — 


— — 


2 
— 
* 


Schaͤz⸗ 
zungsbe⸗ 
trag. 


> RAW» wo 


— 1% g. k. Kirche in Rozanka „ine it 


* 


—— —— [ — — — 


all 


Alas 


— 1492 


Schaz⸗ 
zungsbe⸗ 
trag. 

Orgel. BR“ kr. 
i Kirchenthurm. 
Von dieſem iſt oben bereits erwähnt. 
Kirchenglocken. 
Deren find drei an der Zahl n By 46.— 
Altarglöckel. f 
Solcher gibt es zwei kleine ie 50 10 112 
Taufſtein. £ 
Todtengruft. 


Kirchengeräthe, und zwar Gold-, Sil⸗ 
bergefäße und Pretioſen. 
Zwei ſilberne Kelchobertheile ſammt Patene 9 — 
Kupfer und Meſſing. 
Ein dombackener Löffel — 30 


U 
Zinn, Blei und Eiſen. 
Holz. j 
| Vier hölzerne Leuchtr!! — 
Zwei Handkreuze von Do +. +, — 12 
Eins auf dem Alta re — 30 
Ein Proceſſions-Kreuun gz Ehre 
| Prieſterliche Ceremonien = Kleider, Fah— | 
nen, Bilder und Bücher. 
swer derben , 642 
Ein Gürtel * + + 17 . * . 353 * a 3 
Ein feines Atartuh m een», 424 
Drei gröbere Altartü che 1 
Eine Proceſſions-Fahine Bl. 
Drei kleine Biber TEN 8 — 45 
Ein Triodion⸗ Buch 121— 
Ein Apoſtolon 2 21 
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Nrus. Chi 
Dee zungsbe⸗ 
2 6 tra 
S8. = = . 

2 fl. kr fl. kr⸗ 
54 a Ein Pſaltyr * . 0 * + 0 . + 1 1230 
55 — [Ein Trebniteee Bl 


Anmerkung. 


Die Pfarrwohnung in Rozanka wyzna iſt im Jahre 1809, 
und mit ihr find auch die darin aufbewahrten Decanal-Inven— 
tarien der beiden Pfarreien verbrannt, daher können die Decanal— 
Zahlen dermalen nicht beigeſetzt werden. 


II. Kircheneinkünfte. 


Capitalien. Schäz⸗ 
zungsbe⸗ 

Kirchenkühe. trag. 
fl. kr. 


Jura Stolae. 
Laut eingeſehenen Kirchenregiſtern ſind getraut 
worden 
und zwar im Jahre 1811 9 
T 
181335 % 2 
oder im Durchſchnitte genommen jährlich 8 Pare; 
jede Trauung und inclusive der Aufgebote zu 21 kr. 


gerechnet, beträgt jährlicchchche «+ 2 3) 2 
Begräbniffe ſi find geweſen im Jahre 1811 26 
1812 30 
1813 18 
74 
oder jährlich 2424 5 jedes Begräbnig zu 30 kr. ge. 
e re en nt. He 1220 
Oſterbrod. 


Jede der 140 Familien pflegt alle Jahre einen 
Laib Brod zu verabreichen; dieſen zu 2 kr. gerechnet, 
beträgt „„ „„ „ eee 4 40 

Opferſtock. 

Für Verrichtung befonderer Andachten pflegt der 
Pfarrer à zu 24 kr. bezahlt zu werden; folder Anz | 
dachten jährlich 25 gerechnet, macht ö 10 — 
Fürtrag. „ 30 2 


1 
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uibertrag . 

Für beſondere Todtenandachten Buraſtas pflegt 

dem Pfarrer à 30 kr. verabreicht zu werden; ſolcher 
jährlich 10 gerechnet, macht 


Colleda und Feiertagsgeſchenke. 
Von Einhebung derſelben iſt es zufolge hoher 
Gubernial-Verordnung vom 28. Auguſt 1807 Zahl 
34603 abgekommen, daher — — 
Summe der Kircheneinkünfte . 3512 
III. Sichenauslagen. 
a) Der Diacon wird von der Gemeinde ohne gering: 
ftes Zuthun des Pfarrers unterhalten. 
b) Auf Meßwein, weil es die ſolchen ſubminiſtri⸗ 
rende Gemeinde hieran öfters gebrechen läßt, trägt 
der Pfarrer jährlich aus Eigenem bi. 3 — 
c) Auf Erhaltung des Kirchen— ee jährlich 1 — 
d) Beleuchtung der Altäre — — 
e) Hoſtien⸗ Mehl . TERN e Saar 
1) Reinhaltung der Kitchenwäſche u — — 
g) Auf Baumöhl zu verſchiedenen geistlichen Cere⸗ 
mon, Me ee ara ne Le 2 130 
Auf Fundationen. 
Summe der Kirchenauslagen . 6 30 


Docu mente. 


Die wenigen Documente, aus den Decanal-Inventarien 
bei der Kirche und den Erectionen beſtehend, ſind mit der im 
Jahre 1809 abgebrannten Pfarrwohnung ebenfalls in Aſche über— 
gegangen. Vorhanden ſind nur blos die Tauf-, Trau- und Ster— 
beregiſter der beiden concentrirten Gemeinden; ſie werden ordent— 
lich geführt. 


IV. Temporalien- Inventur, 5 
zungsbe⸗ 
Beſchreibung der Pfarrgebäude. trag. 


In Rozanka wyßna ſteht das Pfarrhaus fl. kr. 
etwa 50 Schritte von der Kirche, iſt auf einem Hü⸗ | 
gel erſt ſeit fünf Jahren auf einem Kirchengrunde ers | 
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baut, von Holz, halb mit Schindeln, halb mit Stroh 
gedeckt; es beſteht aus zwei Zimmern, einer Küche, 
und einer Kammer, und iſt übrigens in gutem Zu— 
ſtande. 


legten langen Stangen. 


Die Umzäunung beſtehet aus über einander ge= 
Pferdeſtallungen. 
Es befindet ſich daſelbſt eine Stallung für Pfer⸗ 
de, und unter demſelben Dache auch eine h 
Scheuer 
mit Stroh gedeckt; das ganze Gebäude iſt neu und 
in gutem Zuſtande. 
Speicher. 
Viehſtallungen. 
Dieſe befinden ſich in dem, oben bereits sub 
Pferdeſtallung beſchriebenen, größeren Gebäude. 
In Rozanka nißna befindet ſich keine 


Wirthſchaftsgebäude. 


V. Fundus instructus des Pfarrhauſes. 
Feuerlöſchgeräthe. 


Hausgeräthe. 


Viehgattungen. 


Bücher. 


Wirthſchaftsgeräthe. 


Pfarrwohnung, eben ſo wenig ein dazu - 


\ An der Ausfaat. 


sub. Nro, 
Topog. 


851 


854 
934 
824 
825 
821 
ohne 


111 
112 


163 
263 
278 
977 
592 


te 
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VI. Erträgniß ausweis 
der Temporalien. 


Anſäſſigkeiten. 


— 


Feldbau. 


wyzna. 
Ein Stück Gartengrund Oyrod + 


7 Ber — * 
Eu me 1 + 
— Wieſe Dichtowice genannt 
— Wieſe Dmytriwke genannt 
— Loki na monergnic Kreczer⸗ 
a 3 
— w Maszeliw bahne » 
— na Komornikowcaa 
— wſrczawenach Aue 


Tun 


8 22 + "us: 


a KIN 
na welikim horbi wridi . 
Kalowiszere nad Komarni⸗ 
koweemm *.«% 


In Rozanka nizna. 
Stück Garten Oyrod . + + 


— — — * * + 


@ 
E 


Zuſammen 


Von welchen, in dem größten Ge— 
birge knapp an der Ungariſchen Grän⸗ 
ze ſituirten, Gründen ihrer äußerſt 
ſchlechten Qualität wegen jedes Joch 
jährlich nicht mehr als 2 fl. 30 kr. 
beträgt, oder zuſammen 


Fürtrag 


Gärten und Wieſen in Rozanka 


Flächen⸗ 


maß. 


Geld⸗ 
be⸗ 
trag. 


in Rozanka wyzna. 


560 Ein Ackergrund w ſeredym ſzafaſru 111066 


5710 — — doukowici polanka za 
San 11 459 
577 — — Kozancga 11 200 
6430 — — Pjrepor utenkowate 
11 N nisnaa 0° 2/1390 
684 — — pod nowym horbom , || 111100 
In Rozanka nizna. 
253 Ein Ackergrund na Kozaniwee . — 550 
257 — — — — . . 11224 


Klftr., ſo bleiben zur Benützung blos 
6 Joch 792 Klftr., von welchen ihrer 
bei den Wieſen bereits dargeſtellten 
ſchlechten Qualität wegen pr. Joch 
nicht mehr als ein Korez Haber ange— 
nommen werden kann; Ben Korez zu 
1 fl. 30 kr. gerechnet, macht zuſam⸗ 
men jährlich. 


Zehent und Miſſalien. 


Mieth⸗ und Pachtzinſe. 


| Hiervon wird ein Drittel zur 
15 abgeſchlagen mit 3 Joch 396 
— — 944 


Activ-Capitalien. 
| 
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Flächen: || Geld» 


maß, || bes 
5 DE 
* 
E 
82 


uibertrag 10 4 416 70139 
Aecker 


Zuſammen 9 1189 


+ * * * . + 


— — 


Fürtrag. — — 1] 80/23 
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Uibertrag . 
Freiwillige Beiträge. 


Jede der 140 Familien pflegt ben 
Pfarrer alle Jahre an ſo genannter 
Roznyzna zu 10 kr. zu „ 
dies macht zuſammen 


Deputat und Penſionen. 


— — 


Verſchiedene Einkünfte. 


Teich-, Wald-, Mehl-, Vieh- und 
Bienennutzen. 


Dem Pfarrer gebührt das freie Hol⸗ 
zungsrecht in den herrſchaftlichen Wal— 
dungen; er braucht jährlich 78 Fuh— 
ren, die Fuhr in dieſer waldigen Ge— 
gend, wo das Holz keinen a 
hat, höchſtens zu 15 kr. e 
macht jährlich RR 


Dem Pfarrer ſteht auch das freie 
Mahlrecht in den Gemeindemühlen zu; 
dieſes kann im ganzen e ae 
werden höchſtens mit... 


1— — nn 


Summe der temporären Gintänfte,. 12845 


Flächen⸗NGeld⸗ 
Bun. be⸗ 


30 


ee 
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VII. Temporäre Ausgaben. 
' Landesfürſtliche Steuern. 
Straſſenfonds-Beitrag nach der 3. Claſſe. 


An Militärquartier- Beitrag. 


—— 


Auf Beſoldungen. 


Anf das Wirthſchaftsgeſinde werden 2 von den 
Grunderträgniſſen pr. 80 fl. 23 kr. abgeſchlagen 
* mit * . ® * + * . + * . . + 
und 5/00 von den übrigen Einkünften pr. 80 fl. 
22 kr R ꝶꝶ6˙': e e 


Auf die Ausſaat. 
Dieſe iſt bereits von dem Grundertrage abgeſchlagen. 
Auf Unterhaltung des Wirthſchaftsviehes. 


Auf Bienengarten, 
Wald. 
Teich. 


— — 


Auf Baue und Reparationen 


„%% õp von ſämmtlichen Einkünften pr. 160 fl. 45 kr. 
mit ee e e 
Auf Unterhaltung der Wirthſchaftsgeräthe. 


Auf Schreib⸗Materialien, Botenlohn, Poſtporto und 
dergleichen Auslagen jährlich wenigſtens . 


Geldbe⸗ 
trag. 


8 


— 
fl. 
„ 


16 4'% 


4.49 / 


6/20 


Summe der Auslagen . 31ʃ1 


won AU) 
VIII. Summariſcher Ausweis. | Geldbe⸗ 


trag. 
Empfang. 


| fl. Te: 
Vermöge II. Abſatzes an Kircheneinkünften 35 fl. 2Er. 
Vermöge VI. Abſatzes an Temporalien 125 fl. 43 kr. 


| 
| 


Zuſammen . 15045 


Ausgaben. 


Vermöge III. Abſatzes Kirchenauslagen 6 fl. 30 kr. 
Vermöge VII. Abſatzes Temporalien 


31 fl. 15 kr. 


+ 


Wenn nun die Ausgaben von dem Empfange mit 


I 
Zuſammen 37 4 
ihren Beträgen abgeſchlagen werden, ſo zeigt ſich ein 
jährliches reines Einkommen mit 


* + 


* * 


Von der k. k. Prov. Staatsbuchhaltung. 
Lemberg den 4. April 1816. 


v. Ettmeyer. 
Kraus, Vicebuchhalter. 


Binder, Rechnungsrath. 
Levitzky, Acceſſiſt. 


SAAB mann 


Zum h. 44 S. 172. 
Lit. H. 
I, Inventar. 
Land Ordinariat 
Kreis Decanat 


1. 2% 3% 4. 5. 6. 
& 2 S 388 Ferner kommt 
” ce» . 
Stamm Vermögen 8 2 8 22 
= p33 2 „ 5 
8 der e 833 83 | > 85 
2 . 2 8 „ „ „ Ss 
7 landes fürſtlichen 2 2 Se Se „ d | 5 |® 
= 283 9 5 5 |S 
8. Pfarre N. S 2 2 S 2 8 5 
A fl. kr. h 8850 JC ²˙Aꝛĩ or PT leer Tanne, fl. kr. 
— 
gen. 
1. An Gülten und 
Gerecht ſamen. 
Erinnerung. 
Hier ift das Vermö⸗ 
gen der Pfarrpfründe 
nach allen Rubriken, 
nämlich Gülten und 
Gerechtſamen, frei ei⸗ 
genen Realitäten, Stif⸗ 
tungö = Realitäten, 
Deputaten, frei eige⸗ 
nen Capitalien, Ges 
räthſchaften u. ſ. w. 
auszumweifen ; jede Ru⸗ 
brik iſt für ſich beſon⸗ 
ders abzuſchließen, und 
mit den allſeitigen Fer⸗ 
tigungen des Pfründ⸗ 
ners, der Vogt- u. Pa⸗ 
tronats⸗ Herrſchaft zu 
beurkunden. 
Kirchen ⸗Ver⸗ 
mögen 
a) der Pfarrkirche N. 
4) der Filial-Kirche N. 


Anmerkung. 


Das Vermögen der Pfarrkirche und jeder zu ſelber gehörigen 
Filial⸗Kirche iſt ebenfalls nach allen feinen Rubriken Au AA he 
> un u n en der Orts-Curaten, dann 

ur ie Unterferti ’= 
sale, fertigung der beiden Kirchenpröb— 


— 
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Zum $, 44 S. 172. 
Erklärung 


über die Anwendung der Formulare, die Verfaſſung der 
Pfründen- und Kirchenvermögens-Inventarien 
betreffend. 


Sowohl das Inventar über das Stammvermögen der Pfrün— 
de, als jenes, über die Pfarre und jede einzelne Kirche hat eine 
vollſtändige Beſchreibung aller Vermögenstheile und aller Zu⸗ 
flüſſe, letztere mögen in Geld oder Naturalien beſtehen, derge— 
ſtalt zu enthalten, daß in der Zuſammenziehung aller Rubriken 
der Capitals- und Schätzungswerth des ganzen Pfründen- oder 
Kirchenvermögens erſichtlich wird. Hieraus folgt, daß 

a) jede Rubrik des Stammvermögens, nämlich: 

J. An Gülten und Gerecht ſamen, 

II. An frei eigenen Realitäten, 

III. An Stiftungs-Realitäten, 

IV. An Deputaten, 

V. An frei eigenen Capitalien, 

VI. An Stiftungs-Capitalien, und 

VII. An Geräthſchaften in der Columne IJ. genau auszuwei⸗ 
ſen und beſonders abzuſchließen kommt. Nach dem Ab— 
ſchluße jeder Rubrik ſind die allſeitigen Fertigungen des 
geiſtlichen Pfründners, dann der Vogt: und Patronats⸗ 
Herrſchaft beizuſetzen. 

b) Unter die Rubrik 1, gehören alle fixen Geld- und Na⸗ 
tural⸗Abgaben, als Natural-Giebigkeiten, Zinsgetreide, Zehenten, 
Kleinrechte, Collecturen, die im zwanzigjährigen Durchſchnitte 
zu berechnenden Laudemial-Gefälle, die Roboten und Stolgebüh— 
ren, letztere nach einem ſechs- oder zehnjährigen Durchſchnitte. 
Die Natural:Giebigkeiten, Zehenten, Dienſtgetreide, Kleinrechte, 
Collecturen u. ſ. w. ſind mit Maß oder Gewicht zu beſchreiben, 
z. B. 28 Metzen Weitzen, 80 Pfund Brod, 24 Pfund Käſe, 
und in die Columne Nr. 2 des Formulars einzutragen; der 
Werth derſelben, ſo wie der Ertrag der Geldgefälle, als: Urba— 
rial-Geldgaben, Zinſungen, Laudemial- und Stolgebühren, wird 
ſodann zu 5 Procent zu Capital geſchlagen, und dieſes beſtimmt 
den Capitals- und Schätzungswerth, welcher in die weitere Eo= 
lumne des Formulars Nr. 3 einzuſtellen kommt. 

c) Unter die Rubrik II: Frei eigene Realitäten, kommen 
jene auszuweiſen, die überhaupt weder mit Stiftungen, noch 
andern Verbindlichkeiten in Bezug auf die Pfründe belaſtet ſind, 
ſondern derſelben ganz frei eigenthümlich angehören; der Capi⸗ 
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tals⸗Werth ſpricht ſich ſodann von ſelbſt entweder nach der 
Schätzung, oder nach dem zu 5 Procent ins Capital geſchlagenen 
Werthe aus. 0 

d) Unter die Rubrik III: Stiftungs-Realitäten, kommen 
jene Realitäten aufzunehmen, die zwar auch der Pfründe oder 
Kirche angehören, deren Ertrag jedoch mit Stiftungen oder an— 
dern Laſten vinculirt iſt; die Beſtimmung des Capitals-Wer— 
thes iſt ganz die nämliche, wie bei den frei eigenen Realitäten. 

e) Die Rubrik IV: Deputate, bedarf keiner näheren 
Erklärung als jener, welche ſich aus der Etymologie des Wor— 
tes ableitet; der Capitals-Werth wird wie ad a) erhoben. 

f) Die Rubriken V und VI: nämlich: Frei eigene und 
Stiftungs⸗Capitalien, unterſcheiden ſich blos durch den Unterſchied, 
ob der Genuß derſelben frei dem Pfründner oder der Kirche zu— 
ſteht, oder mit Verbindlichkeiten belaſtet iſt; die Ziffer des Ca— 
pitals iſt für ſich deſſen Capitals-Werth, da die öffentlichen Ob— 
ligationen keiner Reduction unterliegen; nur bei den von Pri— 
vaten vor dem Jahre 1809 und nach dem Jahre 1798 angeleg— 
ten Capitalien, tritt die cursmäßige Scala nach den beſtehenden 
höchſten Finanz-Verfügungen ein. 

g) Auf der Rubrik VII: An Geräthſchaften, kommen ſämmt⸗ 
liche Stellungs-Inventars-Geräthe, Bücher, Pretioſen ꝛc. 
und bei Kirchen auch der Werth der Paramente, Meßkleider, 
Glocken ꝛc. mit ihrem Schätzungswerthe in der Columne 3 einzu— 
ſtellen. 5 

h) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß, wenn bei einer Pfrün— 
de oder Kirche noch Vermögens- oder Erträgnißtheile beſtehen, 
die ſich in keine der vorgezeichneten Rubriken eignen, für ſelbe 
eine eigene Rubrik zu eröffnen, und auf die nämliche Art, wie 
bei den vorgezeichneten Rubriken erklärt wurde, der Schätzungs— 
oder Capitals-Werth zu erheben, und in die Columne Nr. 3 
einzutragen ſei. 

1) Die Zuſammenziehung aller Rubriken gibt den Capitals— 
oder Schätzungswerth des Pfründen- oder Kirchenvermögens, 
und ſo wie jede einzelne Rubrik für ſich abzuſchließen und allſeitig 
zu fertigen kommt, ſo hat es auf gleiche Weiſe bei der Zuſam— 
menziehung zu geſchehen. N 

k) Uiber jede Pfründe, fo wie über jede Kirche iſt ein be= 
ſonders und detaillirtes Inventar aufzunehmen. 

J) Bei welchen Rubriken das Maß oder Gewicht im Inven— 
tare anzuſetzen ſei, erkläret ſich von ſelbſt; bei den übrigen iſt 
dieſe Columne durchzupunctiren. 

m) Um auf den Urſprung der Gründung des Pfründen- und 
Kirchenvermögens zurück zu kommen, iſt erforderlich, jene Urkuns 

I. Theil. 28 


den fo viel möglich beſtimmt und genau anzugeben, aus denen ſich 
die Fundation sub quocunque titulo ableitet; bei Gtiftungs- 
Realitäten und Stiftungs-Capitalien ſind auch die Stiftungen 
nach ihrer erſten Einrichtung nachzuweiſen, und alle ſonſt obwal— 
tenden oder erläuternden Verhältniſſe in die Columne 4 beizufügen. 

n) Es erklärt ſich von ſelbſt, daß, wenn von dem urſprüng— 
lichen Vermögen hin und wieder Abfälle geſchahen, oder Zuwüchſe 
ſich ergaben, dieſe Abfälle oder Zuwüchſe zu der letzten Columne 
Nro. 5 des Formulars mit einer kurzen Beſchreibung der Art 
und Weiſe, und mit Beziehung auf jene Gubernial- oder kreis⸗ 
ämtlichen Verfügungen, welche diesfalls in Mitte liegen, aus— 
zuweiſen kommen. 
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Zum §. 47 S. 180. 


Lit. I. 
Journal 


über die Empfänge und Ausgaben der Kirche N. zu N., unter der Vog— 
tei N. im N. Kreiſe, für das Militär-Jahr 1822, das iſt, vom 1. No⸗ 


vember 1821 bis 31. October 1822. 


Einnahmen. 


— (Kaſſareſt mit Ende October 1821. 


8 2 
Jahr, = — 
Monat _ 
und Bei 
Tag lage 
Nro. 
1. Nov. 
1821. 


2. Nov. 


20. Nov 
10. Febr. 


5. Mai. 


21. Sept. 
315 


1 


n 


— 


An barem 


. 792 fl. 58 kr. 
= Obligationen in öffent⸗ 
lichen Fonden . » 13042 = 40 = 
= Obligationen bei Pri— 
Vn 5000 = — = 
Von ber Landſchaft N. N. die Spercent, In 
te reſſen der Obligation dd, 1. Novemb 
1804 Nro. 265 pr. 1000 fl., für die 
zweite Hälfte des Jahres 1821 mit 
Von N. N. der Zinsbetrag von der Realität 
N. für eben dieſelbe Jahreshälfte mit , 


. 


* 


+ 


„ 


+ 


3/1 Von N. N. laut Gegenſcheins das Capital pr, 


4 


11 


| 


Von der Landſchaft N. die 4percent. Intereſ— 
ſen von der Obligation dd. 1. Aug. 1799 
Nro. 286 pr. 10000 fl., für die Zeit vom 
1. Aug. 1821 bis 31. Jan. 1822 pr. 

Von N. N. der Pachtzins von der Realität N. 
für die erſte Hälfte des Jahres 1822 mit 

Von der Landſchaft N. Spercent. Intereſſen 
von der Obligation wie oben Art. 1. die 
erſte Hälfte des Jahres 1822 

Von N. N. der Pachtzins von der Realität N. 
für die nämliche Jahreshälfte mit . 

Von N. N. Spercent. Intereſſen vom Capi— 
tale pr. 5000 fl. für die Zeit vom 1. 
Jan bis 2. Juli 1822 
Von der Landſchaft N. die 4percent. Suter: 
eſſen wie oben Art. 6 vom 1. Febr. bis 
31. Juli 1822 
Laut Anlage vom N. N. ein Vermächtniß pr. 
Von N. R. der Pachtzins von der Realität 
N. für die zweite Hälfte des Jahres 
1822 mit, 


+ OD 


+ + + + 


* * * + + * 


* * + 0 + “ * 


Summe 


* 


28 


22 

Vetrag = 
. S 

fl. e. r. 
18835138 1/123 
25 — 2/1 
220— ı 3/1 
5000, — | 6/1 

2000 3) 
200)— | 3 
25— | 2% 
350— | 3/6 
125— 2/7 
200 — | 2/8 
1000— 701 
350 — | 3/4 


2653003831 — 


* 


! 
| 
' 
I 
I 


| 
| 
N 


Birk, » 0 
Zahr, 8 Bet 28 
Jahr, 2 etrag . 
Monat | 
BR Bei⸗ Ausgaben. Be» 
Tag. lage Pon⸗ 
Nro. m No 
— Mailen Air ee 2 
20. Nov. 1] Dem N. N. der Schuldbrief über das 
demſelben heute zurückbezahlte Capi— 
tal Pr. + 0 . . + + . + 5000 — 19/1 
4. Febr. 2 | Laut Anlage dem N. N. die Beſoldung 
pro 1mo Quartali 1822. 25 — | 10/1 
9. Febr. 3 [Laut Anlage auf Poſtport = + + — 16 | 13/1 
2. Mai. 4 | Laut Anlage dem N. N. die Befoldung 
pro 2do Quartali 1822 25 — 10% 
Sa Kuf Steuern 79 5 12/1 
2 — nn | 
Summe 512921 
Wird die Summe der Einnahmen pr.. 
hiermit verglichen, ſo zeigt ſich der 
mit Ende Octob. 1822 verbliebene 
Kaſſareſt und zwar an barem pr. | 
an Obligationen bei Priva— 
ten pre, 88 
an Obligationen in öffentli⸗ 
chen Fonden pr. x 
Zufammen pr. | | 


(L. S.) Vogtei N. am 31. Oct. 1822. 
N. N. Pfarrer. 
N. N. Vogteibeamter. 
N. N. Verwalter. 
N. N. Zechprobſt. 
N. N. Zechprobſt. 
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Zum §. 69 S. 242. 


Lit. K. 
Licitations-Protokoll, 


welches zu (Ort der Licitation) am (Tag, Monat und Jahr, an 
welchem die Licitation abgehalten wird,) über die verſteigerungs— 
weiſe Verpachtung der der landesfürſtl. Kirche zu (Ort, wo ſich 
die Kirche befindet,) gehörigen Grundſtücke aufgenom— 
men wurde. 


Gegenwärtige: 
Kirchenvorſteher: Pachtluſtige: 
(Hier werden die Namen und Cha— (Hier werden die Namen 
racter der bei der Licitation anwe— und Wohnort der anwe— 
ſendenKirchenvorſteher aufgeſchrie— ſenden Pachtluſtigen auf— 
ben). geſchrieben). 


Die Bedingniſſe, unter welchen die Kirche ihre Grundſtü— 
cke verpachtet, ſind folgende: 

1) Werden die Grundſtücke auf (Zahl der Pachtjahre) nach 
einander folgende Jahre, d. i. vom (Tag, Monat und Jahr 
des Anfanges der Pachtzeit) bis (Tag, Monat und Jahr des 
Ausganges der Pachtzeit) an den Meiſtbietenden verpachtet. 

2) Der meiſtgebotene Pachtzins muß in vierteljährigen Ra— 
ten, und zwar am (Zahlungstag) vorhinein an die Kirchenkaſſe 
entrichtet werden. Wenn der Pächter nach geſchehener Ermah— 
nung mit der Bezahlung des Zinſes dergeſtalt ſäumig iſt, daß er 
mit Ablauf des nächſten Zahlungs-Termins den rückſtändigen Be— 
ſtandzins nicht vollkommen entrichtet hat: fo iſt die Kirche be— 
rechtigt, den Pacht als aufgehoben zu betrachten, und die Grund— 
ſtücke ohne vorgängiges gerichtliches Verfahren, auf Gefahr und 
Koſten des in der Zahlung ſaumſeligen Pächters, im Wege der 
Verſteigerung wieder zu verpachten, welche Ausübung des Re— 
licitations-Rechtes jedoch die Kirche durchaus nicht hindert, die 
verfallene Pachtzins-Rate mit allen gerichtlichen Zwangsmitteln 
einzutreiben. 

3) Haben die Pächter die Grundſtücke in gutem Cultur— 
Zuſtande zu erhalten, die Wieſen zu reinigen, die Gärten, Wein— 
gärten überhaupt, die Aecker aber insbeſondere wenigſtens alle 
drei Jahre einmal gut zu düngen, und daß dieſes geſchehen, den 
Kirchenvorſtehern anzuzeigen, da ſonſt, und im Falle der entwe— 
der ganz unterlaſſenen oder nicht vollſtändig geſchehenen Dün— 
gung dieſelben berechtiget fein ſollen, die vollſtändige Düngung 
auf Koften der Pächter bewerkſtelligen zu laſſen. In Hinſicht 
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der Weingärten iſt vorzüglich darauf zu ſehen, daß dieſelben 
mit den erforderlichen Stecken verſehen, und durch Grubern ver— 
mehrt werden. 

4) Der Pächter hat zu wachen, daß dem mit topogra— 
phifch = cataftralifcher Beziehung anzugebenden Flächenraume der 
Grundſtücke von den Anrainern nichts entzogen werde, und er 
hat, falls es doch geſchehen ſollte, davon den Kirchenvorſte hern 
unverweilt die Anzeige zu erſtatten. 

5) Für Beſchädigungen an den Exträgniſſen der Grunde 
ſtücke, ſie mögen aus was immer für einer Urſache entſtanden 
ſein, wird für keinen Fall eine Entſchädigung geleiſtet, und 
der Pächter hat in ſolchen Fällen den Pachtzins in vollem Be— 
trage in der sub $. 2 beſtimmten Zeit zu entrichten. _ 

6) Die Umſtaltung der gepachteten Grundſtücke in der 
Cultur-Art iſt nicht geftattet, 

7) Bezahlt die Kirche die landesfürſtlichen Steuern, und 
entrichtet alle Gaben, z. B. Grunddienſte, die auf Grund und 
Boden haften; alle anderen Gaben jedoch, z. B. Zehent, Feldhü— 
terlohn, deren Beſtimmung oder Leiſtung das Erträgniß zur Ur— 
ſache hat, entrichtet der Pächter aus Eigenem, ohne der Kirche 
hierfür von dem Pachtzinſe etwas abrechnen zu dürfen. 

8) Verzichtet der Pächter auf das Recht, den gepachteten 
Grund in Afterpacht zu verlaſſen, und es ſoll dieſer Vertrag mit 
allen ſeinen Rechten und Verbindlichkeiten für die Zeit ſeiner 
Dauer auch auf die Erben des Pächters übergehen. 

9) Sollte es zum Behufe der Kirche erforderlich ſein, daß 
ein oder das andere Grundſtück zu einer außerordentlichen Be— 
ſtimmung, als zu einem Baue u. dgl. während der Pachtzeit ein— 
gezogen werden müßte: ſo hat es der Pächter gegen Auflaſſung 
der, auf das betreffende Grundſtück Bezug nehmenden Pachtbe— 
dingniſſe und Vergütung der auf dem Grundſtücke zu hoffenden 
Aernte abzutreten und keine andere Entſchädigung anzuſprechen. 

10) Iſt der Pächter verpflichtet, den Stempel zu dieſem, 
die Stelle des Contractes vertretenden, Licitations-Protokolle aus 
Eigenem herbei zu ſchaffen, und, falls er davon eine Abſchrift 
verlangen ſollte, die Koſten derſelben zu tragen. 

11) Iſt der Pacht gleich nach geſchehener Fertigung dieſes 
Licitations-Protokolls für den Pächter und ſeine Erben; für die 
Kirche aber nur dann verbindlich, wenn der Ausrufspreis, oder 
mehr durch die Licitation erzielt wird. Im entgegen geſetzten Falle 
wird ſich für die Kirche die Genehmigung der hohen Landesſtelle 
vorbehalten; der Meiſtbieter aber bleibt ſeinerſeits bis zur folgen— 
den Bekanntgebung der Entſcheidung an ſeinen Anbot rechtskräftig 
gebunden. 
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Nachdem dieſe Bedingniſſe den anweſenden Pachtluſtigen 
deutlich vorgeleſen waren, wurde zur Steigerung ſelbſt geſchritten, 
und zuerſt ausgeboten: 

a), Zwei Joch Aecker in der langen Ried neben Anton 
Holzapfel, und Franz Wieſer liegend 4), für den jährlichen Pacht— 
zins von 10 fl. in Metall-Münze. 

Darauf haben angeboten: 
Anton Holzapfel 10 fl. 15 kr., 12 fl. 
Franz Wieſer 11 fl. — Ei, 11 fl. 30 kr. 
Johann Uhl 10 fl. 30 kr., 11 fl. 15 kr., 12 fl. 30 kr. 3 
wornach Johann Uhl Pächter der ausgebotenen 2 Joch Aecker in 
der langen Ried um den meiſt gebotenen jährlichen Pachtzins von 
12 fl. 30 kr. in M. M. geworden iſt, und nicht allein dieſes, 
ſondern auch die angelobte pünctliche Erfüllung der Pachtbeding— 
niſſe mit ſeiner Namensunterſchrift bekräftiget 
Johann Uhl, 
Halblehner zu Wolframsthal. 


b) Ein Joch 1468 Quadrat-Klafter Acker, im langen Thale 
neben Caſpar Wenz und Carl Braun liegend, wurde ausgeboten 
für den jährlichen Pachtzins von 15 fl. C. M. Da jedoch die 
anweſenden Pachtluſtigen erklärten, dieſen Pachtzins aus dem 
Grunde nicht geben zu können, weil ein großer Theil dieſes 
Ackers bei der letzten Uiberſchwemmung verſandet wurde, und nur 
mit großen Koſten gereiniget werden kann: fo wurde im Betrachte, 
daß dieſe Angabe wahr und rückſichtswürdig iſt, der bezeichnete 
Acker um den jährlichen Zins von 10 fl. C. M. ausgeboten, 
worauf angeboten haben: 

Caſpar Wenz 10 fl. 15 kr. 
Carl Braun 10 fl. 30 kr. — 11 fl. 30 kr.; 
Franz Maas 11 fl. 
worauf Carl Braun, Pächter des ausgebotenen Ackers von 1 Joch 
1468 Quadrat⸗Klafter im langen Thale um den meiſtgebotenen 
jährlichen Pachtzins von 11 fl. 30 kr. C. M. geworden iſt, 
und nicht allein dieſes, ſondern auch die angelobte pünctliche Er— 
füllung der Pachtbedingniſſe mit ſeiner Namensunterſchrift be— 
kräftiget 
+++ Carl Braun, 
Caſ par Wenz, 
Namensunterſchreiber und Zeuge 
Franz Maas, 
als Zeuge. 


4) Hier kommt auch die topographiſche Zahl und das Flächen maß, 
letzteres jedoch mit ausdrücklicher Berufung auf die Cataſtral⸗ 
Vermeſſung, vorzutragen. 


Die Kirchenvorſteher genehmigen in Folge der ihnen mit h. 
Regierungs-Decrete von — 3. — gewordenen Ermächtigung 
den Pachtmeiſtbot des Johann Uhl, und erklären den Pacht 
zwiſchen ihm und der Kirche von heute an für beide Theile ver— 
bindlich. 

In Anſehung des Pachtmeiſtbotes des Carl Braun bedür— 
fen jedoch die Kirchenvorſteher zu ſeiner Genehmigung die Be— 
willigung der hohen Landesſtelle, und behalten ſich deswegen vor, 
den Carl Braun ſeiner Zeit von der Annahme oder Nichtannahme 
ſeines diesfälligen Pachtmeiſtbotes zu verſtändigen. 

Da nun von keiner Seite mehr etwas zu erinnern war, 
fo wurde dieſes Protokoll geſchloſſen und gefertiget. 


Geſchehen wie oben. 


Unterſchrift des Namens Unterſchrift des Namens 
und Characters der Kir— und Wohnortes der anwe— 
chenvorſteher. ſenden Pachtluſtigen. 


Zum $. 69 S. 242. 5 
Lit. L. 


Licitations-Protokoll, 


welches zu (Ort der Licitation) an (Tag, Monat und Jahr, an wel— 

chem die Licitation abgehalten wird), über die verſteigerungs— 

weiſe Verpachtung des der Kirche zu (Ort, wo ſich die Kirche be— 

findet,) gehörigen (ganzen, halben, drittel ꝛc. Getreide-, Wein-, 

kleinen) Zehenten vom (Flächenmaß, Gattung und Lage der zehent⸗ 
baren Grundſtücke) *) aufgenommen wurde. 


Gegenwärtige: 


Kirchenvorſteher: Pachtluſtige: 
(Namen und Character der an— (Namen und Wohnort der an⸗ 
weſenden Kirchenvorſteher.) weſenden Pachtluſtigen.) 


Nachdem die Zehentholden durch ihren Bevollmächtigten 
mittelſt des beiliegenden Protokolls erklärt haben, den von ihren 
Gründen der Kirche ſchuldigen Zehenten unter keinerlei Bedin— 
gung in Pacht nehmen zu wollen: ſo fanden ſich die Kirchenvor— 
ſteher unter Berückſichtigung des Regierungs-Circulares vom 23. 

) Hier kommt auch die topographiſche Zahl und das Flächenmaß, 


letzteres jedoch mit ausdrücklicher Berufung auf die Cataſtral⸗ 
Vermeſſung, vorzutragen. 


* 
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Mai 1817 3. 8294 zur Verpachtung dieſes Zehenten an einen 
Dritten, ohne fernere Berückſichtigung der Zehentholden, ermäch— 
tiget, und haben folgende Bedingniſſe, unter welchen obgedachter 
Zehent an den Meiſtbietenden verpachtet wird, beſchloſſen als: 

1) Wird der im Eingange dieſes Protokolls bezeichnete 

Zehent dem Meiſtbietenden für (Sahl der Jahre) nach einander 
folgende Jahre, d. i. (Tag, Monat und Jahr des Anfanges der 
Pachtzeit) bis (Tag, Monat und Jahr des Ausganges der Pacht— 
zeit) mit dem Rechte überlaſſen, dieſen Zehenten eben fo zu bes 
nützen und zu genießen, als ihn die Kirche zu benützen und zu 
genießen berechtiget iſt. 
— 2) Muß der meiſtgebotene Pachtſchilling in vierteljährigen 
Raten vorhinein, ſomit am (Zahlungstag) um ſo gewiſſer in die 
Kirchenkaſſe entrichtet werden, als ſonſt die Kirche berechtiget 
iſt, den Pacht als aufgehoben zu betrachten, und den Zehenten 
ohne vorgängiges gerichtliches Verfahren, auf Gefahr und Ko— 
ſten des in der Zahlung ſaumſeligen Pächters, im Wege der 
Steigerung wieder zu verpachten, welche Ausübung des Relici— 
tations⸗Rechtes jedoch die Kirche durchaus nicht hindert, die ver— 
fallene Pachtzins-Rate mit allen gewöhnlichen Zwangsmitteln ein— 
zutreiben. 

3) Hat der Pächter den Zehenten auf eigene Gefahr und 
Koſten einzubringen, alle ſich hieran ergebenden, was immer für 
Namen habenden Unglücksfälle allein zu erdulden, und für keinen 
Fall einen Nachlaß am Pachtzinſe oder eine Entſchädigung von 
der Kirche anzuſprechen oder zu erwarten. 

4) Bezahlt die Kirche die landesfürſtlichen Steuern; alle 
übrigen Gaben, fie mögen entweder ſchon itzt auf dem Zehent— 
rechte laſten, oder während deer Pachtzeit entſtehen, entrichtet 
der Pächter, ohne der Kirche dafür vom Pachtzinſe etwas ab— 
rechnen zu dürfen. 

5) Verzichtet der Pächter auf das Recht, den gepachteten Ze— 
hent in Afterpacht zu verlaſſen, und es ſoll dieſer Vertrag mit 
allen ſeinen Rechten und Verbindlichkeiten für die Zeit ſeiner 
Dauer, auf die Erben des Pächters übergehen. 

6) Iſt der Pächter verpflichtet, den Stempel zu dieſem, 
die Stelle des Contractes vertretenden Licitations- Protokolle 
aus Eigenem herbeizuſchaffen, und falls er davon eine Abſchrift 
verlangen ſollte, die Koſten derſelben zu tragen. 

7) Iſt der Pacht gleich nach geſchehener Fertigung dieſes 
Licitations-Protokolls für den Pächter und feine Erben; für 
die Kirche aber nur dann verbindlich, wenn der Ausrufspreis, 
oder mehr durch die Licitation erzielt wird. Im entgegen ge— 
ſetzten Falle wird ſich für die Kirche die Genehmigung der hohen 
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Landesſtelle vorbehalten; der Meiſtbieter aber bleibt ſeinerſeits 
bis zur erfolgenden Bekanntgebung der Entſcheidung an ſeinen 
Anbot rechtskräftig gebunden. 

Dieſe Bedingniſſe wurden den anweſenden Pachtluſtigen 
deutlich vorgeleſen, und nachdem ſie erklärt haben, dieſelben wohl 
verſtanden zu haben, wurde zur Steigerung ſelbſt geſchritten, 
und der (hier wird der Zehent mit allen feinen im Eingange 
dieſes Protokolls gedachten Merkmalen bezeichnet,) um den zu— 
letzt beſtandenen jährlichen Pachtzins von (Betrag mit Zahlen) 
in Conventions-Münze ausgeboten. ˖ . 

Hierauf haben angeboten: i 1. 
(Hier werden die Pachtluſtigen mit ihren ſtufenweiſen Anboten 
in Zahlen aufgeführt.) 

Hiernach iſt (Name des Meiſtbieters) Meiſtbieter geblieben, 
und Pächter des obgedachten Zehenten um den jährlichen Pacht⸗ i 
zins von (Zinsbetrag mit Buchſtaben geſchrieben) geworden, welcher 


ſowohl dieſes, als die angelobte pünctliche Erfüllung der Pacht⸗ 25 


bedingniſſe mit ſeiner Namensunterſchrift beſtätiget. 

(Name, Character und Wohnort des Pächters, entweder von ihm, 
ſelbſt oder von einem der beiden Zeugen unterſchrieben, welche 
im Falle, als der Pächter des Schreibens unkundig iſt, die— 
ſes Protokoll mitzufertigen haben.) 

Da nun durch dieſe Licitation der vordem beſtandene jähr— 
liche Pachtzins pr 
um * » + + + „ + * + + * + * * * 
ſomit auf die Summe von — 
geſteigert wurde, und dieſerwegen der sub §. 7 der vorherge— 
henden Bedingniſſe gedachte Fall der hohen Regierungsgenehmi— 
gung des vorliegenden Licitations-Protokolls nicht eintritt: ſo 
wird dieſes Protokoll von den Kirchenvorſtehern auch für die Kir— 
che verbindlich erklärt, und ſonach geſchloſſen und gefertiget. 

Geſchehen wie oben. a 


(unterſchrift der Kir— (unterſchriften der Pacht: 
chenvorſteher.) luſtigen.) 


Zum §. 76 S. 256. a 
Lit. M. 
Kirchen rechnung 
der Kirche Set. in 


auf der Herrſchaft 
für das Jahr 17 


fl. kr. pf. 
Empfang. 
Am vorigen Raitreſte. 
Mit Ende 179 verblieben 
An barem Gelde . „ „ eee 
— Stiftungs⸗Capit alien 
— eigenthümlichen Kirchen-Capitalien + 
iind ns e | ni 


Von 


IFF er 


verpachteten auf — Jahre dem Meiſtbietenden 
Metzen Kirchenfelder a — fl. — kr. . 
Ruthen Wieswachs a — fl. — kr. 
— Stück fo genannten eiſernen Kühen .. 
Stück Schafen ee,» 


— Klafter hartes Holz a — fl. — kr. | 
| 


+ 


* + 


6 
Summe «|| I | _ 
An Zinſungen von Realitäten. ! 


Klafter weiches Holz a — fl. — kr. 


Summe. 


Summe 


An Intereſſen. | 
Gtiftungs = Gapitalien: 
fl. kr. bei den HH. Ständen a 4 % 
„„ — — — — 13 W%— 1! | 
= bei der Grundobrigkeit a4 — | 
= = bei andern Privaten a4 — | 
eigenthümlichen Kirchen-Capitalien: | | | 
fl, kr. bei den HH. Ständen a 4 % | | 
= 2. — — — 323. | 
= = bei der Grundobrigkeit a 4 — 
= = bei andern Privaten a4 — 

| 
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MR 5 N fl. kr. pf. 
ö An Vermächtniſſen. * 
Von Stiftungen auf Wein und Lichte | 
Neue Stiftungen von ea 
Summe 18 
An Opfern. 
Laut Kirchenvaters Regiſter iſt in den Opferſtock und 
andere Sammlungsbüchſen eingekommen + | 
Summe | | 


An Funeral-Geldern. 


Für den Beerdigungsort „ 
daß Menn ee 
das Bahrtuch „ FY „ 
hn ˙ . te 
F 


Summe . 


Auf heilige Meſſen von irreluiblen Feldern. 
An erlegtem Srundgelde „ „ 
Jar alte Sſterker zen „„ „ „ 
Für Wachsüberbleibſeeeeln 2. .0.0% 
An von Gutthätern geſchenktem Gelde . 


| 
An verſchiedenen Empfangen, 
Summe | 


Zuſammenziehung vorſtehender Empfänge. 


1 vor jährigem Raitreſte „ 

— Zinfungen von Realitäten 

Fnrr ) he are | 
{ 


ae Vermächtniſſen — * . 0 + + * + + ; 
rr ee a Bra 
a uNetälsSelhern .. = on ah ana ne 
— Verſchiedenen Empfängen 2. 


Summe des ganzen Empfanges + 


er "er 


Ausgaben 
Auf geftiftete Jahrestage, Meſſen und Ans 
dachten, 


Dem H. Beneficiaten für Jahrestage 
detto detto ile M 
detto Gewöhnliches für Andachten 
err 
Den Muſikanten . 
— Kirchendienern 


* 


+ * + * 0 * + + 


. + + 0 + + . [} + 

* Glöcknern + * . * * + * 0 + * 
d ²⅛˙hn)UmuU . ee nA Ä 
% 
Summe. 


Auf Kirchenerforderniſſe. 


, 
Wein zum Gottesdienſe re 
detto zum Johannis-S egen 
weiſſe Wachskerzen Pf. a — fl. — kr. . 
gelbe detto = 
Oſterkerzen = 
Kerzen zu Lichtmeß = = = 
Unſchlittkerzen im Advente Pf. a — fl. — kr. 
Weihrauch 
Oehl in die Lampe 
Schmalz eben dahin 
Baumwolle zum heiligen Oehl und in die Lampe 
rr le a et 4 
Saiten auf das Chor 
Säuberung der weiſſen Kirchenwäſche 
Reparirung derſelben . 
Spennadel und Zwecke 
Glockenſchmie d gn 
Auskehrung der Kirche. 


Auf landesfürſtliche Steuern. 
Extraordinarium für das Jahr 1177 
Summe. 


2 


1 * 


- 
= 


mn un 

nu un 

Gon 
ne 


+ + 0 


. 
0 
+ 


+ + + + + 


3 


Auf Beſoldungen. 


| 
Dem Beneficiaten gewöhnliches Beſtimmtes unter 
Dem Namen „ ene | 
Cantoribus oder Schullehreern 0. | 
Für das Abfingen der Pafion. - 2... 
Nufanen a , | 
Siraemblenein . '.... 
ö | 
nnn 
Rechnungsführern . | 
Fam ieee | 


* + “ * . + + 


Summe 


Auf Bau und Reparationen. 


Dem Glaſer laut Auszügelss .„ U 7. 
„„ 
Seiler ee 
%% N 
Shin ee 

Den nenn al ee ae 
e e 
e eee 

Für Holz * N . Sy 2 + . — 
Latten c 
Bretter . 
Schindeln . 
e e ee eee ee. 
ee 
Steine e ee 
n, ar he er al 
Kalk 8 . K 2*„ PR — 2 
S v 


* 
* 
„ 
* 
* 
* 
. 
* 
0 


Nota. Sollte der Bau und die Reparation wich— 
tiger und weitſchichtiger ſein, ſo könnten hierher ein 
oder mehrere Bögen Papier leicht eingeſchaltet wer— 
den. 


Auf angeſchaffte Paramente und Geräthe. 


Ein neue N. e e 


Für Reparirung des Ornats „ 


Summe 


Verſchiedene Auslagen. 


Papier auf Kirchenregiſttrt er 
Für Abſchreiben der Rechnungs-Extracte . 
Dem Boten um das heilige Oehl! 


Stempelpapier auf Quittungen 


Summe. 


Zuſammenziehung obiger Ausgaben. 


Auf geſtiftete Jahrestage, Meſſen und Andachten 
Bischeneriotdenine „ 
Landesfürſtliche Steuer 
DOREEN" 5 a 
Baue und Reparationen. n 
Angeſchaffte Paramente und Geräthe 2) 
Verſchiedene Auslagen 


Summe aller Ausgaben . 


Wenn dann vorſtehender Empfang. 
und die Nusse. ee 
beträgt, ſo verbleiben vorhanden zum 


Ausweis 


An barem Gelde: 


In der Kirchenkaſſe, welche im feuer⸗ 
frei aufbewahrt wird, und mit Schlüſ⸗ 
ſeln vorſchriftsmäßig verſehen iſt, befinden 
ſich + + . . + * + 5 Br * 

Hinter dem Kirchenvater zu täglichen Ausgaben 
belaſſen neee 


* * * 
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2 


An Stiftungs⸗Capitalien. 


Bei den (Titl.) HH. Ständen a4 pret. laut Obligat. 


Nro. Nro. Nro. Nro, 
detto a 3½ pret, laut Obligat. Nro. 
Nro. Nro. Nro, Nıo, 


Bei der Grundobrigkeit verſicherte laut Obligat. dto. 
Item dto. 

detto unverſicherte 

Bei andern Privat-Schuldnern ſichere ſummariſch 


detto unſichere ſummariſc hh 


Summe . 


An eigenthümlichen Kirchen-Capitalien. 


Bei den (Titl.) HH. Ständen a4 pret. laut Obligat. 


Nro. Nro- Nro. Nro, 

detto a 3½ pret, laut Obligat. 

Nro. Nro. Nro. Nro, 

Bei der gnädigen Grundobrigkeit Welder laut Obli⸗ 
gat. dto. 


detto unverſicherte 
Bei andern Privat- Schuldnern ſichere ſummariſch 


detto unſichere ſummariſhchcheee +... 


Summe . 


An rückſtändigen Intereſſen. 


Bei der Grundobrigkeit ſummariſc h. 


— andern Privat-Schuldnern ſummariſch .. 


Summe . 


An verſchiedenen Reſten. 


An befindlichem Grundgelde ſummariſch h.. 
— andern Kirchen vorgeliehenen Geldern dei 
— verſchiedenen Ausftänden ſummariſch h. 


Summe , 


| 


j fl. kr. pf 
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fl. 


kr. pf. 


Zuſammenziehung des Ausweiſes. 


An barem Gelde 6 
Stiftungs⸗Capit aliens 
eigenthümlichen Kirchen-Capitalien . 
rückſtändigen Intereſſen 01 0° 
n Reſenn „ de 


Fact 


in Beſtand belaſſen * + * . + * . + 


EA 
Hierzu der Werth der Wieſen und Aecker, fo licitando | | 
Summe des diesjährigen Vermögens . E 


Daß vorſtehende Rechnung von uns Gefertigten 
revidirt, und in allen ihren Empfangs- und Ausgabs= 
Poſten richtig befunden worden, beſtätigen 


| 
So gefchehen ben 
| 
| 
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Zum g. 80 u. 3 S. 276. 


„—. — — — 
1 Verbliebener Rechnungsreſt mit Ende October 1828 


P Neuer Empfang. 
r Le, , 
3 CCC ee, 
BE. e, e ee hs « 
5 = Swneral= Geldern’. » . 0... . _, 
Fr aan ee 
enen een, 

Ausgabe. 
5 Auf geſtiftete Jahrestage, Meſſen und a 0 
r = girhenerforbertie + oo no... er 
3 F/ T „ 
4 =  Befoldungen N „ 
5 = Bau ⸗ Reparaturen . 5 
6) verſchiedene ,, 


Wenn von den vorſtehenden Empfängen pr.. 


die Ausgaben abgezogen werden mite. 


D 


fo verbleibt mit Ende October 1829 ein Rechnungsreſt mit .. 


Verweis. 


5 


* 
* 
* 

* 
— 
. 


In der Kirchenkaſſe ift unter vorſchriftsmäßiger Sperre vorhanden bar . 


Capitalien 


Stiftungs-Capitalien böhm. ſtänd. Oblig, dd. — Nro. 150539 . 


Eigenthümliche Capitalien » 


Stiftungs-Capitalieie ss 


Eigenthümliche Capitalien + 
Eigenthüml iche Capitalien + 
Lieferungs-Obligation dd. 7 
Hofkammer⸗ Obligation dd. 


Stiftungs⸗ Capitalien bei Privaten. 
Eigenthümliche Capitalien . 


3 


An Intereſſen 3 
Hierzu Werth der Kirchengründe le 


Anmerkung. Von jenen Dominien, wo mehr 
| werben. Vorzüglich find beim Verweiſe die Procen 


a 13 p- C. 
150540 
„10538 
2p. C. 
„ 0542 
150543 
„450544 
a2, p. C. 
„310541 
526 
ea ER 4580 
à 3 p. C. 
9.7 te 11398 
à 6 p. C 
Activ⸗Rückſtände. 


e eee 


* 


Summariſcher Kirchenrechnungs-Extract für das Militär-Jahr 1829. Herrſchaft 
Bei Der 
Dobrzichower Rattenitzer Zerhenitzer Chotzenitzer 
Pfarr⸗ Localie⸗ Filial⸗ Filial⸗ Zuſammen 
Kii che 
C. M. W. W. C. M. W. W. C. M. W. W. C. M. W. W. C. M. W. W 
Lr ff if e e ee er ee e e e e en er. 
. „ „601205544 18 10 0% „ „836 0% „ ae He ar 
| - | 
„ — * * * * * » » 394 15 » » 789 443 » „ ” „ * 1 * * * ” 1183 59% 
3 4 2 114 . „ „ 3 15 2 372 
re >|» | Saal dBEı 12. in. 2301405 2 io e 344 134 
„ Bat * „ + » » 5145 » „ * v v * 1 ” „ 0 * » » 51 4⁵ 
5. 2 74200 - F » Ne 87 | 5% 
. + „ „ 25960172] „ „ 79 4 * „ * * ” 0 v * * 267521 
Summa » |» 320016 „IIe STE ek 
Zuſammen ſammt Neft 5 e „ 6 » | 860 334 „ „276352 „ „22484 26 
e » EINEN 6) „„ 5 | alien. em »|» » |» 102 15 
e » 2 2084034 » 3 33172 » 5 6 474 „ 5 1 73 v » 248 524 
„ WR 109/4720 » |» 99 422 m 8 N „ 2 » |» 209 |30 
ie Dee 1 8 420456] „ 188422 » |n El | 1 | 30 » |» 234 [28 
. » * 3253058 » 0) » * * * ” » 5 * » » ” 3253 159 
Da Br er er * 1 91575 ” ” 2521145 ” * ” * | ” ” v ” * 2531 14% 
Summa] |» | 366474) „ |» | 2906273]. „ [„ 8 174 „ 1» | 113% „„ |» | 6580 504 
3 > Is 9a22ll1Eh „ „ 22550 IE | 860-1 aan eie a5 | „ | 22484 |264 
e ek ae ee e 1371 » |» 6580 150% 
„ » „ 5557434 „„ 9219 8 „851 [4% 274 58 „15903 [35 
OO e » In | 1270414] „„ I» | 1469128 | » | » | 112 14 » |» | 62 435 |» | „| 1771 Isar 
. S v 5 510 „ » 8 ” a * | * * * — * ” * * * 2 
. 5 5 5 4173) „ » * » * „ ” * » * ” ” * * v 
e r ee 
„ f e „ 3364 177 
* e * * » 1960 2 » I» » v v 1 E a » | * 
3 + + + + * * 5 * v » » ” » 9 * „ » ” » 
a „ „„ 11500|% | » I» 650 [„ | 5941502145 % „1 8 „ „4276 145 
> „ | 3465| „ * „ 650 5 „150 45 1 „ 11 = 
ae * * 1 » | » 5 ” 355 32 | » * 2 ” » ” » n 
REG » I» | Ne Feb . 5 
1 1 31| » 5 » 480284 „ |» — ar WERFEN » » 512 | 6 
6 „ 1 | » 50| » 5 5 5 5 5 112 „ » ” 55 » „ * 50 
* — * 
* | 
„ e * 1 25 ” ” ” ” „ ” * » » * ” „ 
ö „ 460 » „ [I 31397 [„ „319 % „ 11245 
I 917 P» 312 [„ „112 [ 142 5 » | 3641 1314 
Summa der Gapitalien| » „ 451654] „ |» 6576453] » |» | 739 45 | » „112 | 1% „ |» 112044 39 
| = | l 
„ ” * 13 7% » „ * * * ” 1 | ” „ » 13 | 73 
FREE 274 | 5 „ |» 113829 141% 


. 


* 


* 


E 


ee 


453 — 
Lit. O. 


Summa des ganzen Vermögens 


| » | 4657]433] 


” 


175 


8045133] » 


ere Kirchen fich befinden, find nicht einzelne Ertracte, ſondern Coneretal-Extracte nach dieſer Form einzubringen, weil durch die einzelnen Extracte die Arbeiten nur verzögert 
te von den Capitalien richtig auszuweiſen, keineswegs aber auszulaffen, 


Zum h. 80 m 3 ©, 276, 


er 
aus der Rechnung über die Einnahmen und Ausgaben der Kirche oder geiſtlichen Stiftung N. zu N., unter der Vogtei N., im N. Kreiſe für das Militär-Jahr 1822. 


Benennung der Rubriken. 


Belrag im Jahre 


1823 1824 
fl. kr. fl. kr. 


Benennung der Rubriken. 


An vorjährigem Rechnungsreſte. 
Mit letztem October 1822 blieben 
An barem Gelde , 
Stiftungs-Capitalien in öffent | 
lichen Fonden . .» 


Stiftungs- Gapitalien bei Pri⸗ 
vaten „ 
Eigenthümliche Capitalien in öf— 
fentlichen Fonden . 
Eigenthümliche Stiftungs-Capi⸗ 
talien bei Privaten , . » 
Activ⸗Ausſtände , „ „ 


Zuſammen » 


9210130 1246 


Neuer Empfang. 
Ertrag der Realitäten. 
Intereſſen von Activ— Capitalien 
Dominical-Renten u. | 
Sammlung si... re | 
Vermächtniſſe | 
Funeralien . 
Kirchenſitzgelder .. 
Verſchiedene Empfänge . 
Mängel- und Erſagpoſten .. 
Heimbezahlte Capitalien .. 
Schuldpapiere für angelegte Bar— 

aft. . | 


Zuſammen . 


Hierzu der vorjährige Rech hnungs⸗ 
Ait r 


Summe aller Empfänge, 


260 — 150 

— — 1600 

407 12 390 
33023] 33 
66150 180 
1344 — 

— —1 2500 — 

200 — 600 — 

303330 8362ʃ5 


3038614036 19536 


Ausgaben. 
Auf geſtiftete Jahrestage und heilige 
Meffen waren er 


Auf Kirchenerforderniſſe a 
Auf Steuern und Gaben 
Beſoldungen und Deputate. , 
Paramente und Geräte, . , 


(Reparationen der Gebäude . 
Kanzlei-Erforderniſſe 1 


Mängel und Erſatzpoſten . , 

Verſchiedene Erforderniſſe . 

Auf bares Geld für eingelöſte Schuld⸗ 
briefe, REN 

Auf Schuldpapiere für heimbezahlte Ca⸗ 
Pit allen Te a, 


ee 


Betrag im Jahre 


In dieſer Columne müſſen die allenfalls vorhandenen beſonderen Vermögens = Ber: 
hältniſſe kurz aufgeklärt werden. Sollten einige Einnahmen oder Ausgaben im Papfer 
Gelde Wiener Währung beſtehen, fo muß für ſelbe eine eigene Columne eröffnet werten, 


| 


Summe aller Ausgaben. 


Wird die Summe des Empfangs pr. 


hiermit verglichen, ſo zeigt ſich der 
mit Schluſſe des Jahrs 1812 ver— 
bliebene Reit d; 


Gutmachung. 


— Stiftungs- Gapitalien in öffentlichen 


Fonden, + + 
Stiftungs= Gapitalien bel Privaten 
Eigenthümliche Capitalien in öffentli- 

chen Fonden . » .. 


Eigenthümliche Capitalien bei Privaten 


Aebi Nusſtände , 
Bares Geld in der Kaſſe 


Summe des diesjährigen Vermögens 
Hierzu der Werth der Kirchengründe pr. 


Summe des ganzen Vermögens 


* 
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Zum $. 81 S. 280. 


g Lit. O. 


N. Kreis. N. Diöceſe. 


Rechnung 


über eingegangene Opfer- und Meßgelder und deren Ver— 
wendung bei der Wallfahrtskirche zu N. für das 


Nr. 
der 
Bei⸗ 


lage. 
 —| 


2, 


Jahr 18 


‚Einnahme. „. W. 
N fl. kr. 


Reſt vom vorigen Jahre 


Neuer Empfang. 
An Opfern. 


Laut beſtätigten Büchels des Kirchenvaters, 
Für . . Pf. . Loth zerſchmolzenen Wachſes 

„ 
an „ l ale 
„ 


An Meßgeldern. 


Eben nach der Beſtätigung der Kirchen— 
väter: 

Im Monate N. auf .. Meſſen fl. . kr. 
Ne, Nd, do. fl. kr. 


— ——f—P᷑ 


Summe | 


Summe des ganzen Empfanges .» 


—— 


29 * 


Nr. 2. 
Nr. 
der W. W. 
Bei⸗ Ausgabe. 
lage. fl. kr. 
1. [Laut Wachziehers-Quittung auf Altars⸗ | 
kerzen Pf. ++ th. a ++ fir .. kr. 
Von den Meßgeldern wurden auf Meſſen 
verabreicht: 
2. [Dem Ortsſeelſorgeee + 
3. [Den Capellänen Eis. 
4. An auswärtige Geiſtliche + + 
Verſchiedentliche Auslagen 
N. N. 
| Summe aller Auslagen 
SFT aaa A 
Wenn von dem vorwärtigen Empfange pr. 
oben ſtehende Ausgabe abgeſchlagen 
wird neee eee „ 
| 
rr ͤ nennen nm mamma —..r. un Te m un | 
fo bleibt ein Uiberſchun + +» « 
welcher einſtweilen in die Kirchenkaſſe zu 
deponiren kommt. 
N. Ortſchaft. 


N. N. Bezirks⸗Vikär. 
N. N. Dechant o. Pfarrer. 
N. N. Ortsvorſteher. 

N. N. Kirchenvater. 


——— — — — 
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(Die Zahlen beziehen ſich auf die Seiten.) 


Ab intestato 78 — 83. 

Abtretungs-Liquidation 284. 

Acceptations-Urkunde 105 f. 

Adelig 210. 

Adminiſtrator 260 — 262.300. 
355. 384. 

Aerar 344. 348. 376. 408. 

Akatholik 67 f. 88. 

Akatholiſch S. Bethaus. 

Akatholiſche Geiſtliche 80. 

Almoſen 59 f. 134. 387. 

Altar 62. 64. 66 — 71. 

Alumnat 381. 

Alumnaticum 315. 

Amortiſations-Geſetz 26. 33. 
59. 

Amtsblatt 317. 

Anlegung S. Capitalien-Anle⸗ 
gung. f 


A. 


Anleihen 327. 

Anwurf 378. 

Anzeige 127 f. 

Apoſtel 10 — 12. 

Arme 18 f. 30. 57. 72. 280. 
347. N 

Armen⸗Inſtitut 57. 107. 119. 
229. 270. 344. 

Ah 80. 293, 

Aufkündigung S. Capitalien⸗ 
Aufkündigung. 

Ausgabe 156. 183 — 187. 
25% 

Aushülfsprieſter 383. 

Aushülfsſteuer S. Religions 
fonds⸗Steuer. 

Ausläuter 61. 64. 

Ausrufspreis 241. 243 f. 

Ausweiſe 257. 


x B. 


Bahre 67. 69. 71. 

Bahrtuch 62. 66. 69. 71. 
Barmherzige Brüder 51. 390. 
Barſchaft 179. 288. 
Baurechnung, 157. 258. 
Beförderung 173. 

Begräbniß 72. 

Belohnungen 305—3 11. 336. 
Beneficium 19 f. 30. 345. 348. 
Bergoberamt 275. 300. 
Bergwerk 355. 

Beſitz 2. 


Befisveränderung 220 — 222. 
277. 366. 
Beſtätigung 110. 113—116. 
Beſtätigungstaxe 116. 125. 
Beſtätigungsurkunde 115. 
Bethaus (akathol.) 80. 288 — 
294. 
Betrag 213 f. 
Bettelmönch S. Mendicant. 
Betvogtei 150. 
Bewirthſchaftung 230. 
Bezirks⸗Vikär 91. 123 f. 175, 
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186. 204. 216. 223. 230. 
241. 263 — 268. 271. 
278. 281. 283 — 286. 
305 f. 317. 345. 383. 

Bibliothek 344. 

Bildungs-Inſtitut (höh. geiftl,) 
382. 398. 

Biſchof 13 f. 17 — 21. 26 f. 
30 — 32. 35. 84. 89. 97. 
106. 110. 114. 117. 120. 
133. 136 — 138. 153. 
160 f. 185. 211. 265. 


Gameral = Gefällenverwaltung 
146. 165. 355, 
Cameral-Zahlamt 90. 194. 
355 360. 365. 367. 
374. 394. 410. 
Candidat 354. 
Canouica portio 84. 89. 
Capelle 345. 
Capital 180 f. 217 f. 255. 
277. 287. 330. 344. 356 
— 358. A 
Capitalien-Anlegung 156. 187 
— 220. 354. 360-364. 
Capitalien-Aufkündigung 219. 
222 —225. 328. 367. 
Capitel 31. 348. 350. 382. 
Catechet 396. 
Cathedral-Kirche 144. 
Caution 238. 240. 
Central-Kaſſe 360 — 365. 
Ceſſion 212. 328. 
Chriſtenlehre 310. 


279 f. 285. 305. 316. 
322. 334. 350. 355. 381. 
395. 
Bisthum 349. 382. 
Blattern 73. 
Bodenzinsgut 3. 
Bona libeliaria 23. 
Börſezettel 195 f. 
Bruderſchaft 86. 142. 344. 
Bücher 318. 380. 
Bulle 353. 
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Glaffen-Steuer 315. 401. 
Clerus S. Geiſtliche. 
Colleda 303. 397. 
Collegiat-Kirche 144. 
Concurs 129. 255. 
Congrua 354. 383. 

Conſens 195 f. 203 —207. 
Conſiſtorial-Fiscus 254. 
Conſiſtorium 82. 91. 97. 113 

— 116. 119. 123. 127. 
133. 138. 178. 205. f. 
211 f. 216. 224. 268. 
293. 307. 383. 
Cooperator 302. 348. 354. 
383. 396. 
Coramiſirung 328. 392. 
Corbona 12. 
Correction 394 — 396. 
Corrections-Haus 389. 395. 
Credits-Kaſſe 181. 287. 328. 
Crida S. Schuldenlaſt. 
Curator 255. 


D. 


Darleihen 187 — 228. 324. 
Dechant S. Bezirks-Vikär. 
Deficient 302. 354. 388 — 
390. 392 f. 
Deficienten⸗-Fond 345. 


Deutſche Ordenspfarren 349. f. 
Diäten 241. 265. 282. 286. 
305 — 310. 398. 
Dienſtbarkeit 4. 
Dom⸗Capitular⸗Präbende 345. 


E. | 


Eigenthum 2. 38 — 43. 

Einnahme 180 — 183. 259. 
356 — 358. 

Einſtandsrecht 34. 53. 

Einverleibung 35. 208 — 210. 
9 

Einwilligung S. Conſens. 
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Emeriten 345. 357. 

Empfang 256. 

Emphyteuſis 3. 23. 32. 198. 
229 — 231. 324. 

Entweihung 345. 

Erbfolge 74 — 83. 

Erbrecht 4. 74 — 83. 

Erbpacht 3. 


Erbſteuer 78. 81. 88. 111 f. 
119, 125. 
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Erbvogtei 150. 

Erbzins 324. 
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Exreligios 390 — 394. 
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nungs-Extract. 

Extraordinarium 314, 


F. 


Fabrica 19. 


Fackel 63. 
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Familiengruft 63. 65. 72. 
323. 
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Garten 326 
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Gefälle 51. 249. 


252 — 255, 273. 313. 
367. 371. 373. 399 f. 
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225. 271,299. 312. 361. 
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84. 302. 334 f. 380 — 
396. 
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317. 378. 

General-Vikär 398. 
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Handel 228 f. 

Haus 197 — 200. 203, 235. 
244 f. 314. 
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& 


Grabſtelle 62. 65 — 71. 

Gratification 218 f. 287. 
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Grundbuchsführer 200. 
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Grundſteuer 314. 
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277. 
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Hofſtelle 248. 348. 354. 368. 
376. 381. 7 

Holz 245 f. 
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Inventar 171 — 177. 259. 
270. 323. 

Inventur 153. 

Joachimsthal 275. 300. 

Juden 236. 239. 401. 


K. 


Kamin 258. 316 f. 
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326. | 
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214. 262. 268. 282 f. 

284-288. 309. 
Kirchenrechnungs-Reviſion 271 

—279. 283. 306. 317. 
Kirchenſachen 6 f. 

Kirchenſilber 314 f. 326 f. 

Kirchenſitz 250. 

Kirchenſtuhl 66. 68. 

Kirchenvater 107. 145 — 148. 


Landesfürſt 35. 110. 153. 
Landesfürſtl. Patronat 


299. 325. 


271. 


159. 180 — 184. 
264. 266. 331. 
Kirchenvermögen 7 ff. 
Kirchenvorſteher 105. 116 f. 
123. 127. 181 f. 233 f. 
241 — 244. 249 f. 300. 

322. 329. 

Kirchenwaldung 165. 
257. 277. 310. 

Kirchweihfeſt 316. 

Klage 335 f. 

Klingelbeutel 57 f. 280. 

Kloſter 51. 55. 59. 76. 79. 
129 f. 149. 153. 343. 
350 — 352, 354. 380. 
392. ö 

Kloſterbibliothek S. Bibliothek. 

Kloſter-Crida 129. 

Kloſterkirche 5 1. 55. 57. 104. 
129. 136. 176 f. 

Kloſterpfarre 149. 155. 171. 
266. 384. 

Kloſterpfarrer 384. 

Koſtbarkeit 324. 

Kreisamt 90. 114. 126. 128. 
146. 154 f. 164 f. 175. 
182. 184 — 186. 205 f. 
214. 216. 224. 230. 234f. 
241. 245 f. 269, 271. 
275 f. 278. 284 f. 314. 
322. 328 f. 358. 370 f. 
394. 

Kreis- Commiſſär 286. 308. 
399. 

Kreis-Ingenieur 186. 310. 

Kreiskaſſier 182. 186. 358. 

Kreutzherr 80. 

Kur 51. 53. 


251. 


* 


245 f. 


L. 


Landesſtelle 52. 60. 76. 82. 
90 f. 106. 114 — 116. 
117. 119 f 1426. 
138. 146 f. 154. 163. 


175. 185—187, 196. 203 
— 207. 211 f. 214. 224 f. 
227. 233 — 235. 241 f. 
r eee 
279 f. 284. 300. 322. 326. 
329 — 331. 352. 354. 
358 f. 366. 369. 394. 396. 
409. N 
Landgericht 184. 264. 330. 
Landrecht 175. 273. 371 f. 
Landtafelfähigkeit 210. 407. 
Laudemium 249. 

Legata pia 83—91 f. 182. 
Lehen 3. 25. 32 f. 37. 246 
— 248. 324. 326. 345. 

Lehensherr 158 — 160. 


Lehenſchrane 293. 
Leibgeding 231. 
Leibgedingſtadt 274. 


Leichentuch 64. 


Leuchter 65. 71. 
Libellariſcher Vertrag 23. 
Licitation S. Verſteigerung. 
Licitations- Protokoll 408. 
Liebesgaben 10. 
Liebeswerke 321. 
Liquidation 284. 384. 
Literatur 44—48. 
Local-Capellan 354. 383. 395. 
Löſchung 328 f., 
Lotto 312. 


M. N 


Magiſtrat 121. 184.205.207. 
223 f. 255. 264. 266. 269. 
v7 282. I 
Maltheſer 80. 
Maltheſer-Ordenspfarren 80. 
349. 
Mantel 62. 
Manual⸗- Legat 87. 
Mendicanten 59. 387 f. 390. 
393. 
Meſſen- Reduction S. Reduc⸗ 
tion. 
Meßgelder 88. 132. 279 f. 
Meß⸗Intentions-Bogen 132 f. 


Meßner 251. 302 — 304. 
397. 

Meßſtiftung 129 —132. 

Meß⸗Stipendium 85. 87. 

Meßwein 300. 

Militär 373. 378. 

Militär-Perſonen 73. 

Monte di pieta 193, 

Mortuar 81. 88. 249. 

Münzſorte 215. 225 — 227. 
259 f. 277. 303 f. 358 f. 

367. 


Muſicus 305. 


N. 


Nachlaß 329. 354. 
Neujahrsgeſchenk 303. 
Notherbe 85. 


Noviz 51. 86. 387. 
Nutzgenuß 199. 


O. 


Oberbeamte 146. 154 f. 159. 
Obligation 89. 181. 192— 


303. 327 — 329. 331. 
341. 366 — 368. 409. 


Mr 


Obrigkeit 36. 88. 107. 121. 
154 f. 190. 202. 204 — 
207, 223, 224, 216. 231. 
233. 245. 255, 276. 303. 

Oeconom 17. 26 f. 35. 144. 

Olmütz 346. 

Opfer 8—13. 54— 59. 228. 
326. 345. 

Opfergang 55 f. 280. 


Opfergeld 279 f. 

Opferſtock 56 f. 280. 380. 

Orden (geiſtl.) 51. 76. 267. 

Ordensperſon 76. 79 f. 386 
— 388. 

Ordinarius S. Biſchof. 

Organiſt 397. 

Ortsgericht 82. 175. 

Oſterkerze 299. 


P. 


Pabſt 322. 346. 356. 

Pachtbedingniß 155. 236— 
240. 249. 369. 

Pacht⸗Contract 234 f. 249. 
354. 

Pachterneuerung 235. 

Paramente 173 f. 

Paſſiv⸗Capital S. Schuld. 

Patrimonium 41 — 43. 

Patron 35. 107. 117. 158 — 
160. 185. 204 f. 211. 
214. 224. 233. 245. 251 
—255. 264 —268. 272. 
274.278. 301. 303 305. 
309 f. 313. 316 f. 380. 

Patronats-Recht 405. 

Penſion 355. 390—394. 

Perſolvirungs-Buch 123. 

Pfand 4. 

Pfarrer 128. 133. 146 f. 
148 f. 158. 181 f. 204. 
i. 216.. 31 f. 
246. 250 f. 253. 262 — 


268. 278. 284. 286. 299. 
302. 311. 326. 331. 383. 
392. 395. 
ꝓflichttheil 77. 
Pfründe S. Beneficium. 
Portio canonica S. canonica 
portio. 
Porzicz 80. 
Prag 184. 275. 357. 
Prälat 322. 334. 
Präliminar-Syſtem 374. 
Precarien 22. 32. 37, 
Pretia peccatorum 43. 
Pretioſen 268. 
Primitiae 13. 
Privilegium fori 29 f. 36. 
Pfribram 275. 
Proteſtantiſch S. Bethaus. 
Proviſor S. Adminiſtrator. 
Proceſſion 141. 
Proceſſionsgeld 141. 296. 
Punzirung 314 f. 326. 
Pulſant 61. 64. 


Q. 


Quarta faleidia 83. 89. 
Quittung 181 f. 269. 312. 


R. 


Rabatt 225. 287 
Rangordnung 266. 


8. 330. 357. 384. 388. 


Ratification 408. 
Räucherung 303. 


— 465 — 


Rauchfangkehrerlohn 257.3 16f. 

Realität S. Grundſtück. 

Rechnungsführer 178. 265. 
268. 284 — 288. 309. 

Recht 1. 

Rechtsmittel 335 f. 

Rechtsſtreit 153. 

Redemptoriſt 386. 

Reduction 103. 156—141. 

Reiſeauslagen 153. 186. 241. 
282. 306— 310. 398. 


Reife = Particulare 186 309. 


39% 
Religionsbücher 380. 
Religionsfond 129. 248. 271. 
296. 303. 312. 316. 342. 
— 410. 
Religionsfonds-Ausgaben 358 f. 
Religionsfonds-Capitalien S. 
Capitalien. 
Religionsfonds-Einnahme 356 
— 358. 
Religionsfonds-Gebäude 373. 
377 —379. 


Religionsfonds » Kaffe 355 — 
360, 

Religionsfonds-Meſſen 130— 
135. 140. 

Religionsfonds-Patronat 377. 

Religionsfonds-Rechnung 374. 

⸗Religionsfonds-Steuer 350 — 
352, 

Religionsfonds-Uiberſchuß 360 
—364, 

Religionsfonds - 
375-401. 

Religionsfonds-Zufluß 347 — 
353, 

Reliquien 343, 

Renten 249. 378. 

Reparatur 258. 354. 

Reſt 156. 329. 354. 

Restitutio S. Wiedereinſetzung. 

Reugeld 407. 

Ritual 353. 

Robot 231. 

Roßbach 293. 


Verwendung 


S. 


Sache 1. 6 f. 

Sachenrechte 2—6, 

Säckel 9. 39. 42. 

Sacriſtei 117. 
179. 258. 

Salzkaſſe 346. 355. 397. 

Salzſteuer 356. a 

Sammelbüchſe 57 f. 

Sammlung 59 f. 387. 

Sarg 323. 

Schätzung 201—203. 

Scheidungsläuten 72. 

Schenkung 24 f. 50 — 52, 
324. 

Schenkung auf den Todesfall 91. 

Schirmbrief 249. 

Schlüſſel 152. 156.159. 178f. 

Schule 141. 296 f. 307 f. 


120. 132. 


Schule (akathol.) 308. 

Schuld 330. 

Schuldbrief 207 —211. 224. 
227 f 

Schuldenlaſt 337 f. 

Schul-Diſtricts-Aufſeher 306 
— 308. 

Schulerforderniß 380. 

Schulfond 296. 305. 307 f. 
344. 347. 397. 

Schulgebäude 141 f. 377 f. 

Schullehrer 141. 251. 504 f. 
397. 

Schul⸗Prämium 410. 

Schul⸗Viſitation 306 — 309. 

Schutzrecht 161 — 163. 166. 

Scontrirung 285—288. 359f. 

Sedisvacanz 35. 


„ A 


Seele 87. 277. 

Seelſorger S. Pfarrer. 

Senior 308, , 

. Gervitut 4, 

Sicherheit 171. 187 — 203. 
222 f. 238. 240. 

Sicherſtellung 35. 104 f. 168 
— 179. 366. 407. 

Siegelmäßig 210. 

Silber 326 f. 

Soldatenkinder 86. 

Spiritual-Adminiſtrator 260 
— 262. 

Spital 107. 270. 276. 373. 

Stadt 271. 274. 

Staats-Banco-Kaſſe 328. 

Staatsbuchhaltung 117. 173. 
177. 258. 271 — 279. 
292 f. 352. 355. 359 f. 
365. 367. 374. 493. 403. 

Staatsgüter = Adminiſtration 
165. 355. 372. 

Statue 58. 71. 

Stempel 105. 107. 118. 
124 f. 202. 204. 234. 
244. 311 f. 388. 399 f. 
409. 

Sterbetaxe 81. 88153. 

Steuer 20. 29. 36. 313— 
315 400. 

Steuereinnehmer 356. 

Stift S. Klofter. f 

Stiftbrief 107 — 110. 121. 
124. 157. 272. 

Stiftbriefs-Exemplar 116— 
119. 125. 5 


Stiftungsumwandelung 


Stiftsherrſchaft 301. 

Stiftspfarre S. Kloſterpfarre. 

Stiftung 92—143. 153. 193. 

220. 252. 311. 323, 344. 
349. 366. 

Stiftungsannahme 94 — 106. 
110. 

Stiftungsanſuchen 111— 115. 


Stiftungsbeſtätigung 110 — 


116. 
Stiftungsbetrag 95 — 104. 
Stiftungsbeweis 111. 121. 
Stiftungs-Capital 104. 129. 
138 — 142. 168 — 171. 
255. 277. 315. 
Stiftungserforderniſſe 
106. s 
Stiftungserfüllung 120—136. 
Stiftungs⸗Faſſion 122. 
Stiftungs- eee 146. 
163. 353. 
Stiftungs⸗Minimum 96 —104. 
Stiftungs-Reducirung S. Fir 
duction. 
Stiftungs-Tabelle 117. 119 f. 
123 


94 — 


136, 
141 f. 
Stiftungsurkunde 311, 
Stipendium 354. 381. 
Stolgebühr 60 — 72. 
182. 
Stolordnung 60— 72. 
Strafe 334 f. 
Strafgeld 353. 
Strafhaus 396. 
Synode 29 f. 


151. 


T. 


Tabernakel 8. 


Tabula fundationum 117. 


Taufſtole 303. 397. 
Taxen 116. 125. 153. 312. 
353. 400. N 


ET 


Temperaments-Puncte 293. 

Tertiarier 344. 

Teſtament 74 — 78. 83-86. 
90. 111. 127. 

Theilung 18. 30. 


Tiſchtitel 354. 382. 386 f. 


388. 396. 399 f. 


U. 


umſchreibung 329. 368. 
Umwandelung 136. 141 f. 
Ungeld 34. 

Unſicherheit 222. 
Unterhalt 380—398. 


Todesfall 173. 393. 
Todestag 393. 
Todtengräber 305. 
Türkiſche Bothmäßigkeit 86. 
Türkiſcher Unterthan 407. 


Unterkammeramt 205. 224. 
274. 

Unterthan 63. 85. 88. 152. 
190. 249. 

Unterthansreſt 405. 


V. 


Veränderung S. Beſitzverände- 


rung. 

Veränderungsfall 173. 

Veränderungsgebühr 153. 

Veräußerung 21—23. 31. 36 
f. 156. 187. 319—342, 
369. 402 410. 

Veräußerungsart 3 19 f. 

Veräußerungsbedingniß 320 ff. 

Veräußerungs-Commiſſion402f. 

Veräußerungserforderniß 320— 
323. 41 fa 

Veräußerungsfall 323 —328. 

Veräußerungsförmlichkeit 320— 
323. 

Veräußerungsſtrafe 334. 

Veräußerungsverbot 320 — 
323% 

Veräußerungswirkung 331— 
333. 

Verjährung 37. 339 — 342. 

Vermächtniß 4. 83 —91f. 182. 

Vermiethung 53. 245. 


Verpachtung 53. 156. 229 — 
245. 249. 314.3 17. 368 ff. 

Verſehpferd-Beitrag 358. 

Verſteigerung 240 — 245. 
249. 369. 405. 

Vertheilung 18. 30. 

Vertrag 5. 50— 53. 93. 

Vertretung 153. 252—255. 
313. 373 400. 

Verwalter 144 — 166. 211 f. 
224. 230. 353-355. 
Verwaltung 9. 11. 14. 16. 

26. 35. 143—255. 
Verwendung 9. 11. 15. 18. 
30. 36. 295-318. 375 ff. 
Verzeichniß S. Inventar. 
Veſpern 135 f. 
Vicedom 17. 
Vidimirung 312. 

Vinculiren 196. 219. 240. 
Viſitation (canoniſche) 124. 
223. 230. 305-309. 
Vogt 27 — 29. 146. 148— 


— 468 — 


158. 175. 181. 206. 216. 
224. 249. 251. 253. 255. 
202 — 26 . 28. 
282. 286. 311. 317. 330f. 
335. 

Vogtei-Commiſſär 153 — 157. 
183. 284. 


Vogthold 153. 

Vormerkung 228. S. auch Ein⸗ 
verleibung. 

Vorſchuß 227. 329. 

Vorſegnung 56. 

Vota fidelium 43. 


W. 


Wachsfigur 228 f. 
Wahnſinn 390. a 
Währung S. Münzſorte. 
Waiſenkaſſe 286. 
Wallfahrtskirche 56. 279 — 
281. 
Wappen 62. 64. 
Weihrauch 71. 
Weingarten 325 f. 
Weiſſen 379. 
Wetterläuten 303. 


Widum 264. 

Wiedereinſetzung 336 f. 340. 

Wien 68. 203. 

Wiener Banco-Hauptkaſſe 194. 
312. 363. 

Wieſe 326. 

Wirthſchaftserzeugniſſe, 
378. 

Wirthſchaftsrechnung 257. 

Wirthſchaftsregiſter 378. 


325. 


I 


Zahl (runde) 363. 368. 

Zählgeld 90. 313. 

Zahlung 356— 359. 409. 

Zahlungsbogen 394. 

Zechprobſt 145. 

Zehent 8. 13. 73. 242—244. 
249. . 

Zeitung 215. 406. 

Zeuge 75. 77. 

Zinſen 37. 89. 99. 127. 180 


— 182. 187. 217 — 220 

228. 255. 287. 312. 327. 

341. 356—358. 367. 
Zinsgut 3. 23. 


Zugehör 1. 

Zurückzahlung 225 — 227. 
366. 

Zuſammenſchreibung 213 f. 
368. 
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